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Fur Reform des Eheſtreitverfahrens. 
(Unter beſonderer Berückſichtigung des Salzburger Juriſtentages.) 
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Von Miniſterialrat Geh. Regierungsrat Dr. Volkmar, Berlin. 


Frau Dr. Munck auch noch zutreffend hervor, mit der Dauer 
des Prozeſſes wachſe die Gefahr, daß ein Ehegatte, der vor⸗ 
her noch keinen Scheidungsgrund gegeben habe, während des 
Prozeſſes unter dem ſeeliſchen Drucke des Verfahrens ſchwere 
Eheverfehlungen begehe. Mit Recht kam danach Schiffer 
zu dem Ergebnis, gerade Eheſachen bedürften beſonders 
ſchneller Erledigung. Denn ſei eine Ehe nicht ſcheidungs⸗ 
reif, ende alſo der Prozeß mit Klageabweiſung, ſo mache 
die vergiftende Wirkung einer langen Prozeßdauer die 
Wiederaufnahme der ehelichen Gemeinſchaft meiſt unmög⸗ 
lich, und komme es zur Scheidung, ſo ſei es ein Un⸗ 
recht, die Ehegatten in einem unerträglich gewordenen Ver⸗ 
hältnis länger als unbedingt nötig feſtzuhalten und vor allem 
die Unterhaltspflicht eines Ehegatten gegenüber dem ſchuldigen 
anderen Ehegatten unnötig zu verlängern. Auch darin wird 
Schiffer beizutreten ſein, daß gerade die Ausſicht, ihren 
Unterhaltsanſpruch erheblich zu verlängern, vielfach Frauen, 


N Daß unfer Eheſcheidungsweſen mit den neuzeitlichen An⸗ 
chauungen nicht mehr überall im Einklang ſteht, beweiſen die 
heftigen Kämpfe, die ſeit langem im Reichstag um die Reform 
157 materiellen Scheidungsrechts ausgefochten werden. Sie 
aſſen ſich mit der Gegenüberſtellung: Verſchuldungsprinzip 
oder objektives Zerrüttungsprinzip kennzeichnen. 


Man würde aber der Sachlage nicht gerecht, wenn man 
aunähme, die Unzufriedenheit weiter Volkskreiſe mit unſerem 
Eheſcheidungsweſen habe allein im materiellen Recht ſeine 

rſache. Denn zweifellos hat auch die Ausgeſtaltung, die das 
Eheſcheidungs verfahren gefunden hat, die Unzuträglich⸗ 
Nein des unſer materielles Eheſcheidungsrecht beherrſchenden 
erſchuldungsprinzips beſonders fühlbar gemacht. Es iſt ein 
erdienſt der Leitung des Deutſchen Juriſtentages, daß er in 
rkenntnis dieſer Tatſache die Frage der Notwendigkeit einer 
grundſatzlichen Anderung des Eheſtreitverfahrens auf die 


agesordnung ſeiner diesjährigen Salzburger Verhandlungen 
deset hat. Die durch das Gutachten Lehmanns vorzüglich 
dorbereiteten Erörterungen dieſer Frage wurden ſehr glücklich 
durch die feſſelnden Referate von Schiffer und Abra“ 

am eingeleitet, die ſich, obwohl ſie das Thema von 
geundſätzlich ganz verſchiedenen Geſichtspunkten beleuchteten, 
n praktiſchen Ergebnis doch weitgehend einander annäherten. 
8 o wurden nach einer ſehr lebhaften Diskuſſion Ergebniſſe 
tzielt, die zwar das Thema keineswegs nach allen Richtungen 
erſchöpften, aber in wichtigen grundſätzlichen Fragen doch eine 
rung herbeiführten, die für die künftige geſetzgeberiſche 

ehandlung des Problems von hohem Werke ſein wird. 


I. Die Aufgaben der Reform. 


u Vor allem haben die Erörterungen des Juriſtentages 
565 gezeigt, wo die Schwächen unſeres Eheſtreitverfahrens 
ie welche Ziele daher die Reform anzuſtreben hat. Mit 
völliger Einmüfigkeit wurde feſtgeſtellt daß ſich das Eheſtreit⸗ 
abrjahren in einer großen Zahl von Sachen viel zu langſam 

wickele und dadurch den Beteiligten unerträgliche ſeeliſche 
artealen. bereite, zumal erfahrungsgemäß, je länger ein der⸗ 
tiger Prozeß dauert, um fo mehr die perjönliche Gereiztheit 
* Parteien zunehme, bis ſie ſich vielſach in würdeloſer Weiſe 
gegenſeitig mit Schmutz überhäufen. In der Diskuſſion hob 


die in den erſten Inſtanzen ſchuldig geſprochen ſind, anreizt, 
eine ausſichtsloſe Reviſion einzulegen. 

Freilich darf auch nicht vergeſſen werden, daß es Fälle 
gibt, in denen nach längerer Dauer des Prozeſſes die Er⸗ 
bitterung der Parteien nachläßt und die anfangs unmöglich 
erſcheinende Ausſöhnung ſchließlich gelingt. Deshalb wäre es 
nicht richtig, Eile ume jeden Preis als Ziel der Geſtaltung des 
Eheſtreitverfahrens aufzuſtellen. Wohl aber wird man ſagen 
können, daß eine heilſame Prozeßhinausſchiebung in ſolchem 
Sinne nur auf dem geraden geſetzlichen Wege (Anordnung 
des Ruhens auf übereinſtimmenden Parteiantrag [8 251 
ZPO.] oder Ausſetzung [S 620], unter Umſtänden ſogar von 
Amts wegen anzuordnen) und nicht auf dem krummen der 
Prozeßverſchleppung erreicht werden darf. Es bleibt alſo als 
Ergebnis der Satz beſtehen, daß im Eheſcheidungsverfahren 
die Prozeßverſchleppung beſonders energiſcher Bekämpfung 
bedarf. 

Hervorzuheben iſt noch, daß Abraham meinte, für die 
gehäſſige Kampfesweiſe, die in vielen Eheprozeſſen zutage 
trete, ſei nicht das Verfahren, ſondern nur der materielle 
Rechtszuſtand maßgebend, da, ſolange das Scheidungsrecht 
vom Verſchuldensprinzip beherrſcht ſei, der Ehegatte, der ge⸗ 
ſchieden ſein wolle, ja genötigt ſei, den anderen mit Schmutz 
zu bewerfen. Dabei darf jedoch nicht vergeſſen werden, daß 

379 


3026 


Größere Aufſätze 


(Zuriſtiſche Wochenſchrift 


— — m ˙² 3l.ůͤ ˙7˖*———xñͤ 3˖Ä——.ñͤ3——.ßß—ß5—7;1,ꝓ½§ßßÄ5ę.ͥů⁊pͥù0uhu..̃ 2 —— 


zwiſchen ſachlicher Darſtellung von Eheverfehlungen und ge⸗ 
häſſiger Anhäufung von Schmutz ein großer Unterſchied be⸗ 
ſteht. Der Ton iſt hier entſcheidend, und da iſt, wie ſchon 
hervorgehoben wurde, gerade die lange Dauer des Kampfes 
oft die Haupturſache für die zunehmende Gereiztheit der 
Kämpfenden. 


Das Hauptziel der Reform des Eheſtreitverfahrens wird 
hiernach ſein, Beſchleunigung durch Konzentrierung und Ver⸗ 
hütung von Verſchleppungen unter Hinwirken auf eine mög⸗ 
lichſt ſachliche Kampfesweiſe der Parteien. 


II. Die Möglichkeiten der Löſung. 


Unter den Maßnahmen zur Erreichung dieſes Zieles 
kommen zwei verſchiedene Gruppen in Betracht, einmal all⸗ 
gemeine Vorſchriften, die für alle Prozeßarten gelten, und 
ferner für Eheſtreitſachen gegebene Sondervorſchriften. Nach 
erſterer Richtung hat der Juriſtentag keine Vorſchläge gemacht, 
wohl auch mit Recht. Denn, wie Abraham in ſeinem 
Referat betonte, enthält bereits die Novelle von 1924 zahl⸗ 
reiche der Konzentrierung und Beſchleunigung des Verfahrens 
dienende, in der Praxis bewährte Vorſchriften, die richtig an⸗ 
gewendet, ſich gerade auch in Eheſachen ſehr nützlich auswirken 
können. In Betracht kommen hierbei vor allem die Vor⸗ 
ſchriften über die Vorbereitung der Verhandlung durch den 
Einzelrichter (88 348 ff.), über Vorbereitungsmaßnahmen des 
Vorſitzenden (§ 272 b), Aktenlageentſcheidung ($$ 251a, 33 1a) 
und Zurückweiſung ſchulbhaft nachgeſchleppten Vorbringens 
(88 279, 279 a, 529 i. Verb. m. 626 ZRD.). 


Diejenigen Maßnahmen, die in Abweichung vom ge⸗ 
wöhnlichen Prozeß für Eheſachen geſondert ins Auge gefaßt 
werden können, zerfallen wieder in zwei Gruppen. Einmal 
ſolche, die die Organiſation der in Eheſtreitſachen tätigen 
Spruchorgane betreffen und andererſeits reine Verfahrens⸗ 
vorſchriften. 


1. Organiſatoriſche Maßnahmen. 

a) Hinſichtlich der Organiſation iſt die wichtigſte die von 
Schiffer in Fluß gebrachte Frage, ob der ordentliche Prozeß 
mit ſeiner Einſtellung auf den Parteibetrieb und damit auf 
Kampf die geeignete Form zur Austragung von Eheſtreitig⸗ 
keiten ſei oder dieſe nicht vielmehr in einem Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit weit beſſer aufgehoben ſein wür⸗ 
den. Gerade in dieſer Frage waren die Erörterungen des 
Juriſtentags beſonders gründlich und führten zu einer Löſung, 
die man wohl als endgültig betrachten kann. 

Schiffer verweiſt auf die Analogie des nach $ 1635 
VGB. vor dem Vormundſchaftsgerichte auszutragenden Kin⸗ 
derſtreits, ſowie auf die bei der Vorbereitung des Geſetzes 
über die Rechtsſtellung der unehelichen Kinder hervorgetre⸗ 
tenen Beſtrebungen, die Streitigkeiten über die uneheliche 
Vaterſchaft in einem Verfahren der freiwilligen SGerichtsbar⸗ 
keit vor dem Vormundſchaftsrichter austragen zu laſſen !). 
Er verſpricht ſich von einem Verfahren der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit mit vollem Amtsbetrieb vor allem eine weſent⸗ 
liche Beſchleunigung, ſowie die Befreiung von all den häß⸗ 
lichen Begleiterſcheinungen, die der Prozeßkampf der Par⸗ 
teien notwendig mit ſich bringt. Demgegenüber hat ſchon 
Abraham darauf hingewieſen, daß die größere Schleunig⸗ 
keit des Verfahrens der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſehr zu 
bezweifeln iſt. Wer die Kinderſtreitigkeiten aus 81635 BGB., 
die ſich oft in hauptſächlich ſchriftlichem Verfahren jahrelang 
hinſchleppen, aus der Praxis kennt, wird ihm beitreten. Vor 
allem aber wird man ſich nicht verhehlen können, daß Kinder⸗ 
ſtreitigkeiten und Eheſtreitſachen in ihrem inneren Weſen er⸗ 
hebliche Verſchiedenheiten aufweiſen. Bei Kinderſtreitigkeiten 
aus 8 1635 BGB. iſt reiner Amtsbetrieb am Platze, der Vor⸗ 
mundſchaftsrichter, der in erſter Linie das Wohl der Kinder 
im Auge zu behalten hat, kann und muß bei den Kinder⸗ 
ſtreitigkeiten ein reines Amtsverfahren anwenden, muß ohne 
Gebundenheit an das Vorbringen der ſtreitenden Eltern den 
wahren Sachverhalt ermitteln. Gleiches wäre für Eheſtreitig⸗ 


1) Nach den Beſchlüſſen des Reichsrats iſt man indeſſen für die 
Streitigkeit der unehelichen Kinder von dieſem Gedanken wieder ab⸗ 
gekommen und hat ſich auch hier für die Beibehaltung des Prozeß⸗ 
verfahrens entſchieden. 


keiten undenkbar. Da es in der Macht der Ehegatten liegt, ob 
fie die Scheidung begehren, kann ihnen auch die Dispoſitien 
über die Scheidungsgründe nicht genommen werden. Wil 
3. B. ein Ehemann, der glaubt, noch andere Scheidungsgründe 
zu beſitzen, es verhindern, daß ein Ehebruch ſeiner Frau zum 
Gegenſtande des Streites wird, fo wäre es ein nicht zu bill 
gender Eingriff in ſeine Rechtsſphäre, wenn der Eherichter 
die Befugnis hätte, gleichwohl ſein Amtsverfahren auch auf 
den Ehebruch auszudehnen. Der Richter müßte alſo, auch 
wenn man ein Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit N 
führte, ſoweit der der Eheſcheidung dienende Verhandlung 
ſtoff in Betracht kommt, an das Vorbringen der Parteien 
gebunden bleiben. Aber noch nach anderer Richtung ſind DE 
Regeln des ordentlichen Streitverfahrens für den Eheſtrei! 
unentbehrlich: Mit weiſer Überlegung hat 8 617 ZPO. die 
Vorſchriften des gewöhnlichen Streitverfahrens über Zu⸗ 
geſtändnis und Eideszuſchiebung beim Eheſtreit nur für die 
Tatſachen ausgeſchloſſen, die der Scheidung oder Anfechtung 
der Ehe dienen ſollen, ſie dagegen aufrechterhalten für die 
Tatſachen, die zur Aufrechterhaltung der Ehe führen. Auch 
das iſt die natürliche Folge des ſelbſtverſtändlichen Rechtes 
jedes Ehegatten, dem anderen Verfehlungen, ſo ſchwer ſie auch 
ſein mögen, zu verzeihen. Denn kann der Ehegatte eine Ver⸗ 
fehlung verzeihen, ſo muß er auch die Behauptung, verziehen 
zu haben, mit bindender Wirkung zugeſtehen können, und es 
iſt auch nicht abzuſehen, warum ſein Schweigen auf die de 
hauptung der Verzeihung oder die Verweigerung eines ihm 
darüber zugeſchobenen Eides im Eheſtreit anders als im ge 
wöhnlichen Prozeß gewertet werden ſoll ). 


Hierzu kommt noch, daß in allen Eheſtreitſachen, in denen 
die eine Partei das Scheidungsbegehren der anderen bekämpft 
(und dieſe Fälle werden, auch wenn das künftige materielle 
Scheidungsrecht neben das Verſchuldensprinzip das Zer⸗ 
rüttungsprinzip ſetzt, kaum weniger häufig ſein als unter dem 
geltenden Rechtszuſtand), die Garantie der mündlichen Ver 
handlung unmöglich entbehrt werden kann. 


Nach alledem macht gerade die Eigenart des Ehe 
verfahrens, auch wenn man es ohne Rückſicht auf das hiſto⸗ 
riſch Gewordene und die Einrichtungen anderer Länder frei 
konſtruieren wollte, die Übernahme zahlreicher Maximen des 
gewöhnlichen Prozeßverfahrens unbedingt notwendig. Au 
der anderen Seite zeigt ſchon unſer geltendes Recht, daß auch 
in einem als Prozeß eingerichteten Eheſtreitverfahren erheb⸗ 
liche Annäherungen an den die freiwillige Gerichtsbarkeit be⸗ 
herrſchenden Amtsbetrieb möglich ſind (88 617, 618 3 O.). 
Es iſt alſo die auch in den Erörterungen auf dem Juriſten⸗ 
tag von einem Diskuſſionsredner geſtreifte Frage berechtigt, 
ob ſich ein Eheverfahren vor dem Vormundſchaftsrichter, das 
alle nach vorſtehendem nötigen Annäherungen an das Prozeß⸗ 
verfahren enthält, noch weſentlich von dem geltenden Verfahren, 
das zwar als Streitverfahren aufgebaut iſt, aber zahlreiche 
Annäherungen an das Verfahren der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit aufweiſt, unterſcheiden würde. Wollte man aber 10 
weit gehen, daß man dem Vormundſchaftsrichter im künftigen 
Eheſtreitverfahren die Sammlung des Streitſtoffes ganz über 
laſſen wollte, ſo würde man ihn, da er für beide Parteien 
nach eutgegengeſetzten Richtungen tätig werden müßte, worauf 
namentlich Abraham eindringend hingewieſen hat, vor eine 
überaus ſchwierige Aufgabe ſtellen. Mit Recht betont Abra“ 
ham ferner den Wert der Anwaltbeteiligung im heutigen 
Eheprozeß und meint, im Intereſſe rationeller Arbeits“ 
verteilung liege es, hinſichtlich der Stofſſammlung den Rich⸗ 
ter künftig durch möglichſt rege Betätigung der Partei“ 
vertreter im künftigen Eheverfahren eher mehr denn weniger 
als im gegenwärtigen zu entlaſten. 


Aus allen dieſen Erwägungen hat der Juriſtentag den 
Gedanken, das Eheverfahren organiſatoriſch grundlegend zu 
ändern und als Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
auszugeſtalten, abgelehnt. 


2) Nach dem urſprünglichen Entwurfe der Theſen der Bericht⸗ 
erſtatter war zwar vorgeſchlagen, den Grundſatz des 8 617 Abſ. 2 auch 
auf ſolche Tatſachen anzuwenden, die der Aufrechterhaltung der Ehe 
dienen, der Vorſchlag wurde aber nach Hinweis auf die oben an“ 
gegebenen Geſichtspunkte zurückgezogen. 
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b) Nun blieb freilich noch die zweite Frage zu erledigen, 
ob man nicht entſprechend einer aus der Mitte des Reichs⸗ 
gerichts gegebenen Anregung, wenn man dem Eheſtreit das 
Weſen eines Prozeßverfahrens beläßt, eine organiſatoriſche 
Anderung doch dahin vornehmen ſollte, daß man den Ehe⸗ 
prozeß vor das Amtsgericht verlegt und dort unter Laien⸗ 
beiziehung (Männern und Frauen in gleicher Zahl) Ehe⸗ 
chöffengerichte bildet. Auch dieſe Frage ift vom Juriſtentag 
erörtert und, wie gleich vorweg bemerkt ſei, bei der Schluß⸗ 
abſtimmung verneint worden. Freilich erſcheinen hier die vor⸗ 
gebrachten Gründe keineswegs zwingend. 


Schiffer hat gegen die Eheſchöffen hauptſächlich geltend 
gemacht, es handle ſich in Eheprozeſſen um Erfahrungstat⸗ 
ſachen des täglichen Lebens, die der rechtsgelehrte Richter 
mindeſtens ebenſogut zu würdigen verſtehe, wie der Durch⸗ 
ſchnittslaie. Mit dieſer Begründung könnte man aber ebenſo⸗ 
gut die Schöffengerichte in Strafſachen bekämpfen, bei denen 
auch niemand behaupten wird, daß die Laienbeiſitzer in der 
Würdigung des ihnen vorgelegten Tatſachenmaterials er⸗ 
ſahrener und ſachkundiger ſeien als die vorſitzenden Richter. 
[braham hat freilich die Schifferſche Beweisführung 
adurch zu vervollſtändigen geſucht, daß er erklärte, in Straf⸗ 
achen rechtfertige ſich die Laienbeiziehung aus der inneren 

eteiligung des Volkes an der Verbrechensbekämpfung, in 
Eheſachen ſtänden nur Privatintereſſen auf dem Spiele. Aber 
auch das trifft nicht zu. Die Ehe iſt die Grundlage unſeres 
taatslebens und als ſolche in Art. 119 RVerf. feierlich an⸗ 
erkannt. Daß danach auch die Eheſcheidung nicht nur Privat⸗ 
lache iſt, beweiſen die zahlreichen Vorſchriften unſeres Ver⸗ 
ahrens, die die Parteidispoſition einſchränken. Ein Intereſſe 
der Allgemeinheit an der Art, wie Eheſtreitſachen durchgeführt 
werden, wird man danach ſchwerlich ganz leugnen können. 
Man darf auch nicht überſehen, daß die in Eheſtreitſachen zu 
öſenden Fragen überwiegend nicht auf rechtlichem, ſondern 
auf allgemein menſchlichem Gebiet liegen, ſo daß ſchon aus 
ieſem Grunde die Laienmitwirkung hier fruchtbarer fein kann 
als auf manchem anderen Gebiete. Sehr beredt ſind dieſe 
Gründe näher ausgeführt von Sperl, DIE. 1928, 1128ff. 
5 27 den Erörterungen des Juriſtentags von Wierus⸗ 

38 ki. 


„Vor allem aber hat der Juriſtentag nicht genügend ge⸗ 
prüft, wie ſich die Einführung von Eheſchöffen im Verhältnis 
zu den aufgezeigten Zielen der Entgiftung ſowie Beſchleuni⸗ 
gung und Konzentrierung des Verfahrens praktiſch auswirken 
würde. Hier iſt nun nicht zu verkennen, daß das Eheſchöffen⸗ 
gericht dem, was Schiffer durch ein Verfahren der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit erreichen will, unter Vermeidung der 
Nachteile dieſes Vorſchlags, ſehr weitgehend entgegenkommt, 
ſo daß unter dieſem Geſichtspunkt die ablehnende Haltung, 
die Schiffer zu dem Gedanken des Eheſchöffengerichts ein⸗ 
genommen hat, nicht ganz folgerichtig erſcheint. Vor allem 
würde der Vormundſchaftsrichter, den Schiffer zur Er⸗ 
ledigung der Eheſachen heranziehen will, der gegebene Vor⸗ 
ſitende des Eheſchöffengerichts ſein. In Verbindung hiermit 

ürde ferner die Tatſache der Laienbeiziehung zweifellos viel 
azus beitragen, um der Verhandlung eine der Bedeutung der 
Eheſachen entſprechende Würde zu geben und ſie von den Aus⸗ 

üchſen des Parteihaſſes zu befreien. Mit Recht klagt man 
darüber, daß in einem jahraus jahrein nur mit Eheſtreitſachen 
befaßten Richterkollegium allmählich die Routine die Ober⸗ 
and gewinne und eine gewiſſe Gewöhnung und Abſtumpfung 
eintrete, die der gehäſſig ſchmutzigen Kampfesweiſe vieler Ehe⸗ 
ſtreitparteien indirekt Vorſchub leiſte. Dies alles würde ſich 
00 Eheſchöffengericht, bei dem überhaupt die mündliche Ver⸗ 
handlung eine erhöhte Bedeutung gewinnen würde, weſentlich 
günſtiger entwickeln. Schon die Anweſenheit einer Frau unter 
Au Schöffen wird die meiſten Parteien zwingen, ſich in der 
usbreitung ſchmutziger Einzelheiten vor dem Gericht zu 
gußigen, In noch höherem Maße würde die Einführung des 
beſchöffengerichts die Konzentrierung des Verfahrens und die 
gleichfalls in den Erörterungen des Juriſtentags warm be⸗ 
butwortete Unmittelbarkeit der Beweiserhebung fördern. Hat 
alch allein ſchon das Beispiel der Arbeitsgerichte und Landes⸗ 
Bbeitsgerichte gezeigt, daß ſich alle auf Konzentrierung der 
durhandlung abzielenden Vorſchriften unſeres Prozeßrechts 
or Laiengerichten weit leichter durchſetzen laſſen, weil hier 


von ſelbſt alles dahin drängt, daß die in beſtimmter Be⸗ 
ſetzung des Kollegiums begonnene Verhandlung auch zu Ende 
geführt wird. Als auf dem Juriſtentag auf dieſen Punkt hin⸗ 
gewieſen wurde, iſt zwar von anwaltlicher Seite entgegnet wor⸗ 
den, wenn ſich Eheſchöffengerichte ſo auswirken würden, ſeien 
ſie geradezu ein Unglück, denn ſie brächten dann die Gefahr 
ungenügender Aufklärung des Sachverhalts. Dieſer Einwand 
dringt aber nicht in die Tiefe. Er überſieht, daß, wie mir 
zahlreiche Vorſitzende von Landesarbeitsgerichten übereinſtim⸗ 
mend verſichert haben, bei Verhandlungen vor Laiengerichlen, 
die auf ſtrenger Befolgung der Konzentrierungsvorſchriften 
des Geſetzes beſtehen, allg Beteiligten, einſchließlich der An⸗ 
wälte, fi auf dieſe Haltung des Gerichts einſtellen und bei 
der Vorbereitung der Verhandlung weit mehr Eifer und Um⸗ 
ſicht an den Tag legen als im gewöhnlichen Verfahren. Daß 
im übrigen die Wahrſcheinlichkeit richtiger Erforſchung der 
materiellen Wahrheit oft im umgekehrten Verhältnis zur 
langen Dauer des Verfahrens ſteht, die immer mit dem Ver⸗ 
luſt der Unmittelbarkeit bezahlt wird, iſt eine jedem Praktiker 
geläufige Beobachtung. Man kann ſchließlich auch nicht die 
Konzentrierung und Beſchleunigung des Eheverfahrens als 
unbedingt erſtrebenswertes Ziel hinſtellen und andererſeits 
die Mittel, die dieſes Ziel zu erreichen verſprechen, gerade 
deswegen, weil ſie das tun, ablehnen. 

Was ſonſt noch gegen die Eheſchöffengerichte vorgebracht 
iſt, betrifft nicht den Grundſatz, ſondern nur die Art der Aus⸗ 
führung. So ließe ſich z. B. die Gefahr, daß die Eheſchöffen 
den beteiligten Parteien zu nahe ſtehen, leicht dadurch ver⸗ 
meiden, daß Eheſchöffengerichte nur an größeren Amtsgerichten 
errichtet werden, deren Zuſtändigkeit die Bezirke der umliegen⸗ 
den kleineren Amtsgerichte mitumfaßt. Dadurch würde auch die 
Auswahl geeigneter Vorſitzender weſentlich erleichtert werden. 
Ebenſo iſt die Frage der Notwendigkeit des Anwaltzwangs von 
der Frage der Eheſchöffengerichte ganz unabhängig. Man 
könnte auch für Eheſchöffengerichte Anwaltzwang vorſchreiben. 


2. Einzelvorſchläge. 


a) An Einzelvorſchlägen für das Eheſtreitverfahren, die 
auf dem Juriſtentage erörtert wurden, iſt in erſter Linie zu 
erwähnen, daß die Befugniſſe des Einzelrichters erweitert 
werden ſollen, er nämlich auf Antrag beider Parteien auch in 
Eheſachen an Stelle der Kammer endgültig den Streit ent⸗ 
ſcheiden ſoll. Dieſe Maßnahme iſt zwar unſchädlich, man kann 
ſich von ihr aber keine große Wirkung verſprechen, wenn man 
bedenkt, daß auch in vermögensrechtlichen Streitigkeiten die 
Parteien von der Befugnis, den Einzelrichter allein entſcheiden 
zu laſſen, nur ſehr ſelten Gebrauch machen. 


bp) Ferner iſt zur Stärkung der Unmittelbarkeit vorge⸗ 
ſchlagen, anzuordnen, daß auf Antrag einer Partei, die Un⸗ 
mittelbarkeit der Beweisaufnahme, und zwar in erſter In⸗ 
ſtanz vor dem Einzelrichter, in zweiter Inſtanz auch vor 
dem Kollegium anzuordnen iſt. Hier bleibt jedoch zu über⸗ 
legen, ob es richtig iſt, wenn man die unmittelbare Beweis⸗ 
erhebung für die beſſere hält, die Entſcheidung darüber in die 
Hände der Parteien zu legen. Folgerichtiger iſt das ArbchG., 
das die Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme mit außerordent⸗ 
lichem Erfolg zwingend vorgeſchrieben hat. Zweifelhaft er⸗ 
ſcheint es aber nach den bei den Zivilkammern der Land⸗ 
gerichte gemachten Erfahrungen, ob ſich die Unmittelbarkeit, 
wenn man ſich nicht auch in Eheſachen für Laiengerichte ent⸗ 
ſcheidet, hier ſo leicht wird durchführen laſſen wie bei den 
Arbeitsgerichten und Landesarbeitsgerichten. Der ferner noch 
vom Juriſtentag gemachte Vorſchlag, die Beeidigung der Zeu⸗ 
gen und Sachverſtändigen in das Ermeſſen des Gerichts zu 
ſtellen, iſt zwar ſehr beachtlich, zumal ſich im arbeitsgericht⸗ 
lichen Verfahren die gleiche Regelung (8 58 Abſ. 2 ArbGG.) 
bewährt hat. Sie kann aber kaum als Sondermaßnahme nur 
für Eheſachen eingeführt werden, ſondern müßte, wenn man 
ſich dafür entſcheidet, allgemein eingeführt werden. 

e) Noch in einem gewiſſen Zuſammenhang mit den 
Fragen der Konzentrierung des Verfahrens ſteht die Ge⸗ 
ſtaltung des Eheſühneverfahrens, die gleichfalls auf dem 
Juriſtentage erörtert worden iſt. Hier war die einmütige An⸗ 
ſicht, daß der Sühnetermin vor dem Amtsrichter ſich nicht 
bewährt hat und an ſeine Stelle ein Güteverfahren vor einem 
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Mitglied des Prozeßgerichts treten müſſe, das eine weit 
gründlichere Erörterung der Ausgleichsmöglichkeiten verſpreche 
und beim Scheitern des Sühneverſuchs zur Vorbereitung des 
Streitverfahrens ausgewertet werden könne. 


d) Auf einem anderen Gebiete liegt eine weitere Frage, 
die ebenfalls auf dem Juriſtentag berührt wurde, die der 
Zuſtändigkeitsregelung. Es wurde von einer Seite angeregt, 
neben dem allgemeinen Gerichtsſtand des Mannes auch den 
der Frau für Eheſachen einzuführen. Das würde aber nur in 
den verhältnismäßig ſeltenen Fällen praktiſch eine Anderung 
bringen, in denen die Frau nach § 10 BGB. in der Lage iſt, 
ſelbſtändig einen Wohnſitz zu begründen. Weiter würde es 
gehen, wenn man dem Mann bei Getrenntleben der Ehegatten, 
geſtattete, die von ihm erhobene Klage im Gerichtsſtand des 
ſtändigen Aufenthalts der Frau anzubringen. Ob ſich eine 
ſolche Maßnahme empfiehlt, iſt nicht zur Erörterung ge⸗ 
kommen. Eine gründliche Prüfung der Zuſtändigkeitsfrage 
wird aber für die künftige Reform unerläßlich ſein. Es gibt 
doch zu denken, daß die Beteiligten vielfach die geltende Zu⸗ 
ſtändigkeitsregelung durch die Fiktion einer Verlegung des 
Wohnſitzes des Ehemanns umgehen. Einer Klarſtellung wird 
endlich künftig auch bedürfen, welche Tragweite $ 606 Abſ. 4 
ZBD. hat, der für ausländiſche Ehegatten eine Scheidungs⸗ 
klage im Inlande nur zuläßt, „wenn das inländiſche Gericht 
auch nach den Geſetzen des Staates zuſtändig iſt, dem der Ehe⸗ 
mann angehört“. Es iſt zweifelhaft geworden, ob hierin nur 
eine Zuſtändigkeitsregelung enthalten oder die Gerichtsbarkeit 
des inländiſchen Gerichts beſchränkt iſt, derart, daß das Urteil 
eines deutſchen Gerichts, das ſich unter Verletzung von $ 606 
Abſ. 4 für zuſtändig erachtet hat, trotz Rechtskraft als nicht 
vorhanden betrachtet werden muß, und wenn es die Schei⸗ 
dung ausſpricht, die Wiederverheiratung der Ehegatten auch 
in Deutſchland nicht ermöglichen kann. 


e) Sehr zu bedauern iſt es, daß im Juriſtentag die 
überaus intereſſante Frage des Teilurteils in Eheſachen 
nichl zur Erörterung gekommen iſt. Unſer geltendes Recht iſt 
von dem Grundſatz der Einheit der Entſcheidung in Che⸗ 
ſcheidungsſachen beherrſcht, derart, daß nicht über die Schei⸗ 
dung erkannt werden kann, ſo lange nicht auch die Schuld⸗ 
frage ſpruchreif iſt und eine Vorabentſcheidung über die Klage 
unter Vorbehalt der Widerklage nicht in Betracht kommt. 
Dieſer Grundſatz, der theoretiſch unanfechtbar iſt, hat nicht 
unbedenkliche praktiſche Nebenwirkungen. So kann z. B. ein 
Ehegatte, der auf Scheidung verklagt iſt und deſſen die Schei⸗ 
dung ohne weiteres rechtfertigende Eheverfehlung, z. B. Che- 
bruch im erſten Termine feſtſteht, die Scheidung lange Zeit 
hinausſchieben, wenn er die Mitſchuldigerklärung des klagen⸗ 
den Ehegatten beantragt oder Scheidungswiderklage erhebt und 
zur Begründung eine Fülle verwickelten Tatſachenmaterials 
anführt, das eine lange Beweisaufnahme erforderlich macht. 
Auch wenn er ſich nach dem Urteil mit der Scheidung 
abfindet, kann er ihren Eintritt durch Einlegung von 
Rechtsmitteln in der Schuldfrage lange hinausziehen. Dies 
gibt für Ehefrauen, wie ſchon erwähnt wurde, häufig den 
Hauptanreiz, gegen zu ihren Ungunſten ergangene Scheidungs⸗ 
urteile Reviſion nur wegen der Mitſchuldfrage oder der 
Widerklage einzulegen, un dadurch die endgültige Scheidung 
hinauszuzögern und ſich auf weitere Zeit den Unterhalt 
des Ehemanns zu ſichern. Hier liegt deshalb die Verſuchung 
nahe, die Möglichkeit zu geben, über die Scheidung unter Vor⸗ 
behalt der Entſcheidung der Schuldfrage oder der Widerklage 
derart vorabzuentſcheiden, daß dieſes Urteil ſelbſtändig rechts⸗ 
kraftfähig wäre. Selbſtverſtändlich würde dies nicht im Falle 
des 5 1568, ſondern nur bei Feſtſtellung eines abſoluten 
Scheidungsgrundes möglich ſein, weil nur bei einem ſolchen 
die Vorabentſcheidung von der Stellungnahme des Gerichts 
zu den unerledigt gebliebenen Fragen unabhängig iſt. Zweifel⸗ 
los würde man damit manchen ſchikanöſen Rechtsmittelein⸗ 
legungen vorbeugen, und oft würde ſich auch das Nachverfahren 
dadurch leicht erledigen, daß die Parteien infolge ihrer in⸗ 
zwiſchen vollzogenen Wiederverheiratung das Intereſſe an der 
Fortſetzung des früheren Verfahrens verlieren. Auf der anderen 
Seite wird man aber ernſtlich prüfen müſſen, welche Nachteile 
die Teilung des Verfahrens in Eheſachen mit ſich bringen 
kann. Wenn gegen das voraberkennende Urteil Rechtsmittel 
eingelegt werden, kann ſich die Fortſetzung des Verfahrens der 
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Inſtanz infolge der Verſendung der Akten an das Rechtsmittel 
gericht verzögern. Aber auch wenn dieſer Fall nicht eintritt, 
ſondern die Vorabentſcheidung Rechtskraft erlangt, können u) 
Verwicklungen ergeben, fo z. B. mit Rückſicht auf $ 1312 BOB 
Man ſtelle ſich z. B. vor: wegen eines liquiden Ehebruchs der 
Frau wird die Ehe geſchieden unter Vorbehalt der Entſchei? 
dung über den mit Widerklage geltend gemachten Ehebruch 
des Mannes, wegen deſſen ein verwickelter Indizienbewers 
angetreten iſt. Vor Entſcheidung über die Widerklage iſt die 
Scheidung rechtskräftig geworden und der Ehemann hat 19) 
mit einer Frau X. wiederverheiratet. Nachher wird auf die 
Widerklage dahin erkannt, daß die Ehe auch auf die Wider 
klage der Frau, und zwar gerade wegen Ehebruchs ihr 
Mannes mit der inzwiſchen von ihm geheirateten K. geſchieden 
wird. Wie ſoll ſich unter ſolchen Umſtänden die Anwendung 
von 81328 BGB. geſtalten? Nach allen dieſen Richtungen 
wird das Problem zu durchdenken ſein, ehe die kommende 
Geſetzgebung dazu Stellung nimmt, und es wäre ſehr zu 
begrüßen, wenn einmal Praktiker aus ihren Erfahrungen her⸗ 
aus zu dieſem Fragenkomplex Stellung nähmen. 2 
R) Einen breiten Raum hat in den Erörterungen des 
Juriſtentages bei der Frage der Geſtaltung der Reviſion in 
Eheſachen auch die Entlaſtung des Reichsgerichts eingenommen, 
Es iſt Schiffer zu danken, daß dieſe für unſer geſamte⸗ 
Prozeßweſen ſo überaus wichtige Frage endlich die Beachtung 
gefunden hat, die ſie ſeit langem verdient. Es iſt bekannt, daß 
für die Überlaſtung des Reichsgerichts, die zur unerträglichen 
Folge hat, daß Reviſionen bei ihm vielfach ein Jahr und noch 
länger liegen, ehe ſie zur Entſcheidung kommen, zum guten 
Teil die Reviſionen in Eheſachen verantwortlich zu machen 
ſind. Sie haben in den letzten Jahren einen früher ungeahnten 
Umfang angenommen, bedeuten z. B. ſeit langem ein Arbeits⸗ 
penſum, zu deſſen Bewältigung, wenn ſie ausſchließlich damit 
beſchäftigt würden, zwei Zivilſenate erforderlich wären. Es 1 
bekannt, daß bereits die Notverordnung vom 15. Jan. 198 
dieſem Übelſtand dadurch zu ſteuern verſuchte, daß fie die Re⸗ 
viſibilität der Urteile in Eheſcheidungsſachen von der Zulaſſung 
durch das Oberlandesgericht abhängig machte. Dieſe Verord⸗ 
nung iſt am 1. Jan. 1926 außer Kraft getreten, und der 
Verſuch als Erſatz dem Reichsgericht zu ermöglichen, offenſicht⸗ 
lich unbegründete Reviſionen im Beſchlußverfahren zu ber 
werfen, ſcheiterte an dem Widerſtand des Reichstags. In den 
Erörterungen des Juriſtentags wurde von verſchiedenen Ger 
ten, insbeſ. auch aus der Mitte der Anwaltſchaft, anerkannt, 
daß hier Abhilfe unumgänglich ſei, daß insbeſ. wegen der alt 
feitigen Klärung, die die in Eheſachen auftauchenden Rechts 
fragen durch das Reichsgericht längſt gefunden haben, die 
ſchrankenloſe Zulaſſung der Reviſion in allen Eheſachen auf 
eine nutzloſe Vergeudung der Arbeitskraft des Reichsgerichts 
hinauslaufe und hier die Intereſſen der Prozeßbeteiligten 
vor dem höheren Intereſſe der Allgemeinheit an der Arbeit? 
fähigkeit unſeres höchſten Gerichtshofs zurücktreten müſſe. Die 
Vorſchläge, über die allerdings formelle Beſchlüſſe nicht ge⸗ 
faßt find, gingen dahin, daß die Reviſion nur dort zugelaſſen 
werden könne, wo ausnahmsweiſe einmal eine Frage von 
grundſätzlicher Bedeutung hervortrete, insbeſ, ein Oberlandes“ 
gericht von der Rechtsansicht des Reichsgerichts oder in einer 
noch nicht vom Reichsgericht entſchiedenen Frage von 9 
Rechtsanſicht eines anderen Oberlandesgerichts abweiche. 
Uneinig war man nur darin, wer über die Zulaſſung 
befinden ſolle, der iudex a quo oder der iudex ad quel“ 
Hier wird aber die Entſcheidung, wenn die Maßnahme pral⸗ 
tiſch ſein und durchgreifend helfen ſoll, nur im Sinne der 
erſten Alternative fallen können. Denn nur bei einer ſolchen 
Maßnahme wiſſen die Parteien ſofort, woran fie find, währe 
ſie anderenfalls unter Umſtänden genötigt wären, die hoher 
Koſten der Reviſion aufzuwenden, nur um zu erfahren, baß 
das Reichsgericht ihren Fall nicht für grundſätzlich bebeutjat 
erachtet. Ferner würde das Reichsgericht, wenn es zur eng 
ſcheidung über die grundſätzliche Bedeutſamkeit des Falles bot 
die geſamten Akten genau ſtudieren müßte, nur mangel hen 
entlaſtet werden. Endlich können die grundſätzlichen Bedenken, 
die früher dagegen erhoben wurden, daß der iudex 2 quo 
über die Rechtsmittelfähigkeit ſeines eigenen Urteils befinden 
ſoll, ſchwerlich noch aufrechterhalten werden, nachdem ſich # 
zwiſchen die gleichartige Regelung im arbeitsgerichtlichen Ver 
fahren ausgezeichnet bewährt, und vor allem gezeigt hat, W 
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die Gerichte mit der Zulaſſung von Rechtsmitteln keineswegs 
zurückhaltend ſind. In dieſem Zuſammenhang iſt noch die be⸗ 
achtliche Tatſache zu erwähnen, daß ſich der Juriſtentag dafür 
ausgeſprochen hat, die Oberlandesgerichte als Berufungs⸗ 
gerichte in Eheſachen in der Beſetzung mit fünf Richtern eni= 
ſcheiden zu laſſen. Man wird zweifeln können, ob ſich die 

eſchränkung einer ſolchen Maßnahme auf Eheſachen recht⸗ 
fertigen läßt und nicht vielmehr die Rückkehr zum Fünf⸗ 
männerkollegium bei den Oberlandesgerichten allgemein ins 
Auge zu faſſen iſt. 

g) Neben dieſen Fragen verdient beſondere Beachtung 
noch die der Hereinziehung von Streitigkeiten verwandter Art 
in das Eheſcheidungsverfahren, insbeſondere von Unterhalts⸗ 
ſtreitigkeiten. Von vielen Seiten wurde das empfohlen, hat doch 
auch Stein ſchon gelegentlich die ängitliche Abtrennung der⸗ 
artiger Nebenſtreitigkeiten von den eigentlichen Eheſachen als 
Mangel empfunden. Nähere Prüfung zeigte aber ſchon auf 
dem Juriſtentage, daß die Verbindung ſolcher Sachen mit den 
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Lohnbeſchlagnahme zugunſten des Unterhaltsanſpruche 
der geschiedenen Frau. 


Der häufig vorkommende Fall iſt der, daß für einen ſolchen 
Anſpruch der Lohn gepfändet wird, mit dem der Schuldner, der 
wieder geheiratet hat, Frau und Kind notdürftig ernähren kann. 
Mit dem Hinweis darauf, daß der Lohn gerade noch dem Exiſtenz⸗ 
minimum entſpricht, legt er gegen die Pfändung Erinnerung gem. 
$ 766 AWO. ein. Dieſe muß zurückgewieſen werden, da Das 
Lohnbeſchlch. gem. 84 keine Anwendung findet, wenn es ſich 
um einen Anſpruch der früheren Ehefrau für die Zeit nach Er⸗ 
hebung der Klage und des der Klagerhebung vorangehenden 
Vierteljahres handelt. Der Grund für dieſe Beſtimmung liegt 
darin, daß bei ſolchen Unterhaltsanſprüchen die Frage, ob der Ver⸗ 
pflichtete in der Lage iſt, Unterhalt zu gewähren, im Prozeß⸗ 
verfahren geprüft wird, in welchem über den Anſpruch zu ent⸗ 
ſcheiden ift. Dieſe geſetzliche Regekung führt zu den ſchworſſen Un⸗ 
zuträglichkeiten. Der zur Gewährung vom Unterhalt Verurteilte 
muß, wenn er z. B. arbeitslos wird, ſofort einen neuen Prozeß 
anſtrengen, um die Abänderung des ergangenen Urteils herbei⸗ 
zuführen. Andererſeits müßte der Unterhaltsberechtigte ſofort wieder 
klagen, wenn der Verpflichtete wieder Arbeit bekommt. Da gerade 
heute Arbeitsloſigkeit mit Beſchäftigung häufig wechſelt, ſo hätte 
dies eine Kette von Prozeſſen mit wechſelnder Parteirolle zur 
Folge. Es liegt auf der Hand, daß damit ein für die Parteien 
unerträglicher Zuſtand geſchaffen wird. Es kommt noch hinzu, daß 
den Parteien dieſe geſetzlichen Beſtimmungen im allgemeinen un⸗ 
bekannt ſind, und daß der Verpflichtete glaubt, es könne noch im 
Zwangsvollſtreckungsverfahren Abhilfe geſchaffen werden. Unterläßt 
er es, rechtzeitig durch eine neue Klage auf Abänderung des er⸗ 
angenen Urteils hinzuwirken, fo kann er im die ſchwierigſte 
Situation geraten. Es muß als eine dringende Notwendigkeit be⸗ 
zeichnet werden, daß eine kommende Neuordnung der geſetzlichen 
Beſtimmungen auf dieſem Gebiete Wandel ſchafft und auch für 
dieſe Anſprüche die Prüfung des Exiſtenzminimums in dem 
ſchnelleren und einfacheren Verfahren der Erinnerung zuläßt. 

AGR. Dr. Kälberer, Karlsruhe. 


Eherecht. 
Verzeihung durch Geſchlechtsverkehr. 


In Scheidungsrechtſtreiten wird es zur faſt ſtändigen Übung, 
daß die Einrede der Verzeihung auf die bloße Behauptung eines 
nachfolgenden oft ſogar nur einmaligen Geſchlechtsverkehrs der Streits⸗ 
teile geſtützt wird und das Prozeßgericht dann ohne weitere 

rüfung der näheren objektiven und ſubjektiven Um⸗ 
ſtände die Entſcheidung vom Beweise dieſer Tatſache abhängig macht. 
e rechtsirrtümliche Übung entſpricht nicht der reichsgericht⸗ 
lichen Rechtſprechung. Letztere betont mit aller Entſchiedenheit (ogl. 
Kommentar Buſch⸗Erler zu 8 1570 Anm. 4), daß aus der 
bloßen Tatſache des Geſchlechtsaktes allein durchaus 
nicht immer ohne weiteres die Verzeihung oder Nichtzerſtörung der 
ehelichen Geſinnung Zumutbarkeit der Fortſetzung der Ehe zu folgern 
iſt, vielmehr ſtets die Umſtande des einzelnen Falles zu 
würdigen ſind. Der vielfath angewandte Satz „Geſchlechtsverkehr 
Verzeihung“ iſt ohne nähere Prüfung der einzelnen Umſtände des 
Falles ſowohl in fubjektiver wie objektiver Beziehung ebenſo falſch, 


3 wie wenn man aus der bloßen Tatſache, daß der gekränkte Ehegatte 


Eheſachen nur ſcheinbar eine Vereinfachung, in Wirklichkeit 
aber eine unwirtſchaſtliche Komplizierung des Verfahrens be⸗ 
deutet. Denn da z. B. die Entſcheidung über den Unterhalt 
von der endgültigen Regelung der Schuldfrage abhängt, kann 
es leicht vorkommen, daß ſich die zeitraubenden Ermittlungen 
des Gerichts über die Höhe des dem einen Ehegatten geſchul⸗ 
deten Unterhalts als unnötig herausſtellen, weil im End⸗ 
ergebnis über die Schuldfrage anders entſchieden wird, als es 
ſein Urteil entſchieden hatte. Entſprechendes muß für Streitig⸗ 
keiten über Herausgabe von Sachen und ähnliche Neben⸗ 
prozeſſe gelten. 

h) Damit wären die wichtigſten Fragen, bie für die 
künftige Geſtaltung des Eheſtreitverfahrens von Bedeutung 
ſind, erſchöpft. Der Vollſtändigkeit halber ſei nur noch an⸗ 


geführt, daß ſich der Juriſtenkag auch mit der Zuziehung 
der Staatsanwaltſchaft in Eheſtreitſachen befaßt und ſie für 
entbehrlich erklärt und ein Verbot von Veröffentlichungen in 
Eheſtreitſachen empfohlen hat. 


noch die häusliche Gemeinſchaft fortſetzt, z. B. die Frau noch ihre 
häuslichen Pflichten erfüllt, die Verzeihung folgern wollte. 

Ausſchlaggebend kann nur ſein, ob der ſcheidungsberechtigte 
Ehegatte durch den fortgeſetzten Geſchlechtspverkehr feinen Ver⸗ 
zeihungswillen, ſeine verſöhnliche Geſinnung oder beſſer 
geſagt, die innere Tatſache bekundet, daß er das ehewidrige Ver⸗ 
halten des andern Tells nicht mehr als ehezerrüttend emp⸗ 
findet, fo daß ihm die Fortſetzung der Ehe zugemutet werden kann. 

Bei Würdigung dieſes ſubjektiven Tatbeſtandes durfte auch 
vor allem zu unterſcheiden ſein zwiſchen dem ſcheidungsberechtigten 
Mann, der trotzdem den ehelichen Verkehr fordert, und der Frau, 
die ihn duldet. Erſteres wird viel eher für die Verſöhnungs⸗ 
geſinnung ſprechen wie letzteres. Nicht nur die Furcht vor den Aus⸗ 
ſchreitungen eines rohen, gewalttätigen Ehegatten, ſondern auch 
andere ſeeliſche Beweggründe, die mit einer verſöhnlichen Geſinnung 
nicht das geringſte zu tun haben, können die Ehefrau zur Duldung 
des Geſchlechtsverkehrs beſtimmen, z. B. der häufige Fall, daß die 
rechtsunkundige, unbemittelte Ehefrau fürchtet, mit ihrem Häuflein 
Kindern mittellos dazuſitzen, wenn ſie die eheliche Gemeinſchaſt auf⸗ 
gibt oder den geſchlechtlichen Anforderungen eines brutalen Ehegatten 
ſich widerſetzt. Es muß hier durchaus nicht immer der Tatbeſtand 
einer Nötigung zum Geſchlechtsverkehr durch Zwang, Furcht oder 
Drohung nachgewieſen ſein, und trotzdem liegt keine Verzeihung 
vor, weil eben nach den Umſtänden des Falles es an jedem inne⸗ 
ven Verſöhnungswillen des gekränkten Ehegatten fehlt. 

Beſonders vorſichtige Prüfung iſt am Platze, wenn die Ver⸗ 
zeihung auf nur einmaligen Geſchlechtsakt geſtützt wird. Eine 
häufigere Anwendung des 8619 PD. dürfte zur Klärung des ſub⸗ 
jektiven Tatbeſtandes in all dieſen zweifelhaften Fällen ſich empfehlen. 
Die Gerichte ſollten hier nicht in dem Beſtreben nach möglichſter 
Aufrechterhaltung des Ehebandes durch eine formale Rechtſprechung 
dazu helfen, hoffnungslos zerrüttete Ehen Künſtlich zu erhalten, ſtatt 
durch rechtzeitigen operativen Scheidungseingriff weiteres Familien⸗ 
unglück abzuwenden. 

Mag es auch oft für das Gericht ſehr ſchwierig ſein, intime 
eheliche Vorgänge pſychologiſch zu klären und auch den ſubjektiven 
Tatbeſtand herauszuarbeiten, ſo iſt dies doch eine der wichtigſten und 
vornehmſten Aufgaben des Richters im Scheidungsprozeſſe, wenn er 
nicht ſchablonenmäßig durchhauen, ſondern zu einer wirklich gerechten 


Entſch. gelangen will. 6 
IR. A. Süſſer, Würzburg. 


EGhetrennungen tſchechoſlomakiſcher Bürger 
5 8 in Deutſchland. Bürs 

Die tſchechoſlowakiiſche Ehereformgeſetzgebung (Eherechtsnovelle v. 
22. Mai 1919 nebſt Ergänzungsgeſetzen) führte gegenüber dem ber» 
alteten öſterreichiſchen Ehetrennungsrecht drei neue Prinzipien ein: 

1. Das ſtrenge Territorialprinzip als logiſche Folge des Um⸗ 
ſtandes, daß es die Ehetrennung als Rechtsgeſtaltung mehr der frei⸗ 
willigen als der ſtreitigen Gerichtsbarkeit unterftellt. 

2. Die Aufrechterhaltung des Ehebundes hängt nur vom Willen 
der Ehegatten ab. Wollen beide Gatten getrennt werden, nun, 
die rein freiwillige Ehetrennung iſt kaum umſtändlicher oder 
teurer als die Eheſchließung, wenn auch aus gutem Grund be- 
deutend langwieriger; auch iſt im Eheprozeß ein die völlige Ehe⸗ 
trennung zum Ziel habender Vergleich möglich und ſehr üblich. 

3. Jedes Ehepaar der Welt kann durch ſchriftliche Verein⸗ 
barung jedes an ſich für Ehetrennungen zuſtändige tſchechoſlowakiſche 
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Gericht für feinen eigenen Rechtsſtreit zuſtändig machen, ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob es außer Landes, etwa in ſeinem Heimatſtaat, mit 
dem Urt. etwas anfangen kann, inſonderheit eine neue Ehe eingehen. 

Die Geltung des Perſonalſtatutes, welches bisher das inler⸗ 
nationale Ehetrennungsrecht beherrſchte (Haager Abkommen, 8 605 
deutſche ZPO., $ 4 öſterr. BGB., Art. 17 EG BGB.), iſt alſo für 
das tſchechoſlowakiſche, aus dem öſterreichiſchen abgeſonderte Rechts⸗ 
gebiet in Anſehung dieſer Materie radikal beſeitigt. 

Immerhin haben ſich trotzdem gelegentlich reichsdeutſche Gerichte 
in ſolchen Fallen für unzuſtändig erklärt, indem fie leugneten, daß 
reichsdeutſche Ehetrennungsurteike auf dem Gebiet der tſchechoſlowa⸗ 
kiſchen Republik anerkannt würden, daß alſo die nach deutſchem Recht 
erforderliche Voransſetzung der Zuſtändigkeit in ſolchen Fällen nicht 
vorliege. 

Dieſe Nechtsauffaffung it irrig, und zwar ſchon nach altöſter⸗ 
reichiſchem Recht, wem es ſich um Proteſtanten, Mohammedaner, 
Konfeſſionsloſe oder Angehörige von Sekten gehandelt hat. Katho⸗ 
liken war nach öſterreichiſchenn Recht nur die Scheidung von Tiſch 
und Bett möglich, das jüdiſche Recht der Ehetreunung gehörte im 
weſentlichen dem religiöſen Kultus an; der übrige Teil der Be⸗ 
völkerung genoß ein recht ſreies Ehetrennungsrecht ſchon ſeit 1811. 
Dieſer Volksteil war freilich an Zahl fo gering, daß von einer 
fruchtbaren Rechtſprechung nicht die Rede ſein konnte und das Recht 
der Ehetrennung verkümmerte. Auch griff der Staat in die Privat⸗ 
rechte ein durch den Verteidiger des Ehebandes, der ein Trennungs⸗ 
urteil immer durch das zuläſſige Rechtsmittel angreifen mußte. Der 
Verteidiger des Ehebandes ſowie obligatoriſche Sühneverſuche vor dem 
Eheprozeß wurden in der tſchechoſlowaktiſchen Republik bald abgeſchafft. 

Immerhin Konnte der altöſterreichiſche von Staats wegen be⸗ 
ſtellte Verteidiger des Ehebandes (vgl. auch die deutſche ZPO.) 
zu der Anſicht verleiten, daß ein ausländiſcher Eheprozeß ohne 
dieſe Sicherheit im Inland keine Anerkennung finden könne. 
Die Geſetzgebung ſelbſt gibt dieſer Anſicht keinerlei Stütze. Nach 
$ 76 der öſterreichiſchen Jurisdiktionsnorm iſt der Gerichtsſtand für 
Ehetrennung das Gericht des letzten gemeinſchaftlichen Wohnſitzes, 
gleichgültig, ob im Inland oder Ausland. Konnte aus irgendeinem 
Grunde dieſes Gericht nicht angerufen werden, z. B. es hat ein 
Auswanderer im Ausland geheiratet, jo haben nach 8 100 der Juris⸗ 
diktionsnorm, ſowohl in altöſterreichiſcher wie auch in novellierter 
tſchechoſlowakiſcher Faſſung, die Landesgerichte der Hauptſtädte Wien 
und Prag einzutreten. Die tſchechoſlowakiſche Faſſung ſtatuiert noch 
zwei neue, von manchem ausländiſchen Recht abweichende Gerichts⸗ 
zuſtändigkeiten, nämlich des Gerichtes des Wohnſitzes der klagen⸗ 
den Partei und der ſogenannten Heimatgemeinde. Letzteres iſt ein 
ſpezifiſch öſterreich⸗ungariſcher Rechtsbegriff, am beſten zu definieren 
als erblicher Unterſtützungswohnſitz, der bom tatſächlichen Wohnort 
und Geburtsort häufig ganz verſchieden iſt. Aus der Stellung im 
Syſtem unter dem Hauptſtück „wahlweiſe Gerichtsſtände“ ergibt ſich, 
daß der Gerichtsſtand des § 100 kein ausſchließlicher iſt, ſondern 
ſchon im alten Oſterreich mit einem oder mehreren ausländiſchen kon⸗ 
kurrierte, ſofern es ſich freilich nicht um Katholiken oder Siraeliten 
handelte, alſo in verſchwindenden Ausnahmefällen. Die Kaſuiſtik und 
Unüberſichtlichkeit des altöſterreichiſchen Ehetrennungsrechtes ver⸗ 
urſachte bei ausländiſchen Juriſten wohl manchen Irrtum. 

Aber heute würde bei dem tſchechoſlowakiſchen Recht die Nicht⸗ 
anerkennung ausländiſcher Trennungsurteile völlig ſyſtemwidrig 
wirken, ganz abgeſehen davon, daß ſie dem Worklaut ſamtlicher 
bezüglichen Geſetze widerſpricht. Auch rechtspolitiſch wäre die Nicht⸗ 
anerkennung ausländiſcher Urt. ſowie die Unzuſtändigkeitserklärung 
deutſcher Gerichte ein Fehler. Ein typiſcher Auswanderungsſtaat 
hat durch Anheirat viele Bürgerinnen, die ſeiner Sprachen nicht 
mächtig ſind. Von Südamerika oder Auſtralien aus, den heute 
aktuellſten Auswanderungsländern, iſt es wohl nicht möglich, einen 
Ehetrennungsprozeß in Europa mit der ſachlich nötigen Geſchwindig⸗ 
Reit zu führen. Die Auswanderer in Deutſchland find häufig 
politiſche Flüchtlinge oder politiſch Unzufriedene. Dieſe darf man 
nicht vor ein ihnen naturgemäß verhaßtes Gericht zwingen. 

Die Regel iſt auch von den tſchechoſlowakiſchen Gerichten an⸗ 
erkannt, wie aus den von dem Oberſten Gerichtshof Brünn ſtatuier⸗ 
ten nur ſcheinbaren Ausnahmen hervorgeht. Danach darf die 
tſchechoſlowakiſche Scheidung von Tiſch und Bett nicht durch ein 
reichsdeutſches Gericht in völlige Ehetrennung umgewandelt werden, 
umgekehrt dürfen tſchechoflowakiſche Gerichte nicht die reichsdeutſche 


Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft in völlige Eheſcheidung ver⸗ 
wandeln. Welcher Staat ein Verfahren begonnen hat, der ſoll es 
auch beenden. Aus dieſem Grunde werden auch im Ausland keine 
nur vorläufig vollſtreckbaren Gerichtsurteile vollſtrechkt. Immerhin 
iſt aus den ſcheinbaren Ausnahmen die Regel gut erkennbar. } 
RA. Friedrich Wilhelm Weyrauch, Hultſchin. 


Eheſcheidung der in Deutſchland wohnhaften Polen. 


Der Aufſatz JW. 1928, 881 „Eheſcheidungen von Polen“ ber 
darf der Berichtigung: Das poln. Geſ. v. 2. Aug. 1926 ber 
ſagt im Art. 17 Abſ. 3, daß Eheſcheidungsurteile ausländiſcher (bzw. 
deutſcher) Gerichte, nur dann in Polen anerkannt und vollſtreckt 
werden können, falls das ausländiſche (bzw. dentſche) Gericht poln. 
Recht augewandt hat. 

Die Ehe hat ſowohl im ehemaligen Kongreßpolen 
wie im ehemaligen Galizien konfefjionellen Char 
rakter. Zudem find in Kongreßpolen in Eheſachen lediglich die 
Konſiſtorialgerichte zuſtändig, mit Ausnahme von Judenehen; ferner 
kann ſowohl nach dem in Kongreßpolen, wie auch nach dem im 
ehemaligen Galizien geltenden Geſetz eine katholiſche Ehe 
überhaupt nicht geſchieden werden. . 

Beſonders foll darauf hingewieſen werden, daß die Ehe eines 
ehemaligen öſterreichiſchen, jetzt polniſchen Staatsangehörigen jüdi⸗ 
ſcher Konfeſſion laut dem im ehemaligen Galizien nach 88 133 bis 
136 des noch geltenden öſterr. ABGB. nur im gegenſeitigen 
Einverſtändnis beider Ehegatten geſchieden werden kann. 
Dieſes Einverſtändnis der Ehegatten gilt als alleiniger Grund zur 
Eheſcheidung. Die Scheidung einer jüdiſchen Ehe auf dem Klagewege 
iſt nur in einem Falle und nur dem Ehemann geſtattet, 
und zwar nur dann, wenn die Ehefrau nachweisbar Ehebruch be⸗ 
gangen hat. In ſonſtigen Fällen iſt die Klage wegen Eheſcheidung 
ausgeſchloſſen; insbeſ iſt dieſes Klagerecht der Ehefrau gänzlich ver⸗ 
ſagt und wird eine ſolche Klage ſeitens des Gerichts a limine ab⸗ 
gewieſen. — Dies iſt ein kurzer Überblick über die in Polen gelten⸗ 
den Eheſcheidungsbeſtimmungen. 

Dieſe Beſtimmungen der poln. Geſetze ſind der deutſchen Geſetz⸗ 
gebung fremd, und die Anwendung dieſer poln. Geſetze in Deutſch⸗ 
land würde einen Verſtoß gegen die Art. 17 u. 30 des deut⸗ 
ſchen Einführungsgeſetzes bedeuten. Aus all dem geht 
nun deutlich hervor, daß die deutſchen Gerichte bei Behandlung der 
Eheſcheidungen poln. Staatsangehöriger die oberwähnten poln. Ge⸗ 
ſetze nicht anwenden können, und ſomit die Zuftändigkeit deutſcher 
Gerichte zur Aburteilung poln. Staatsangehöriter in Eheſcheidungs⸗ 
prozeſſen ausgeſchloſſen iſt. 

Wenn ſogar eine poln. Ehe, vor einem deutſchen Gerichte, ohne 
Anwendung der poln. Geſetze, geſchieden werden follte, fo haben die 
durch das Urteil eines deutſchen Gerichtes geſchiedenen Polen unab⸗ 
ſehbare Folgen zu gewärtigen. Bei einer Wiederverheiratung der 
ſo geſchiedenen Parteien entſteht ein unüberbrückbares Hindernis 
inſofern, als auf Grund des PrAusfcg. v. J. 1900 Art. 40 81 und 
Verfügung des preuß. Miniſteriums v. 1. Dez. 1921 ein poln. Staats⸗ 
angehöriger zu ſeiner Eheſchließung oder Wiederverheiratung im 
Auslande (bzw. Deutſchland) einer Beſcheinigung ſeiner Heimats⸗ 
behörde, eines ſog. „Ehefähigkeitszeugniſſes“ bedarf. Dieſe Beſcheini⸗ 
gung beſagt, daß ſeitens der poln. Geſetze keine Hinderniſſe gegen eine 
Eheſchließung bzw. Wiederverheiratung im Auslande vorliegen. 

Die Ausſtellung eines ſolchen „Ehefähigkeitszeugniſſes“ ſeitens 
der poln. Behörden iſt aber dann ausgeſchloſſen, da ein im Auslande 
(bzw. in Deutſchland) erwirktes Eheſcheidungsurteil in Polen weder 
anerkannt, noch vollſtreckt werden kann. Die Parteien haben dann 
keine Möglichkeit der Wiederverheiratung, es ſei denn, daß ſie ihre 
Eheſcheidung nochmals vor dem zuſtändigen poln. Gericht, nach poln. 
Geſetzen, durchführen. 

Obige Ausführungen beziehen ſich auf die im ehemaligen Kon⸗ 
greßpolen und Galizien beheimateten Polen, die ihren Wohnſitz in 
Deutſchland haben; für Polen, die im ehemaligen preuß. Gebiet be⸗ 
heimatet ſind (frühere deutſche Staatsangehörige, die auf Grund des 
Art. 4 des zwiſchen Polen und den alliierten Mächten am 19. Juni 
1919 in Verſailles geſchloſſenen Vertrages eo ipso poln. Staats⸗ 
angehörige geworden ſind), kommt das im ehemaligen preuß. Gebiet 
nach wie vor geltende deutſche Recht in Anwendung. 

Dr. Roman Pretzel, Berlin. 


Schrifttum. 


Heinrich Mitteis: Familienrecht. 2. Aufl. Sonderabdruck aus 
der Enzyklopädie der Rechts⸗ u. Staatswiſſenſchaft, heraus⸗ 
gegeben von Kohlrauſch u. Kaskel. Berlin 1928. J. Sprin⸗ 
ger. Preis 4,80 K. 

Die erſte Auflage des Buches habe ich bereits JW. 1925, 328 
beſprochen. Die zweile zeigt eine nicht unerhebliche Erweiterung. 

Aus den 62 Seiten der erſten Auflage ſind 86 geworden. Mit 


diefer Erweiterung iſt aber auch eine Vertiefung Hand in Hand ge 
gangen. Und ſo darf ich das, was ich an der erſten Auflage ge⸗ 
rühmt habe, jetzt noch unterſtreichen. Insbeſondere begrüße ich die 
ſtärkere Heranziehung der Rſpr. und des Schrifttums. Sie gibt dem 
Studierenden wertvolle Fingerzeige zu weiterem Eindringen in den 
Rechtsſtoff, ohne ihn zu belaſten oder zu verwirren. Und immer 
wieder freue ich mich über die Lebensfriſche der Darſtellung, die in 
der Geſetzeskritib eine beſondere Förderung erhält. In der Streit⸗ 
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frage, ob g 1404 BGB. abſolute oder relative Unwirkſamkeit be- 
gründet, hält Mitteis meinen kritiſchen Bemerkungen gegen⸗ 
über an der abſoluten Unwirkſamkeit feſt, und ich muß geſtehen, 
daß er mich in meiner Auffaſſung wankend gemacht hat. Wenn ſich 
jetzt Mitteis im Einklange mit meiner Anſicht zur perſonen⸗ 
rechtlichen Wertung der ehemännlichen Gerechtſame bekannt hat, ſo 
iſt es in der Tat folgerichtig, hier nicht auf § 135, ſondern auf 
58 107 ff. BGB. zu verweiſen. Aber es würde den Raum dieſer Be⸗ 
sprechung überſchreiten, dieſe Frage hier näher zu erörtern. Die 
Heranziehung des 8632 ZPO. erſcheint mir nicht beweiskräftig. — 
Ich gebe auch der zweiten Auflage meine beſten Wünſche zum 


Geleſte. 
Senpräſ. i. R. Prof. Dr. Wieruszowski, Köln. 


Plancks Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuch nebſt 
Einführungsgeſetz. Vierte, völlig neubearbeitete Auflage. 
II. Band. 2. Hälfte. Recht der Schuldverhältniſſe. (Be⸗ 
ſonderer Teil.) Vierte Lieferung: 88 783—853. IV. Band. 
Familienrecht. Zweite Lieferung: 88 1473 — 1588. Berlin 
und Leipzig 1928. Verlag Walter de Gruyter & Co. 

. Erfreulicherweiſe ift die neue Auflage des Planchſchen Komm. 

jetzt in raſcherem Fortſchreiten begriffen. Bearbeitet ſind von den 

einzelnen Schuldverhaltniſſen die Titel 21—24 (88 783822) durch 

NEIN. Dr. Landois, 8 823 vom 25. Titel durch RGSSenpPräſ⸗ 

Dr. Flad, der Reſt des 25. Titels (58 824—853) durch OT Präſ, 

Dr. Greiff, der Schluß des Familienrechts, enthaltend die 88 1437 

bis 1588 (vertragsmäßiges Güterrecht, Güterrechtsregiſter, Scheidung 

der Ehe, kirchliche Verpflichtungen), durch Staatsrat Dr. v. Unzner. 

1. Im Gegenſatze zu den i. F. 1924 und 1926 erſchienenen erb⸗ 
rechtlichen Lieferungen der 4. Aufl. des ausgezeichneten, Erläuterungs⸗ 
werkes find die Aufwertungsfragen im 2. Bande, der das Recht 
der Schuldverhältniſſe umfaßt, in ergiebiger Weiſe erörtert. In der 

Schlußlieferung find behandelt: die Aufwertung aus Induſtrieobli⸗ 

gationen und verwandte Leiſtungen (zu 8 793 BGB.), § 19 Aufm®. 

(Vorbem. 7d vor 8 812) und die Frage des Einfluſſes der Geld⸗ 

entwertung bei Bereicherungsanſprüchen (3818 Anm. 11). Im übrigen 

iſt das Werk unter ſorgfältigſter Berückſichtigung der neueren Rſpr. 
und Rechtslehre durchaus auf ſeiner alten Höhe erhalten, ohne daß 
ſich die Stellungnahme zu wichtigeren Grundfragen viel geändert hätte. 

Immerhin ſind einige Abweichungen von den früheren Auflagen zu 

vermerken. Zu 8 813 BGB. iſt (S. 1642) unter Bezugnahme auf 

die Siber ſchen Ausführungen zu 8 389 der Satz aufgeſtellt, daß die 

Rückforderung zuläſſig iſt, wenn eine Schuld geleiſtet iſt, die durch 

Aufrechnung getilgt werden konnte, bei der aber zur Zeit der Leiſtung 

die Aufrechnung noch nicht erklärt war. Der abweichende Standpunkt 

der früheren Auflagen iſt in der Entſch, des NO. v. 5. März 1928: 

NE. 120, 280, m. E. mit überzeugenden Gründen, gebilligt. Das Geſetz 

hat demjenigen, der in Unkenntnis einer ihm gebotenen Aufrechnungs⸗ 

möglichkeit gezahlt hat, keinen Rückſorderungsanſpruch eingeräumt. 

Das iſt nicht verſehentlich, ſondern abſichtlich geſchehen. Die bloße 

Aufrechnungslage kann unmöglich als eine Leiſtung i. S. des 8 813 

Abj. 1 BGB. angefehen werden. Die Aufrechnung iſt ſelbſtändiger Er⸗ 

füllungserſatz neben der Erfüllung, der Hinterlegung und dem Erlaß, 

die als ſelbſtändige Arten des Erlöſchens von Schuldverhältniſſen im 

3. Abſchn. des 2. Buches aufgeführt werden. Wo zwiſchen zwei Forde⸗ 

rungen die Aufrechnungslage eintritt, iſt das ein zufälliger, tatſäch⸗ 

licher Umſtand, der bis zur Aufrechnungserklärung ($ 388 BOB.) das 

5 eſen der beiden Forderungen in keiner Weiſe berührt (S. 282). 

Der a. a. O. entſchiedene Fall bietet einen vortrefflichen Beweis dafür, 

daß die klare und ſcharfe juriſtiſche Vetrachtungsweiſe auch zu einem 

der Billigkeit entſprechenden Ergebniſſe führt. — Zu 8817 (Anm. 4 

S. 1664) hat die 4. Aufl. — mit Recht — die auch im Ergebniſſe 

höchſt unbefriedigende Meinung der 3. Aufl. aufgegeben. Bekanntlich 

iſt es in hohem Grade zweifelhaft und beſtritten, ob der Satz 2 des 

9817 eine felbftändige Bedeutung hat, d. h. ob er nicht nur eine 

Ausnahme von der Regel des Satzes beſtimmen, ſondern ob er für 

alle Fälle, alſo auch dann, wenn dem Empfänger ein Verſtoß gegen 

ein geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten nicht zur Laſt 
fällt, vorſchreiben will, daß der Rüchforderungsanſpruch ausgeſchloſſen 
ſei, wenn der Leiſtende nach dem Zwecke der Leiſtung durch dieſe 
gegen ein geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten verſtößt. 

Is wäre in der Tat ein ſonderbares, unhaltbares Ereignis, wenn 

der verwerflich Leiſtende, der das Empfangene nicht einmal von dem 

derwerflich Empfangenden zurückverlangen kann, es von dem nicht 
verwerflich Empfangenden zurückfordern könnte. Die 4. Aufl. hat den 

Standpunkt der 3. Aufl. verlaſſen, verſteht das Wort „gleichfalls“ 

in übereinſtimmung mit Neubecker (DI. 1902, 568 ff.) rein ſatz⸗ 

verbindend (grammatiſch) und bringt den im Satz 2 liegenden Grund⸗ 
gedanken zur Geltung, daß jeder Bereicherungsanſpruch, der auf einer 
gegen die guten Sitten verſtoßenden Handlung des Klägers beruht, 
zur Strafe keinen Rechtsſchuz genießen ſoll. — Den gleichen Weg, 
den vom Geſetze verfolgten Zweckgedanken zum Siege zu verhelſen, 
beſchreitet der Ausleger des 8 833 (Bem. 2 3 S. 1792) bei einer 

Sonderfrage, die freilich nicht von erheblicher praktiſcher Bedeutung 

iſt. Kann der Wächter, der z. B. bei der Züchtung von Bazillen an⸗ 
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geſteckt iſt, nach 8833 BOB. Erfah verlangen? Greiff verneint 
die Frage im Gegenſatze zu den früheren Auflagen mit der zutreffen⸗ 
den Erwägung, daß, wenn man überhaupt die Bazillen zu den Tieren 
und nicht zu den Pflanzen vder zu einer Zwiſchenſtufe rechnen könnte, 
die Anwendbarkeit des § 833 nach Grund und Zweck der Vorſchrift 
zu verneinen ſei, da dieſe gegen die beſondere Tiergefahr Schutz ge⸗ 
währen ſolle, die darin liege, daß das Tier zu willkürlichen, aber 
nicht durch die Vernunft geleiteten Bewegungen fähig ſei, während 
den Bazillen dieſe Fähigkeit zu willkürlichen Bewegungen fehle (aller⸗ 
dings wäre gegebenenfalls zu prüſen, ob nicht dem angeſtellten Ge⸗ 
hilfen gegen den Arbeitgeber ein vertraglicher Schadenserſatzanſpruch 
zuſtände). 

Als (leicht vermehrbare) Beiſpiele für muſtergültige Auslegungen 
umfaſſender wichtiger Sondergebiete möchte ich die Ausführungen zu 
8823 (Flad) und zu 8826 (Greiff) nennen. Erſtaunlich iſt insbeſ. 
die knappe und doch in den weſentlichen Punkten erſchöpfende Zu⸗ 
ſammenſtellung des bei 8 826 zu berüchfichtigenden Rechtsſtoffes. Hier 
iſt in beſonderem Maße das Ziel eines großen Komm. erreicht, dem 
mit der Rechtsfindung Befaßten Führer zu ſein, ihm aber die eigene 
Nachprüfung nicht zu erlaſſen, ſondern nur zu erleichtern. Man ver⸗ 
gleiche etwa den (Anm. III 2 S. 1763) aufgeſtellten Satz: „Auf den 
Gebieten, die durch Sondergeſetze geregelt ſind, findet neben dieſen § 826 
Anwendung, ſoweit das Sondergeſetz nicht einen über ſeinen Rahmen 
hinausgehenden Schutz ablehnt (belegt durch RG. 73, 296; 101, 2 
JW. 1921, 1528; 107, 281 = JW. 1924, 686; 115, 184 = JW. 
1927, 776). Hier wird der Leſer nicht der ſelbſtändigen Nachprüfung 
enthoben, ob und in welchem Umfange z. B. das Sonderrecht der ge⸗ 
werblichen Schutzrechte die Anwendung ſeiner ergänzenden Vorſchriften 
ansdrücklich oder finngemäß ausſchließt. Sehr gut hat der 2. 83S. in der 
Entſch. v. 31. Jau. 1928: NO. 120, 94 = JW. 1928, 1216 begründet, 
daß ein ſolcher Ausſchluß vor Erwerb und nach Ablauf des gewerblichen 
Rechtsſchutzes beim Patent und beim Gebrauchsmuſter, nicht aber beim 
Geſchmacksmuſter ſtattfindet, daß ſich aus dem Gegenſtand der ein⸗ 
zelnen gewerblichen Schutzrechte ihre Begrenzung ergibt und die 
Grenze dort liegt, wo das Eigenintereſſe mit dem Geſamtintereſſe 
zuſammenſtößt. 

Zu der wichtigen Frage der vorbeugenden Unterlaſ⸗ 
ſungsklage bei Straftaten hat Flad im Anſchluß an ſeine 
Abhandlung in Ihering J. 70, 336 ff. gegenüber RGB. 116, 151 W. 
1927,1471 ausführlich Stellung genommen. In der angezogenen Entſch. 
v. 15. Febr. 1927 hat der 2. ZS. im bewußten Gegenſatz zum 6. Sen. 
rechtsgrundſätzlich ausgeſprochen, die vorbeugende Unterlafjungöklage ſei 
auch dann gegeben, wenn die zu unterſagende Handlung unter öffent⸗ 
liche Strafe geſtellt ſei, wahrend der 6. Sen. in ſtänd. Rſpr. die 
Unterlaſſungsklage wegen fehlenden Rechtsſchutzbedürfniſſes dann 
nicht zugelaſſen hat, wenn Handlungen in Frage ſtanden, die ſchon 
durch ein Strafgeſetz verboten waren, ſo daß der Verletzte ſeine 
Intereſſen durch Strafanzeige oder Privatklage wahren konnte. 
Nur beim Nachweis, daß trotz des ſtrafrechtlichen Schutzes noch ein 
beſonderes Rechtsſchugbedürfnis beſtehe, weil jener nicht ausreiche 
oder beſonderen Schwierigkeiten begegne oder aus gewiſſen Grün⸗ 
den ganz verſagt ſei, wurde die Zuläſſigkeit einer privatrechtlichen 
Unterlaſſungsklage v. 6. Sen. anerkannt. Der 2. Sen. hat von der 
Anrufung der Ver ZS. abgeſehen, nicht weil, die Flad meint, der 
vormalige 6. 3. für das Gebiet des gewerblichen Rechtsſchutzes jene 
Beſchränkung der geſetzlich vorgeſehenen Unterlaſſungsklage neben 
der ſtrafrechtlichen Verfolgung nicht hatte gelten laſſen wollen. Im 
übrigen äußert Flad gegen die vorbehaltloſe Zulaſſung der vor⸗ 
beugenden Unterlaſſungsklage auch bei Straftaten ernſte Bebenken. 
Immerhin deutet er an, daß es vielleicht richtiger geweſen ware, 
grundſätzlich die Unterlaſſungsklage zuzulaſſen, ſie aber dann ab⸗ 
zuweiſen, wenn der durch die geſetzliche Strafandrohung gewährte 
Schutz für ausreichend zu erachten; wenn auch nicht grundſatzlich, 
werde die Klage nach den Umſtänden häufig zu verſagen ſein. Das 
würde alfo auf eine Umkehr der Beweislaſt hinauslaufen. M. E. 
iſt die Entſch. des 2. Sen. vollkommen überzeugend und rechtspolitiſch 
in jeder Beziehung einwandfrei. Die von Flad angedeuteten häu⸗ 
figen Fälle werden in der Wirklichkeit kaum vorkommen. Für die 
Welt der Tatſachen gilt, daß in aller Regel der Frafrechtliche Schutz 
zu ſpät kommt und nicht geeignet iſt, die Schaden wieder gutzumachen 
und einen Erſatz für den fehlenden Unterlaſſungsanſpruch zu bieten. 
Auch die ſonſtigen Gründe der Entſch. find von Flad in Keiner 
Weiſe widerlegt. 

2. Auch in der Neubearbeitung der 88 1437—1588 BGB. find 
grundlegende Abweichungen von den früheren Auflagen kaum feſt⸗ 
zuſtellen. Zu erwähnen wäre etwa, daß in der Erl. 6 zu § 1445 
die herrſchende Meinung übernommen iſt, daß bei der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft der Mann, wenn er beim Erwerb eines Grund⸗ 
ſtüchs für den Kaufpreis Hypothet beſtellt, zur Hypothehbeſtellung 
der Einwilligung der Frau nicht bedarf. Mit Recht hebt v. Unzner 
hervor, daß vielleicht die juriſtiſche Folgerichtigkeit zur Bejahung 
der Frage zwinge, da das Grundſtück, ehe es vom Manne belaſtet 
werden könne, erſt Geſamtgut geworden fein müſſe, wirtſchaftlich 
betrachtet aber das Grundſtück in das Geſamtgut doch nur ſo über⸗ 
gehe, wie es ſich nach dem Kaufvertrage darſtelle, alſo nur mit dem 
Kaufpreiſe belaſtet. In der Erl. 9 zu 8 1483 hält der Herausgeber 
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im Gegenſatz zu den früheren Auflagen die Vorſchriften über Erb⸗ 
unwürdigkeit aus inneren Gründen für entſprechend anwendbar, obwohl 
das BGB. die Regelung des Entw. J, wonach der überlebende Ehe⸗ 
gatte das Geſamtgut als Erbe erhielt, abgelehnt hat. Mir ſcheint das 
recht zweifelhaft zu fein. Im übrigen hat ſich v. Unzer nicht darauf 
beſchränkt, die neuere Rſpr. (nachzutragen wäre zu 8 1502 RG. 118,388, 
zu 81565 Erl. 13 RG. 120, 35 = JW. 1928, 900, zu 81567 Erl. 18 
RG. 118, 191) und das Schrifttum zu ergänzen, ſondern er hat die 
Pflicht des Auslegers zur Nachprüfung der Rechtsſprüche gewiſſenhaft 
und ſorgfältig durchgeführt. Von dieſem Standpunkt ans ſind ſie (Erl. 5 
zu 81564) gegen die Entſch. des RG. 115,1 erhobenen Bedenken m. E. 
wohl begründet. In RG. 110, 45 — JW. 1925, 758 iſt ausgeſprochen, 
daß der Berl. unter allen Umſtänden beſchwert iſt, wenn auf eine auf 
88 1565 u. 1568 BGB. geſtützte Klage die Scheidung wegen Ehe⸗ 
bruchs ausgeſprochen iſt, dagegen der Kl. auf die gleiche Klage die 
Scheidung aus 8 1568 BGB. ausgeſprochen iſt, nur dann, wenn 
der Klagegrund des $ 1568 hilfsweiſe geltend gemacht war, nicht 
aber, wenn beide Klagegründe als gleichwertig nebeneinander auf⸗ 
geführt waren. Dieſer Unterſcheidung wirft v. Ungner mit Recht 
Mangel an Folgerichtigkeit vor. Gewährt das Geſetz dem verletzten 
Ehegatten das Recht, die Beſtrafung des ehebrecheriſchen Ehegatten 
herbeizuführen, dann muß ihm auch die Möglichkeit offenſtehen, 
die Vorbedingung ſeines Antragsrechts, die Scheidung wegen Ehe⸗ 
bruchs herbeizuführen, und dies Recht kann nicht daran ſcheitern, 
daß er es unterlaſſen hat, ausdrücklich die Scheidung in erſter Linie 
auf $ 1565 BGB. zu ſtützen. Jedenfalls zwingt die Entſch. RG. 
115, 1 dazu, in allen Fällen der Verbindung beider Klagegründe auf 
Ausübung der richterlichen Fragepflicht bedacht zu fein. 
OL GPräſ. Dr. Levin, Braunſchweig. 


Schwalbe: Geſundheitliche Beratung vor der Eheſchließung. 
Leipzig 1927. Verlag Thieme. 44 S. Preis 1,65 . 


Die Frage der Eheberatung ift in dauerndem Fluſſe, ohne 
bisher zu einer allſeits befriedigenden Löſung gelangt zu ſein. Die 
vorliegende Schrift iſt außerordentlich geeignet, in die Tiefen und 
Schwierigkeiten des Problems einzuführen. Wir folgen den Geſetz⸗ 
gebungen ausländiſcher Staaten und lernen deren Auswirkungen 
kennen. Wir erleben die Entwicklung, die das Problem in Deutſch⸗ 
land genommen hat, ſeit der Deutſche Moniſtenbund i. J. 1908 
unter der Leitung Häckels die Forderung ſtellte, daß dem Stan⸗ 
desbeamten von beiden Verlobten Geſundheitsatteſte beizubringen 
ſeien, aus denen erſichtlich werde, daß keine weſentlichen Gründe 
zur Gefährdung der Geſundheit von Gatten und Nachkommen vor⸗ 
lägen. Wir erleben weiter das Eingreifen der Berliner Geſellſchaft 
für Raſſenhygiene und der vom Arztlichen Verein München ein⸗ 
geſetzten Kommiſſion zur Beratung von Fragen der Erhaltung und 
Mehrung der Volkskraft, wo zum erſten Male der Vorſchlag einer 
amtlichen Eheberatung auftaucht. Und wie dann dieſer Vorſchlag 
praktiſche Geſtalt anzunehmen beginnt, während die Forderungen 
geſetzlichen Zwanges zum Austauſche von Geſundheitszeugniſſen 
oder gar des Verbotes hygieniſch ungeeigneter Ehen mehr und mehr 
in den Hintergrund treten. Und nun ſetzen auch die geſetzgeberiſchen 
Erfolge ein. Dem § 45 PerfStand®. wird am 11. Jun 1920 ein 
Zuſatz gegeben, wonach der Standesbeamte den Verlobten und den⸗ 
jenigen, deren Einwilligung zur Eheſchließung erforderlich iſt, vor 
Anordnung des Aufgebots je ein Merkblatt ausgehändigt werden 
ſoll, in dem auf die Wichtigkeit einer ärztlichen Beratung vor der 
Eheſchließung hingewieſen wird. Aber die Bewegung kommt nicht 
zur Ruhe. Im Jahre 1922 übergibt das preuß. Wohlfahrts⸗ 
miniſterium dem Landtage eine Denkſchrift, in der wiederum der 
Zwang zum Austauſche von Geſundheitszeugniſſen nach vorgängiger 
ärztlicher Fee befürwortet wird. Dieſe Denlkſchrift, die 
Schwalbe zum Abdrucke bringt, beleuchtet in eingehender Dar⸗ 
ſtellung den geſamten Stand der Streitfrage mit Gründen und 
Gegengründen. Nun fordert der preuß. Landtag das Staats⸗ 
miniſterium zur Ausarbeitung einer Geſetzesvorlage auf, die den Aus⸗ 
tauſch von Geſundheitszeugniſſen mit der Maßgabe vorſchreiben ſoll, 
daß damit kein Eheverbot verbunden werde. Dem Nonnte nicht ent⸗ 
sprochen werden, weil eine ſolche Anderung nur auf dem Wege der 
Reichsgeſetzgebung zu ermöglichen war. Das iſt der heutige geſetz⸗ 
liche Stand der Frage, zu der ich ſelber hier keine Stellung nehmen 
kann. Nun aber beginnt die Einrichtung von ärztlich geleiteten 
Eheberatungsſtellen, über die ſich der letzte Teil der Schrift ver⸗ 
breitet. Ich Kann die Schrift jedem, der ſich mit dieſen Fragen be⸗ 
faſſen will, warm empfehlen. 

Senpräſ. i. R. Prof. Dr. Wieruszowski, Köln. 


Dr. Guſtav Böhmer, ordentlicher Profeſſor der Rechte an 
der Univerſität Halle: Erbfolge und Erbenhaftung. Halle 
1927. Max Niemeyer Verlag. Preis geh. 8 , geb. 
9,50 4. 

Das Buch zeugt von einer gründlichen Beherrſchung des Rechts⸗ 
ſtoffes und von ſtarker Zielſicherheit im ſyſtematiſchen Aufbau, und 
bringt auch im einzelnen intereſſante Auregungen und ſelbſtändige 
Gedanken. 
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Hiermit allein aber iſt die innere Notwendigkeit für ein Buch, 
das ſich die Sonderaufgabe der Behandlung der Erbfolge und Erben 
haftung ſtellt, noch nicht ohne weiteres dargetan. Der Verf. will nd 
ſeinem Vorwort ſich in erſter Linie an die ſtudierende Jugend wenden. 
Es kommt ihm vor allem darauf an, „aus der unüberſichtlichen und 
komplizierten Maſſe des Geſetzesſtoffes die leitenden Gedanken heraus“ 
zuarbeiten, die in der Geſtaltung der erbrechtlichen Geſamtnachſorgg 
insbeſ. der Erbenhaftung, zum Ausdruck gekommen ſind“; er wi 
die Erbenhaftung „auf die allgemeine Grundformel von Schuld und 
Haftung zurückführen“. Ob auf dem vom Verf. eingeſchlagenen = 
eine weſentliche Förderung dor wiſſenſchaftlichen Erkenntnis des Erb⸗ 
rechts erreicht werden kannzz mag hier dahingeſtellt bleiben. 

Der Praktiker aber wird den Zweifel nicht unterdrücken können, 
ob das Buch für die ſtudierende Jugend als ein geeigneter Führer 
in das Rechtsleben gellen kann. Nach zwei kurzen Kapiteln einleiten“ 
der und hiſtoriſcher Natur behandelt der Verf. die Grundlagen der 
Erbfolge des BGB. auf insgeſamt 32 Seiten; der zweite Teil über 
die Haltung der Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten umfaßt hin⸗ 
gegen nicht weniger als 148 Seiten. Die Darſtellung der Erbfolge 
enkhält nichts über die geſetzliche Regelung der Verwandtenerbfolge, 
wie die Grundlagen der gewillkürten Erbfolge. Der Verf. legt offen 
bar das größte Gewicht auf die Klarlegung des Gegenſatzes zwiſchen 
der reinen Geſamtnachfolge und der Nachlaßſonderung (insbeſ. bei 
Erbengemeinſchaft), dürfte damit aber eine zu magere Koſt bieten. 

Der zweite Teil über die Haftung der Erben behandelt aber in 
52 Seiten allein die rechtspolitiſchen und ſyſtematiſchen Grundlagen, 
ſodann im dritten Kapitel in kurzen Abſchnitten die Arten der 
Nachlaßverbindlichleiten, und in dem umfangreichen vierten Kapite 
die beſchränkte Erbenhaftung mit einer überfülle von Einzelheiten. 
Wenn hier z. B. der Verf. allein der amtlichen Nachlaßſonderung 
durch Nachlaßverwaltung und Nachlaßkonkurs 26 Seiten widmet, 17 
dürfte er weit über das hinausgehen, was innerhalb der Ziele des 
Verf. und des Rahmens der Arbeit zweckmäßig wäre. 

Der Verf. ſtellt im 8 22 „die Nachlaßgebundenheit der Vermächl⸗ 
niſſe“ im Gegenſatz zu der Wertgebundenheit der Pflichtteilsrechte, 
Bei der Klarlegung des terminologiſchen Begriffes der Nachlaß 
gebundenheit der Vermächtniſſe muß der Verf. aber ſelbſt einräumen, 
daß gerade bei den doch praktiſch bedeutſamſten Gattungs⸗ und Geld⸗ 
vermächtniſſen grundſätzlich die Unabhängigkeit der Exiſtenz und des 
Umfanges vom Nachlaſſe beſteht. Noch bedenklicher iſt die Beſtimmung 
der Pflichtteilsrechte als Wertgebundenheit. Die für das Auf 
wertungsrecht wichtige Streitfrage, ob der Pflichtteilsanſpruch als 
Wertanſpruch oder als Summenanſpruch aufzufaſſen iſt, 
iſt vom RG. in ſtändiger Rſpr. im letzteren Sinne entſchieden; die 
vom Verf. gewählte Terminologie Kann ſomit leicht verwirrend au 
die ſtudierende Jugend wirken. 

Der Verf. hat ſich offenbar bemüht, durch Klarheit der Dar“ 
ſtellung die ſchwierigen, von ihm behandelten Probleme dem Verſtänd⸗ 
nis näherzubringen. Doch dürfte es ihm nicht reſtlos gelungen ſein, 
feinen Stil von der bei juriſtiſchen Schriftſtellern leider häufigen Über“ 
ladung und Überſchneiden der Gedankengänge freizuhalten. So z. B., 
wenn der Verf. (S. 170) den Satz prägt: „Aber auch wenn der Erbe 
fein Beſchräukungsrecht nicht verwirkt hat, und auf dem Wege der 
Vollſtreckungspreisgabe die Leiſtung verlangenden Nachlaßgläubiger 
auf die Befriedigung aus dem Nachlaſſe zurückdrängt, iſt mit dieſet 
Haftungsbeſchränkung nicht auch die Kehrwirkung einer dinglich ger 
ſicherten Haftungsſonderung zugunſten der Gläubiger verknüpft.“ 

RA. Dr. Adolf Aſch, Berlin. 


Rechtsfragen der Praxis. Bd. 7. Prozeſſe von und gegen 
Erben. Von Dr. Adolf Aſch, Rechtsanwalt und Notar 
in Berlin. Berlin. Hermann Sack Verlag. 48 S. Preis 
1,50 .4. 

Die von RA. Dr. Albert Baer herausgegebene Sammlung 
„Rechtsfragen der Praxis“ hat ſich die Aufgabe geſtellt, häufig 
wiederkehrende Rechtsfragen der Praxis unter Verarbeitung des 
ganzen Stoffes doch fo zuſammengefaßt darzuſtellen, daß der rat? 
ſuchende Anivalt, Richter uſw. ſich über die behandelten Fragen 
gründlich und ſchnell unterrichten kann. Die Schwierigkeiten eine, 
ſolchen Planes find nicht zu unterſchätzen. Seine Durchführung ſeß! 
bei den Mitarbeitern überlegene Sachkunde und peinlichſte Sorg⸗ 
falt voraus. Der Titel des vorliegenden 7. Heftes muß einſchrän⸗ 
kend verſtanden werden. Es ift natürlich unmöglich, auch nur die 
wichtigſten Arten von Nachlaßprozeſſen in einem Bändchen von 
48 Seiten in zweckdienlicher Weiſe darzuſtellen. Die Auswahl ek, 
ſtreckt ſich nur auf wenige der wichtigſten Arten, die Klagen auf 
Auskunftserteilung, auf Herausgabe von Nachlaßſachen, Erbteilungs 
klagen, auf drei Fragen der Geltendmachung des Pflichtteils 
anſpruchs und einige Fragen, die die Aufwertung von erbrechtlichen 
Anſprüchen betreffen. Im ganzen handelt es ſich um 18 Rechts 
fälle, von denen 13 (nicht veröffentlichte) vom 3. (erbrechtliche 
Sen. des KG., 5 vom RG. entſchieden find. Vorangeht ein ale 
gemeiner Teil, der über die wichtigſten prozeſſualen Fragen unter“ 
richtet. Die einzelnen Gruppen der Klagen find durch zuſammen 
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faſſende Vorbemerkungen eingeleitet, die den erfahrenen Prak⸗ 
iker und ausgezeichneten Kenner des Erbrechts erkennen laſſen. 
(Nur die Ausführungen S. 39/40 werden kaum ausreichen, um 
en Leſer raſch und zuverläſſig in die Geheimniſſe des § 2300 
BGB. einzuweihen.) Die Auswahl iſt geſchickt; es darf aber nicht 
verſchwiegen werden, daß die Mitteilung des Tatbeſtandes in einigen 
Fällen nicht genügt (Fall Nr. 4 S. 27, Nr. 8 S. 34, Nr. 17 S. 46). 
Im Falle Nr. 16 S. 45 wird der Leſer zu erfahren wünſchen, wie 
doch denn eigentlich der übernahmepreis aufgewertet iſt und was 
der Kl. erlangt hat. Den Entſch. wird im allgemeinen beizutreten 
fein. Im Falle 9 (S. 35) war es allerdings in hohem Grade 
zweifelhaft, ob man ſagen konnte, die Ehefrau, die nach dem Tode 
Ihres Mannes deſſen Gaſtwirtſchaft allein weiterbetrieben hakte, 
habe den Beſitz des Nachlaſſes durch verbotene Eigenmacht erlangt. 
Das KG. hatte in dem entſchiedenen Falle gegenüber der Klage 
des Miterben auf Einräumung des Mitbeſitzes die Geltendmachung 
eines Zurückbehaltungsrechts der beklagten Witwe wegen Aus⸗ 
lagen für den Nachlaß verneint, weil kein Grund beſtehe, die Vor⸗ 
ſchrift des § 273 Abſ. 2 BOB. ausdehnend anzuwenden. Ich halte 
as Urteil im Ergebniſſe für zutreffend, nur hätte hervorgehoben 
werden ſollen, daß der Rechtsgrund der Sicherung für den 
verklagten Schuldner zwar bei einer Klage auf Herausgabe, nicht 
aber auf Einräumung nur des Mitbeſitzers beſteht. 

Das vorliegende Heft iſt ein Verſuch, aber noch keine Er⸗ 
füllung. Für eine zweite Auflage beſteht der dringende Wunſch nach 
ſorgfältigſter Durchſicht. Der Fall Nr. 11 (S. 38) iſt voll- 
ſtändig umzuarbeiten. Tatbeſtand und Entſcheidungsgründe gehen 
durcheinander; unſchön iſt der Wechſel der Zeitformen (vgl. auch 
S. 42). Im Falle 12 (S. 41) muß wenigſtens die maßgebende Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmung (8 2079 BOB.) angeführt werden. Im Falle 13 
(S. 43 oben, 2. Abſ.) ift das Wort „aber“ unverſtändlich; an⸗ 
ſcheinend iſt etwas ausgelaſſen. Zu empfehlen ift ferner eine gleich⸗ 
mäßige Anführungsart; man darf nicht das eine Mal jagen: 
Seuff Arch. Bd. 77 Nr. 149, das andere Mal: Seuff Arch. 74, 107. Auf 
S. 34 iſt die Überſchrift des Falles 3 vor Fall 8 verſehentlich noch⸗ 
mals eingefügt. S. 44 muß es ſtatt 8 311 f 2311 BOB. heißen. 
Endlich ſei auf die Druckfehler S. 21 Zeile 4, S. 33 Zeile 6 u. 21, 
S. 36 letzte Zeile, S. 45 Zeile 27 verwieſen. 

Os Präſ. Dr. Levin, Braunſchweig. 


Juſtizrat Dr. Hans Stölzle, Rechtsanwalt in Kempten (Allgäu): 
Erbſchaftsſtenergeſetz 1925 mit ſämtlichen Aus- und 
Durchführungsvorſchriften. Leipzig 1926. Verlag C. L. 
Hirſchfeld. 590 S. Preis 18 Ab. 

Der Komm. ift neben dem übrigens ſpäter erſchienenen Komm. 
von Kipp die weitaus umfaſſendſte Darſtellung des neuen Erb⸗ 
ſchaftsſteuerrechts. Mit Recht hebt der Verf. in ſeinem Vorwort her⸗ 
vor, daß es unmöglich iſt, ohne genaueſte Kenntnis der zivil⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen das Erbſch StG. zu verſtehen und zu er⸗ 


N 


läutern. Gerade deshalb iſt ja das ErbStG. für den Juriſten 
eine beſonders reizvolle Materie, weil es — ganz anders als alle 
anderen großen Steuergeſetze — die Entſtehung der Steuerſchuld in 
der großen Mehrzahl der Fälle an die Verwirklichung ziviliſtiſcher 
Tatbeſtände anknüpft, auf der anderen Seite aber wiederum durch 
Schaffung neuer Rechtsbegriffe, wie Zweckzuwendungen, freigebige 
Zuwendungen uſw., den ſteuerlichen Belangen gerecht wird. 

Allen Anforderungen, die man an einen großen Komm. zum 
ErbſchStG. ſtellen muß, wird der St ölzle ſche Komm. gerecht. 
Erſchäpfende Verwertung der Rſpr des Ri., ausgiebige Berldt- 
ichtigung der geſamten Literatur, ſelbſtändiges Urteil gegenüber den 
dahlreichen auftauchenden Zweifelsfragen und endlich kritiſche Stel⸗ 
lungnahme gegenüber dem Geſetze ſelbſt — und gegenüber der Rſpr. 
des RF. (ogl. z. B. die berechtigte Bemängelung der Faſſung des 
von der Begriffsbeſtimmung der Zweckzuwendung handelnden 8 4). 
Ob man dieſer Kritik allenthalben beitreten will, ift natürlich 
eine Sache für ſich. So beantwortet Stölzle auf S. 88 ff. die 
praktiſch überaus wichtige Frage, ob der überlebende Ehegatte, 
em im Teſtament die lebenslängliche Nutznießung am Vermögen der 
Kinder vermacht ift, dieſe Zuwendung zu verſteuern hat, im Gegen⸗ 
ſat zu der bekannten Entſch. Rö. 3, 249 ) im verneinenden Sinne. 
Die Gründe Stölzles haben nicht überzeugt und ich glaube nicht, 
daß der R§c H. von feiner Auffaſſung abgehen wird. Aber darauf 
kommt es schließlich nicht an. Erfreulich iſt ſchon allein die kritiſche 
Einſtellung gegenüber der Entf. der oberſten Steuergerichtsinſtanz. 
In der Frage nach der ſelbſtändigen ſteuerrechtlichen Begriffs⸗ 
eſtimmung, eine Frage, die das Rückgrat des theoretiſchen Steuer⸗ 
rechts bildet, nimmt Stölzle mit Recht eine ſehr vorſichtige Hal⸗ 
tung ein, und er weiſt auf die Prinzipienloſigkeit und Verwirrung 
hin, die nicht zuletzt durch den Standpunkt des 2. Sen. des N. 
auf dieſem Gebiete droht (vgl. $ 1 Anm. 4). Auf der anderen Seite 
weiß er aber doch mit feinem Verſtändnis durch zweckentſprechende, 
vernünftige Auslegung der Steuergeſetze Unbilligkeiten vorzubeugen, 
ie mit dem Haften am Worte verbunden find. In dem Beſtreben, 
Eu: Norm fo auszulegen, mie fie ausgelegt werden muß, wenn 


1) Vgl. ihre wörtliche Wiedergabe JW. 1925, 2088. 
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man unbilligen Folgerungen ausweichen will, unterſcheidet er ſich 
— m. E. ſehr vorteilhaft — von Kipp. Ein Beiſpiel ftatt vieler: 

Der 8 20 ſchafft ein Steuerprivileg bei Vererbungen und Schen⸗ 
kungen innerhalb der engſten Familie, die innerhalb einer fünf⸗ 
bzw. zehnjährigen Friſt aufeinanderfolgen. Vorausſetzung iſt, daß es 
ſich bei den mehreren Anfällen um das gleiche Vermögen handelt. Es 
fragt ſich, wann eine Vererbung bzw. Schenkung desſelben Vermögens 
in Frage kommt. Muß die äußerliche Erſcheinung des Vermögens 
die gleiche fein? Stölzle (8 20 Anm. 3) verneint die Frage ganz 
unzweifelhaft mit Recht. Kipp (820 Anm. 3) verlangt, daß es 
ſich bei dem zweiten Steuerfall um „denſelben Gegenſtand“ handelt 
N auch § 18 Anm. 68, die „Identität der Gegenſtände“). Die 
Fipyſche Anſicht iſt ſelbſtverſtändlich mit dem Wortlaut des 
Geſetzes ebenſo zu vereinbaren wie die Stölzleſche. Aber ſie iſt 
vom ſteuerlichen Standpunkte aus nicht zu billigen. Es iſt auch 
ſchlechterdings kein Grund erſichtlich, weshalb das Steuerprivileg 
die phyſiſche Identität der Vermögensſtücke und nicht nur die 
wirtſchaftliche Identität des Vermögens komplexes vorausſetzen ſoll. 
Die Frage iſt ja nunmehr durch die Entſch. des Rech. v. 28. Jan. 
1927 (Nc H. 20, 234 — Stu. 1927 Nr 321) im Stolzleſchen 
Sinne entſchieden. Aber ſie hätte eigentlich niemals anders beant⸗ 
wortet werden dürfen. 

Verhältnismäßig kurz ſind die Ausführungen Stölzles zu 
der praktiſch allerdings mehr für die Vergangenheit wie für die 
Zukunft wichtigen Frage, wie ſich Aufwertung und freigebige Zur 
wendung zueinander verhalten. 

Stölzle (8 3 Anm. 23) begnügt ſich hierzu mit dem kurzen 
Satz, daß freiwillige Aufwertung einer Forderung über das geſetz⸗ 
liche Maß regelmäßig keine Schenkung ſei, daß dagegen eine den 
urſprünglichen Goldmarkwert überſchreitende Aufwertung als ſteuer⸗ 
pflichtige Schenkung betrachtet werde. Durch die Rſpr. des RH. iſt 
ja inzwiſchen klargelegt, daß auch eine 100 0% üͤberſchreitende Auf⸗ 
wertung nicht notwendig in Höhe des Überſchuſſes Schenkung fein 
müſſe (val. RF. 19, 10 und StuW. 1927 Nr. 599). Hier hätte ge⸗ 
rade ein ſo trefflicher Kenner des Erbſchafts⸗ und Schenkungsſteuer⸗ 
rechts wie Stölzle Wegweiſer einer ſpäteren Judikatur fein dürfen. 
Insbeſ. gilt das gerade für die zahlreichen Fragen, die im Bereiche 
der ſogenannten freien Aufwertung auftauchen. 

Auch für die Ausführungen über Schenkungen bei Gründungen 
(8 3 Anm. 29 a) — das Stichwort umfaßt nicht alle in Frage kom⸗ 
menden Tatbeſtände — hätte ich eine gegenüber RF. 11, 112 
ſelbſtändige Stellungnahme gewünſcht. Für die Sanierungszuwen⸗ 
dung eines Geſellſchafters hat ja glücklicherweiſe der R§H. ſelbſt ſeine 
Stellung gegenüber der angezogenen Entſch. ſtark revidiert (vgl. 
RH. 22, 302°). 

Aber alle dieſe verhältnismäßig geringen Ausſtellungen ſind 
für das günſtige Geſamturteil über das Werk bedeutungslos. Das 
Buch iſt tatſächlich für jeden, der mit Fragen des Erbſchaftsſteuer⸗ 
rechts zu tun hat, ein unentbehrlicher und in den weitaus meiſten 
Fragen auch nicht Wien Führer. 

A. Prof. Dr. James Breit, Dresden. 
Dr. Herbert Schachian. Rechtsanwalt und Notar: Erbſchafts⸗ 
ſteuergeſetz in neueſter Faſſung. Textausgabe mit An⸗ 
merkungen. Berlin u. Leipzig 1926. Verlag Walter de 
Gruyter & Co. 4. Aufl. 65. S. Preis 2,50 . 

Die früheren Auflagen find JW. 1924, 512; 1925, 331 und 
1926, 1647 beſprochen. Die neue Auflage iſt im weſentlichen nur 
durch die Berückſichtigung der beiden VO. v. 28. Juni 1926 betr. 
die Durchführung der Wertermittlung und die Überleitung des Erb⸗ 
ſchaftsſteuerrechts erweitert. Die Bewertungsvorſchriften ſind in 
Anm. 2 zu 8 22 überſichtlich erörtert. Im übrigen iſt die Nipr. des 
ARH. in der die Bearbeitung kennzeichnenden, die ſchnelle Orien⸗ 
tierung erleichternden Art ergänzt. Zuſammenfaſſend kann ich nur 
wie früher ſagen: Das Büchlein bietet in wenigen Worten viel 

RA. Dr. Alexander Philipsborn, Berlin. 


Fur Reform des Eheſcheidungsrechts.“) 
1. Klink: Die Reformbeſtrebungen im Eheſcheidungsrechte. 
Berlin 1928. Carl Heymanns Verlag. 115 S. Preis 6 . 


Die Reform des Scheidungsrechts iſt in Fluß geraten. Die 
Strömung wird ſich nicht mehr eindämmen laſſen. Der RT. wird 


2) In 8 9 Anm. 9 behandelt Stölzle die Schenkungen einer 
DSG. noch allenthalben in Anlehnung an RED. 1, 197, wonach 
zwiſchen der Off. und dem Beſchenkten im Hinblick auf die ſteuer⸗ 
rechtlich anerkannte Selbſtändigkeit zwiſchen dem Schenker und dem 
Beſchenkten kein Verwandtſchaftsverhältnis beſteht und daher die 
Beſteuerung ſtets ohne Rückſicht auf verwandtſchaftliche Verhältniſſe 
zwiſchen den Geſellſchaftern und dem Beſchenkten in Klaſſe V zu 
erfolgen hat. Ich hatte bereits im Erbſchaftsſteuerrecht (S. 159) mich 
milde dahin ausgedrückt, daß ſich „gewichtige Gründe auch für eine 
abweichende Auffaſſung vorbringen laſſen“. Jetzt hat der RF. feine 
in Wahrheit unhaltbare Anſicht aufgegeben (RF H. 23, 282). 

1) Siehe Volkmar oben S. 3025. 
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fi vielleicht ſchon in nächſter Zeit mit der Reform beſchäftigen. 
Eine zuſammenfaſſende Behandlung der Reformbeſtrebungen kommt 
daher gerade jetzt gelegen. Welche Stellung man auch zur Frage 
der Reform und den einzelnen Reformfragen einnehmen möge, 
man wird dem Verf. die Anerkennung nicht verſagen, daß er gründ⸗ 
lich, ſachlich und beſonnen zu Werke gegangen iſt, das Schrifttum 
und die Rſpr. gewiſſenhaft berückſichtigt und zu Rate gezogen und 
dann auch Tuchtiges geleiſtet hat. Klink ſchafft ſich zunächſt einen 
ſicheren Unterbau. Das erſte Kapitel behandelt Ehe und Ehe⸗ 
ſcheidung im geſchichtlichen Rückblicke. Vielleicht hat ihn da der 
Eifer etwas zu weit getrieben. Sagt er doch S. 44 mit Recht ſelbſt, 
die Eheauffaſſungen vergangener geſchichtlicher Perioden könnten 
für eine Unterſuchung des heutigen Sozialinſtituts der Ehe keine 
nennenswerte Bedeutung mehr haben. Wichtiger ſchon iſt das 
zweite Kapitel, das die Eheſcheidung nach heutigem Rechte dar⸗ 
ſtellt und dabei eine verdienſtliche Überſicht über das ausländiſch⸗ 
curopäiſche Scheidungsrecht gibt. Das dritte Kapitel endlich geht 
zum eigentlichen Thema über. Ehe⸗ und Scheidungsreform werden 
„dogmatiſch kritiſcher“ Erörterung unterzogen. Und wieder ſucht 
ſich Verf. einen Unterbau zu ſchaffen. Er gräbt nach geeigneten 
Bauſteinen in den Schächten der Philoſophie, geſteht aber, „daß 
die Philoſophie einen Ausgleich zwiſchen den religiöſen und 
materialiſtiſchen Anſchauungen durch eine eingehende Würdigung 
des ethiſch⸗ſozialen Gehalts der Ehe nicht gefunden habe“. Aber 
er gewinnt aus Spinoza die Erkenntnis, daß eine reſtloſe Ver⸗ 
einigung der Geſchlechter, ein völliges Aufgehen des einen Ehe⸗ 
gatten in dem anderen ſchlechterdings unmöglich ſei, und daß dieſe 
Unmöglichkeit die Quelle dauernder und unlöslicher Widerſtreite 
zwiſchen den Ehegatten fein könne. Von dieſer richtigen pſycho⸗ 
logiſchen Einſtellung aus greift der Verf. das Scheidungsproblem 
an. Er erklärt, daß hier die überperſönlichen Belange der Gemein⸗ 
ſchaft an der Aufrechterhaltung der Ehe den perſönlichen der Ehe⸗ 
gatten zu weichen haben. 

Nachdem dann der Verfaſſer die Rechtsnatur der Scheidung 
unterſucht und m. E. richtig erfaßt hat, geht er zur Reform des 
deutſchen Scheidungsrechts über. Er ſchildert den äußeren Ver⸗ 
lauf der Reformbewegung und legt ihre Geünde dar. In voller 
Übereinſtimmung befinde ich mich mit ihm, wenn er hier die Un⸗ 
zulänglichkeit des Verſchuldensgrundſatzes an die Spitze ſtellt. Das 
iſt in der Tat der ſpringende Punkt der Reformbewegung. Zu dieſer 
Auffaſſung hat ſich auch Wilhelm Kahl trotz ſeines tiefen und 
echten Glaubens an die ſittliche und religiöſe Weihe der Ehe mit 
einer faſt ſchmerzlichen Überzeugung durchgerungen. Und hier ſetzen 
ja auch die zahlreichen häßlichen und unwürdigen Mißbräuche ein, 
die ſich in die Scheidungspraxis zur Umgehung des Verſchuldens⸗ 
grundſatzes und zum Schaden der Eherechtſprechung eingefreſſen 
haben. Klink hat ſie S. 68 ff. eingehend und eindringlich unter 
beſonderer Berückſichtigung der ſog. Scheidungsverträge und ihrer 
Behandlung in der Rſpr. dargelegt. Daß es, wie Klink behauptet, 
an einer Kritik dieſer Rſpr. „im großen und ganzen“ gefehlt habe, 
vermag ich nicht anzuerkennen. Das bereits 1926 erſchienene Buch 
von Roch „Verträge über Eheſcheidungsfolgen“ hätte ihn eines 
boſſeren belehren können. Jedenfalls — und das iſt die Haupt⸗ 
ſache — tritt Klink mit allem Nachdrucke für den Scheidungs⸗ 
grund der unverſchuldeten Ehezerrüttung ein (vgl. feine Faſſung 
des Geſetzesvorſchlages 8 1568 2 S. 113). Auf die Einzelheiten 
ſeiner Begründung vermag ich hier nicht einzugehen. Mir aber 
gehen ſeine Vorſchläge nicht weit genug. Klink will Ehezerrüttung 
als Scheidungsgrund nur „ſubſidiär“ gelten laſſen. Er läßt ſogar, 
wie das auch Kah! befürwortet, den § 1568 in feiner bisherigen 
Faſſung beſtehen. Ich dagegen erſtrebe die Beſeitigung des Ver⸗ 
ſchuldensgrundſatzes überhaupt und die Befreiung des Scheidungs⸗ 
urteils vom Zwange eines Schuldausſpruchs. In meinem Wiener 
Vortrage über Scheidungsreform (Schriften der öſterr. Liga f. 
Menſchenrechte Heft II, Wien 1928, S. 66 ff.) habe ich das näher 
zu begründen verſucht. Können die Ehegatten auf Grund des 
Nachweiſes objektiver Ehezerrüttung zur Scheidung gelangen, ſo 
iſt damit ja doch dem Verſchuldensgrundſatze der Boden entzogen. 
Ihn um deswillen feſtzuhalten, weil es dadurch vielen Kreiſen er⸗ 
leichtert werden würde, ſich in die neuen Gedankenkreiſe ein⸗ 
zuleben und ſo auf den Boden der Reform zu treten, halte ich mit 
Henle für unzuläſſig. Man könnte höchſtens daran denken, die 
abſoluten Scheidungsgründe, wie Ehebruch und Lebensnachſtellung, 
als Vermutungen für die Ehezerrüttung gelten zu laſſen und in 
‚solchen Fällen auf das Prüfungsjahr zu verzichten. Natürlich kann 
die Einwirkung der Verſchuldensfrage auf den Scheidungsprozeß 
nicht ganz ausgeſchaltet werden. Sie wird immer maßgeblich für 
die Frage bleiben, ob derjenige Ehegatte, der die Ehezerrüttung 
verſchuldete, zur Scheidungsklage zuzulaſſen ſei. Aber deswegen 
kann doch das Scheidungsurteil von der Verknüpfung mit dem 
Schuldausſpruch befreit bleiben und lediglich auf der Feſtſtellung 
der Zerrüttung beruhen. Das würde die erwünſchte Folge haben, 
daß bei gleichem Verſchulden dem Scheidungswillen jedes der boi⸗ 
den Gatten nachgegeben werden, ein Ehegatte alſo nicht den an⸗ 
deren in den Feſſeln einer zerrütteten Ehe feſthalten könnte. Kann 
man aber den Schuldausſpruch für die Scheidungsfolgen entbehren? 
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Ganz beſtimmt für die Frage nach dem Schickſale der Kinder. ger 
kann immer nur die Wohlfahrt der Kinder entſcheiden. Und DE 
Entf. wird man dem Vormundſchaftsgerichte überlaſſen isses. 
Bei der Unterhaltsfrage freilich wird man wieder auf die Ver 
ſchuldensfrage zurückgreifen müſſen. Aber auch die Unterhalf® 
frage wird man der Entſch. des Vormundſchaftsgerichts unterjtelle! 
können, um damit die Entgiftung des eigentlichen Scheidungs 
prozeſſes zu fördern. en 

Das find nur kurze Andeutungen über die Reformziele, 1 — 
die ich eintrete. Klink beſchäftigt ſich dann weiter noch mit ein 
zelnen Scheidungsgründen. Er macht beachtenswerte Vorſchläge für 
eine Umgeſtaltung des § 1569 (Scheidung wegen Geiſteskrankheil) 
Einverſtändliche Scheidung lehnt er ab, während ich ſie für a 
bekindete Ehen befürworte. Der Scheidungsgrund der unüberwind 
lichen Abneigung findet ebenfalls keine Gnade vor ſeinen Augen, 
Auch ich halte ihn für entbehrlich. Auf die Lebensnachſtellung gez! 
Klink nicht ein. Und doch wäre die Umgeſtaltung dieſes Schei⸗ 
dungsgrundes von einem abſoluten zu einem relativen durchaus 
erwägenswert. Über die Scheidungsfolgen ſagt Klink viel Be 
achtliches, was ſich auch mit meinen Anſchauungen deckt. In einem 
Anhauge gibt Klink endlich einen Überblick über die zur Reform 
des Scheidungsprozeſſes gemachten Vorſchläge. Der Verf. verdient 
für ſeine Arbeit Anerkennung und Dank. 


2. Henle: a) Eheſcheidung in gegenſeitigem Einverſtänd⸗ 
nis. Sonderabdruck aus der Zeitſchrift „Philoſophie und 
Recht“. Gießen. Verlag Alfred Töpelmann. 56 S. Preis 
1 c,. b) Erleichterung der Eheſcheidung. Roſtock 1927. 
2 a 

Die beiden Arbeiten find im Gegenſatze zum Buche Klinke 
aus dem Widerſtreben gegen eine Scheidungsreform und vor allem 
gegen die Einführung des Zerrüttungsgrundſatzes geboren: „Sie 

wollen — das ſind die eigenen Worte Henles (JW. 1922, 

1501) — denen den Nacken ſteifen, die an dem Verſchuldungs⸗ 

prinzipe des geltenden Rechts feſthalten und der Einführung einer 

Scheidung wegen objektiver Zerrüttung Widerſtand leiſten. Auch der 

viel gehörte Vorwurf der Heuchelei gegenüber dem geltenden Rechte 

iſt unbegründet. Die Reformer müſſen ſeiner in Zukunft entbehren. 

Dies Ziel hat Henle ſicherlich nicht erreicht. Die Reformbewegung 

hat ſich durch ihn nicht einſchläfern laſſen. Und die Anhänger der 

Einführung objektiver Ehezerrüttung als Scheidungsgrund haben 

ſich eher vermehrt als vermindert. Ich geſtehe, die beiden Arbeiten 

nicht ohne Anteilnahme geleſen zu haben. Sie enthalten eine Reihe 
feiner Beobachtungen und feſſelnder Gedankengänge. Ich habe auch 
den Scharfſinn des Verf. bewundert, aber doch den Eindruck nicht 

verwinden können, daß es gerade der allzu große Scharffinn il 

der den Arbeiten die gewünſchte Wirkung verſagt. Henle ver? 

ficht die Auffaſſung, es bedürfe einer Scheidungsreform gar nicht: 
man habe allgemein die Möglichkeit überſehen, daß ſich nach dem 
geltenden Rechte die Möglichkeit biete, ohne Geſetzesumgehung und 

Heuchelei eine einnerſtändliche Scheidung „auf anſtändige Weile 

zu erlangen. Und dieſe Möglichkeit ſei in 8 1567, dem Scheidungs⸗ 

grunde der böslichen Verlaſſung erſchloſſen. Die herrſchende Mer 
nung habe die Worte „gegen den Willen des anderen“ unrichtig 
ausgelegt. Sie habe „Wollen“ mit „Wünſchen“ verwechſelt. Ich 
trete Henle durchaus darin bei, daß eine ſolche Verwechſlung 
irrig wäre. Der Wille beherrſcht den Entſchluß zu einem Handeln 
oder Verhalten; der Wunſch zielt auf einen beſtimmten Zweck ab. 

Wer wünſcht, braucht das Gemünſchte durchaus noch nicht zu 

wollen, und umgekehrt: Wer will, braucht das Gewollte noch nicht 

zu wünſchen. Aber ich verſtehe nicht recht, welchen Einfluß dieſer 

Unterſchied auf die Möglichkeit haben ſoll, ohne Umgehung des 

8 1367 eine einverſtändliche Scheidung „auf anſtändige Weile zu 

erreichen“. Denn wie liegen die Dinge? Das Erfordernis der 

Herſtellungsklage wird von dem Gedanken beherrſcht, daß dem 

Ehegatten, der, gleichviel aus welchem Grunde und in welcher Ab“ 

ſicht, die Gemeinſchaft verlaſſen hatte, die Pflicht zur Wieder⸗ 

herſtellung der Gemeinſchaft durch Richterſpruch eingeſchärft werden 
ſoll. Ob der auf Herſtellung klagende Ehegatte die Rückkehr des 
anderen Teils will oder wünſcht, oder ob er die Klage von vorn 
herein mit der Abſicht erhebt, eine Grundlage für die von ihm er 
ſtrebte Scheidung zu gewinnen, iſt gänzlich belanglos. Das iſt es, 
was mir Henle in erſter Linie verkannk zu haben ſcheint. Der Tat- 
beſtand der böslichen Verlaſſung ſetzt erſt mit dem Erlaß des 
Herſtellungsurteils ein. Darüber läßt der Wortlaut des 8 136“ 
nicht den geringſten Zweifel. Erſt jetzt kann die Frage auftauchen, 
ob das weitere Fernbleiben des Gatten, der ſich der Gemeinſchaft 
entzogen hatte, mit oder gegen den Willen des verlaſſenen Ehe 
teils geſchieht. Und nun wird der Aufnahmewille des Verlaſſenen, 
mag er ſeinem Wunſche entſprechen oder nicht, fo lange zu unter? 
ſtellen ſein, als nicht Tatſachen hervortreten, die die Verkehrung 
des Aufnahmewillens in ſein Gegenteil unzweideutig erkennen 

laſſen. Und ebenſo wird die „bösliche Abſicht“ des Fernbleibens 1 

lange anzunehmen ſein, als der andere Teil nicht Gründe darlegt, 

die ihn nach 81353 II BGB. von der Pflicht zur Wiederherſtellund 
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der Gemeinſchaft befreien. Wo ſoll nun hier die Möglichkeit einer ein⸗ 
verſtändlichen Scheidung beſtehen? Gewiß gibt dieſe Regelung einer 
ſolchen Möglichkeit Raum, und fie wird auch weidlich ausgenutzt. Aber 
eben nicht ohne Geſetzesumgehung! Kommt das Scheidungsgericht zu der 
Aberzeugung, daß die böskiche Verlaſſung als Deckmantel einer einverſtänd⸗ 
lichen Scheidung ausgenutzt wird, ſo weiſt es die Scheidungsklage ab, weil 
as Einverſtändnis, wann und wie es auch immer erklärt ſein möge, 
das Tatbeſtandsmerkmal „gegen den Willen“ beſeitigt. Und ich kenne 
Scheidungskammern, die bei ſolchem Verdachte zur Auferlegung 
des richterlichen Eides ſchreiten. Liegt aber die Sache fo — und das 
wird Henle ſelbſt nicht beſtreiten wollen —, ſo ſehe ich beim 
beſten Willen nicht ein, wie man hier von einer der herrſchenden 
teinung bisher verborgen gebliebenen Erleichterung der Scheidung 
prechen könnte. Nur fo viel ift richtig, daß bei der Feſtſtellung des 
Tatbeſtandsmerkmals „gegen den Willen“ Vorſicht obwalten ſollte. 
Nicht ſchon jeder irgendwie geäußerte Wunſch des Verlaſſenen, der 
andere Teil möge dem Herſtellungsurteile keine Folge leiſten und 
es ſo zur Erfüllung des Scheidungsgrundes kommen laſſen, kann 
die Annahme begründen, daß ſich die Aufnahmebereitſchaft in ihr 
Gegenteil verkehrt habe. Dies in aller Schärfe betont zu haben, iſt 
denles Verdienſt, wie denn auch ſeine Ausführungen über die 
„bösliche Abſicht“ (Sonderabdruck S. 34 ff.) ſehr viel Beachtliches 
enthalten. Seine weiteren Folgerungen aber, die er aus ſeiner 
Auſfaſſung gegen Scheidungsreform und Zerrüttungsgrundſatz ins 

Feld geführt hat, ſtoßen ins Leere. 
Senpräſ. i. R. Prof. Dr. 


Flugſchriften des Archivs Deutſcher Berufsvormünder. 
Herausgeber Dr. 9. Webler. Frankfurt a. M. 1928. 

Heft 1: Dr. Alice Eiſner: Die letzten zivil⸗ und 
öffentlich⸗rechtlichen Mittel gegen böswillige Unter⸗ 
haltspflichtige. 2., ſtark erweiterte Aufl. Preis 1,50 . 

Heft 2: Geſetzentwürfe zur Reform des Unehelichen⸗ 
rechts. Vergriffen. 

Heft 3: Vaterſchaftsfeſtſtellung und Verwandtſchaft 
im Unehelichenrecht. Bericht und Referate der Sach⸗ 
verſtändigenkonferenz des ADB. Preis 2 .M. 

Heft 4: Magiſtratsrat Erich Müller: Veurkundungen im 
Angendamt. Mit Geſetzestexten der Länder, Muſterbeiſpielen 
und Formularen. Preis 2,70 h. 

Heft 5: Oberregierungsrat Dr. G. Fr. Storck: die 
ausländiſchen Minderjährigen im deutſchen Jugend⸗ 
recht. Preis 3 h. 

Heft 6: Dr. Annemarie Wulff: Das Schickfal der 
unehelichen in Berlin. Preis 2 h. 

Heft 7: Magiſtratsinſpektor F. Tegtmeher: Verzeichnis 
der deutſchen Jugendämter. Teil I: Preußen. Preis 
2,20 #. 

Heft 8: Magiſtratsinſpektor F. Tegtmeher: Verzeichnis 
der dentſchen Ingendämter. Teil II: Länder außer Preußen. 
Preis 3 ch. 

Heft 9: Geſetzentwürfe zum Unehelichenrecht II. 
Gegenentwurf und Regierungsentwurf. Preis 1 ch. 

Heft 10: M. zur Nieden: Adoptions vermittlung 
(Entwicklung, Bedeutung, Organiſation, Arbeitsweiſe, Finan⸗ 
zierung). Preis 2,60 . 

Die Flugſchriftenreihe bezweckt die Verbreitung von Abhand⸗ 
ngen, Vorträgen, Entwürfen und Berichten aus der Praxis der 
Jugendfürſorge, die nach ihrem Charakter oder ihrem Umfang weder 
zur Veröffentlichung in Zeitſchriften noch in Buchform geeignet ſind 
und bisher meiſt überhaupt nicht gedruckt wurden oder in Sammel⸗ 
berichten untergingen. 
990 Es bleibt vorbehalten, 
zelnen Hefte, von denen 
noch einzugehen. 
Im nachſtehenden ſoll nur kurz über das Heft 4 und die neueſte 
Etſcheinung, Heft 10, berichtet werden: 
die Heft A: Der Verf. behandelt die bedeutſamen neuen Aufgaben, 
dei den Jugendämtern durch das RJug Wohlſcß. auf dem Gebiete 
Beglaubigung und der Beurkundung zugewieſen find, und gibt 
nter den Kapiteln: 
in Allgemeine Beſtimmungen 


I. Die Ermächtigung der Urkundsbeamten, 
für die Tätigkeit der Urkundsbeamten, 

155 Namensgebung durch die Stiefväter (51706 Beh), IV. An⸗ 
8 Rennung des Kindes nach der Eheſchließung (8 1720 BGB.), V. Au⸗ 
rliennung der unehelichen Vaterſchaft und Unterhaltspflicht (81718 
.) eine brauchbare Erläuterung der Aufgabe der Urkundsbeamten. 

for Die Ausführungen werden durch einen Anhaug, der die ein⸗ 
Olägigen geſetzlichen Beſtimmungen des Reichs und der Länder 
Preußen, Sachſen, Heſſen und Anhalt ſowie Hamburg, Bremen und 


Wieruszowski, Köln. 


bei Gelegenheit näher auf den Inhalt der 
Heft 1 bereits in zweiter Auflage vorliegt, 
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Lübeck und 20 Muſter für Beurkundungen und die damit zuſammen⸗ 
hängenden Dienſtgeſchäfte enthält, in glücklicher Weiſe ergänzt. 
Heft 10: Aus reicher Erfahrung als frühere Leiterin einer 
Adoptionsſtelle des Vereins für Säuglingsfürſorge und Wohlfahrts⸗ 
pflege in Düſſeldorf gibt die Verf. eine zuſammenhängende Dar⸗ 
ſtellung über ihr Spezialgebiet. Die Ausführungen über Entwicklung, 
Bedeutung, Organiſation, Arbeitsweiſe und Finanzierung der Adop⸗ 
tionsſtellen werden als wertvolle Anregungen von den Jugendämtern 
begrüßt werden und verdienen lebhaftes Intereſſe. D. S. 


Ausland. 


Vom Erben und Vererben. Praktiſche Darſtellung des Erb⸗ 
rechts mit Tafeln und erläuternden Bemerkungen. Von Dr. 
jur. Fritz Zimmermanu⸗Locher, Zürich. Chur 1928. Ver⸗ 
lag Biſchofberger & Co. Preis broſch. 4,50 Fr., geb. 6 Fr. 

Das Buch gibt eine Einführung in das ſchweizeriſche Erbrecht, 
namentlich bez. des geſetzlichen Erbrechts, der Form der Verfügungen 
von Todes wegen und des Pflichtteilsrechtes. Die auch für Laien be⸗ 
ſtimmte Darſtellung iſt überſichtlich und ſehr klar; die zahlreichen 
praktiſchen Beiſpiele werden durch eine figürliche Bezeichnung der am 
Erbgang beteiligten Perſonen und der auf ſie entfallenden Erbteile 
glücklich ergänzt. Für den deutſchen Juriſten, der ſich mit Fragen des 
ſchweizeriſchen Erbrechts zu befaſſen hat, iſt das Buch ein vortreffliches 
Hilfsmittel. Nicht ganz neidlos ſieht er, wie einfach im ſchweizeriſchen 
Recht die im BGB. ſo kompliziert geregelten Fragen der beſchränkten 
Erbenhaftung, wie zweckmäßig das Erbrecht des überlebenden Ehe⸗ 
gatten, das Pflichtteilsrecht und vieles andere geregelt ſind. 

Einen beſonders intereſſanten Abſchnitt widmet der Verf. auf 
Grund ferner Praxis den „Erbformalitäten bei Banken“. Das Buch 
hat in den ſchweizeriſchen Juriſtenkreiſen bereits große Anerkennung 
gefunden und darf auch den deutſchen Juriſten ſehr empfohlen werden. 

NA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 


Alexander Bergmann: Internationales Ehe⸗ und Kind⸗ 
ſchaftsrecht. 3. Bd.: Ehe⸗ und Kindſchaftsrecht in außereuro⸗ 
päiſchen Staaten leinſchließlich der Türkei) ſowie in außer⸗ 
europäiſchen Beſitzungen. Berlin 1928. Verlag des Reichs- 
bundes der Standesbeamten Deutſchlands E. V. Gmbh. 


Nach dem Kriege ſind mehrere außerordentlich bedeutende Werke 
ins Leben gerufen worden, die uns die Kenntnis der fremden Rechte 
vermitteln. Ich erinnere an die Magnus ſchen Tabellen zum 
internationalen Recht, das von Schlegelberger herausgegebene 
„Rechtsvergleichende Handwörterbuch für das Zivil⸗ und Handelsrecht 
des In⸗ und Auslandes“ u. a. Dieſe beiden Werke umfaſſen ihrer 
Anlage nach das geſamte Zivilrecht. Wenn auch das oben angezeigte 
Bergmannſche Werk ſich nur auf einen Teil des Zivilrechts, 
nämlich das Ehe⸗ und Kindſchaftsrecht beſchränlt, jo ſteht es doch in 
ſeiner Bedeutung den oben erwähnten Werken nicht nach. 

Meine Beſprechung der beiden erſten Bände des Bergmann⸗ 
ſchen Werkes (JW. 1926, 1910) habe ich mit der Bemerkung ge⸗ 
ſchloſſen, daß das Bergmannſche Werk eine fühlbare Lücke im 
Schrifttum der deutſchen Rechtswiſſenſchaft ausfüllt. Mit dem vor⸗ 
liegenden dritten Band, der das Ehe⸗ und Kindſchaftsrecht in den 
wichtigſten außereuropäiſchen Staaten einſchließlich der Türkei bringt, 
hat Bergmann dieſe Lücke vollſtändig geſchloſſen. Der deutſche 
Juriſt iſt nunmehr in der Lage, ſich aus dem Bergmann ſchen 
Werke über das Ehe⸗ und Kindſchaftsrecht in der ganzen Welt zu 
unterrichten. 

Bergmann hat eine erſtaunliche Arbeit geleiſtet. Es iſt ſchon 
außerordentlich ſchwer, ſich aus einer ſo großen Reihe von Staaten 
das Geſetzesmaterial zu beſchaffen. Damit iſt aber noch lange nicht 
alles getan. Nur wer ſich mit der Bearbeitung fremder Geſetze befaßt 
hat, weiß, wie ſchwer es iſt, ſich in fremde Rechtsſyſteme hineinzu⸗ 
denken. Nur wer das volle Verſtändnis für ein fremdes Rechtsſyſtem 
hat, kann beurteilen, ob eine ihm übermittelte Überſetzung eines 
fremden Geſetzes das Richtige trifft und ob ſie geeignet iſt, deutſchen 
Juriſten ein Bilbo über das fremde Geſetz zu geben. Man mag in dem 
Bergmannſchen Werke irgendeinen beliebigen Staat aufſchlagen, 
man wird ohne Schwierigkeit in der Lage ſein, ſich über das dort 
geltende Recht ein klares Urteil zu bilden. Das iſt das Verdienſt des 
auf hoher juriſtiſcher Warte ſtehenden Verf., der die Überſetzungen 
in die letzte Form gegoſſen hat. 5 

Veſonderer Hervorhebung verdient, daß es dem Verf. gelungen 
ift, eine Überficht über das in den 48 Staaten von Nordamerika 
geltende Ehe⸗ und Kindſchaftsrecht zu geben. Die Beſchaffung von in 
den einzelnen nordamerikaniſchen Staaten geltenden Geſetzen bereitet 
die allermeiſten Schwierigkeiten. Alles in allem muß der Verf. dazu 
beglückwünſcht werden, daß es ihm gelungen iſt, allein dieſe große 
Arbeit zu bewältigen. Er hat damit nicht nur der deutſchen, ſondern 
der geſamten Juriſtenwelt einen großen Dienſt erwieſen. 

RA. Dr. Leo Sternberg, Berlin. 
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Die ſogenannte Dispensehe und ihre rechtliche Beurteilung. 
Ein Verſuch zur Löſung der umſtrittenen Fragen von 
Hofrat Dr. Alfons Klezl. Wien 1928. Franz Deuticke. 


Preis 2,80 .#. 

Der Joſephiniſche Toleranzgedanke führte in dem Ehepatent v. 
16. Jan. 1783 und, dieſem folgend, in dem öſterr. a. BGB. vom 
Jahre 1811 zur Regelung des Eherechts auf konfeſſioneller Grund⸗ 
lage. Für Katholiken bedeutete dies die Unlösbarkeit der Ehe bei 
Lebzeiten der Ehegatten. Und zwar auch daun, wenn „auch nur ein 
Teil ſchon zur Zeit der geſchloſſenen Ehe der katholiſchen Religion 
zugetan“ war. 

Die Konſequenzen dieſer ſpäterhin noch ausgeweiteten Geſetzes⸗ 
beſtimmung machten ſich allmählich mit wachſender Stärke und Härte 
geltend. Zumal in der Kriegs⸗ und Nachkriegszeit, in der jo viele 
Ehen ſcheiterten. Die von Tiſch und Bett geſchiedenen (öſterr. Ter⸗ 
minologie) jungen Ehegatten ſtanden vor der Wahl des Zölibats oder 
Konkubinats. Abhilfe wurde, wie ſchon in der monarchiſchen Zeit 
vereinzelt, nunmehr immer häufiger in der Norm des 8 83 a. BGB. 
geſucht. Sie geſtattet, ohne zwiſchen der Art der Ehehinderniſſe zu 
unterſcheiden, ganz allgemein, die Nachſicht von jenen bei der „Landes⸗ 
ſtelle“ anzuſuchen. So wurde denn auch die Nachſicht von dem Ehe⸗ 
hinderniſſe des Ehebandes (8 62 zit.) erteilt. Für Ehen, die ſolcherart 
geſchloſſen wurden, bürgerte ſich die Bezeichnung „Dispensehen“ 
ein. Ihre Gültigkeit wurde beſtritten (Näheres ZW. 1921, 1419; 
1922, 1113). Das Schrifttum über das Thema vermag eine kleine 
Bücherei zu füllen. Nun ergreift auch das Wort der frühere Reſerent 
der einſtigen k. k. n. ö. Statthalterei Hofrat Dr. Alfons Klezl. 
Er tut es in einer beſcheiden auftretenden kleinen Broſchüre. Ver⸗ 
ſtändlich, daß der bereits anderwärts ſo vielfach nach allen Seiten 
und ſo gründlich bearbeitete Stoff nicht leicht in neue Beleuchtung 
gerückt werden kann. Das Büchlein hat aber einen doppelten Vorzug. 
Es faßt die Streitfragen ſtramm zuſammen und bietet in dem „Uns 
hang“ (70 Seiten gegen 28 Seiten vorangehenden Textes) den ge⸗ 


Rechtſprechung 
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nauen Wortlaut der grundlegenden höchſtgerichtlichen Gutachten — 
Erkenntniſſe ſowie zweier Urteile des Wiener LG. Durch dieſe mn 
einanderſtellung wird jeder Leſer in die Lage verſetzt, die Richtlinie 
kennenzulernen, von denen ſich der Verwaltungsgerichtshof, der Open! 
Gerichtshof und der Verfaſſungsgerichtshof bei Erledigung der n 
Reitsfrage leiten laſſen. Ref. iſt allerdings nicht in der Lage, 
Schlußfolgerungen des Verf. beizupflichten. Er glaubt, ſie bereite 1 
ſeiner Schrift „Recht, Geſellſchaft, Ehe“ widerlegt zu haben. Er kant 
alfo nicht zugeſtehen, daß die Gewährung der Dispens vom 

hindernis des Ehebandes „aus Gründen der Vernunft und der ve 
ſtehenden Geſetzgebung für unſtatthaft“ zu erklären ſei. Der Gegen 
ſatz zwiſchen dem Verfaſſungsgerichtshofe, der ausſchließlich die poll 
tiſchen Behörden zur Erledigung der Dispensfrage zuſtändig un 
damit indirekt die Dispensehen für gültig erklärt, einerſeits Im 
dem Oberſten Gerichtshofe, der Dispenserteilungen als abſolut nichtih 
Akte wertet und die auf ihnen aufgebauten Dispensehen vernichten 
andererſeits wird auch durch die Ausführungen des Verf. nicht über 
wunden. Der Verſuch zur Löſung der umſtrittenen Frage iſt WON 
nicht gelungen. Die Schrift aber iſt zur Orientierung auch den dent 
ſchen Juriſten zu empfehlen. 

RA. Geh. IR. RegR. Dr. Adolf Bachrach, Wien. 


Neuerſcheinungen. 


Gheliches Güterrecht und Erbrecht auf ſterlandföht 
und in Wyk vor 1900, in Berückſichtigung der Nachbar, 
gebiete. Von Steffen Voetius, Altona. 7. Heft des Archivs 
für Beiträge zum deutſchen, ſchweizeriſchen und ſtanding⸗ 
viſchen Privatrecht. Herausgegeben von Prof. Dr. K. Hallı 
Hamburg. Leipzig 1928. A. Deichertſche Verlagsbuchshand⸗ 
lung Dr. Werner Scholl. Preis geh. 6,50 %. 


Kechtſprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. . 
[* Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — F Anmerkung.] 
I. Materielles Recht. 

1. 8242 BGB. Bei einem Aufwertungs⸗ 
anſpruch gegen den Erben des Schuldners ſind 
auch die Verhältniſſe des Schuldners ſelbſt zu 
beachten. 

Der Kl. verkaufte i. J. 1920 fein Lebensmittelgeſchäft 
größeren Umfangs in Wiesbaden an ſeinen damaligen Pro⸗ 


kuriſten R. Ein Teil des Kaufpreiſes von 250 000 % blieb 
ſtehen und wurde in ein Darlehen umgewandelt. Die letzte 
Rate davon mit 175000 % wurde am 7. (oder 9.) Aug. 1923 


bezahlt und vom Kl. ohne Vorbehalt angenommen. R. hat 
das Lebensmittelgeſchäft an eine von ihm gegründete AktG. 
veräußert. Er iſt inzwiſchen verſtorben und von dem Bekl., 
ſeinem Enkel, beerbt worden. Der Kl. beanſprucht Aufwertung 
der bezeichneten Kaufpreisrate von 175 000 46. 

Rechtlich zu beanſtanden find die Erwägungen des BU. 
über die beiderſeitigen, bei der Aufwertung zu berückſichtigen⸗ 
den Verhältniſſe. Es ſagt hierzu: Der vom Kl. beanſpruchte 
Teilbetrag betrage etwa 50% des Goldwerts. In dieſer 
Höhe ſei ſeine Forderung auch unter Berückſichtigung der per⸗ 
ſönlichen Verhältniſſe der Parteien unbedenklich als begründet 
zu erachten. Der im Armenrecht ſtreitende Kl. befinde ſich 
unſtreitig in ungünſtiger Vermögenslage. Die Verhältniſſe 
des Bekl. ſeien nicht geklärt. Einem unbilligen Ergebnis für 
ihn werde indeſſen ſchon dadurch vorgebeugt, daß ihm ſeinem 
Antrag entſprechend die Beſchränkung ſeiner Haftung auf den 
Nachlaß R. vorbehalten werde. 

Aus dieſen Ausführungen iſt zu entnehmen, daß das 
BG. der Anſchauung iſt, der Bekl. müßte gegebenenfalls ſein 
Vermögen bis zum letzten Reſt zur Befriedigung des Auf⸗ 
wertungsanſpruchs des Kl. hergeben; denn dafür, daß der 
Bekl. neben der ihm angefallenen Erbſchaft ſeines Großvaters 
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ſorſtiges Vermögen oder Ausſicht auf ſolches hätte, liegt kein 
Anhalt vor. Richtig iſt, daß der Nachlaß dem Erben in beit 
Zuſtand anfällt, wie er ſich durch die auf ihm laſtende Auf 
wertungspflicht geſtaltet. Weſentlich iſt alſo, wie es ſich mit 
der Aufwertungspflicht des Erblaſſers verhielt. Das Bo 
unterſucht aber nicht, ob dem R. ſelbſt nach feinen Ver 
mögensverhältniſſen eine Aufwertung in der ausgeſprochenen 
Höhe zuzumuten geweſen wäre. Eine Erhöhung des Auf 
wertungsanſpruchs infolge eines Erbfalls auf der Schuldner 
ſeite könnte nur dann vielleicht in Frage kommen, wenn der 
Erbe in beſonders günſtiger Vermögenslage wäre; im vor 
liegenden Falle muß maßgebend ſein, wie ſich der Auf 
wertungsanſpruch gegenüber dem urſprünglichen Schuldner 
geſtaltet hätte. Das hat das BG. verkannt. Ohne näheres 
Eingehen auf die beiderſeitigen Verhältniſſe und entſprechen K 
Abwägung durfte es den Aufwertungsbetrag nicht feſtſetzen. 
(U. v. 4. Okt. 1928; 96/28 IV. — Frankfurt a. 5 0 J 
Ta. 
2. 88 518 A bſ. 1, 761, 779 BGB. Ein im Ber’ 
gleich abgegebenes Verſprechen ift kein Schen? 
kungsverſprechen. f) iR 
Die Bekl. hat ein vom Kl. im Ehebruch erzeugtes Kim 
geboren, deſſen Ehelichkeit vom Gatten der Bekl. erfolgreich 
angefochten iſt. Nach der Scheidung der Bekl. hat der l. 
die erſt beabſichtigte Eheſchließung mit der Bekl. wieder aus 
gegeben. Die Bekl. trat darauf mit dem Verlangen einer Geib 
entſchädigung an ihn heran. Dabei kam es zur Erhebung eine 
Privatklage und zu einer auf Zahlung von Schmerzensge 
und Arztkoſten gerichteten Klage und Ladung vor den Schieds 


Zu 2. Das RG. führt aus: 103 

1. Es liegt keine Schenkung vor. Die einſeitige Anſicht De 
Kl., daß er unentgeltlich leiſte, begründet noch keine Schenkung. 
2. Es liegt vielmehr ein gegenſeitiger, alſo entgeltlicher 2 
trag vor, nämlich ein Vergleich. Es beſtand Ungewißheit über 155 
Ansprüche der Bell. Der Kl. hat nachgegeben, indem er gewilſ, 
Leistungen verſprach. Die Bekl. hat ebenfalls nachgegeben, inden 
fie ihre Privatklage zurückzog, ihre Zivilglage zurücknahm, de 
weitergehenden rechtlichen oder moraliſchen Anſprüche, herrühr 
aus der Gründung einer Familie de facto, fallen ließ. 6 Fe 

Das Ergebnis befriedigt, die Begründung leuchtet ein. — 
achtlich iſt, daß auch eine blotz moraliſche Forderung Gegenſte 
eines Vergleichs fein kann. Prof. Dr. Leo Raape, Hamburg: 


. Jahrg. 1928 Heft 48] 


mann, ſchließlich aber zu einer Einigung der Parteien und zur 
Unterzeichnung einer als „Vergleich“ bezeichneten Urkunde. In 
ihr war beſtimmt, daß der Kl. v. 1. Dez. 1925 ab an die 
Bekl. monatlich im voraus 175 / zahlen ſollte. Auch waren 
noch andere Leiſtungen, darunter Zahlung eines Schmerzens⸗ 
geldes von 100 % an die Bekl. und Übernahme ſämtlicher 
Anwalts⸗, Schieds⸗, Gerichts⸗ und Arztkoſten vereinbart. Da⸗ 
gegen verpflichtete ſich die Bell, vor dem anberaumten 
ermine die Privatklage vor dem Schiedsmann durch deren 
Zurücknahme zu regeln, und erklärte ferner, ſie werde, 
olange der Kl. feinen Zahlungsverpflichtungen nachkomme, 
an ihn nicht mehr herantreten. Der Kl. hat den Vertrag an⸗ 
gefochten, weil er zu dem Vertragsſchluß widerrechtlich durch 
Drohung beſtimmt worden ſei; er hält den Vertrag auch filr 
nichtig wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten und wegen 

angels der im 5518 BOB. vorgeſchriebenen Form. Eine 
Feſtſtellungsklage, daß die Bekl. nicht berechtigt fei, irgend⸗ 
welche Rechte aus dem Vergleich herzuleiten, hat in den Vor⸗ 
inſtanzen Erfolg gehabt. Das RG. hat aufgehoben, Während 
der erſte Richter der Anfechtung wegen Drohung ſtattgegeben 
hat, läßt das BG. dieſen Klagegrund ſowie den aus 8138 
Abſ. 1 BGB. entnommenen unerörtert und erachtet die Be⸗ 
ſtimmungen im 81 des Vertrags v. 20. Nov. 1925, welche 
allein noch Gegenſtand des Rechtsſtreites ſind, um deswillen 
für nichtig, weil ſie das Verſprechen einer Leibrentenſchenkung 
enthielten und ſomit nach 8518 Abſ. 1 i. Verb. m. 8761 
BGB. zu ihrer Gültigkeit der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung bedurft hätten. Dieſe Rechtsauffaſſung kann 
nicht gebilligt werden. Wie 8 516 Abſ. 1 BGB. hervorhebt 
und das RG. ſtets betont hat (RG. 68, 3281); 70, 15 ff.); 
72, 1915); 74, 141; Warngtſpr. 1918 Nr. 165 S. 247), kann 
begrifflich von einer Schenkung nur dann die Rede ſein, wenn 
beide Teile darüber einig ſind, daß die Zuwendung unent⸗ 
geltlich erfolgt. An dieſem inneren Tatbeſtande fehlt es hier 
offenſichtlich. Das vom BG. feſtgeſtellte Verhalten, welches 
die Bekl gegenüber dem Kl. vor dem Vertragsſchluß be⸗ 
tätigt hat, läßt deutlich erkennen, daß ſie der Meinung war, 
Unterhaltsanſprüche gegen ihn zu haben. Ob ſich dieſe Mei⸗ 
nung geſetzlich rechtfertigen ließ oder nicht, iſt für die Frage 
des Einigſeins i. S. des § 516 Abſ. 1 BGB. ohne Belang. 
Nach den Umſtänden des Falles kann auch ſchwerlich an⸗ 
genommen werden, daß der Kl. des Glaubens war, der 
Bekl. die Rentenbezüge unentgeltlich zuzuwenden; aber jelbit 
wenn dem ſo wäre, würde eine ſolche einſeitige Anſicht keine 
rechtliche Bedeutung haben. Die Parteien haben ihr Ab⸗ 
kommen als „Vergleich“ bezeichnet und damit in der Tat die 
zutreffende rechtliche Benennung gewählt. Nach der Begriffs⸗ 
beſtimmung des 8779 BGB. iſt zu erfordern, daß durch die 
Vereinbarung der Streit oder die Ungewißheit der Parteien 
über ein Rechtsverhältnis im Wege gegenjetligen Nachgebens 
beſeitigt wird. Daß hier Streit oder mindeſtens Ungewißyeit 
über die von der Bekl. gegen den Kl. erhobenen Unterhalts⸗ 
und ſonſtigen Anſprüche obgewaltet hat, kann nicht zweifel⸗ 
haft ſein; ebenſowenig, daß der Kl. durch den Vertrag vom 
20. Nov. 1925 Leiſtungen übernommen hat, die ein Nach⸗ 
geben ſeinerſeits enthalten. Das Vorhandenſein von Gegen- 
leistungen der Bekl. verneint das BG. mit Unrecht. Es iſt der 
Rev. beizuſtimmen, wenn ſie ihm vorwirft, den Inhalt des 
Abkommens, das offenbar zur Regelung der ſämtlichen Rechts⸗ 
beziehungen zwiſchen den Parteien beſtimmt war und ſomit 
als rechtliche Einheit zu würdigen iſt, in unſtatthafter Weiſe 
auseinandergeriſſen zu haben. Die Gegenleiſtungen der Bekl. 
find im 8 6 zuſammengeſtellt. Der BR. will das Verſprechen, 
die Privatklageſache vor dem Schiedsmann zu, regeln und die 
wegen des Schmerzensgeldes angeſtrengte Klage zurückzu⸗ 
nehmen, ausſcheiden, weil ſich darüber die Parteien an dem⸗ 
ſelben 20. Nov. 1925 vor dem Schiedsmann beſonders ber- 
glichen hätten. Dieſe Erwägung iſt verfehlt, denn dabei wird 
verkannt, daß ſich die Verhandlung vor dem Schiedsmann, 
die zeitlich nach dem Abſchluß des „Vergleichs“ ſtattfand, 
nur als Ausführung des dort im § 6 Satz ! Vereinbarten 
darſtellt, die zur Erledigung des bei dem Schiedsmann an⸗ 
hängig gemachten Verfahrens notwendig war, und daß mithin 
dieſer Verhandlung ſelbſtändige Bedeutung gegenüber dem 
„Vergleich“ keinesfalls zukommt. Das weſentliche war, daß 
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die Bekl. zur Abgabe jener Erklärung vor dem Schiedsmann, 
die den Kl. vor einer Beſtrafung wegen Körperverletzung be⸗ 
wahrte, ſowie zur Zurücknahme der Zivilklage verpflichtete, 
und die Übernahme dieſer Verpflichtung kann ſehr wohl als 
Gegenleiſtung der Bekl. betrachtet werden. Dasſelbe hat von 
der im 8 6 Satz 2 eingegangenen Verpflichtung zu gelten, an 
den Kl. nicht mehr herantreten zu wollen. Nach dem Voran⸗ 
gegangenen war gewiß gerade die Sicherheit, vor weiteren Be⸗ 
läſtigungen und Forderungen von ſeiten der Bekl. Ruhe zu 
haben, für den Kl. von beſonderem Werte, und es liegt durch⸗ 
aus nahe, daß er bereit war, deswegen Opfer zu bringen. 
Weiter erſcheint es aber auch nicht ausgeſchloſſen, daß noch 
über die Zugeſtändniſſe der Bekl. im 8 6 hinaus der Kl. ihr 
wirklich oder vermeintlich zuſtehende Anſprüche mit den Lei⸗ 
ſtungen, die er in dem Abkommen zuſagte, hat abgelten, 
wollen. Es iſt hier zu erwägen, daß wegen des mit ihm 
begangenen Ehebruches die Bekl. geſchieden und für ſchuldig 
an der Scheidung erklärt wurde, wodurch ſie jeden Unter⸗ 
haltungsanſpruch gegen ihren Ehemann einbüßte, daß ferner 
der Kl. ſich für den Erzeuger der beiden Kinder gehalten zu 
haben ſcheint, alſo gewiſſermaßen mit der Bekl. eine Familie 
gegründet hatte. Wenn er beabſichtigte, die Bekl. für etwaige 
daraus herzuleitende rechtliche oder moraliſche Forderungen 
abzufinden oder ſie für die Nachteile, die ſie getroffen hatten, 
zu entſchädigen, ſo würde darin, daß ſie ſich mit den ihr zu⸗ 
geſtandenen Beträgen dafür abfinden ließ, ebenfalls eine ein 
Nachgeben enthaltende Gegenleiſtung der Bekl. zu ſehen ſein. 
Iſt nach alledem an der Rechtsnatur des Abkommens als Ver⸗ 
gleich nicht zu zweifeln, ſo iſt ohne weiteres das Vorhanden⸗ 
ſein einer Schenkung zu verneinen, weil der Vergleich als 
gegenſeitiger Vertrag zu gelten hat (vgl. WarnRſpr. 1917 
Nr. 7 S. 12). Die im 81 des Vertrages v. 20. Nov. 1925 
vom Kl. zugeſagten Leiſtungen ſind alſo nicht als durch 
Schenkung, ſondern höchſtens als durch Vergleich verſpro⸗ 
chene Leibrenten aufzufaſſen und die durch 8 761 BGB. ger 
botene Schriftform iſt gewahrt, ſo daß nicht erörtert zu 
werden braucht, ob dieſe Form hier überhaupt erforderlich 
geweſen wäre (vgl. RG. 89, 259 ff. 4); 91, 75); RG.: Seuff⸗ 
Arch. 75 Nr. 73 — Recht 1920 Nr. 887). 
(U. v. 3. April 1928; 616/27 VII. — Frankfurt.) [Ru] 


* g. 88 839, 278, 254 BG B.; Art. 131 R Verf. 

1. Beſtätigung einer unzuläſſigen Adoption; 
Haftung des Staates für den dadurch dem An⸗ 
genommenen entſtandenen Schaden. 

2. Das bei der Entſtehung des Schadens aus 
unerlaubter Handlung mitwirkende Verſchul⸗ 
den ſeines geſetzlichen Vertreters braucht der 
Geſchädigte nicht gegen ſich gelten zu laſſen; 
§ 278 BG B. iſt nicht entſprechend anwendbar. f) 

Der Kl. und ſein Bruder ſind die unehelichen Kinder der 
Martha R., die ſie nach dem Tode ihres Ehemannes, des 
einzigen Sohnes des Wirtſchaftsbeſitzers Wilhelm R., und 
zwar in den Jahren 1903 und 1907, geboren hat. Dieſer iſt 
der Vater der Kinder. Am 17. Juli 1912 ſchloß er mit deren 
Vormündern vor dem AG. B. einen Vertrag ab, nach welchem 
er beide mit Einwilligung ihrer Mutter an Kindes Statt an⸗ 
nahm. Nachdem das Abkommen vom Vormundſchaftsgericht 
genehmigt worden war, wurde es durch Beſchluß v. 24. Aug. 
1912 von dem an dem bezeichneten AG. beſchäftigten Oberamts- 
richter D. beſtätigt. Hierbei blieb unberückſichtigt, daß der ver⸗ 


5) JW. 1917, 285. „ JW. 1918, 37. 

Zu 3. Mitmirkendes Verſchulden des geſetzlichen Vertreters eines 
durch unerlaubte Handlung Geſchädigten berührt deſſen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch nicht — dieſen, feiner ſtändigen Praxis entſprechenden Grund⸗ 
ſatz hat das RG. hier auf einen Fall angewendet, deſſen Eigenart 
die Bedenken gegen die grundſätzliche Auffaſſung des RG. hervor⸗ 
treten läßt. 0 5 

Eine Frau hat vier Kinder, zwei davon ſind ehelich, die beiden 
anderen unehelichen ſind nach dem Tode des Mannes von deſſen 
Vater erzeugt. Das Urteil hält zwei Tatſachen für erwieſen. Erſtens: 
daß der Annehmende die Abſicht gehabt hat, durch den Annahmevertrag 
ſeine beiden Enkel und feine beiden unehelichen Kinder rechtlich gleich⸗ 
zuſtellen. Zweitens: daß er auf Befragen des Gerichts glaubhaft ver⸗ 
ſichert hat, er habe Keine Enkel. Aus dieſen beiden Tatſachen folgt 
doch wohl die Feſtſtellung, daß mindeſtens eine der Parteien des 
Annahmevertrages den Richter bewußt getäuſcht hat. Nun handelte 
es ſich um ländliche Verhaltniſſe und einen Fall, der bei ſeiner Be⸗ 
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ſtorbene Sohn des Annehmenden zwei eheliche Kinder 
hinterlaſſen hatte. Dieſe Tatſache wurde nach dem Tode 
Wilhelm R.s bei Erteilung des Erbſcheins vom AG. feſt⸗ 
geſtellt. Da der Annahmevertrag hiernach nichtig war, ſo kam 
der Kl. als Erbe des Annehmenden nicht in Frage. Er macht 
ſür den ihm hieraus erwachſenen Schaden den bekl. Staat 
haftbar, indem er ausführt, daß Wilhelm R. durch den An⸗ 
nahmevertrag ihn, den Kl., und feinen Bruder den beiden 
Enkeln habe gleichſtellen wollen, insbeſondere auch im Erb⸗ 
recht, und daß er nur im Vertrauen auf die Gültigkeit des 
Annahmevertrages es unterlaſſen habe, auf andere Weiſe. 
etwa durch Teſtament, für dieſe Gleichſtellung zu ſorgen. Das 
LG. hat den Klaganſpruch dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt. 

Das BG. geht zutreffend davon aus, daß dem Ober⸗ 
amtsrichter D. gegenüber dem Kl. die Amtspflicht oblag, vor 
der Beſtätigung des Annahmevertrages die Vorausſetzungen. 
an welche das Geſetz die Wirkſamkeit eines ſolchen Abkommens 
knüpft, zu prüfen, insbeſondere ſich darüber zu vergewiſſern, 
daß der Annehmende keine ehelichen Abkömmlinge habe 
(81741 BGB.). Als urkundliche Unterlage für dieſe Prüfung 
ſtand dem Richter nach der Feſtſtellung des BG. nur das 
Zeugnis des Gemeindevorſtands von D. v. 15. Juni 1912 zur 
Verfügung, in welchem bezeugt war, daß der Annehmende, 
ſoviel der unterzeichnete Beamte wiſſe, kinderlos fei. Hieran 
knüpft der Vorderrichter die Erwägung, daß der Richter, da 
der Urkunde das Fehlen ehelicher Abkömmlinge nicht mit aus⸗ 
reichender Sicherheit habe entnommen werden können, ver⸗ 
pflichtet geweſen ſei, jenes geſetzliche Erfordernis von ſich aus 
zu crörtern oder eine beſſere Unterlage von den Beteiligten 
herbeizuziehen. Die Tatſache, daß vom Amtsgerichtsrat Sch. 
zu dem Annahmevertrag die vormundſchaftsgerichtliche Ge⸗ 
nehmigung erteilt worden ſei, habe keinen Erſatz für dieſe 
Nachprüfung geboten, da der Vormundſchaftsrichter, den 
Pflichten ſeines Amtes entſprechend, nur einſeitig auf die 
Belange des Anzunehmenden eingeſtellt ſei. Würde der Ober⸗ 
amtsrichter dieſe ſeine Pflicht erfüllt haben, ſo würde er das 
Vorhandenſein ehelicher Abkömmlinge des Annehmenden er⸗ 
mittelt und bei ſeiner ohne weiteres zu unterſtellenden Kennt⸗ 
nis der Vorſchrift in 8 1741 BGB. den Annahmevertrag nicht 
beſtätigt haben. Der Annehmende würde dann aber nicht auf 
die Gültigkeit des Vertrags vertraut, ſondern die ihm vor⸗ 
ſchwebende Abſicht der Gleichſtellung des Kl. mit ſeinen beiden 
Enkeln durch eine letztwillige Verfügung oder durch eine Zu⸗ 
wendung unter Lebenden durchgeführt haben. Die Rev. macht 
geltend, daß das BG. mit dieſen Ausführungen den urſäch⸗ 
lichen Zuſammenhang zwiſchen dem Verhalten des Richters 
bei der Beſtätigung und dem Schaden des Kl. auf Grund 
rechtsirriger Anſchauungen bejaht habe. Auch der Vor⸗ 
mundſchaftsrichter habe ſeine Pflicht, die Intereſſen des Kl. 
zu wahren, nur dadurch erfüllen können, daß er die Gültigkeit 
des Annahmevertrags prüfte. Der Oberamtsrichter habe damit 
rechnen dürfen, daß der ihm als zuverläſſig bekannte Amts⸗ 
gerichtsrat Sch. dieſer Pflicht genügt habe. Hierzu ſei er um ſo 
mehr berechtigt geweſen als Sch., wie die dem BG. vorge⸗ 
tragene Urſchrift des Beſtätigungsbeſchluſſes ergebe, den vom 
Gerichtsſchreiber aufgeſtellten Entwurf des Beſchluſſes bereits 
durchgeſehen und inhaltlich geändert gehabt habe. Der Rev. iſt 
zuzugeben, daß die ſachgemäße Wahrnehmung der Intereſſen 
des Kl. es erforderte, daß der Vormundſchaſtsrichter die Er⸗ 
klärungen des Vormundes im Falle der Ungültigkeit des An⸗ 
nahmevertrags nicht genehmigte. Daraus läßt ſich jedoch nicht 
zugunſten des Bekl. die Folgerung ableiten, daß der mit der 
Beſtätigung des Vertrags befaßte Richter darauf vertrauen 


durfte, der Vormundſchaftsrichter habe die Gültigkeitserforder⸗ 


ſonderheit ſicher in feinem näheren Umkreiſe wohl bekannt war. Es 
iſt kaum anzunehmen, daß die Vormünder der beiden unehelichen 
Kinder nichts von den beiden ehelichen Kindern der Mutter ihrer 
Mündel gewußt haben ſollten. Auch die Beſcheinigung des Gemeinde⸗ 
vorſtehers, die das Wort „Abkömmling“ geſchickt vermeidet, erſcheint 
verdächtig. Man hat den Eindruck, als ob hier der Annehmende, die 
Mutter der vier Kinder, die Vormünder und vielleicht auch der Ge⸗ 
meindevorſteher zuſammengewirkt haben, um den Richter zu täuſchen. 

Angenommen, es ſei ſo geweſen, das Gericht habe ſich infolge 
diefes Verhaltens der ſämtlichen Beteiligten mit Nachforſchungen be⸗ 
gnügt, die man freilich allgemein kaum als ausreichend betrachten 
Rönnte — iſt es gerechtfertigt, in einem ſolchen Falle, in dem der 
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niſſe mit genügender Sorgfalt feſtgeſtellt. Die Beſtätigung er 
gerade dem Zwecke dienen, die Vorausſetzungen, von denen 1 
Wirkſamkeit des Vertrages abhängt, einer Nachprüfung 2 
unterwerfen. Der mit der Entſchließung über die Beſtätigung 
betraute Richter muß daher ſelbſtändig und von ſich aus dieſe 
Prüfung vornehmen. Reichen die ihm gebotenen Unterlagen 
für dieſen Zweck nicht aus, ſo darf er ſich in einem der Br 
urteilung nach § 1750 Abſ. 1 Satz 2 BB. unterliegenden 
Falle, wie es der gegenwärtige iſt, der eigenen Erörterung 
nicht dadurch für enthoben erachten, daß der Vormundſchafts⸗ 
richter die Einverſtändniserklärung des Vormundes mit dem 
Vertrage genehmigt hat. Dem BG. iſt deshalb darin beizu⸗ 
pflichten, daß der Oberamtsrichter die von ihm bei der Er⸗ 
füllung ſeiner Amtspflichten zu beobachtende Sorgfalt verletzte, 
wenn er im Hinblick auf das Verhalten des Vormundſchafts⸗ 
richters weitere Ermittlungen darüber, ob der Annehmende 
eheliche Abkömmlinge habe, unterließ. e 
Fehl geht die Rechtsverteidigung des Bell, daß D. ſich 
jedenfalls mit der Befragung der Beamten, welche bei der 
Beurkundung des Annahmevertrags beteiligt geweſen ſeien, 
des Amtsgerichtsrats Sch. und des Oberjuſtizſekretärs Sch., 
hätte begnügen dürfen; von dieſen würde er aber, wie vom 
Bekl. im Berufungsverfahren geltend gemacht worden ſei, die 
Auskunft erhalten haben, daß der Annehmende vor der 
Niederſchrift des Vertrags nach dem Vorhandenſein von 
Enkeln gefragt und daß die Frage von ihm in glaubhafter 
Weiſe verneint worden ſei. Bei der Einholung einer ſolchen 
Auskunft hätte es der Oberamtsrichter nicht bewenden laſſen 
dürfen, ſolange ihm ein ſicherer Weg für die Feſtſtellung 
des in Frage ſtehenden Erforderniſſes offenſtand und dieſer 
unſchwer von ihm eingeſchlagen werden werden konnte. Daß 
ein ſolcher aber gegeben war, bedarf keiner Darlegung. Der 
Bekl. kann ſich ferner nicht mit Erfolg darauf berufen, daß 
der Oberamtsrichter ſich ſeine Überzeugung davon, ob der An⸗ 
nehmende eheliche Abkömmlinge habe, nach freiem Ermeſſen 
habe bilden dürfen. Auch das freie Ermeſſen muß pflicht⸗ 
gemäß ausgeübt und kann vom Richter nicht dazu benutzt 
werden, eine ſchlechterdings nicht ausreichende Beweisgrund⸗ 
lage als ausreichend zu betrachten. Die Ausübung des Er⸗ 
meſſens geht ſonſt über in einen Ermeſſensmißbrauch und 
überſchreitet damit die Grenzen, innerhalb deren ſie noch gegen 
den Vorwurf der ſchuldhaften Amtspflichtverletzung geſchüßt iſt. 
Auch der Einwand der Rev. kann nicht zum Ziele füh⸗ 
ren, daß bei der Abſchließung des Annahmevertrags R. dem 
Gericht das Vorhandenſein von Abkömmlingen nicht hätte ver⸗ 
ſchweigen dürfen, und daß der Kl. mit Rückſicht auf dieſes für 
den Schaden miturſächliche Verſchulden Erſatz nicht fordern 
könne. Es iſt kein Rechtsgrund erſichtlich, aus dem der Kl. 
die ſchuldhafte Unterlaſſung ſeines Vertragsgegners R. ſich 
müßte anrechnen laſſen. Sollte aber die Rev. R. verſehentlich 
genannt und an ſeiner Stelle den geſetzlichen Vertreter des 
Kl. bei der Vertragsſchließung, deſſen Vormund, im Auge 
gehabt haben und ſollte der Einwand des mitwirkenden Ver⸗ 
ſchuldens in der Rechtsverteidigung des Bekl. in den Vor⸗ 
inſtanzen ſchon mitbegriffen ſein, ſo müßte ihm trotzdem die 
Beachtung verſagt bleiben. Der Bekl. wird vom Kl. auf Grund 
des Art. 131 RVerf. in Anſpruch genommen und feine Ber 
antwortlichkeit tritt demnach an Stelle der Haftung des 
Richters aus 8839 BGB., bewegt ſich alſo auf dem Gebiete 
der unerlaubten Handlungen. Eine entſprechende Anwendung 
des § 278 BGB. in der Weiſe, daß der Geſchädigte das bei 
der Entſtehung des Schadens mitwirkende Verſchulden 
ſeines geſetzlichen Vertreters (8 254 Abf. 1) gegen ſich gelten 
laſſen müßte, iſt nach der Rſpr. des RG. ausgeſchloſſen 


* 


und die ſinngemäße Anwendung des 8831 auf ein ſolches“ 


Richter durch abſichtliches Zuſammenwirken aller Beteiligten irre⸗ 
geführt worden iſt, den Richter oder den Staat hernach verantwortlich 
zu machen? Die Faſſung des BGB. ſcheint mir für den Standpunkt 
des RG. zu ſprechen, allgemeine Grundgedanken des Rechts vom 
Schadenserſatz dagegen. Jedenfalls dürfte das Problem durch die bis⸗ 
herige Praxis des NG. auf der Grundlage des BGB. noch nicht in 
vollem Umfange befriedigend gelöſt ſein. 

Nebenbei ſei bemerkt, daß die Annahme an Kindes Statt, wenn 
ſie im vorl. Fall zuläſſig geweſen wäre, nicht eine Gleichſtellung, 
ſondern eine Beſſerſtellung der unehelichen Kinder im Erbrecht bewirkt 
hätte. Sie hätten bei geſetzlicher Erbfolge jeder , die ehelichen Enkel 


jeder nur ½ erhalten. NA. Weck (1), Berlin. 


* 4 57. Jahrg. 1928 Heft 48] 
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Mitverſchulden erſcheint, da natürliche — im Gegenſatz zu 
juriſtiſchen — Perſonen für die unerlaubten Handlungen ihrer 
geſetzlichen Vertreter nicht haften, unmöglich (RG. 62, 346; 
75, 2571); 79, 312/3192); 67, 151/153 5). 

(u. v. 27. April 1928; 386/27 III. — Dresden.) [Sch.] 

4. 88 1565, 1568 BG B.; 8511 ZPO. Der wegen 
Ehebruches klagbar gewordene Ehegatte wir d 
durch ein nur wegen ehewidrigen Verkehrs er⸗ 
gangenes Scheidungsurteil beſchwert. Er⸗ 
gänzung des Tatbeſtandes durch die Urteils⸗ 
gründe. Tf) 

Der Scheidungsklage der Kl. hat das LG. auf Grund des 
8 1568 BGB. ſtattgegeben, weil der Bekl. ehewidrige Be⸗ 
ziehungen zu einem Fräulein K. unterhalten habe. Die 
Frage, ob es dabei auch zu einem Ehebruch gekommen ſei, 
ließ das LG. offen. Gegen dieſe Entſcheidung hat die Kl. Be⸗ 
rufung eingelegt, weil ſie ihre Klage lediglich, mindeſtens 
aber in erſter Linie auf Ehebruch mit der K. geſtützt habe 
und deshalb über die Frage des Ehebruchs hätte entſchieden 
werden müſſen. Das BG. hat die Berufung als unzuläſſig 
verworfen, weil die Kl. die Scheidungsgründe des Ehebruchs 
und der ehewidrigen Beziehungen gleichwertig nebeneinander 
vorgebracht habe und deshalb durch die Entſcheidung des 
LG. nicht beſchwert ſei. Das RG. hat aufgehoben. 

Die Berufung der Kl. gegen das landgerichtliche Urteil 
war zuläffig, weil dieſes den einzigen Scheidungsgrund, auf 
welchen die Kl. ihre Klage ſchließlich geſtützt hatte, nicht be⸗ 
ſchieden hat. Es war das der Ehebruch des Bekl. mit der K. 
(Dies wird im einzelnen dargelegt.) 

Hätte die Kl. über ihre ſchriftſätzlichen Erklärungen hin⸗ 
aus auch ehewidrige Beziehungen, die nicht zu einem Ehebruch 
geführt haben, als neuen Klagegrund herangezogen, ſo hätte 
das im Protokoll oder tatbeſtandsmäßig feſtgeſtellt werden 
müſſen. Solche Feſtſtellungen fehlen aber. 

Der BR. findet die vermißte Feſtſtellung in den Ein⸗ 
gangsworten der landgerichtlichen Urteilsgründe. Es iſt dem 
86. unbedenklich darin beizutreten, daß die Urteilsgründe 

rgänzungen des eigentlichen Tatbeſtandes enthalten kön⸗ 
nen, im vorliegenden Falle trifft das aber nicht zu. Wenn 
das LG. ſagt: „Die Klage ift geſtützt auf 88 1565, 1568 
BGB.“, fo gibt es damit eine rechtliche Beurteilung des ihm 
unterbreiteten Sachverhalts, es beantwortet die von dem 
Richter immer zuerſt aufzuwerfende Frage, welche Klage nach 
den Anführungen des Kl. als erhoben anzuſehen iſt. Jener 
Satz bedeutet alſo nicht, daß die Kl. ihre Klage außer auf 
den im Tatbeſtand angeführten Scheidungsgrund des Ehe⸗ 
bruchs noch auf ehewidrige Beziehungen des Bekl. zu der 
K. geſtützt habe, er beſagt vielmehr nur, daß das LG. den im 
Tatbeſtand wiedergegebenen Sachverhalt dahin beurteilt, es 
ſeien auch ehewidrige Beziehungen als Klagegrund heran⸗ 
gezogen worden. Dieſe Anſicht beruht, wie dargelegt, auf 
einer irrigen Auslegung des Vorbringens der Kl. 

Das LG. hat alſo über die allein erhobene Scheidungs⸗ 
klage wegen Ehebruchs nicht entſchieden. Dadurch iſt die Kl. 


2) SW. 1911, 211. ) 8. 1912, 808. ) JW. 1908, 38. 
Zu 4. Das Urteil geht von der Feſtſtellung aus, daß die Kl. 
die Scheidung lediglich auf Grund des 8 1565 BOB. erhoben habe. 
b dieſe Feſtſtellung geboten war, kann hier auf ſich beruhen. In⸗ 
ſofern lag die Sache anders als in der Entſch. des RG. v. 12. Juli 
1928 (Entſch. 115, 1 ff.); denn hier waren die beiden Scheidungs⸗ 
gründe aus 88 1565 und 1568 nebeneinander und als für den Kl. 
dleichwertig geltend gemacht worden. Hier alſo konnte und mußte 
as Scheidungsgericht die Scheidung ſchon dann aussprechen, wenn 
einer dieſer Gründe zur Entſcheidungsreife gediehen war. Der aus 
em Ehebruche hergeleitete Scheidungsgrund konnte unerörtert und 
unentſchieden bleiben. Im vorliegenden Falle verlangt aber das RG. 
mit Recht Erſchöpfung des Klagebegehrens durch eine auf die Weit» 
ſiellung des Ehebruchs abzielende Sachprüfung. Gelangt das Gericht 
auf dieſem Wege nicht zur Feſtſtellung des Ehebruchs, wohl aber 
eines Tatbeſtandes, der einen Scheidungsgrund aus $ 1568 abgibt, 
o wird es die Klage nicht ohne weiteres abzuweiſen, ſondern im 
Zweifel jedenfalls auf Scheidung aus 8 1568 zu erkennen haben; 
enn regelmäßig wird der Kl. dieſes Minus in ſeinen Klagewillen 
aufgenommen haben. Dies ſchon im Hinblick auf 9 616 30. Hier⸗ 
über drückt ſich die Entſch. 115, ff. nicht mit der nötigen Klarheit aus. 
Aber das Gericht darf eben in einem Falle, wie dem vorliegenden, nicht 
auf Scheidung aus 8 1568 erkennen, wenn es bereits auf dem Wege zur 


beſchwert, obwohl das LG. die Ehe der Parteien wegen der 
— von der Kl. nicht als Scheidungsgrund angeführten — 
ehewidrigen Beziehungen des Bekl. zu der K. geſchieden hat. 
Die beiden Scheidungsgründe des § 1565 und des § 1568 
ſind, wie das RG. (RG. 115, 3.) dargelegt hat, auch vom 
Standpunkt des Scheidungsklägers nicht als gleichwertig an⸗ 
zuſehen. Tas Strafantragsrecht nach 8 172 StGB. und das 
Eheverbot des $ 1312 BGB. — dieſes wegen der Unter⸗ 
haltsanſprüche — ergeben für den Scheidungskläger eine beſ⸗ 
ſere Stellung, wenn ſeine Klage aus 8 1565 BGB. durch⸗ 
dringt, als wenn ſie nur nach 8 1568 BGB. durchdränge. 
(U. v. 2. März 1928; 588/27 VII. — Breslau.) (Ku.] 


5. 81568 BGB. Verletzung der ehelichen 
Treupflicht gibt — auch wenn Ehebruch nicht 
feſtgeſtellt werden kann — dem anderen Ehe⸗ 
gatten Auſpruch auf Scheidung, mag er auch 
ſelber gegen die Treupflicht gefehlt haben. 

Das BG. hat aus der Tatſache, daß der Zeuge das 
Zeugnis verweigert hat, geſchloſſen, daß deſſen Verhältnis 
zu der Bekl. nicht einwandfrei geweſen ſei; daß es aber zu 
einem Ehebruch gekommen ſei, erſcheine dem Gericht in keiner 
Weiſe als ſicher. Es möge ſein, daß die Bekl. nicht im Ein⸗ 
klang mit den ehelichen Pflichten gehandelt habe, es ſei aber 
ſehr wohl möglich, daß ſie ſich doch keiner eine Scheidung 
rechtfertigenden Eheverfehlung ſchuldig gemacht habe. In 
dieſem Juſammenhang ſei es von Bedeutung, daß der Kl. 
ſich ſeinerſeits Verfehlungen gegen die eheliche Treue habe 
zuſchulden kommen laſſen, weshalb er auch von der Bekl. 
habe manches hinnehmen müſſen. Damit kann nur gemeint 
ſein, daß dem Kl. wegen ſeiner eigenen Verfehlungen die 
Fortſetzung der Ehe troß vorliegender Verfehlungen der Bekl. 
zuzumuten ſei. Das kann nicht als richtig anerkannt werden. 
Verletzung der ehelichen Treuepflicht ſteht auch dann, wenn 
Ehebruch nicht feſtgeſtellt werden kann, mit dem Weſen 
der Ehe in unerträglichem Widerſpruch, ſo daß in ſolchem 
Fall auch demjenigen Gatten, der ſich ſelbſt wider die Treue⸗ 
pflicht verfehlt hat, deshalb in der Regel nicht zugemutet 
werden kann, die Ehe fortzuſetzen (RGR Komm., Anm. 7 zu 
81568 BGB. und das dort angeführte Urt. v. 22. Okt. 1923, 
IV 78/23). Von hier aus kann jedoch über die Frage der 
Zumutung nicht entſchieden werden, weil es an jedem tat⸗ 
ſächlichen Anhaltspunkt dafür fehlt, was ſich nach der Anſicht 
des BG. die Bekl. hat zuſchulden kommen laſſen. In dieſer 
Hinſicht iſt noch zu bemerken, daß ſich aus dem Urteil gar 
keine Erklärung dafür entnehmen läßt, warum das BG. die 
Frage nicht erwogen hat, ob von der Bekl. ein richterlicher 
Eid zu verlangen ſei, obwohl doch das Urteil von vornherein 
ſagt, es lägen nach dem Beweisergebnis ſchwerwiegende Ver⸗ 
dachtsmomente dafür vor, daß ſie es mit der ehelichen Treue 
nicht ernſt genommen habe. Mit Recht weiſt die Rev. darauf 
hin, daß die Fortſetzung der Ehe, welche das BG. anordne, 
für den Kl. ſehr erſchwert ſei, ſolange die Bekl. mit dem vom 
BG. ſelbſt angenommenen Verdacht des Ehebruchs belaſtet 


Feſtſtellung des Ehebruchs zu einem Sachverhalte gelangt, der die Schei⸗ 
dung aus 8 1568 rechtfertigen würde. Daun muß er dieſen Weg zu Ende 
gehen und ſich unter allen Umſtänden über den Ehebruch ſchlüſſig werden. 
Das hängt damit zuſammen, daß die beiden Scheidungsgründe aus 
88 1565 und 1568 vor dem Geſetze nicht gleichwertig ſind. Das NG. 
zieht hierfür zunächſt das Eheverbot des 8 1312 StGB. an. Dem 
aber kann ich nicht beitreten. Das Eheverbot iſt im öffentlichen 
Intereſſe erlaſſen. Das zeigt ſich ſchon darin, daß Befreiung ge⸗ 
währt werden kann und regelmäßig auch gewährt wird. Dem im 
Scheidungsprozeſſe ſiegreichen Ehegatten ſteht kein eigenes Recht 
auf Hinderung der verbotenen Ehe zu. Auch der Umſtand, daß eine 
weitere Ehe die Unterhaltsrechte des obſiegenden Gatten nach 8 1579 
ſchmälern könne, kann keine Rolle ſpielen; denn der Ehebrecher kann 
jederzeit eine nicht unter das Verbot des § 1312 fallende Ehe 
schließen. Aber um das Strafantragsrecht aus $ 173 StchB. kann 
man nicht hinwegkommen. Und doch iſt es eine peinliche Empfindung, 
daß der im Ehebruchsprozeſſe ſiegreiche Gatte verlangen kann, das 
Scheidungsverfahren bis zur Feſtſtellung des Ehebruchs auszuſchöpfen. 
Er iſt fo in der Lage, einen Richterſpruch in den Dienſt perſön⸗ 
licher Rachegefühle oder gar noch ſchlimmerer Machenſchaften, wie 
ſie ſich aus dem Strafantragsrecht ergeben können, zu ſtellen. 
Auch das iſt für mich eine Quelle des Wunſches, die Beſtrafung des 
Ehebruchs aus dem neuen Strafgeſetzbuche verſchwinden zu ſehen. 
SenPräſ. i. R. Prof. Dr. Wieruszows ki, Köln. 
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ſei, und daß auch dieſer Grund für die Auferlegung des 
Reinigungseides ſpreche, welche auch im übrigen durch die 
Prozeßlage verlangt werde. Sollte das BG. von der Auf⸗ 
erlegung des Eides deshalb Abſtand genommen haben, weil 
es — wie in anderem Zuſammenhang erwähnt — bei der 
Bekl. eine Neigung zur Unwahrhaftigkeit annimmt, ſo wäre 
auch das rechtlich zu beanſtanden (Warn Rſpr. 1913 Nr. 100, 
1914 Nr. 236). Hiernach mußte das BU. aufgehoben und 
die Sache zu weiterer Klärung des Sachverhalts zurück⸗ 
verwieſen werden. 
(U. v. 22. März 1928; 548/27 IV. — Karlsruhe.) 
[Ka.] 


** 6. § 171 366. Die Ausſtellung einer Voll⸗ 
macht auf einen Notar kann von dieſem ſelbſt 
rechtsgültig beurkundet werden. — Die vor⸗ 
mundſchaftsgerichtliche Genehmigung (3. B. §1829 
BGB.) iſt öffentlich⸗ rechtlicher Natur; darum 
kommt analoge Anwendung des für private 
Willenserklärungen geltenden 8 151 BG B. nicht 
in Frage; die Beteiligten können alſo nicht ver⸗ 
einbaren, daß die Genehmigung auf andere 
Weiſe als durch die Mitteilung (8 1829) wirkſam 
werden ſoll. — Die uneheliche Mutter braucht 
bei Einwilligung zum Kindesannahmevertrage 
Namen und Perſon des Annehmenden nicht zu 
kennen. ) 


(Beſchl. v. 13. April 1928; IVB 11/28.) 
Abgedr. ZW. 1928, 149814, 


7. § 1 Abſ. 3 Unfall Fürſ G. v. 18. Juni 1901. 
Begriff der Hilfloſigkeit. 

Nach den Feſtſtellungen des BG. leidet der Kl. jeden⸗ 

falls jetzt nicht mehr an irgendwelchen nervöſen Folgen ſeines 


Zu 6. A. Anm. RA. Joſef, abgedr. JW. 1928, 1864. 


B. Anm KR. Heydtmann, IW. 1928, 1864. 

C. Anm. Geh. Rat Oberneck, JW. 1928, 2138. 

D. Der 4. 3S. erkennt die Zuläſſigkeit einer Doppelbevoll⸗ 
mächtigung in der Weiſe an, daß ein Dritter — vorliegend ein Notar 
— vom Vormund zur Mitteilung einer Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts an den Antragsgegner und von dieſem zur 
Empfangnahme der Mitteilung ermächtigt wird. Der Senat 
verlangt jedoch, daß der Wille des Bevollmächtigten, nach Eingang 
der Genehmigung dieſe ſich ſelbſt — als dem Vertreter des andern 
Teils — mitzuteilen, nach außen irgendwie in die Erſcheinung 
tritt. Der Notar hatte die Ausfertigung des Genehmigungsbeſchluſſes 
wegen der nach § 1741 BGB. erforderlichen Beſtätigung dem AG. 
eingereicht; dadurch hatte er nach Anſicht des Senats in hinreichen⸗ 
der Weiſe zu erkennen gegeben, daß er von der ihm zugegangenen 
vormundſchaftsgerichtlichen Entſch. Kenntnis genommen und dieſe 
ſich ſelbſt mitgeteilt habe. 

Will jemand glauben, daß der Notar dasjenige, was das RG. 
aus feiner konkludenten Handlung geſchloſſen hat, als Zeuge be⸗ 
ſtätigen könnte: daß er nämlich die vormundſchaftsgerichtliche Entſch. 
ſich ſelbſt mitgeteilt hat? Jedenfalls wird in Zukunft ein 
gewiſſenhafter Doppelbevollmächtigter ſich nicht darauf verlaſſen dür⸗ 
fen, daß irgendeine konkludente Handlung als genügende Bekannt⸗ 
gabe ſeines Mitteilungswillens angeſehen werden wird, ſondern er 
wird vorſorglich einen die Mitteilung enthaltenden Brief an ſich ſelbſt 
ſchicken oder vor Zeugen die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung 
ſich laut vorleſen. Man denkt an das alte Witzblattbild des ſeine 
linke Hand mit der rechten erfaſſenden Parlamentariers: „Redner 
beglückwünſcht ſich ſelbſt.“ 

f Das BayObLG. hat im gleichen Falle (JW. 1923, 7581) 
geſagt: 

„Aus der Doppelbevollmächtigung darf ohne weiteres ge⸗ 
folgert werden, daß der doppelt Bevollmächtigte ſeine Kenntnis⸗ 
nahme nicht nur für den Pfleger, ſondern auch für deſſen Ver⸗ 
tragsgegnerin beſtätigen wollte. Einer tatſächlichen Mitteilung an 
die Vertragsgegnerin bedurfte es nicht, da der Bevollmächtigte 
ja auch dieſe vertrat. Im Grunde bildet hier die Mitteilung der 
Genehmigung und der Empfang für die Vertragsgegnerin einen 
einheitlichen inneren Vorgang in der Perſon des doppelt Bevoll⸗ 
mächtigten, der durch die Beſtätigung der Kenntnisnahme in Ver⸗ 
bindung mit der Doppelvollmacht ohne weiteres ausgewieſen iſt.“ 

Es iſt betrüblich, daß das höchſte deutſche Gericht für familien⸗ 
rechtliche Angelegenheiten es für notwendig gehalten hat, eine Er⸗ 
leichterung des Verkehrs, für welche eine vernünftige Begründung 
ſchon vorlag, in dieſe Form zu kleiden. 

RA. Moritz Henſchel, Berlin. 


[Ka.] 
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Unfalles. Kopfſchmerzen und ſonſtige Schmerzempfindungen, 
die früher vorhanden geweſen ſein mögen, ſind verſchwunden 
Die einzige dauernde Unfallfolge iſt der Verluſt des rechten 
Armes geblieben. Nur wenn durch ihn der Kl. derart hilflos 
geworden iſt, daß er ohne fremde Wartung und Pflege MM 
beſtehen kann, iſt ſein Anſpruch auf Hilfsloſenrente nach 8.1 
Abſ. 3 Unfall Fürſch. begründet. Die Hilfsbedürftigkeit, die 10 
dieſer Geſetzesbeſtimmung vorausgeſetzt. wird, muß eine an 
dauernde und nicht unerhebliche fein (RG. 90, 313 )). Der 
Verletzte kann die erhöhte Unfallpenfion nur verlangen, wenn 
er durch den Unfall gezwungen iſt, fremde Wartung un? 
Pflege in erheblichem Umfange in Anſpruch zu nehmen — 
des Sen. v. 13. Jan. 1910, III 371/19). Ob das der Fal! 
iſt, iſt im weſentlichen eine Frage der tatfächlichen Beurte! 
lung. Ihre verneinende Beantwortung durch den BR. läßl 
keinen Rechtsirrtum erkennen. Dh 

Allerdings bedarf der Kl. infolge feiner Einarmigkeit 
der Unterſtützung durch Dritte. Er kann ſich den künſtlichen 
Arm, den er an Stelle des verlorenen rechten trägt, ni 
ſelbſt an⸗ und abſchnallen. Nach dem vom BR. ſeiner Ent 
ſcheidung zugrunde gelegten Gutachten find auch gewiſſe Hilfe 
leiſtungen beim An⸗ und Ausziehen, beim Schneiden des 
Brotes und beim Zerkleinern der Speiſen erforderlich. D 
verneint das BG. unter Würdigung der Ausſagen der ver“ 
nommenen Zeugen, daß dieſe Hilfeleiſtungen in ausgedehnten 
Maße nötig ſeien, wie denn auch der genannte Sachverſtändige 
betont, daß ſich der Kl. meiſt allein behelfe. Als gegen eine 
Hilfloſigkeit des Kl. ſprechend erwähnt das BG. ſeine mehr 
als zweijährige Tätigkeit als Schuppenaufſichtsbeamter. Dieſen 
Dienſt hat er, der übrigens mit der linken Hand geläufig Zi 
ſchreiben gelernt hat, einwandfrei verſehen. Seinem ge 
planten Abbau iſt er in ſeinem Geſuch v. 22. Febr. 1924 mit 
der Begründung entgegengetreten, daß er den Poſten eines 
Aufſichtsbeamten oder Lokomotivdienſtleiters noch voll und 
ganz erfüllen könne. 

Das Geſamtbild, das der BR. vom Kl. gewonnen hat, 
iſt alſo das eines im weſentlichen noch erwerbsfähigen Man⸗ 
nes, der nur der beim Verluſt eines Armes überhaupt un⸗ 
vermeidlichen Unterſtützung durch andere bedarf. Es handelt 
ſich dabei aber nur um einzelne Hilfeleiſtungen nicht erheb⸗ 
licher Art. Ihre Notwendigkeit iſt nicht das, was das Geſeß 
als Nichtbeſtehenkönnen ohne fremde Wartung und Pflege 
bezeichnet. In den weſentlichen Verrichtungen des täglichen 
Lebens kann der Kl. ohne die Hilfe Dritter auskommen. 

(U. v. 18. Sept. 1928; 47/28 III. — Naumburg.) [Sch. 


*g. 8 28 Abſ. 1, 2 Aufw G.; Art. 18 1 Abſ. 1 
AufwG.⸗Nov. Die Aufwertungshypothek des 
Zedenten, deſſen Hypothek auf den Zeſſionar 
Amgeſchrieben iſt, iſt v. 1. April 1926 ab zu per“ 
zinſen. 

Das LG. hat ausgeführt, die Eintragung des Auf 
wertungsbetrags auf den Namen des gelöſcht geweſenen ab⸗ 
tretenden Gläubigers ſei eine „Wiedereintragung einer Hypo⸗ 
thek infolge Aufwertung kraft Rückwirkung“ i. S. 828 Abi. 2 
AufwG. Das entſpreche dem Zwecke der Beſtimmung, den 
Schuldner zu begünſtigen, der nach der Rechtslage vor dem 
AufwGG. und nach dem Inhalte des Grundbuchs mit Auf 
wertung nicht zu rechnen gehabt habe; das Recht des ge⸗ 
löſchten Abtretenden ſei ebenſowenig wie das eines ehemaligen 
Gläubigers einer gänzlich gelöſchten Hypothek zu erſehen ge 
weſen. Nach § 21 a. a. O. ſeien im Falle einer Abtretung 
— 817 — die Vorſchriften des § 20 entſprechend anzuwenden. 
Da 8 20 den Fall regele, in dem die Hypothek bereits ge 
löſcht ſei, jo bedeute die Verweiſung in § 21, daß, wenn ſonſt 
alle Vorausſetzungen gegeben ſeien, der Aufwertungsbetrag 
für den Abtretenden „wiedereinzutragen“ ſei. Es entſtehe für 
den Abtretenden ein neues ſelbſtändiges Recht, das ebenſo wie 
ein gelöſchtes Hypothekenrecht wiedereinzutragen ſei. Eine 
ſolche Aufwertung geſchehe kraft Rückwirkung. Im übrigen 
beruft ſich das Gericht auf KG.: ZW. 1927, 806. 

Die Rev. meint, ein Tatbeſtand, in dem nicht die Hypo⸗ 
thek, ſondern ein früherer Gläubiger wiedereingetragen werde, 
wie hier, entſpreche nicht dem Wortlaute des 8 28 Abſ. 2. 
Eine Grundbuchberichtigung in bezug auf die Perſon des 


) JW. 1917, 856, 


. Jahrg. 1928 Heft 48 


Gläubigers liege vor, das eingetragene Aufwertungsrecht als 
olches ſei beſtehen geblieben und nicht „wiedereingetragen“. 
uch aus der Anordnung des Geſetzes und dem Wortlaute des 
921 ſei nichts Gegenteiliges zu entnehmen. Es liege kein 
Anlaß vor, den Abtretenden anders zu behandeln, als den⸗ 
jenigen, deſſen Hypothek trotz Rückzahlung nicht gelöſcht ge⸗ 
weſen ſei, fo daß für ihn Verzinſung nach Abſ. 1 des § 28 
eintrete. 

828 Abſ. 1 AufwG. beſtimmt, daß der Aufwertungs⸗ 
betrag einer Hypothek und der durch ſie geſicherten Forderung 
v. 1. Jan. 1925 ab verzinſt werden ſoll. Abſ. 2 beſagt, daß 
ie Verzinſung, wenn die Hypothek infolge Aufwortung kraft 

ückwirkung wieder eingetragen wird, erſt mit dem Beginne 
es auf die Wiedereintragung folgenden Kalendervierteljahrs 
beginnen ſoll. Nach Art. 1 8 1 Abſ. 1 der Novelle zum Aufwch. 
v. 9. Juli 1927 iſt im Falle der Aufwertung einer gelböſchten 
ypothek der Aufwertungsbetrag der dinglichen wie der 
perſönlichen Forderung ohne Rückſicht darauf, wann die 
ypothek wieder eingetragen wird, ſpäteſtens für die Zeit v. 
1. April 1926 ab zu verzinſen. Dies gilt nach Satz 2 auch 
für die Verzinſung des Aufwertungsbetrags eines „früheren 
Gläubigers“. 

Den Ausführungen des LG. über den Zweck der Be⸗ 
ſtimmung des § 28 Abſ. 2 Aufm®. iſt beizutreten. Dem 
Gläubiger ſoll nach ihr ſo lange keine Verzinſung zuſtehen, als 
feine grundbuchliche Berechtigung nicht erſichtlich vorhanden 
iſt. Ein gelöſchter früherer Gläubiger erhält fie erſt durch 
Wiedereintragung feines Rechts. Ob eine Hypothek ganz ge- 
löſcht oder lediglich der Name des abtretenden Gläubigers 
beſeitigt und durch den des neuen Gläubigers erſetzt war, hat 
in dieſem Betracht die gleiche Wirkung, daß ein Recht gelöſcht 
war und grundbuchlich erſt durch Wiedereintragung erkennbar 
wird. Auch der Wortlaut des 5 28 Abſ. 2 AufwG. läßt ſich 
iermit vereinen; die Wiedereintragung des Gläubigerrechts 
des Abtretenden iſt eine Wiedereintragung ſeiner Hypothek. 
Dieſer aus Sinn und Zweck des 8 28 Abſ. 2 begründeten Aus⸗ 
legung ſtehen nicht die Erwägungen entgegen, die den erk. 
Sen. (RG. 116, 1771) und ſonſt) veranlaßt haben, die Vor⸗ 
ſchriften über Berückſichtigung des guten Glaubens eines 
rundſtückserwerbers im Falle der gänzlichen Löſchung einer 
Hypothek nicht auch für den Fall einer Abtretung anzuwenden. 
$21 Abſ. 1 gebietet eine gleiche Behandlung beider Fälle nur 
dahin, daß wiedereinzutragen iſt, nicht aber will er die Vor⸗ 
ſchriften des BGB. über gutgläubigen Erwerb ausdehnen. 

Auch die genannte Aufwertungsnovelle, die in dieſem 
Rechtszuge zu beachten iſt, ſpricht für dieſe, wie die angeführte 
Entſch. des KG. mit Recht betont, durchaus herrſchende An⸗ 
ſicht über die Tragweite des § 28 Abſ. 2. Die Novelle ordnet 
an, die vorzeitige Fälligkeit ſolle bei Abtretung mit Löſchung 
des Rechtes des früheren Gläubigers ebenſo eintreten wie bei 
völliger Hypothekenlöſchung. Nur wenn bei Abtretung über⸗ 
aupt nichts gelöſcht iſt, ſondern der Name des abtretenden 
Gläubigers ſtehengeblieben und etwa eine löſchungsfähige 

uittung erteilt iſt, bleibt 8 28 Abſ. 2 außer Anwendung 
(RG. 118, 280), weil dann „die grundbuchliche Legitimation 
noch vorhanden“ iſt, wie der Vertreter des RIM. bei der 
eratung der Novelle mit Recht bemerkt hat (Reichstag III 
1924/27 Druckſ. Nr. 3604, S. 37). 

Entgegen der Anſicht Nadlers („Aufwertungs⸗Novelle 
9 25 Nachtrag“ S. 22 in Abweichung von „Grundbuch⸗ und 
Aufwertungsfragen“ 3. Aufl., 112) war ſomit dem LG. im 


Ergebnis beizutreten. n 
(U. v. 9. Mai 1928; 674/27 V. — OG. J Wee 


/ 


9. 816 Aufw Nov. Hat der Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker die rechtzeitige Anmeldung ſchuldhaft 
verſäumt, ſo iſt ihm und dem Erben die Wieder⸗ 
einſetzung zu gewähren. 

Bezüglich der Frage, ob der Gläubiger ein etwaiges Ver⸗ 
ſchulden des Teſtamentsvollſtreckers gegen ſich gelten laſſen 
muß, iſt der in dem Vorlegungsbeſchluß angeführten Entſch. 
des ORG. Dresden beizutreten. Eine dem § 22 Abſ. 2 Satz 2 
FGG. entſprechende Beſtimmung iſt in die Vorſchrift des 816 
JufwNov. nicht aufgenommen. Nach der Erklärung verſchie⸗ 


9 J. 1927, 1626. 
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dener Abgeordneter und des Reichsjuſtizminiſters (ogl. Nad⸗ 
ler 2, 87/88) ſollte die Wiedereinſetzung gerade auch ſolchen 
Gläubigern zugute kommen, bezüglich deren die Anmeldungs⸗ 
friſt infolge Säumnis eines Vertreters oder Vormundes nicht 
gewahrt war. Hiernach entſpricht es der Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers, die Wiedereinſetzung nicht nur nicht an dem Ver⸗ 
ſchulden eines geſetzlichen oder gewillkürten Vertreters ſchei⸗ 
tern zu laſſen (KG.: JW. 1927, 2630; Bay Obe G.: Aufw⸗ 
Rſpr. 1927, SdhH. 6, 90), ſondern fie auch nicht aus dem 
Grunde zu verſagen, weil derjenige, der, wie der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker, kraft eigenen Rechtes zur Verwaltung fremden 
Vermögens berufen iſt, die Anmeldungsfrift ſchuldhaft ver⸗ 
ſäumt hat. Die Meinung Nadlers (2, 92) der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker ſei, da ihm im Zivilprozeß die Parteiſtellung kraft 
Amtes zukomme, als Gläubiger i. S. des § 16 AufwNov. an⸗ 
zuſehen, wird dem Zweck dieſer Vorſchrift nicht gerecht. Sie 
beachtet nicht genug, was in dieſem Zuſammenhange von Be⸗ 
deutung iſt, daß der Teſtamentsvollſtrecker nicht oder doch 
nicht lediglich eigene, ſondern vorwiegend fremde Intereſſen 
zu vertreten hat. Sodann iſt aber auch die Anmeldung zur 
Aufwertung der prozeſſualen Geltendmachung des Rechts 
keineswegs gleichzuſtellen, wie oben bereits ausgeführt iſt. 
(Beſchl. v. 11. Juli 1928; VB 35/28. — Roſtock.) Sch.] 


10. Die Art. 14 und 16 der Württemb. Ausf⸗ 
VO. zur Reichs VO. über die Fürſorgepflicht v. 
31. März 1924 (Württ Reg Bl. 247) und die Art. 1 
und 3 der Bayr. „Vorl. Ausf VO. zur Reichs VO. 
über die Fürſorgepflicht“ v. 27. März 1924 (Bay⸗ 
GVBl. 126) find mit dem Reichsrecht vereinbar.) 


(Beſchl. v. 23. Nov. 1927; III TB 151/26.) [Sch.] 
Abgedr. IW. 1928, 2817. 


11. 88 242, 397 BG B. Ablehnung der „Verwir⸗ 
kung“ als Rechtsinſtitut; das lange Abwarten 
mit der Klage auf Aufwertung iſt nur einer der 
nach 8242 BG B. zu berückſichtigenden Faktoren. 
Die Frage, ob ein feſter Stichtag für die rück⸗ 
wirkende Aufwertung anzuerkennen ſei, iſt erſt 
i. J. 1927 durch die Rſpr. des RG. geklärt. ) 

Die Frage, ob der Kl. auf ſeinen Aufwertungsanſpruch 
verzichtet oder ihn „verwirkt“ hat, hat der BR. mit zu⸗ 
treffender Begründung verneint. Hinſichtlich des rechtlichen 


Zu 10. Da der Beſchluß des RG. uach 8 3 III Gef. v. 8. April 
1920 Geſetzeskraft hat, hat eine Kritik keine praktiſche Bedeutung. 
Auch wenn man das RG. von der Irrigkeit feiner Auffaſſung über⸗ 
zeugen könnte, gäbe es für das Gericht keine Möglichkeit, feine An⸗ 
ſicht zu ändern. Aber die allgemeine Frage entiteht, ob das RG. in 
dieſem verwaltungsrechtlichen Streitpunkt dem Bundesamt für das 
Heimatweſen gegenüber ſeinen Mann geſtanden hat. Bei aller An⸗ 
erkennung der Freiheit des Geiſtes, die ſich, wie in ſo vielen Entſch. 
des 3. 3 ., auch in dieſer bewährt, kommt man doch von dem Ein⸗ 
drucke nicht los, daß ein bißchen mehr praktijche Anſchauung das 
NG. veranlaßt hätte, dem Bundesamt für das Heimatweſen zu folgen. 

Von größter Wichtigkeit im täglichen Leben der Fürſorge⸗ 
verwaltung iſt 8 18 1 FürfBD., wonach ein Fürſorgeverband, der von 
einem anderen Koſtenerſatz verlangen will, ihm dies ſpäteſtens binnen 
drei Monaten nach begonnener Unterſtütung anzumelden hat. Wendet 
er ſich an den falſchen Fürſorgeverband, ſo läuft er Gefahr, ſeinen 
Erſtattungsanſpruch ganz oder teilweiſe zu verlieren. Allerdings kann 
er die Friſt durch Anmeldung bei ſeiner Auffichtsbehorde wahren, 
wenn er den erſatzpflichtigen Fürſorgeverband nicht ermitteln kann. 
Wenn er aber glaubt, den richtigen erſatzpflichtigen Verband zu 
Rennen, wird er dies Hilfsmittel verſchmähen. Dieſe Gefahren werden 
durch die bayeriſche und die württembergiſche Einrichtung der Orts⸗ 
fürſorgeverbände vergrößert. Denn hier beſtehen nicht nur Ver⸗ 
wechſelungsmöglichkeiten zwiſchen mehreren Bezirks⸗, mehreren Landes⸗ 
fürſorgeverbänden, zwiſchen Bezirks⸗ und Landesfürſorgeverbänden, 
ſondern auch noch zwiſchen Orts⸗ und Bezirksfürſorgeverbänden. 
Meldet alſo z. B. der prenßiſche Bezirksfürſorgeverband A. einen 
Erſatzanſpruch beim bayeriſchen Bezirksfürſorgeverband B. an in der 
Meinung, einen Kleinrentner unterſtützt zu haben, während es in 
Wirklichkeit Armenunterſtützung war, ſo verliert er unter Umſtänden 
feinen Anſpruch durch Zeitablauf, da er ſich an den Ortsfürſorge⸗ 
verband C. Hätte wenden müſſen. Dieſer Mißſtand iſt To erheblich, 
daß die wörlliche Auslegung der VO. durch das Bundesamt für 
das Heimatweſen die beſſere Auslegung geweſen iſt. c 

Prof. Dr. Walter Jellinel, Kiel. 


Zu 11. Das Urteil bringt wie übrigens eine Anzahl anderer 
881 
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Geſichtspunktes des Verzichts auf den Aufwertungsanſpruch 
iſt darauf hinzuweiſen, daß nach 8 397 BGB. ein einſeitiger 
Verzicht das Erlöſchen des Schuldverhältniſſes nicht zu be⸗ 
wirken vermag, vielmehr ein Erlaßvertrag erforderlich iſt. In 
der vorbehaltloſen Annahme der Zahlung kann zudem ein 
Verzicht nicht erblickt werden, da nach der damals herrſchen⸗ 
den Auffaſſung der Grundſatz Mark = Mark noch volle Gel⸗ 
tung hatte (vgl. JW. 1928, 159 12). Auch darin, daß der Kl. 
erſt Ende 1926 Klage erhoben hat, hat der BR. mit Recht 
keinen Verzicht erblickt. Verzichte ſind nicht zu vermuten. Das 
Zögern des Kl. iſt aber um ſo weniger als Verzicht zu deu⸗ 
ten, als die Frage, ob ein feſter Stichtag für die rückwirkende 
Aufwertung außerhalb des AufwG. anzuerkennen ſei, erſt 
i. J. 1927 durch die Rſpr. des RG. hinreichend geklärt worden 
iſt (vgl. RG. 116, 5161); 117, 2112); 119, 231 5)). 

Aus dem gleichen Grunde kann auch in dem Abwarten 
des Kl. mit der Klagerhebung kein gegen Treu und Glauben 
verſtoßendes Verhalten gefunden werden mit der Rechtsfolge, 
daß der Aufwertungsanſpruch als „verwirkt“ zu gelten hätte 
(zu vgl. RG. 117, 211%); 118, 3755); 119, 2319). Wie in 
dieſen Urteilen des 1. und 2. ZS., denen der erk. Sen. ſich 
anſchließt, betont wird, beſtimmt ſich das Aufwertungsrecht 
nach 8 242 BGB. Dem Verhalten des Kl. hinſichtlich der 
Geltendmachung des Aufwertungsanſpruchs kommt danach 
keine unbedingt entſcheidende Bedeutung zu, vielmehr bildet 
es nur einen Faktor in der Geſamtheit der Umſtände, die bei 
der Frage, ob und gegebenenfalls in welcher Höhe nach der 
letztgenannten Geſetzesbeſtimmung ein Aufwertungsanſpruch 
anzuerkennen iſt, Berückſichtigung finden müſſen. Freilich 
muß, je weiter die Zahlung zurückliegt, um ſo ſorgfältiger ge⸗ 
prüft werden, ob nach den Geſamtumſtänden das Aufwertungs⸗ 
verlangen mit dem Grundſatze von Treu und Glauben ver⸗ 
einbar iſt; namentlich erfordert jener Umſtand eine beſondere 
Prüfung dahin, ob die Intereſſen des Schuldners einen Aus⸗ 
ſchluß oder eine Einſchränkung des nachträglichen Auf⸗ 
wertungsverlangens des Gläubigers gebieten, weil der Schuld⸗ 
ner das Geſchäft als vollſtändig erledigt angeſehen und ſich 


in letzter Zeit ergangener Entſch. einen Beitrag zu dem Verwirkungs⸗ 
problem. Es läßt erkennen, daß das RG. eine Verwirkung als be⸗ 
ſonderes Rechtsinſtitut ablehnt. Schon in der Entſch. v. 11. Jan. 
1928, 1194/27 (Aufwꝗſpr. 1928, 110 = NG: 118, 375 JW. 1928, 
650), hat der erſte Senat ausgeführt, daß die einzig mögliche Grund⸗ 
lage für die Annahme einer Verwirkung aus $ 242 BGB. entnom⸗ 
men werden könne; fie rechtfertige ſich nur dann, wenn die Berück⸗ 
ſichtigung der geſamten Belange beider Teile und deren Abwägung 
zur Herbeiführung eines billigen Ausgleichs es zulaſſe. Denſelben 
Standpunkt nimmt der fünfte Senat in der vorliegenden Entſch. ein: 
ein Abwarten mit der Geltendmachung des Aufwertungsanſpruchs 
führe zu einer Verſagung der Aufwertung dann, wenn in dem nach⸗ 
träglichen Verlangen nach Aufwertung ein gegen Treu und Glauben 
verſtoßendes Verhalten zu erblicken ſei. Das NG. ſtellt alſo — 
man kann inſoweit wohl von einer feſten Rſpr. ſprechen — keine 
neuen Rechtsnormen auf, es prägt keinen beſonderen Verwirkungs⸗ 
begriff, ſondern löſt die Frage durch Anwendung der Vorſchriften 
von Treu und Glauben. 

Die Eigenart dieſer Vorſchriften⸗bringt es mit ſich, daß ſich all⸗ 
gemein gültige Grundſätze für die zu entſcheidende Frage, unter 
welchen Vorausſetzungen der Aufwertungsanſpruch als verwirkt an⸗ 
zuſehen iſt, nicht aufſtellen laſſen, daß dieſe Frage vielmehr unter 
Berückſichtigung der geſamten im einzelnen Falle gegebenen Um⸗ 
ſtände zu entſcheiden iſt. Hieraus ergibt ſich einmal, und das wird 
auch in dem vorliegenden Urteil hervorgehoben, daß die Untätig⸗ 
Reit des Gläubigers trotz erlangter Kenntnis von ſeinem Auf⸗ 
wertungsrecht für ſich allein nicht geeignet iſt, die Annahme einer 
Verwirkung des Aufwertungsanſpruchs zu rechtfertigen, daß vielmehr 
das Verhalten des Gläubigers nur einen Faktor bildet in der Ge⸗ 
ſamtheit der Umſtände, die bei der Frage nach der Verwirkung des 
Aufwertungsanſpruchs Berückſichtigung zu finden haben. Weiter 
aber läßt ſich auch nicht allgemein gültig feſtſtellen, welche Umſtände 
zuſammenwirken müſſen, um den Anſpruch des Gläubigers als ver⸗ 
wirkt erſcheinen zu laſſen. Die Tatſachen, daß das Geſchäft ſchon 
längſt abgewickelt und von den Parteien als erledigt angeſehen wor⸗ 
den iſt, daß die vom Schuldner geleiſtete Papiermarkzahlung einen 
nicht allzu geringfügigen Wert darſtellt, ferner die wirtſchaftliche 
Lage des Gläubigers und des Schuldners können in jener Be⸗ 
ziehung von Bedeutung ſein. Es kommt aber auch inſoweit ganz auf 
die Beſonderheiten des Falles an. 

Daß hiernach die Beteiligten, die Aufwertungsanſprüche geltend 


) JW. 1927, 2114. 3) JW. 1928, 488. 
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wirtſchaftlich auf die dadurch nach ſeiner Anſicht geschaffen. 
Rechtslage eingerichtet hat. Freilich iſt auch dieſem Umſtand“ 
bei Geſchäften der hier fraglichen Art — Verkauf eines glb 
ben Induſtriegeländes mit Gebäuden — ein die Aufwertung 
ſchlechthin ausſchließendes Gewicht keineswegs beizulegen, N 
der erk. Sen. in RG. 114, 404°) und in Bayfiofig. 192% 

139 ſowie der 6. ZS. in JW. 1928, 158 10). 
(U. v. 22. Sept. 1928; 676/27 V. — Sirieborf) 
} 


II. Verfahren und Koſten. 


12. 88 521, 529, 614 3 PO. Der durch das erſte 
Urteil nicht beſchwerte Berufungsbeklagte kann 
eine Anderung des Urteils zu ſeinen Gunſten 
nur durch form⸗ und friſtgerechte Anſchließung 
erreichen. Bedeutung dieſes Satzes für den 
Eheſtreit. ) 

Es handelt ſich in dieſem wie im vorigen Rechtszuge nur 
noch um die Widerklage. Die Rev. macht geltend, das Bo. 
habe die Ehe nicht wegen Ehebruchs der Kl. ſcheiden dürfen, 
weil es an einer Anſchlußberufung des Bekl. fehle. Dieſem 
Angriffe liegt die in der neueren Rſpr. des RG. (RG. 110, 
45; 115,1 und 193; RGE. v. 30. Sept. 1927, II 73/27) 
durchgedrungene, auch vom BG. anerkannte Rechtsanſchauung 
zugrunde, daß die Scheidungsgründe aus den 88 1568 und 
1565 BGB. wegen der teils öffentlich⸗rechtlichen, teils privat, 
rechtlichen Folgen, die ſich nach 8 172 StCB., 88 1312, 1328 
BGB. an den Ehebruch knüpfen, nicht gleichwertig find, und 
daß deshalb das BG., zur Vermeidung einer Verletzung des 
8536 3PO., eine Scheidung aus 8 1565 BGB. nicht aus 
ſprechen darf, wenn das LG. nur aus 8 1568 BGB. geſchie⸗ 
den hat und eine Abänderung des Urteils durch den die Oder 
dung mit Klage oder Widerklage betreibenden Ehegatten nicht 
beantragt iſt. Eine ſolche Abänderung zu beantragen, iſt dem 
Scheidungskläger oder ⸗widerkläger als Berufungskläger 
nach RG. 115, 1 nur dann möglich, wenn er ſeinen Schei⸗ 


zu machen oder abzuwehren beabſichtigen, ſich einem durchaus un⸗ 
ſicheren Rechtszuſtande gegenüberſehen, iſt die unvermeidbare Folge 
der Anwendung jener Vorſchriften von Treu und Glauben. Die Un⸗ 
ſicherheit wird noch dadurch vermehrt, daß die Rſpr. des NG. Dr 
züglich der Frage, zu welchem Zeitpunkt die Vorausſetzungen Ft 
die rückwirkende Aufwertung außerhalb des AufwG., insbeſ. die 
Bedeutung des Stichtages durch die Rſpr. als geklärt anzuſehen ſeien, 
nicht unerheblich ſchwankt und daher ein ſicherer Anhalt für den 
Zeitpunkt, von dem ab dem Gläubiger feine Untätigkeit entgegen 
gehalten werden kann, nicht gegeben if. Während der ſiebente 
Senat in der Entſch. v. 23. Sept. 1927 (JW. 1927, 2915) ange 
nommen hat, jene Rſpr. ſei durch die Tagespreſſe bereits i. J. 1924 
allgemein bekannt geworden, hat der ſechſte Senat in dem Urt. 
v. 11. Juli 1927 (Zeiler, Auſwertungsfälle Nr. 707) ausgeführt, 
es ſei erſt aus dem Urt. v. 3. Dez. 1924 (RG. 109, 111) zu er 
ſehen geweſen, daß auch bei vorbehaltloſer Annahme noch Aufwer⸗ 
tung verlangt werden könne, und es ſei bis zum allgemeinen Br 
kanntwerden dieſer Entſch. immerhin einige Zeit verſtrichen. In der 
Entſch. v. 9. Febr. 1928, VI 343/27 (AufwRſpr. 1928, 3. Sonder. 
S. 75), betont derſelbe Senat, daß die Frage, inwieweit und bis 
zu welchem Zeitpunkt zurück trotz geleiſteter Zahlungen eine Aufs 
wertung erfolgen könne, erſt in den Jahren 1924 bis 1926 durch 
die Rſpr. geklärt worden ſei. Im Urk. v. 6. Dez. 1927, 11130/2* 
(Aufwotſpr. 1928, 2. Sonderh. S. 42), hebt das NG. ſogar hervor, 
daß die Frage der rückwirkenden Aufwertung bei Geſchäftsverkäufen, 
alſo bei lebenswichtigen Geſchäften, erſt durch das am 18. Febr. 
1927 erlaſſene Urteil (R®. 115, 202) zu einer grundſätzlichen Entſch. 
gebracht worden ſei. Einen ähnlichen Standpunkt vertritt das NO- 
in dem vorliegenden Urteil, wenn es ausführt, daß die Frage, ob 
ein feſter Stichtag für die rückwirkende Aufwertung außerhalb des 
Aufw®. anzuerkennen ſei, erſt i. J. 1927 durch die Rſpr. des NÖ 
hinreichend geklärt worden ift, Dieſer Anſicht, die zutreffend erſcheint, 
folgt im weſentlichen auch das Schrifttum (vgl. Mügel: JW. 1927, 
2915 zu 14). Für die Folgezeit dürfte man daher mit einer Rſpr. il 
dieſem Sinne zu rechnen haben. 
Miniſterialrat Quaſſowski, Berlin. 
) JW. 1927, 660. 


Zu 12. Die Nov. z. ZPO. v. 13. Febr. 1924 hat für die 
Anſchlußber. im ausgeſprochenen Gegenſatz zu der vorhergehenden 
geſetzlichen Regelung, wonach die Anſchlußber. durch Verleſung der 
Anträge in der mündlichen Verhandlung erhoben wurde, in 8 5222 
beſtimmt, daß die Anſchließung durch Einreichung der Berufung’? 
anſchlußſchrift beim BGG. „erfolgt“. Es genügt angeſichts dieſer 
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dungsanſpruch im erſten Rechtszug in erſter Linie auf den 
8 1565 und nur hilfsweiſe auf den 8 1568 geſtützt hat. Hat 
er dagegen, was hier auf das Verhalten des Bekl. als 
Widerklägers im erſten Rechtszuge zutrifft, die beiden (in 
Wahrheit nicht gleichwertigen) Scheidungsgründe als gleich⸗ 
wertig vorgetragen, ſo erſchöpft ein Scheidungsausſpruch aus 
$ 1568 fein Scheidungsbegehren; er iſt dann durch ein ſolches 
Urteil nicht beſchwert und kann es deshalb nicht mit dem 
ſelbſtändigen Rechtsmittel der Berufung angreifen. Anders 
iſt die Prozeßlage des Scheidungsklägers oder ⸗widerklägers 
als Berufungsbeklagten. Als Berufungsbeklagter kann 
ſich ein Kl. auch dann, wenn er durch das erſte Urteil nicht 
beſchwert iſt, gemäß 8 521 3PO. der Berufung des Gegners 
anſchließen, um ſeinen im erſten Rechtszug erhobenen An⸗ 
ſpruch in der durch 88 529 Abſ. 4, 268 Nr. 2, 3 ARD. ge 
ſtatteten Weiſe zu erweitern oder umzuwandeln (JG. 61, 257; 
86, 239 f.), oder um in einem Eheſtreit, wie er hier vorliegt, 
gemäß 8614 ZPO. einen neuen Klagegrund geltend zu 
nachen oder von den beiden im erſten Rechtszug als gleich⸗ 
wertig geltend gemachten Scheidungsgründen den einen an die 
erſte Stelle zu rücken und den anderen, vom erſten Richter 
zuerkannten in die Stelle eines Hilfsgrundes zu verweiſen 
(RGE. v. 30. Sept. 1927, II 73/27). 

Die prozeßrechtliche Zuläſſigkeit der auf die Widerklage 
ausgeſprochenen Scheidung der Ehe wegen Ehebruchs der 
Widerbeklagten iſt hiernach, wovon auch die Rev. ausgeht, zu 
bejahen, wenn ſich der Widerkläger der Berufung der Wider⸗ 
beklagten in formgültiger Weiſe angeſchloſſen hat. Das BG. 
bejaht die Anſchließung unter Bezugnahme auf RG. 103, 170 
gl. auch RG. 61, 257; 86, 240), faßt dabei aber nur den 
Inhalt der vom Widerkläger vor dem BG. abgegebenen Er⸗ 
klärung ins Auge, ohne auf die durch den § 5222 ED. 
(Novelle v. 13. Febr. 1924) für die Anſchließung und ihre 
Begründung gegebenen neuen Vorſchriften einzugehen. Wer⸗ 
den Inhalt und Form der nach den 8$ 521, 522 a BRD. ab⸗ 
zugebenden Erklärungen auseinandergehalten, ſo erhellt aller⸗ 
dings, daß der Widerkläger mit ſeiner Erklärung, „es werde 
mit der Widerklage in erſter Linie Scheidung wegen des Ehe⸗ 
bruchs der Widerbeklagten mit A. und erſt in zweiter Linie 
Scheidung auf Grund des (im erſten Urteil gegen die Wider⸗ 
beklagte angewendeten) $ 1568 BGB. verlangt“, eine Ab⸗ 
änderung des von der Widerbeklagten mit der Berufung an⸗ 
gefochtenen Urteils zuungunſten der Widerbeklagten begehrt 
hat. Er hat damit erklärt, daß er dieſes Urteil auch ſeiner⸗ 
ſeits anfechte, und zugleich, inwieweit das Urteil ange⸗ 
fochten werde und welche Abänderung des Urteils beantragt 
werde. Er hat zugleich dadurch, daß er den Ehebruch als durch 
die Ergebniſſe zweier Strafverfahren, insbeſ. die dortigen Zu⸗ 
geſtändniſſe von A. erwieſen bezeichnet hat, die neuen Tar⸗ 
achen und Beweismittel angegeben, welche er geltend machen 
wolle. Den in 8 522 a Abſ. 3 angezogenen Mußvorſchriften 
des 8 518 Abſ. 2 und des 8519 Abſ. 3 350. iſt fo inhalt⸗ 
lich genügt; der Gebrauch der Worte „Anſchließung an die 
Berufung“ oder „Anſchlußberufung“ iſt nicht unbedingt er⸗ 
forderlich. Die Vorſchriften des 8 522 a, daß die Anſchließung 
durch Einreichung einer Berufungsanſchlußſchrift 
beim BG. erfolgt, und daß die Anſchlußberufung, ſofern ſie, 
wie hier, erſt nach dem Ablauf der Berufungsbegründungsfriſt 
eingelegt wird, in der Anſchlußſchrift begründet werden 
muß, ſind aber nicht gewahrt. Auch inſoweit handelt es ſich 
um Mußvorſchriften, und zwar um ſolche, durch welche die 
Grundlagen und die Grenzen eines Rechtsmittels geſichert 
werden ſollen. Auf die Befolgung derartiger Vorſchriften 
kann die Gegenpartei nicht wirkſam verzichten. Es iſt deshalb 
unerheblich, daß die Widerbeklagte in der mündlichen Ver⸗ 


Mußvorſchrift, wie das NG. mit Recht ausführt, nicht, wenn der 
Anſchlußkl. ohne Überreichung eines Schriftſatzes lediglich mündlich 
die Anſchlußber. erklärt, und feine Anträge in der Verhandlung tet. 
Nach 8 522 a Abſ. 2 muß die Anſchlußber. innerhalb der Auſchluß⸗ 
feiſt begründet werden. Auch dieſe Begründung erfordert Schriftform. 
Die Anſchlußſchrift muß, um zuläſſig zu ſein, mindeſtens die An⸗ 
träge enthalten — die Bezeichnung als Anſchlußber. iſt, wie auch 
as obige Urteil hervorhebt, nicht erforderlich. Die Unterlaſſung der 
Angabe neuer Tatſachen in der Berufungsſchrift zieht lediglich die 
Verwirkkungsfolge des 8 529 Abſ. 3 ZPO. nach ſich. Da der Ve⸗ 
rufungsbeklagte ſich nach 88 521, 522 BPO. der Berufung auch 
nach Ablauf der Berufungsfriſt anſchließen kann, jo kann, wenn 


handlung, in der der Widerkläger die beſprochene Erklärung 

abgegeben hat, den Mangel der Schriftform der Anſchluß⸗ 

N und ihrer Begründung nicht gerügt hat (§ 295 
20.) 

Aus dieſen Gründen muß das Bu. aufgehoben und die 
Sache behufs Prüfung der Widerklage aus 8 1568 BOB. an 
das BG. zurückverwieſen werden. Dieſer Prüfung würde bas 
BG. indeſſen überhoben fein, wenn der Widerkläger, was ihm 
noch ſo lange möglich iſt, als der Rechtsſtreit in der wieder 
eröffneten Berufungsinſtanz anhängig iſt, die formgerechte An⸗ 
ſchließung an die Berufung nachholen und das BG. wiederum 
1 der Widerbeklagten mit A. als erwieſen anſehen 
ollte. 

(U. v. 17. Sept. 1928; 181/28 IV. — Stuttgart.) (Ka.] 


* 13. 8 640 3 PO. Die außereheliche Mutter 
eines für ehelich erklärten Kindes, die gegen 
den Vater auf Herausgabe des Kindes mit der 
Behauptung klagt, die Ehelichkeitserklärung fei 
unwirkſam, darf nicht auf den Weg des 8 640 
3 PO. verwieſen werden. 

Der Bekl. iſt der Vater eines von der Kl. am 24. Aug. 
1922 außer der Ehe geborenen Sohnes. Das Kind beſindet 
ſich bei ihm. Es iſt auf ſeinen Antrag durch Verfügung des 
zuſtändigen Landgerichtspräſidenten v. 1. Dez. 1923 für ehe⸗ 
lich erklärt worden. Die Kl. macht geltend: Die Ehelichkeits⸗ 
erklärung ſei unwirkſam. Einmal fehle es an der erforder⸗ 
lichen Einwilligung des Kindes. Denn ihre Erklärung zu Pro⸗ 
tokoll des AG. Berlin⸗Wedding v. 10. Juli 1923 habe ſie 
nur in ihrer Eigenſchaft als Mutter und nicht in ihrer Eigen⸗ 
ſchaft als Vormünderin des Kindes abgegeben, und die Be⸗ 
ſtellung eines Pflegers, „um die Einwilligung des Vormundes 
zu der Ehelichkeitserklärung zu erlegen”, habe ihr die ihr als 
Vormünderin zukommende geſetzliche Vertretung des Kindes 
nicht entziehen können. Außerdem habe ſie ſich zur Zeit der 
Einwilligungserklärung v. 10. Juli 1923 in einem ihre freie 
Willensbeſtimmung ausſchließenden krankhaften Geiſteszuſtande 
befunden. Die Erklärung ſei auch wegen Irrtums, argliſtiger 
Täuſchung und Drohung anfechtbar und angefochten. 

Aus der geltend gemachten Unwirkſamkeit der Ehelichkeits⸗ 
erklärung leitet die Kl. den Fortbeſtand ihres Rechtes her, 
für die Perſon des Kindes zu jorgen. Sie fordert mit der 
Klage die Herausgabe des Kindes. Die Voriuſtanzen haben 
die Klage abgewieſen, weil ſie ſo lange unzuläſſig ſei, als nicht 
durch eine Familienſtandsklage i. S. des § 640 ZPO. die Un⸗ 
ehelichkeit des Kindes feſtgeſtellt ſei. 

Das RG. hob auf. 

Die Klage auf Herausgabe eines Kindes iſt zuläſſig, ohne 
daß dieſes zum Prozeß zugezogen zu werden braucht. Auch 
gegen denjenigen, welcher das Recht der elterlichen Gewalt für 
ſich in Anſpruch nimmt, kann auf Herausgabe des Kindes 
ohne deſſen Zuziehung geklagt werden. Es handelt ſich dabei 
nicht um die Feſtſtellung des Familienſtandes (8 640 3 PO.) 
ſondern lediglich um den tatſächlichen Beſitz des Kindes und 
um deſſen Aufenthalt. Hierüber verfügt der Gewalthaber ohne 
Zuſtimmung des Kindes, wie er auch außerhalb des Prozeſſes, 
mag er ſich von dem Rechte des anderen überzeugt haben oder 
nicht, in der Lage iſt, das Kind ohne deſſen Zuſtimmung dem 
anderen herauszugeben. Ein Verbot, den Streit über ein 
Kindesverhältnis i. S. des § 640 ZPO. als eine Vorfrage 
in dem den gewöhnlichen Prozeßgrundſätzen, insbeſ. auch den 
Vorſchriften über das Verſäumnisverfahren unterſtehenden 
Prozeß über die Herausgabe zum Austrage zu bringen, iſt 
(abweichend von den in 88 1596 Abſ. 3, 1329, 1343 Abſ. 2 
BGB. behandelten Fällen der Anfechtung der Chelichkeit 


die Berufung nicht zurückgenommen oder als unzuläſſig verworfen 
wird, für gewöhnlich die Berufungsauſchlußſchrift auch noch in 
der mündlichen Verhandlung übergeben werden. Materiellrechtlich hält 
obiges Urteil an der neuen Rſpr. des AG. feſt, die vielfach in der 
Praxis unbeachtet blieb, daß nämlich, wenn Kl. ſeinen Scheidungs⸗ 
anſpruch im erſten Rechtszuge auf die Scheidungsgründe der 58 1565 
und 1568 BGB. als Gleichheitliches ſtützt, ein Scheidungsanſpruch 
aus 8 1568 fein Scheidungsbegehren erſchopft, und er ſonach nicht 
Berufung deshalb einlegen kann, weil die Scheidung nicht nach 
8 1565 ausgeſprochen wurde. Für den Berufungsbekl. gilt dieſe 
Schlußfolgerung nicht (vgl. JW. 1927, 517; 1925, 758). 
Geh. IR. Dr. S. Dispeker, München. 
331* 
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eines Kindes und des Streites über die Nichtigkeit einer Ehe) 
nicht gegeben. Durch ein dem Herausgabeanſpruch ſtattgeben⸗ 
des Urteil wird die Rechtsſtellung des Kindes nicht geändert. 
Ein ſolches Urteil verleiht, wenn es in Rechtskraft erwächſt, 
auch der obſiegenden Mutter kein endgültiges Recht auf den 
Beſitz des Kindes. Wird in einem vom Vater oder vom Kinde 
nach 8 640 ZPO. anhängig zu machenden Familienſtands⸗ 
prozeß die (im Herausgabeprozeß verneinte) Gültigkeit der 
Ehelichkeitserklärung feſtgeſtellt, ſo kann der Vater die Her⸗ 
ausgabe des Kindes von der Mutter verlangen. Die Rechts⸗ 
kraft des im Herausgabeprozeß ergangenen Urteils kann ihm 
nicht entgegengehalten werden. Denn das Urteil im Familien⸗ 
ſtandsprozeß wirkt gemäß § 643 ZPO. „für und gegen alle“ 
und damit auch für und gegen die Parteien des Herausgabe⸗ 
prozeſſes. Die dem widerſprechende Meinung des BG., daß 
8 643 3PO. nur die Rechtskraftwirkung über die Parteien 
des Familienſtandsprozeſſes hinaus erſtrecke, dagegen nichts 
über das Verhältnis der Rechtskraftwirkungen der beiden Ur⸗ 
teile zueinander vorſchreibe, wird der Bedeutung der Worte 
„für und gegen alle“ nicht gerecht und verkennt die Tragweite, 
die das Geſetz im öffentlichen Intereſſe einem im Familien⸗ 
ſtandsprozeß unter Ausſchluß des Verhandlungsgrundſatzes 
und unter Mitwirkung des Staatsanwalts, alſo unter be⸗ 
ſonderen Schutzmaßnahmen für die Wahrheitsvermittlung er⸗ 
gehenden Urteile beilegt. Dem BG. kann demgemäß in ſeiner 
entſcheidenden Erwägung nicht gefolgt werden, die dahin geht: 
Da durch eine Verurteilung des Bekl. im gegenwärtigen Pro⸗ 
zeß eine endgültige Entſcheidung über den Herausgabeanſpruch 
der Kl. geſchaffen werden würde, die einer Klage des Vaters 
auf Herausgabe des Kindes (auch im Falle ſeines Obſiegens 
in einem ſpäteren Familienſtandsprozeß) nach den Grund⸗ 
ſätzen der Rechtskraft entgegenſtünde, ſo müſſe angenommen 
werden, daß ohne Zuziehung des Kindes, d. h. bevor der 
Vater oder das Kind die Feſtſtellungsklage des 8 640 ARD. 
erhoben habe und darüber in dem dort geordneten Verfahren 
rechtskräftig entſchieden worden ſei, die Klage auf Herausgabe 
des Kindes unzuläſſig ſei. Mit der in dieſem Satze auf⸗ 
geſtellten Vorausſetzung fällt auch die daraus gezogene Schluß⸗ 
folgerung. 

Die vorſtehende Ausführung entſpricht dem Standpunkte, 
den der jetzt erk. Sen. bereits in einem Urt. v. 6. Juli 1916 
(JW. 1916, 1337) eingenommen hat, und dem, was in Über⸗ 
einſtimmung mit dieſem Urteil im RGRKomm. Anm. 1 zu 
8 1632 BGB. entwickelt ift. 

Es iſt freilich nicht zu verkennen, daß ſich für das Kind 
Unzuträglichkeiten ergeben können, wenn es im Herausgabe⸗ 
prozeß, etwa infolge unſachgemäßer Führung dieſes Prozeſſes 
durch den beklagten Vater, der Mutter zugeſprochen wird, 
während in einem folgenden Familienſtandsprozeß die Gültig⸗ 
keit der Ehelichkeitserklärung jeftgeftellt wird. Dasſelbe könnte 
aber auch eintreten, wenn der Vater, woran er nicht gehindert 
wäre, trotz Gültigkeit der Ehelichkeitserklärung dem Heraus⸗ 
gabeverlangen der Mutter außerhalb des Prozeſſes ſtattgäbe. 
Solchen Unzuträglichkeiten möglichſt abzuhelfen, iſt Sache des 
Vormundſchaftsgerichts. Andererſeits darf der Mutter die 
rechtliche Möglichkeit nicht abgeſchnitten werden, das ſich für 
ſie aus der angeblichen Unwirkſamkeit der Ehelichkeitserklärung 
ergebende Recht auf den Beſitz des Kindes durch Klage zu ver⸗ 
folgen. Auf eine Abſchneidung des Prozeßwegs für die Mut⸗ 
ter aber kommen die Vorentſcheidungen hinaus, da die Mut⸗ 
ter nicht imſtande iſt, durch eine eigene Familienſtandsklage 
i. S. des § 640 ZPO. die Unwirkſamkeit der Chelichfeits- 
erklärung zur Feſtſtellung zu bringen. Denn wie ſich aus 
§ 1705 BGB. ergibt, hat auch das unehelich geborene Kind 
im Verhältnis zu ſeiner Mutter ſtets die Rechtsſtellung eines 
ehelichen Kindes, und in einem Rechtsſtreit zwiſchen Mutter 
und Kind auf Feſtſtellung der Unwirkſamkeit der Ehelichkeits⸗ 
erklärung handelt es ſich in Wahrheit nicht, wie es 8 640 
ZRO. vorausſetzt, um „ein Eltern⸗ und Kindesverhältnis 
zwiſchen den Parteien“, ſondern um das Rechtsverhältnis 
zwiſchen dem Kinde und einem außerhalb des Rechtsſtreits 
ſtehenden Dritten, ſeinem Vater (RG. 102, 360 )). Das 
BG., das dieſe Ausſchließung der Mutter von einer eigenen 
Familienſtandsklage anerkennt, verweiſt die Mutter darauf, 
daß ſie beim Vormundſchaftsgericht die Beſtellung eines Pfle⸗ 


1) JW. 1922, 1008. 
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gers zum Zwecke der Erhebung einer Familienſtandsklage 
durch das Kind erwirken könne. Das iſt ein unzulänglicher 
Behelf, da die Mutter das Vormundſchaftsgericht und das 
ihm übergeordnete Beſchwerdegericht möglicherweiſe nicht vol 
der Richtigkeit ihrer erſt im Prozeſſe zu erweiſenden De 
hauptungen zu überzeugen vermag, von den vormundſchafts 
gerichtlichen Behörden auch nur die Intereſſen des Kindes, 
nicht die der Mutter wahrzunehmen ſind. 

Der vom BG. angezogene Fall RG. 76, 283, in dem 
zwiſchen einer ausländiſchen Kl. und dem die elterliche Ge; 
walt für ſich in Anſpruch nehmenden, durch die Eintragung 
in das Standesregiſter als Vater des Kindes legitimierten 
inländiſchen Bekl. über die natürliche Abſtammung des Kin- 
des geſtritten wurde, liegt weſentlich anders als der gegen 
wärtige Fall, in dem deutſche Elternteile über die rechtliche 
Gültigkeit eines Staatsaktes ſtreiten. Die dort angeſtellten 
Erwägungen auf anders geartete Fälle zu übertragen, hal 
der Senat ſchon in ſeinem oben angeführten Urteile v. 6. Juli 
1916 abgelehnt. 

(U. v. 17. Sept. 1928; 324/28 IV. — Berlin.) (Ka. 


14. 8 328 3 PO.; 88 1360, 1361 BG B. Wenn auf 
Grund übereinſtimmenden unwahren Partei 
vorbringens die Ehe geſchieden wird, ſo kann 
dies als Einwand gegen die vermögensrecht 
lichen Folgen des Scheidungsurteiles geltend 
gemacht werden. Anerkennung eines ausländi- 
ſchen Scheidungsurteiles. f) 

Die von den Streitteilen am 14. Dez. 1907 in Reval 
geſchloſſene Ehe iſt am 26. Mai 1920 — zu welcher Zeit die 
Streitteile in Deutſchland wohnten, aber eſtniſche Staats“ 
angehörige waren — durch Urteil des eſtländiſchen Evangeliſch⸗ 
lutheriſchen Konſiſtoriums in Reval geſchieden worden, wobei 
im Urteilstenor geſagt wurde, daß der beklagte Ehemann der 
Nichterfüllung feiner Ehepflichten für ſchuldig erkannt ſei⸗ 
Schon am 27. März 1920 hatte der Ehemann eine ſchrift⸗ 
liche Erklärung ausgeſtellt, worin er ſich verpflichtete, der 
Ehefrau eine Rente von monatlich vorerſt 150 % bis zu ihrer 
etwaigen Wiederverheiratung zu zahlen. 

Er hat inzwiſchen eine neue Ehe geſchloſſen. 

Die Kl. trägt vor, daß der Bekl. der von ihm über“ 
nommenen, ihm übrigens auch geſetzlich obliegenden Unter⸗ 
haltspflicht nicht nachkomme, und verlangte mit der Klage eine 
monatliche Rente von 120 M v. 1. Oktober 1925 ab. Das 
LG. hat ihr 60 J monatlich v. 1. Jan. 1927 ab zuge 
ſprochen, im übrigen die Klage abgewieſen. Das OLG. hat 
die vom Bekl. eingelegte Berufung zurückgewieſen. Der Bekl. 
hat Rev. eingelegt und beantragt, unter Aufhebung des 
Berufungsurteils anderweitig zu erkennen. Die Kl. beantragt 
die Rev. zurückzuweiſen. 

Das LG. hatte ſowohl die vertragliche als die geſetzliche 
Unterhaltspflicht, wie ſie von der Kl. geltend gemacht war, 


Zu 14. Ein ungemein lehrreiches und wohlbegründetes Urteil! 
Das BG. war zu der Auffaffung gelangt, daß das Urteil des elf” 
niſchen Evangeliſch⸗lutheriſchen Konſiſtoriums in Reval Anerkennung 
in Deutſchland nicht beanſpruchen könne. Die Parteien ſeien deshalb 
als noch miteinander verheiratet anzuſehen. Und deshalb ſei ein 
Unterhaltsanſpruch nach 88 1360, 1361 BGB. begründet. Hat das 
BG. die Folgen erwogen, die ſich aus dieſer Auffaſſung für den 
Beſtand der neuen Ehe des Behl. ergeben? Und wie konnte das 
BG., wenn es wirklich den Fortbeſtand der alten Ehe anzunehmen 
genötigt war, deutſches Recht anwenden? Würde hierfür nicht eſt⸗ 
ländiſches Recht gegolten haben? Und ebenſo für etwaige Anſprüche, 
die aus der vertraglichen Regelung der Unterhaltspflicht v. 27. März 
1920 hergeleitet werden konnten? 

Bedauerlicherweiſe war das RG. gehindert, das Urteil ſchon 
deshalb aufzuheben, weil das BG. im Widerſpruche zur ſtändigen 
Rſpr. des RG. angenommen hatte, daß ein inländiſcher Gerichtsſtand 
für den Scheidungsprozeß der jetzigen Parteien nicht begründet ge 
weſen ſei (8 328 I ZPO.). Glücklicherweiſe aber bot das Urten 
des BG. andere Angriffspunkte, die zur Aufhebung führen mußten. 

Das BO. hatte die Frage, ob Gegenſeitigkeit verbürgt ſei, nach 
dem Stande des eſtländiſchen Rechts beurteilt, wie es zur Zeit der 
Scheidung 1. J. 1920 gegolten hatte. Mit Recht aber erklärt das 
NG., daß dieſe Frage nach dem Rechtsſtande zur Zeit der Urteils? 
fällung im gegenwärtigen Prozeſſe zu beantworten ſei. Unrichtig 
aber war es auch, wenn das BG. dem Urteile des Revaler Kon)” 
ſtoriums die Anerkennung deshalb verſagte, weil ſie gegen die guten 
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on gegeben erachtet. Das BG. hat beide Gründe für unerheb⸗ 
ich angeſehen und ſeine Eutſch. auf 8 1361 BGB. geſtützt. 

er Bekl. hatte nämlich gegenüber der Berufung der Kl. auf 
ſeine Schuldigerklärung im Scheidungsurteil eingewendet, das 
lei keine Schuldigerklärung im Sinne der deutſchen Geſetz⸗ 
gebung geweſen; denn die Parteien hätten vor Einleitung des 

rozeſſes im Einverſtändnis miteinander die Schuldfrage 
geregelt und die Sache ſo, wie ſie zwiſchen ihnen vereinbart 
geweſen ſei, dem Konſiſtorium ſchriftlich durch ihre Anwälte 
vorlegen laſſen. 

Das BG. hat dieſes Vorbringen des Bekl. als zu⸗ 
treffend angeſehen, aber daraus eine vom Bekl. nicht gewollte 

olgerung gezogen: es hat ausgeſprochen, daß die Anerken⸗ 
nung eines in dieſer Weiſe zuſtande gekommenen ausländi⸗ 
ſchen Scheidungsurteils durch § 328 ZPO. ausgeſchloſſen 
werde, daß deshalb die Streitteile als noch miteinander ver⸗ 
eiratet anzuſehen ſeien und der Kl. ein Unterhaltsanſpruch 
nach 88 1360, 1361 BGB., wie fie ihn zuletzt vorſorglich 
85 gemacht hatte, ohne Rückſicht auf ihre Bedürftigkeit 
ehe. 

Die Anerkennung verſagt das BG. dem Revaler Urteil 
aber auch noch aus einem anderen Grunde, nämlich weil mit 
Eſtland die Gegenſeitigkeit nicht verbürgt ſei (8 328 Nr. 5 
ZBO.). Die Ausnahme des Abſ. 2 von 8 328 ſieht das BG. 
nicht als gegeben an, weil das eſtniſche Recht die lex 
domicilii gelten laſſe, alſo auf das deutſche Recht zurückver⸗ 
weiſe, ſo daß für den Scheidungsprozeß der deutſche Gerichts- 
ſtand des 8 606 Abſ. 1 ZPO. gegeben ſei. 

Die Rev. bezeichnet die Annahme des BG. als rechts⸗ 
irrig, wonach das im Jahre 1920 in Eſtland für Ehe⸗ 
cheidungen geltende Recht die lex domieilii anerkenne. Das 
BG. hat ſich für ſeine Meinung auf Staudinger und 
Sörgel zu Art. 27 EG. zum BGB. berufen, ohne aber zu 
prüfen, ob ſich die dortigen Angaben auch auf Eheſcheidungs⸗ 
prozeſſe beziehen. Die Rev. weiſt demgegenüber darauf hin, 
daß in Eſtland bis 1922 das frühere ruſſiſche Recht gegolten 
habe, und daß dieſes grumdfäglich an der ausſchließlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit der kirchlichen Behörden für den Scheidungs⸗ 
prozeß feſtgehalten und die im Ausland von ſtaatlichen 
Gerichten ausgeſprochenen Scheidungen ruſſiſcher Staatsange⸗ 
höriger nicht anerkannt habe. Daß infolge dieſes Stand⸗ 
punktes des ruſſiſchen Rechts in Deutſchland kein Gerichts⸗ 
ſtand für die Scheidung von Ruſſen beſtand (S 606 Abſ. 4 
3PO.), wird vom RG. in ſtändiger Rſpr. angenommen. Das 
ruſſiſche Recht hatte namentlich auch gegenüber den evangeli⸗ 

)en Angehörigen der Oſtſeeprovinzen nach dieſer Richtung 
keinen anderen Standpunkt eingenommen (RG. 70, 141 u. 
1421)). War aber kein Gerichtsſtand im Inland für den 
Scheidungsprozeß der jetzigen Parteien begründet, dann konnte 
das Scheidungsurteil nach 8.328 Abf. 2 RD. ohne Ruckſicht 
auf das Verbürgtſein der Gegenſeitigkeit anerkannt werden. 

Da es ſich aber bei der Frage, inwieweit das eſtniſche 
Recht die lex domieilii anerkennt, um die Auslegung aus⸗ 


Sitten oder den Zweck eines deutſchen Geſetzes verſtoßen würde; 
enn das Urteil ſei nicht auf Grund eines Verfahrens ergangen, das 
uhnlich wie das deutſche Recht der Wahrheitserforſchung diene. Das 
weiſt das RG. aus dem Grunde zurück, daß auch das eſtländiſche 
echt eine Bindung des Gerichts an das Geſtändnis der Parteien nicht 
enne. Aber wenn nun das eſtländiſche Recht wirklich eine ſolche Bin⸗ 
dung nicht fordern ſollte, wenn es mit anderen Worten einverſtänd⸗ 
liche Ehelöſung als zuläſſig anſähe? Das RG. meint, in einem ſolchen 
alle könnten Bedenken der vom BG. geäußerten Art erhoben wer⸗ 
den. Das halte ich für ſehr zweifelhaft. Naher kann ich hier darauf 
nicht eingehen, verweiſe aber auf das Schlußprotokoll zu Art. 19 
des Deutſch⸗Ruſſiſchen Konſularvertrages v. 12. Okt. 1925, Gel. v: 
>. Jan. 1926 (Magnus, Tabellen zum Internat. Recht, Heft I 
S. 75, 77 Sp. VI). Sollte hier das Deutſche Reich einen gegen Art. 30 
EGBGB. verſtoßenden Vertrag mit Rußland abgeſchloſſen haben? 
Durchaus zuzuſtimmen iſt aber wieder dem RG., wenn es dem 
inländiſchen Richter die Nachprüfung verſagt, ob das ausländiſche 
Gericht ſein ſachliches und Verfahrensrecht richtig angewendet habe. 
ber nicht ganz klar ift mir, weshalb das NO. ſeſtſtellen zu müſſen 
glaubt, es liege nichts dafür vor, daß etwa das Konſiſtorium die in 
8 1568 BGB. neben der ſchuldhaften Handlung noch weiter aufge⸗ 
ſtellten Erforderniſſe nicht als gegeben angeſehen hätte. Welche 
bdeſtanlaſſung ſollte das Revaler Gericht gehabt haben, die Tat⸗ 
eſtandsmerkmale des deutſchen 8 1568 in den Bereich feiner Prü⸗ 
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läudiſchen Rechts handelt, jo kann, wie auch die Rev. nicht 
verkennt, das BU. aus dieſem Grund nicht beanſtandet werden. 

Aber das BU. enthält bei der Erörterung der Frage, 
ob die Gegenſeitigkeit verbürgt ift, einen weiteren Fehler, der 
zwar auch mit unrichtiger Anwendung ausländiſchen Rechts 
zuſammenhängt, aber zugleich auch die Grundſätze des inter⸗ 
nationalen Rechts verletzt und deshalb der Beanſtandung 
durch die Reviſtonsinſtanz unterliegt (RG. 115, 103 2). Es 
zieht nämlich für dieſe Frage das eſtniſche Recht von 1920 
heran und ſagt, daß nach dieſem die Gegenſeitigkeit nicht ver⸗ 
bürgt ſei; es verweiſt hierwegen auf Stein und andere 
Schriftſteller, die das frühere eſtniſche Recht behandeln. Hier 
hätte aber geprüft werden müſſen, ob die Gegenſeitigkeit zur 
Zeit der Urteilsfällung im jetzigen Prozeß verbürgt, iſt, nicht 
ob ſie bei Erlaſſung des Urteils im Revaler Scheidungs⸗ 
prozeß verbürgt war (Warn. 1921 Nr. 34; RG. 41, 424, 
Urt. II 484/26 v. 24. Juni 1927). Dieſer Fehler nötigt zur 
Aufhebung des Urteils und zur Zurückverweiſung der Sache 
an die Vorinſtanz zur Prüfung der Frage, ob nach dem gegen⸗ 
1 eſtniſchen Recht die Gegenſeitigkeit in Eheſachen ver⸗ 
ürgt iſt. 

Das BG. will aber, wie erwähnt, dem Revaler Urteil 
die Anerkennung auch deshalb verſagen, weil die Anerkennung 
gegen die guten Sitten und den Zweck deutſcher Geſetze ver⸗ 
ſtoße (8 328 Nr. 4 PO.) . Denn das Urteil enthalte zwar 
den Ausſpruch, daß der Bekl. der Verletzung der ehelichen 
Pflicht für ſchuldig befunden worden ſei; jedoch habe in 
Wirklichkeit gar kein Scheidungsgrund vorgelegen, wie ſich 
aus dem beiderſeitigen Vorbringen der Parteien und aus den 
vorgelegten Schriftſtücken ergebe; die Scheidung ſei vielmehr 
auf Grund gegenſeitiger Vereinbarung unter Vorbringung 
fingierter Scheidungsgründe erfolgt. Es habe dabei offenbar 
auch ein dem deutſchen ähnliches, der Wahrheitserforſchung 
dienendes Verfahren gefehlt. 

Wenn allerdings die Sache ſo läge, daß das für den 
Revaler Scheidungsprozeß maßgebende Recht das Gericht 
zwänge, das übereinſtimmende Vorbringen der Parteien ſeiner 
Entſch. zugrunde zu legen, dann könnten Bedenken der vom 
BG. geäußerten Art erhoben werden. Aber eine Feſtſtellung 
nach dieſer Richtung hat das BG. über den Inhalt jenes 
Rechts nicht getroffen, ſondern nur eine Vermutung ausge⸗ 
ſprochen. In Wirklichkeit beſtand auch eine ſolche Bindung 
des Gerichts an ein Geſtändnis nicht (Leske⸗Löwenfeld, 
Eherecht der europätfchen Staaten 1904, 775 letzter Abſatz). 
Wenn das Konſiſtorium ſich entſchloß, dem Parteivorbringen 
Glauben zu ſchenken, ſo ergibt ſich daraus kein Bedenken aus 
8 328 gegen fein Verfahren. Denn ſolches iſt auch dem deut⸗ 
ſchen Richter nicht durch 8617 ZPO. verwehrt. 

Nicht nachgeprüft kann werden, ob das ausländiſche 
Gericht ſein ſachliches und Verfahrensrecht richtig angewendet 
hat, namentlich können die tatſächlichen Feſtſtellungen nicht 
nachgeprüft werden. Vielmehr muß die Prüfung der Frage, 
ob der Anerkennung eines ausländiſchen Urt. 8 328 Nr. 4 


fung zu ziehen? Dies doch nur dann, wenn das eſtländiſche Recht für 
die Anwendung des ſachlichen Scheidungsrechts auf die lex domieilii 
zurückverwieſen hätte. Aber eine Zurückverweiſung will ja das RG. 
nicht gelten laſſen. 

Wie ſteht es endlich mik dem Einwande des Bekl., daß die Par⸗ 
teien das Revaler Urteil durch unlautere Machenſchaften, nämlich 
durch die Vortäuſchung tatſächlich nicht vorhandener Scheidungsgründe 
erwirkt hätten, während es ſich in der Tat um eine einverſtändliche 
Scheidung gehandelt habe? Bereits im Urteile v. 9. Febr. 1911 
(Entſch. 75, 213 ff.) hatte das NG. den Rechtsſatz ausgeſprochen, daß 
ein durch unlautere Machenſchaften erwirktes Scheidungsurteil kraft 
ſeines rechtsgeſtaltenden Inhalts niemals dazu führen könne, die aus⸗ 
geſprochene Scheidung ungeſchehen zu machen und die Ehe wieder 
aufleben zu laſſen. Mit Recht bringt das RG. dieſen Standpunkt 
auch ausländiſchen Urteilen gegenüber zur Geltung. Die Frage kann 
daher nur die ſein, ob ſich aus dem unſittlichen Verhalten der Be⸗ 
teiligten bei Erwirkung des Scheidungsurteils Einwände gegenüber 
den vermögensrechtlichen Folgen des Scheidungsurteils herleiten 
ließen. Dieſe Frage hat das iG. im Urt. v. 9. Febr. 1911 und 
auch im vorliegenden Falle bejaht. Aber auch für die Beantwortung 
dieſer Frage würde m. E. eſtniſches Recht zu gelten haben, wenn 
nicht etwa die Anwendung eines dem 8 826 B00B. widerſtreitenden 
Geſetzes gegen die guten Sitten (Art. 30 CG BB.) verſtieße. 

Sen Präſ. i. R. Prof. Dr. Wieruszows bei, Koln. 
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3PO. entgegenſteht, von dem durch das ausländiſche Gericht 
feſtgeſtellten Sachverhalt ausgegangen werden (RG. 72, 
1273); 75, 1504) und öfter). Die in § 328 Nr. 3 ZPO. be⸗ 
handelte Frage, ob in dem ausländiſchen Urteil von gewiſſen 
Vorſchriften des deutſchen Rechts abgewichen ſei, kommt hier⸗ 
bei nicht in Betracht, weil kein Deutſcher an jenem Verfahren 
beteiligt war. Daß die Kl. (vielleicht auch der Bekl.) in⸗ 
zwiſchen die deutſche Staatsaugehörigkeit erworben hat, iſt 
dafür ohne Bedeutung. 

Im Streitfalle iſt nun gegen den damaligen Bekl. ein 
Sachverhalt feſtgeſtellt worden, der auch nach deutſchem Recht 
die Scheidung hätte begründen können; es liegt nichts dafür 
vor, daß etwa das Konſiſtorium die in $ 1568 BGB. neben 
der ſchuldhaften Handlung noch weiter aufgeſtellten Erforder⸗ 
niſſe nicht als gegeben angeſehen hätte. Die Annahme, daß 
die damaligen Prozeßparteien das Gericht getäuſcht und in 
Wirklichkeit eine Scheidung auf Grund beiderſeitiger Ein⸗ 
willigung erlangt haben, ſteht der Anerkennung des Urteils 
nicht entgegen. Denn auch wenn deutſche Parteien bei einem 
deutſchen Gericht ein Scheidungsurteil durch unlautere 
Machenſchaften erlangt haben, kann das nicht dazu führen, 
daß ein anderes Gericht die Ehe als fortbeſtehend behandelt, 
ſondern nur dazu, daß ein Einwand gegenüber den ver⸗ 
mögensrechtlichen Folgen des Scheidungsurteils zugelaſſen 
wird (RG. 75, 213; Warn. 1914 Nr. 273). Es kann keine 
Rede davon ſein, daß der Zweck deutſcher Geſetze dahin ginge, 
Ausländern in weitergehendem Maße einen Schutz gegen 
Fehlſprüche ihrer heimatlichen Gerichte zu gewähren, als er 
im gleichen Falle Deutſchen gegenüber einem deutſchen Urteil 
gewährt würde. Aber auch ein Verſtoß gegen die guten Sitten 
kann in der Anerkennung des Urteils nicht gefunden werden. 

Das BU. muß deshalb aufgehoben und die Sache in die 
Vorinſtanz zurückverwieſen werden. 

(U. v. 30. April 1928; 693/27 VI. — Frankfurt a. M.) 


25. § 90 Abſ. 3 GK G.; BD. v. 24. Dez. 1883. 
Stedlungsgeſellſchaften genießen keine Ge⸗ 
bührenfreiheit. f) 

Für das Verfahren vor dem RG. beſteht Gebühren⸗ 
freiheit nur in den Grenzen reichsrechtlicher Vorſchriften. 
Darum iſt der Beſcheid des preuß. Finanz⸗ und Juſtiz⸗ 
miniſters v. 24. Juni 1927, Ta 2362/27 JM / II C 6916 FM 
ohne Belang, denn er betrifft eine preußiſche Angelegenheit. 

Die Befreiung von Gebühren kann für das Verfahren 
vor dem RG. durch VO. der Reichsregierung mit Zuſtimmung 
des Reichsrats gewährt werden ($ 90 Abſ. 3 GG.). Eine 
VO., die den Siedlungsgeſellſchaften Gebührenfreiheit für 
dieſes Verſahren einräumt, iſt aber bisher nicht ergangen. Es 
beſteht nur die VO. v. 24. Dez. 1883 betr. die Gebühren⸗ 
freiheit in dem Verfahren vor dem RG. (RGBl. 1884, 1). 
Nach dieſer genießen Gebührenfreiheit teils ſchlechthin, teils 
unter gewiſſen Vorausſetzungen nur öffentliche Armen⸗, 
Kranken-, Arbeits⸗ und Beſſerungsanſtalten, Waiſenhäuſer 
und andere milde Stiftungen, ſowie öffentliche Schulen, Kir⸗ 
chen und Kirchenanſtalten. Siedlungsgeſellſchaften fallen alſo, 
wie auch der 5. ZS. v. 13. Dez. 1926, V 62/26 bereits an⸗ 
genommen hat, nicht darunter. Es mag ſein, daß es beim 
Erlaß der VO. Siedlungsgeſellſchaften in der heutigen Zahl 
noch nicht gegeben hat. Aber damit läßt ſich die von der Kl. 
beanſpruchte Gebührenfreiheit nicht rechtfertigen. Solange 
dieſe den Siedlungsgeſellſchaften von Reichs wegen nicht aus⸗ 
drücklich eingeräumt iſt, beſteht ſie nicht. Ob Anlaß beſteht, 
die VO. v. 24. Dez. 1883 auf ſie zu erweitern, iſt hier nicht 
zu entſcheiden. 

(Beſchl. v. 21. Sept. 1928; VII 30/28.) [Ru.] 


e) JW. 1909, 730. ) JW. 1911, 286. 
Zu 15. Gemeinnützige Siedlungsunternehmungen nach Maß⸗ 


gabe des Riedl). v. 11. Aug. 1919 (RG Bl. 1429) und 7. Juni 


1923 (RG Bl. J, 364) fallen unter keine der Kategorien von Ver⸗ 
bänden, deren die VO. v. 24. Dez. 1883 (RGBl. 1884, 1) gedenkt. 
§ 29 Abſ. 1 RSiedlGG. ſieht zwar für „alle Geſchäfte und Verhand⸗ 
lungen, die zur Durchführung von Siedlungsverfahren i. S. dieſes 
Geſetzes dienen“, Gebührenfreiheit vor, aber nur, „ſoweit ſie nicht 
im Wege des ordentlichen Rechtsſtreits vorgenommen werden“. Mit 
Recht it alſo das Verlangen auf Gewährung von Gebührenfreiheit 
zurüchgewieſen worden. 
LGR. Dr. A. Friedlaender, Limburg (Lahn). 


* 16. 877 Aufw G. ſchränkt die durch 8 69 ber 
gründete ausſchließliche Zuſtändigkeit der Auf’ 
wertungsftelle ein. — 865 Aufw G. findet auch 
Anwendung, wenn das Kontokorrentverhältni? 
ſchon vor Beginn der Geldentwertung beendet 


war. 
(U. v. 6. Juni 1928; 328/27 I. — Jena.) [Ka.] 


Abgedr. JW. 1928, 2821. 


b) Strafſacheu. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


I. Materielles Recht. 


17. 8157 Abſ. 1 Ziff. 1 StG B. Das Einge⸗ 
ſtändnis ehewidriger Beziehungen kann je nach 
den Umſtänden ſehr wohl Veranlaſſung geben, 
das gleichzeitige ausdrückliche Abſtreiten des 


Zu 16. Die Entſch. behandelt zwei prozeſſuale Fragen und eine 
materiellrechtliche. 

1. Das N. hält an der in dem Urt. v. 21. April 1928 Aufw⸗ 
Rſpr. 3, 417 ausgeſprochenen Auffaſſung feſt, daß die Aufwertungs⸗ 
ſtelle über die Frage zu befinden hat, ob die Aufwertung einer hypo⸗ 
thekariſch geſicherten Forderung durch 8 65 AufwG. ausgeſchloſſen 
fei. Dieſe Anſicht wird im Schrifttum Mügels S. 990; Neu? 
kirch S. 522; Quaſſowskis S. 549; dagegen nur Emmerich 
S. 363) faſt einhellig vertreten und damit begründet, daß es ſich 
hierbei um eine Vorfrage für die Entſch. über die Höhe der 
Aufwertung handle. Mir ſcheint freilich die Frage des Aus ſchluſ⸗ 
ſes der Aufwertung nicht die Höhe, ſondern den Grund des Ans 
ſpruchs zu betreffen. Neukirch hebt denn auch trotz feiner Zuſtim⸗ 
mung zu der herrſchenden Anſicht immerhin hervor, daß es ſich um 
einen Grenzfall handle. Indeſſen kann die Frage für die Praxis dur 
die Entſch. des RG. i. S. der herrſchenden Anſicht als erledigt am? 
geſehen werden. 

2. Die Verweiſung von Rechtsſtreitigkeiten in das Verfahren 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit betrifft nach der herrſchenden Anſicht 
nicht die Zuſtändigkeit des Gerichts, ſondern die Zuläſſigkeit des 
Rechtswegs (vgl. Stein⸗Jonasi2? Vorbem. IT N. 110 vor 8 1, 
Anm. III vor § 274; RG. 63, 238; 106, 408). In übereinſtim⸗ 
mung hiermit hat das RG. bereits in dem Urt. v. 24. Nov. 1927: 
Zeiler, AufwFälle Nr. 982; JW. 1928, 707 5, ausgeſprochen, daß 
auch der Streit über die Zuſtändigkeit des Prozeßgerichts oder der 
Aufwertungsſtelle ein ſolcher über die Zuläſſigkeit des Rechtsweges 
fei, weil nach 8 73 AufiwG. das Verfahren vor der Aufwertungsſtelle 
als ein ſolches der freiwilligen Gerichtsbarkeit geſtaltet iſt. An dieſer 
m. E. zutreffenden Anſicht iſt in der obigen Entid). feſtgehalten. Gleich 
wohl nimmt das RG. in Übereinſtimmung mit dem in dem Urt. v. 
30. Nov. 1925 für die III. Steuer Not VO. ausgeſprochenen Grundſatz 
an, daß es den Parteien freiſtehe, einen durch 8 69 AufwGG. vor 
die Auſwertungsſtelle verwieſenen Streit zur Entſch. durch die ordent⸗ 
lichen Gerichte zu bringen. Gegen dieſe Auffaſſung beſtehen ma. er” 
hebliche Bedenken. 

Die Zuläſſigkeit einer ſolchen Vereinbarung wird von Mügels 
S. 1013; Neukirch S. 554 u. a. angenommen. Sie wird teils mit 
dem NG. aus 8 77, teils aus 8 67 AufwG. hergeleitet. Neu“ 
kirch weiſt auch darauf hin, daß 8 40 Abſ. 2 ZP. nicht entgegen? 
ſtehe, weil eine Vereinbarung danach nur bei dem Beſtehen eines aus“ 
ſchließlichen Gerichtsſtandes für eine Klage unzuläſſig ſei, während 
es ſich hier nicht um eine Klage, ſondern um einen dem Verfahren 
vor einer Verwaltungsbehörde ähnlichen Streit handle. Dieſe Gründe 
Könnten die Zulaſſung einer Vereinbarung der Parteien rechtfertigen, 
wenn es ſich um einen Streit über die Zuſtändigkeit handeln 
würde. Der Ausſchluß des Rechtsweges aber kann durch 
Parteivereinbarung nicht beſeitigt werden. Aus dieſem Grunde hält 
denn auch Quaſfowskis Anm. I zu 8 73 eine Parteivereinbarung 
nicht für wirkſam. Dieſelbe Auffaſſung iſt in einem Urt. des OLG. 
Hamm v. 30. Nov. 1926: JW. 1927, 1392 10 vertreten. Nach der 
dort befindlichen Aumerkung hat das RG. damals dem Kl. das 
Armenrecht für die Reviſionsinſtanz wegen Ausſichtsloſigkeit der 
Rechtsverfolgung verſagt. 1 

3. In der Frage der Anwendbarkeit des § 65 AufwG. auf die 
vor der Inflation beendeten Kontokorrentverhältniſſe ift der Entſch. 
beizuſtimmen. Im Intereſſe der Rechtsſicherheit iſt es zu begrüßen, 
daß das RG. dem klaren Wortlaut des Geſetzes den Vorzug vor un⸗ 
ſicheren wirtſchaftspolitiſchen Erwägungen gegeben hat, zumal die 
Entſtehungsgeſchichte für eine einſchränkende Auslegung des 8 © 
keinen Anhalt bietet. Denſelben Standpunkt hat das BayObsG. in 
dem Beſchl. v. 17. Jan. 1928: JW. 1928, 6654 eingenommen. 

IR. Martin Meyerowiß, Königsberg i. Pr. 


’ 1 
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beſchlochtsverkehrs als der Wahrheit zuwider⸗ 
gufend anzuſehen und damit die Gefahr der 

trafverfolgung wegen Ehebruchs als gegeben 
erſcheinen laſſen. f) 


„Die Anwendung des Strafgeſetzes begegnet lediglich, ſo⸗ 
weit der 8 157 Abſ. 1 Ziff. 1 StGB. in Frage kommt, recht⸗ 
ichen Bedenken. Mit dieſer Vorſchrift befaßt ſich das an⸗ 
gefochtene Urteil ausdrücklich überhaupt nicht; es erwähnt nur, 
er Angekl. ſei bei ſeiner Zeugenvernehmung darauf hin⸗ 
gewieſen, daß er die Auskunft auf ſolche Fragen verweigern 
könne, deren Beantwortung ihm die Gefahr ſtrafgerichtlicher 

erſolgung zuziehen würde, und ſpricht weiter die Meinung 
aus, es habe dem Angekl. ein Zeugnisverweigerungsrecht 
inſoweit zugeſtanden, als es ſich um die Frage ſeines ge⸗ 
ſchlechtlichen Verkehrs mit der Ehefrau M. gehandelt habe. 
dieſe Ausführungen reichen nicht hin, die Anwendbarkeit des 
9157 Ab. Ziff. 1 StÖB. auf die Tat des Angekl. auszu- 
ſchließen. Abgeſehen davon, daß es für dieſe — was das 
Schwurgericht verkannt haben kann — ohne Bedeutung iſt, 
5 der Angekl. bei ſeiner Zeugenvernehmung auf das ihm 
zuſtehende Zeugnisverweigerungsrecht hingewieſen iſt (RSS. 
9, 61), mußte das Schwurgericht prüfen, ob die an den An⸗ 
geklagten gerichteten Fragen auf die Feſtſtellung ehewidriger 

eziehungen zwiſchen ihm und der Ehefrau M. hinausliefen, 
und ob die Beantwortung dieſer Fragen, obwohl ſie nicht 
unmittelbar auf einen Geſchlechtsverkehr zwiſchen beiden ge⸗ 
richtet waren, eine Verfolgung des Angekl. wegen Ehebruchs 
nach ſich ziehen konnten (ROSE. 60, 56). Dem würde nicht 
grundſätzlich entgegenſtehen, daß dem Angekl. bei derſelben 

ernehmung noch außerdem eine ausdrückliche Frage 
nach einem geſchlechtlichen Verkehr zwiſchen ihm und der Frau 

k. vorgelegt und von ihm verneint worden iſt. Denn das 
Eingeſtändnis ehewidriger Beziehungen kann je nach den Um⸗ 
tänden ſehr wohl Veranlaſſung geben, das gleichzeitige aus⸗ 
drückliche Abſtreiten des Geſchlechtsverkehrs als der Wahr⸗ 
eit zuwiderlaufend anzuſehen und damit die Gefahr der 
Strafverfolgung wegen Ehebruchs als gegeben erſcheinen zu 
laſſen. Ob dies der Fall ift, hat allerdings der Tatrichter zu 
entſcheiden, das angefochtene Urteil läßt aber die Möglichteit 
offen, daß das Schwurgericht dieſen Geſichtspunkt überhaupt 
nicht erwogen hat. 

Daraus ergibt ſich die Notwendigkeit, das angefochtene 
Urteil im Strafausſpruche (vgl. NGSt. 58, 380/82) aufzu⸗ 
heben. Bei der neuen Haußtverhandlung wird ſich das 
Schwurgericht unter Berückſichtigung des Urteils RGSt. 59, 
29 ff. auch mit den Ausführungen des Verteidigers, falls 
dieſe wiederholt werden ſollten, auseinanderzuſetzen haben, 
daß ſich der Angekl. durch die Beantwortung der ihm vor⸗ 
gelegten Fragen auch der Strafverfolgung aus 85 185, 125 
SGB. ausgeſetzt haben würde. Bemerkt mag hierzu nur 
werden, daß eine Ehrenkränkung der Ehefrau M., ſoweit dieſe 
mit dem in Frage kommenden Verhalten des Angekl. ein⸗ 
verſtanden war, nicht gegeben iſt, und daß eine Straf⸗ 
verfolgung aus 88 185, 123 StÖB. dann nicht mehr drohte, 
wenn die Antragsfriſt zur Zeit der Zeugenvernehmung be⸗ 
reits verſtrichen war. Ob und wann ein „Beſuch“ des Angetl. 
bei der Ehefrau M. in dem Sinne ſtattgefunden hat, in dem 
er einen ſolchen bei ſeiner Vernehmung als Zeuge abgeſtritten 
hatte, iſt eine Auslegungsfrage, die zu beantworten dem Tat⸗ 
richter, nicht dem Reviſionsgericht zuſteht. 

(2. Sen. v. 3. Mai 1928; 2 D 412/28.) A.] 


— 


Zu 17. Die Auffaſſung des NG. kann man als richtig anneh⸗ 
men. „Je nach den Umſtänden“ kann das Gericht allerdings aus 
einem ehewidrigen Verhalten darauf ſchließen, daß auch ein, Ehe⸗ 
ruch ſtattgefunden habe. Wenn der Zeuge jenes zugibt, liegt die 

öglichkeit nahe, daß er wegen Ehebruchs verfolgt werde. Sein 
Ableugnen jener Beziehungen unter Eid führt alſo zur Anwendung 
5 0 157 Abſ. 1 Ziff. SSL. Der Fall Rt. 60, 56 lag 

De 
N Die lehrhafte Schlußbetrachtung des NG. gegenüber der Unler- 
inſtanz erweckt, wie alle derartigen Anweiſungen bei mir ein erheb⸗ 
liches Unbehagen: ſie entſpricht nach meinem Empfinden weder der 
ürde, noch der Aufgabe, noch der Rechtsſtellung des RG. Ich 
1 auch nicht, ob ſolche Belehrungen immer in der rechten Weiſe 

ken. 


Geh. IR. Prof. Dr. W. Mittermaier, Gießen. 


18. 8 157 Abſ. 2 StGB. Doppeldeutigkeit des 
Wortes „Verlobung“. 


In Frage ſtand ſchon bei der Vernehmung der Angell. 
in dem Strafverfahren gegen K., ob ſie mit dieſem verlobt 
ſei. Dieſe Frage hatte der vernehmende Richter nach feiner 
Beurteilung der Sachlage, wie ihm dieſe bekannt war, zu 
entſcheiden. Jetzt aber, nachdem die Zeugin vereidigt worden 
iſt und einen Meineid geſchworen hat, muß für die Be⸗ 
urteilung der Sache aus dem Geſichtspunkte des 5 157 
vom erkennenden Richter die Frage des Verlöbniſſes unab⸗ 
hängig von der Entſch. des damals vernehmenden Richters 
geprüft werden. Dieſer Prüfung hat ſich das Schwurgericht 
unterzogen. Es iſt auch von grundſätzlich zutreffenden Er⸗ 
wägungen ausgegangen. Dabei hat es aus der von der 
Angekl. bei ihrer zeugſchaftlichen Vernehmung und neuer⸗ 
dings in der ſchwurgerichtlichen Verhandlung gemachten An⸗ 
gabe, verlobt ſei ſie — zur Zeit jener zeugſchaftlichen Ver⸗ 
nehmung — mit K. nicht geweſen und hätte nur vorgehabt, 
ſich an Weihnachten mit ihm zu verloben, den Schluß ge⸗ 
zogen, daß ein Verlöbnis i. S. der SPD. und des 8 1572 
StGB., als eines ernſtlich gegebenen Eheverſprechens, nicht 
beſtanden habe. Dieſe Frage iſt im weſentlichen tatſächlicher 
Art. Aber die dafür im angefochtenen Urt. gegebene Be⸗ 


gründung weckt den Zweifel, ob nicht in einer Richtung das 


Urt. von einer rechtsirrigen Auffaſſung (vgl. RGSt. 61, 
153 f.) beeinflußt worden iſt. Es iſt zwar richtig, daß das 
Beſtehen eines „Verhältniſſes“, ein „Gehen mit“ K., auch 
wenn es mit Geſchlechtsverkehr verbunden war, keineswegs 
zu dem Schluſſe nötigt, es hätte ein ernſtliches Eheverſprechen 
beſtanden. Indem aber das Urt. ausführt, es hätte ſich 
trotz des beſtehenden Verhältniſſes keiner der beiden Teile 
als gebunden erachtet, gibt es als Begründung dafür an, 
die Angekl. habe ſelbſt geſagt, ſie ſei „nicht verlobt geweſen“ 
und habe ſich mit K. „erſt an Weihnachten verloben wollen,“ 
und fügt dem bei: die Verlobung und damit die Gebunden⸗ 
heit ſollte erſt an Weihnachten ſtattfinden. Hier muß mit 
der naheliegenden Möglichkeit gerechnet werden, daß ſich das 
Schwurgericht einer allgemein bekannten Doppeldeutigkeit des 
Wortes „Verlobung“ nicht hinreichend bewußt geweſen ſei. 
Verlobung wird zum Teil i. S. des — meiſt formlos ge⸗ 
gebenen — Eheverſprechens ſelbſt gebraucht, ſehr oft aber auch 
i. S. einer Bekanntgabe des Eheverſprechens an die Offent⸗ 
lichkeit; ja dieſe zweite Bedeutung iſt wohl weiteſten Volks⸗ 
kreiſen die geläufigere, und der Gebrauch des Wortes in 
dieſem Sinne liegt um ſo näher dann, wenn von einer be⸗ 
ſtehenden Abſicht geſprochen wird, ſich zu einem gewiſſen 
beſtimmten Zeitpunkt „zu verloben“, zumal wenn es ſich 
um einen Zeitpunkt handelt, an dem nach allgemeiner Er⸗ 
fahrung eine große Zahl von Brautleuten mit der Bekannt⸗ 
gabe des Verlöbniſſes vor die Offentlichkeit zu treten pflegt, 
während dabei ſehr oft das formloſe Eheverſprechen 
ſelbſt lange vorher gegeben worden iſt. Angeſichts dieſer 
Doppeldeutigkeit des Wortes, und ſogar der nach dem aus⸗ 
geführten beſtehenden Wahrſcheinlichkeit, daß die Angabe der 
Angekl. in dem zweiten Sinne gemeint ſein werde, hätte 
es einer Außerung des Urt. hierzu bedurft; ohne eine ſolche 
bieten die Ausführungen des Urt. keine hinreichende ſichere 
Unterlage dafür, daß das Schwurgericht bei ſeiner Prüfung 
der Frage den Punkt zutreffend gewürdigt habe, der für die 
Beurteilung von entſcheidender Wichtigkeit iſt. Auch muß 
ſchon mit der Möglichkeit gerechnet werden, daß die Er⸗ 
mittlung des Sachverhalts, insbeſondere die Befragung der 
Angekl. ſelbſt hierüber, jener Doppeldeutigkeit des Wortes 
Verlobung nicht genügend Rechnung getragen hat. 

(1. Sen. v. 15. Juni 1928; 1D 516/28.) D.] 

419. 8 181 Abſ. 1 Nr. 2 StG B.; 8 1311 86 B, 
Unter dem Verhältuis „von Eltern zu Kindern“ 
iſt auch das Verhältnis von Stiefeltern zu Stief⸗ 
kindern zu verſtehen. Nach Auflöſung der Ehe 
der Stiefeltern iſt entſcheldend, ob im Einzel⸗ 
fall noch eine gegenſeitige Verbundenheit und 
Familienzugehörigkeit beſteht, wie ſie zwiſchen 
den Eltern und ihren leiblichen Kindern eine 
natürliche Folge der Blutsverwandtſchaft zu 
bilden pflegt. Mit Auflöſung der Ehe hat ein 
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ſtiefelterliches Verhältnis i. S. des 8 181 Abſ. 1 
Nr. 2 StGB. für beendet zu gelten. ) 

Im Sept. 1926 hat die Angekl. der damals vierzehn⸗ 
jährigen E. P., deren Stiefmutter ſie etwa 1918 durch ihre 
Heirat mit dem verwitweten Vater des Mädchens geworden 
war, Gelegenheit zu außerehelichem Geſchlechtsverkehr gewährt. 
Von der Anſchuldigung der Kuppelei iſt ſie freigeſprochen worden. 
Nach der rechtlich nicht zu beanſtandenden Beweiswürdigung 
vermochte das BG. weder ein gewinnſüchtiges Vorſchubleiſten 
($ 180 StGB.), noch hinterliſtige Kunſtgriffe (8 181 Abſ. 1 
Nr. 1 StGGB.) feſtzuſtellen. Aber auch den 8 181 Abſ. 1 Nr. 2 
StGB. hielt es nicht für anwendbar, weil die Ehe der Angekl. 
mit dem Vater des Mädchens ſchon 1923 geſchieden worden 
war und zwiſchen ihr und den Kindern ihres geſchiedenen 
Mannes ſeither Beziehungen nicht mehr beſtanden hatten. 

In dieſer Begründung der Freiſprechung erblickte die 
Rev. der Staatsanwaltſchaft eine Verletzung des § 181 Abſ. 1 
Nr. 2; die Verſchwägerung der Angekl. mit dem verkuppelten 
Mädchen und die hierauf beruhende Anwendbarkeit des § 181 
Abſ. 1 Nr. 2 fer durch die Auflöſung der Ehe nicht berührt 
worden (8 1590 Abſ. 2 BGB.), fo daß es, ebenſowenig wie 
bei leiblichen Eltern, darauf ankomme, wie ſeitdem das tat⸗ 
ſächliche Verhältnis zu dem Kinde geſtaltet geweſen ſei. 

Die Rev. kann indeſſen keinen Erfolg haben. 

Auszugehen iſt dabei von der zwar in der Rechtslehre 
nicht unbeſtrittenen, aber mit der bisherigen reichsgerichtlichen 
Rſpr. (ogl. namentlich RGSSt. 6, 338; 21, 257) zu be⸗ 
jahenden Vorfrage, ob unter dem Verhältnis „von Eltern zu 
Kindern“ in § 181 Abf. 1 Nr. 2 StGB. ohne weiteres auch 
das Verhältnis von „Stiefeltern“ zu Stiefkindern zu ver⸗ 
ſtehen iſt. 

Bereits für das PrStGGB. wurde im Falle der ſchweren 
Kuppelei die gleiche ausdehnende Auslegung des Eltern⸗ 
begriffes mit Recht daraus hergeleitet, daß, während der — 
dem § 173 RSIGB. entſprechende — § 141 PrStGB. be⸗ 
züglich der Blutſchande zwiſchen „leiblichen Eltern“ 
(Abſ. 1) und den „Stiefeltern“ (Abſ. 2) unterſchied, bezüglich 
der Kuppelei der — inſoweit mit § 181 Abſ. 1 Nr. 2 
RStGGB. übereinſtimmende — 8 148 PrStchch. nur von 
„Eltern“ ſprach, woraus zu entnehmen ſei, daß § 148 von 
einer Beſchränkung auf die „leiblichen“ Eltern abgeſehen habe 
und durch dieſe Abweichung von § 141 PrStGB. zum Aus⸗ 
druck bringe, daß § 148 auf die „Eltern“ im weiteren Sinne, 
insbeſ. unter Einſchluß der „Stiefeltern“ anzuwenden ſei (vgl. 
Goltd Mat. II, 310, Anm. 2 zu § 148 PrStGB.). 

In Übereinſtimmung mit dieſer anerkannten Auslegung 
des § 148 PrStcB. muß daher der Begriff der „Eltern“ in 
jenem weiteren Sinne auch in § 181 Abſ. 1 Nr. 2 RStGB. 
verſtanden werden, da es in dieſer Hinſicht den § 148 
PrStéG B. unverändert übernommen hat. 

Der geſetzgeberiſche Grund für dieſe Ausdehnung des 
Elternbegriffs auf die Stiefeltern in § 181 Abf. 1 Nr. 2 
RStchB. iſt nach der erwähnten reichsgerichtlichen Rſpr. in 
dem Pietäts⸗ und Autoritätsverhältnis zu finden, das, wie 
der Geſetzgeber als Regel unterſtellt, ähnlich wie bei leiblichen 
Kindern auch zwiſchen dem Stiefvater oder der Stiefmutter 
und den angeheirateten Kindern des anderen Ehegatten durch 
die Eheſchließung mit ihm begründet wird. Das Vorliegen 
eines ſolchen vom Geſetzgeber angenommenen Regelfalles iſt 
indes im Geſetz ſelbſt nicht zu einem Tatbeſtandsmerkmal und 
zur Vorausſetzung der Anwendung der die „Eltern“ be⸗ 


Zu 19. Daß Stiefeltern zu den „Eltern“ i. S. 8181 R StGB. 
gehören, muß wohl nach dem Zweck der Strafbeſtimmung — Schutz 
eines beſonderen Treuverhältniſſes — und nach den bei uns über 
das Verhältnis zwiſchen Stiefeltern und Stiefkindern herrſchenden 
Anſchauungen als richtig auerkannt werden. Aber ich habe Be⸗ 
denken gegen die Begründung der Freisprechung, die ja vielleicht 
im konkreten Fall angemeſſen ſein mag. Es fol nicht beſtritten 
werden, daß das Strafrecht ſich ſeine Begriffe über Schwägerſchaft 
ſelbſt ausbilden kann; es wird fie nur nicht in völligem Wider⸗ 
ſpruch zu den jonft, geltenden Auffaſſungen bilden können. Man mag 
ſehr verſchieden darüber denken, ob das durch die Ehe begründete 
Verhältnis der Stiefeltern zu den Stiefkindern trotz Auflöſung der 
Ehe beſtehen bleibt oder aufhört. Irgendeine Beſtimmung, die 
das eine oder andere zwingend vorſchriebe, gibt es nicht. Immerhin 
gibt doch $ 1590 BOB. einen deutlichen Hinweis auf eine allgemein 
geltende Volksauffaſſung. Und für den 8 173 R StGB. erkennt auch 
das RG. die Fortdauer der Pflichten, die das Schwägerſchaftsver⸗ 


treffenden Vorſchrift des § 181 Abſ. 1 Nr. 2 RStch B. ge⸗ 
macht worden; ebenſowenig wie bei den leiblichen Eltern 90 
es daher bei Stiefeltern von Belang, ob jener geſeggeberiſch 
Grund ſich im einzelnen Falle als zutreffend erweiſt; ob alte 
wirklich zwiſchen dem angeheirateten Kinde und dem Gui 
vater oder der Stiefmutter eine gegenfeitige Verbundenheit 10 
Familienzugehörigkeit entſteht und beſteht, wie fie, unab⸗ 
hängig von aller geſetzlichen Regelung, zwiſchen den e 
und ihren leiblichen Kindern ohne weiteres eine natürlich 
Folge der Blutsverwandtſchaft zu bilden pflegt. Die Erſtreckung 
des Elternbegriffs auf Stiefeltern beruht demgemäß auf der 
Auffaſſung, daß dem angeheirateten Kinde gegenüber aus der 
Stiefelternſchaft ohne weiteres eine Rechtsſtellung erwächſt, 
deren Mißbrauch oder Mißachtung durch Verkuppelung des 
Kindes in gleicher Weiſe wie bei leiblichen Eltern verwerflich 
erſcheint und beſtraft werden ſoll. 4 

Als rechtserhebliche Tatſache, die zur Anwendung 807 
8181 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. vorausgeſetzt wird und ihre geſetz⸗ 
liche Grundlage bildet, tritt demnach hierbei an die Stelle del 
für die leiblichen Eltern maßgebenden Abſtammung des Kindes 
von ihnen für die Stiefeltern das Rechtsgeſchäft der 
Eheſchließung mit dem Vater oder der Mutter des Stiel 
kindes (vgl. RGSt. 60, 246 f.). 2 

In der Übertragung von Elternpflichten auf die Stiel 
eltern liegt jedoch nicht etwa eine nur dem Strafe echt 
eigentümliche Wirkung der Eheſchließung; eine elternähnliche 
Stellung, die ſich ſogar auf eine Beteiligung an der Sorge 1 
die Perſon eines angeheirateten Kindes erſtreckt, wird viel⸗ 
mehr, obgleich keine der das Schwägerſchaftsverhältnis aus“ 
drücklich regelnden Beſtimmungen des BGB. (vgl. namentlich 
deſſen 88 1308 Abf. 2, 1673 Abſ. 2, 1779 Abſ. 2 Satz 3, 
1847, 1859 Abſ. 1, 1862 Abſ. 1, 1867) etwas darüber ent‘ 
hält, auch nach bürgerlichem Recht zu den naturgemäßen un 
ſelbſtverſtändlichen Wirkungen gerechnet, die ſich aus der Ehe⸗ 
ſchließung für einen hierdurch zum Stiefvater oder zur Stiel 
mutter werdenden Ehegatten ohne weiteres zu ergeben pflegen. 
Dementſprechend iſt in der reichsgerichtlichen Rſpr. anerkannt, 
einerſeits, daß, wie auf der Hand liege, Mißhandlungen der 
Stiefkinder durch die Stiefmutter als ſchwere Verletzung ihrer 
durch die Ehe begründeten Pflichten i. S. § 1568 BGB. 
zu gelten haben (Urt. v. 23. April 1906, IV 514/05, JW. 
1906, 3917, und v. 4. Jan. 1915, IV 395/14; Warn Rſpr. 1915 
Nr. 86 S. 126), andererſeits aber, daß der Vater noch un? 
erzogener Kinder dadurch, daß er eine neue Ehe eingeht, ſtill⸗ 
ſchweigend das ihm nach $ 1361 BGB. zuftehende Erziehungs⸗ 
und Züchtigungsrecht auf die Frau überträgt, die dieſen 
Kindern nun Mutter ſein ſoll; ſie darf deshalb, wie der Vater 
ſelbſt, bei der Erziehung angemeſſene Zuchtmittel anwenden, 
und es iſt hierzu im Einzelfalle die Zuſtimmung des Vaters 
kein geſetzliches Erfordernis (Urt. v. 26. März 1917, IV 392/16, 
JW. 1917, 656 7). 

Aus dieſer Erörterung der Vorfrage, ob und weshalb auch 
Stiefeltern kraft Geſetzes als Eltern i. S. von § 181 Abſ. 1 
Nr. 2 zu gelten haben, ergeben ſich zugleich die Gründe für Die 
Verneinung der hier zu entſcheidenden Frage, ob der 8181 
Abſ. 1 Nr. 2 nach Auflöſung der die Stiefelternſchaft be 
gründenden Ehe auf Stiefeltern anwendbar bleibt. 5 

Dabei iſt freilich nicht zu verkennen, daß an den perſön⸗ 
lichen Beziehungen, wie ſie ſich zwiſchen dem Stiefvater oder 
der Stiefmutter und dem Stiefkinde während des Beſtehens 
der das ſtiefelterliche Verhältnis begründenden Ehe tatſächlich 


hältnis ſchafft, über die Auflöſung der die Schwägerſchaft begrün⸗ 
denden Ehe an, denn „dieſe Schwägerſchaftsverhältniſſe greifen tie 
in das Familienleben ein und ſchaffen zwiſchen den Verſchwägerten 
Beziehungen und Verpflichtungen, deren Fortdauer auch über das 
Beſtehen der Ehe hinaus Rückſichten der Sittlichkeit erheiſchen, 
(2. Sen. in RGSt. 10, 303, ähnlich der 4. Sen. in NGGt. 34, 420). 
Ich kann einen weſentlichen Unterſchied zwiſchen den Gründen, die 
die Strafbeſtimmung für die Verſchwägerten in 8173 tragen, und 
denen, die für § 181 maßgebend find, nicht finden. Nach der ganz 
allgemein gehaltenen Faſſung der Entſch. kann auch eine Stief 
mutter, die nach dem Tode ihres Mannes ihre Tochter verkuppelt, 
aus 8 181 nicht haften. Das widerſpricht ganz offenbar den am 
ſchauungen, die bei uns gelten. Der Ausweg, den RGSt. 46, 150 
mit der Hereinziehung des Pflegeelternverhältniſſes eröffnet, 1 
ein ſehr gekünſtelter. Am meiſten aber halte ich den Gegenſatz der 
Auffaſſungen des RG. für § 173 und 8 181 für nicht berechtigt. 
Geh. IR. Prof. Dr. W. Mittermaier, Gießen. 
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geſtaltet haben, durch deren Auflöſung ſich nichts zu ändern 
braucht und, namentlich bei einer Eheauflöſung durch den Tod 
des leiblichen Elternteils, ſich meiſtens nichts andern wird. 
Hatte ſolchenfalls bereits vor Beendigung der Ehe das ſtief⸗ 
elterliche Verhältnis ſich über eine bloße Rückſichtnahme auf 
ſein rechtliches Beſtehen hinaus tatſächlich wie ein echtes 
Eltern⸗ und Kindesverhältnis geſtaltet und hatte ſich — was 
im vorl. Falle nicht zutrifft, — demgemäß aus der Stief⸗ 
elternſchaft tatſächlich eine zugleich dem pflegeelterlichen 
Verhältnis entſprechende, auf die Dauer berechnete Art von 
Familienzugehörigkeit entwickelt, jo kann deren Fortbeſtand 
allerdings ausreichen, um in dieſer Hinſicht die Anwendung 
des 8 181 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. zu rechtfertigen (vgl. auch 
RSt. 46, 150). Die rechtliche Grundlage hierfür bildet je⸗ 
doch alsdann nicht mehr die aufgelöſte frühere Ehe und die 
aus ihr, ſolange ſie beſtand, ſich kraft Geſetzes ergebende 
elternähnliche Stellung zu dem angeheirateten Kinde, ſondern 
lediglich der Umſtand, daß trotz der Auflöſung der Ehe und 
unabhängig von den durch ſie erzeugten, nunmehr aber er⸗ 
loſchenen rechtlichen Beziehungen zu dem früheren Ehegatten 
und ſeinen Kindern, dieſen gegenüber rein tatſächlich ein 
elternähnliches Verhältnis beſteht, wie es ſich auch ohne das 
Hinzutreten einer Eheſchließung mit ihrem Vater oder ihrer 
Mutter bilden kann. Von einer als Stiefelternſchaft 
die Anwendung des § 181 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. rechtfertigenden 
Verbundenheit mit den Stiefkindern kann dagegen ſolchenfalls 
nicht mehr die Rede ſein; es fehlt an dem rechtlichen Bande 
der Ehe, durch das allein nicht nur die bisherigen Ehegatten 


untereinander, ſondern auch die in die Ehe mitgebrachten leib⸗ 
lichen Kinder eines jeden Ehegatten zu einer Familie im 
Rechtsſinne verbunden werden. Dieſem für die Ausbehnung 
des § 181 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. auf Stiefeltern und Stief⸗ 
kinder maßgebenden Angehörigenverhältnis und der recht⸗ 
lichen Stellung, die der eine Ehegatte zu den mitgebrachten 
Kindern des anderen Ehegatten durch Eingehung der Ehe 
übertragen erhält, wird durch deren Auflöſung die Grundlage 
entzogen. f 1 I 

Daß der Auflöſung der Ehe dieſe Tragweite auch ſonſt 
für die Anwendbarkeit des 8 181 Abſ. 1 Nr. 2 StB. bei⸗ 
zumeſſen iſt, geht insbeſ. aus feiner auf die Verkuppelung der 
Ehefrau bezüglichen Strafandrohung hervor, die voraus⸗ 
ſetzt, daß „der Schuldige zu der verkuppelten Perſon in dem 
Verhältniſſe des Ehemanns zur Ehefrau .. ſteht“, daß er 
alſo hierbei die gegen ſie durch die Ehe begründeten Pflichten 
verletzt, was aber nur während des Beſtehens der Ehe in 
Betracht kommen kann. Auch im übrigen iſt die Anwendbarkeit 
des 8 181 Abſ. 1 Nr. 2 offenſichtlich begrenzt durch die Dauer 
des Beſtehens der dort bezeichneten Verhältniſſe „von Vor⸗ 
mündern zu Pflegebefohlenen, von Geiſtlichen, Lehrern und 
Erziehern zu den von ihnen zu unterrichtenden oder zu er⸗ 
ziehenden — alſo noch zu unterrichtenden oder zu erziehenden 
— Perſonen“. Dasſelbe muß aber ferner von den in 8 181 
Abs. 1 Nr. 2 nicht beſonders genannten, jedoch unbeſtritten. 
unter die „Eltern und Kinder“ fallenden Adoptiv⸗Eltern und 
Kinder gelten, zumal, da nach der Aufhebung der Annahme an 
Kindesſtatt nicht einmal das aus ihr entſtehende Ehehindernis 
fortbeſteht (8 1311 BGB.). Sn 

Als allgemeiner Grundſatz ergibt ſich hieraus, daß der 
beſondere strafrechtliche Schutz, den § 181 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. 
beim Vorliegen eines der darunter fallenden perſonenrecht⸗ 
lichen Verhältuiſſe gewährt, abhängig iſt von ihrem Beſtehen 
zur Zeit der Kuppelei. Dem entſpricht es, daß einerſeits eine 
Aufhebung der lediglich durch die Abſtammung begründeten 
Verbundenheit von leiblichen Eltern und Kindern natur⸗ 
gemäß nicht in Frage kommt; wie ſie zu ihrer Entſtehung eine 
zwiſchen den Eltern geſchloſſene Ehe nicht vorausſetzt, wird ſie 
auch durch deren Auflöſung nicht berührt. Andrerſeits hat 
dagegen für die Anwendung des 8 181 Abſ 1 Nr. 2 StGB 
ein ſtiefelterliches Verhältnis als beendet zu gelten, ſobald 
die Ehe aufgelöſt, damit aber die alleinige Grundlage weg⸗ 
gefallen iſt, auf der die Rechtsſtellung zu dem angeheirateten 
Kinde und der ihm gewährte ſtrafrechtliche Schutz gegen Ver⸗ 
kuppelung beruht. s 

Dem ſteht nicht entgegen, daß in anderen Vorſchriften, 
namentlich auf anderen Rechtsgebieten, auch einer aufgelöſten 
Ehe noch Nachwirkungen hinſichtlich der durch ſie begründeten 
Schwägerschaft zuerkannt werden; fo ingbef. in 8 1590 Ab]. 2 
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BGB. („die Schwägerſchaft dauert fort, auch wenn die 
Ehe, durch die ſie begründet wurde, aufgelöſt iſt“). Denn 
Art. 33 EGBGB. ſieht gerade dem Strafrecht gegenüber davon 
ab, es den die Schwägerſchaft betreffenden Vorſchriften des 
BGB. zu unterwerfen (RGGSt. 60, 246, 248). Ebenſo un⸗ 
erheblich iſt es, daß bereits vor der Geltung des Art. 33 
Ech. in der StPO. gleichfalls die Schwägerſchaft 
verſchiedentlich als über die Dauer der fte begründenden 
Ehe fortdauernd angeſehen worden iſt, übrigens in gleichem 
Zuſammenhang auch für die Eheleute ſelbſt der beſtehenden 
eine aufgelöſte Ehe gleichgeſtellt wird (vgl. z. B. 88 22 Nr. 2 
und 3, 52 Abſ. 1 Nr. 2 und 3 StPD.). Denn abgeſehen da⸗ 
von, daß die StPO. ihre Geltung ſelbſt auf die das Ver⸗ 
fahren betreffenden Vorſchriften des fonjtigen Rechts be⸗ 
ſchränkt und ſogar die in anderen Geſetzen des Reichs ent⸗ 
haltenen Verfahrensvorſchriften unberührt läßt (58 5, 6 
EGSPO.), beruhen ihre Vorſchriften in dieſer Hinſicht auf 
anderen als auf den dem § 181 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. zu⸗ 
grunde liegenden geſetzgeberiſchen Erwägungen. Aus demſelben 
Grunde iſt es auch nicht angängig, die Auslegung, die den 
88 52 Abſ. 2 und 173 Abſ. 2 StGB. bezüglich der Fort⸗ 
dauer der Schwägerſchaft in der Rſpr. zuteil geworden it 
(vgl. R368 t. 10, 302; 25, 337; 34, 418; 41, 113), auf 
das Verhältnis von Stieſeltern zu Stiefkindern in 8 181 
Abſ. 1 Nr. 2 StGB. zu übertragen. 

Hat aber hiernach das Verhaltnis als Stiefmutter, das 
zwiſchen der Angekl. und dem von ihr verkuppelten Mädchen 
durch ihre Ehe mit deſſen Vater begründet worden war, i. S. 
von 8 181 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. bereits zur Zeit der ihr zur 
Laſt gelegten Kuppelei infolge der voraufgegangenen Ehe⸗ 
ſcheidung nicht mehr beſtanden, ſo iſt entſprechend dem Antrag 
des Oberreichsanwalts, die Rev. der Staatsanwaltſchaft als 
unbegründet zu verwerfen. 


(2. Sen. v. 29. März 1928; 2 D 553/27.) A. 


II. Verfahren. 


20. 1. 88 395, 374, 403 StPO. Nach dem Tode 
des verletzten Kindes kann deſſen geſetzlicher 
Vertreter ſich nicht als Nebenkläger anſchließen. 

2. § 65 Abſ. 2 StGB. Der geſetzliche Vertreter 
hat kein eigenes Antragsrecht. f) 

Die Rev. iſt von dem Vater des getöteten Kindes ein⸗ 
gelegt. Er hat erſt nach der Hauptverhandlung vor dem er⸗ 
weiterten Schöff. am 29. April 1927 feinen Anſchluß als 
Nebenkläger erklärt, „da er infolge der Tötung ſeines Kindes 
der durch die Straftat Verletzte“ ſei. Die StK. hat ihn durch 
Beſchl. v. 1. Juni 1927 ohne Anführung von Gründen „als 
Nebenkläger zugelaſſen“. Trotz dieſer Zulaſſung hat das 
Nev®. feine Anſchlußberechtigung nachzuprüfen. Denn ſie iſt 
die Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit ſeiner Rev. (RGSt. 
35, 25/26). 

Das Hauptverfahren iſt wegen fahrläſſiger Tötung am 
27. Febr. 1927 eröffnet. Getötet iſt das vierjährige Kind 
Gertrud des Beſchwerdeführers. Der Angekl. J. hatte am 
10. Nov. 1926 mit dem Kraftrade das Kind angefahren, fo 
daß es einen Schädel- und einen Oberſchenkelbruch erlitt. An 


Zu 20. Es handelt ſich um die Frage, ob der Vater des vom 
dem Angekl. Verletzten und an dieſer Verletzung geſtorbenen Kindes 
als Nebenkl. aufzutreten berechtigt tft. Nebenkl. kaun fein. 1. wer 
als Privatkl. aufzutreten berechtigt iſt (5 395,1 StpoO.); 2. wer als 
Verletzter durch Antrag auf gerichtl. Entſch. die Erhebung der öffentl. 
Klage erzwungen hat (8 395, II StqpO.); endlich 3. wer berechtigt 
iſt, nach den Beſtimmungen des StGB. eine Buße zu verlangen 
(8403 StRO.). Die zweite Beſtimmung ſcheidet mangels Tatbeſtan⸗ 
des für die Beurteilung des vorl. Falles aus. Ebenſo aber auch die 
dritte: denn unter dem „Beleidigten“ (8 188 StGB.), dem „Ver⸗ 
letzten“ (8 231 StB.) verſteht das Geſetz zweifellos nur den 
„unmittelbar“ Beleidigten bzw. Verletzten, wie aus dem ganzen 
Zuſammenhang der Beſtimmungen hervorgeht (vgl. Frank, StGB. 
8 188, 12). Eine indirekte Verletzung keunt das Strafgeſetz nicht. 

Es bleibt alfo zu prüfen, ob der Vater als Privatkl. aufzu⸗ 
treten berechtigt und deshalb als Nebenkl. zuzulaſſen iſt. Hier har 
das NG. die Vorfrage, ob eine Nebenklage auch dann zuläſſig U, 
wenn die Tat, deretwegen ſie erhoben wird, mit einer an ſich nicht 
zum Anſchluß als Nebenkl. berechtigenden, ex officio zu verfolgen⸗ 
den Handlung in Ideal⸗ oder Geſetzes konkurrenz ſteht, in Uber 


einſtimmung mit feiner bisherigen Rſpr. bejaht. Es genügt nach 
882 
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den Folgen des Schädelvruchs it es am 26. Dez. 1926 ge⸗ 
2 95 Der Oberſchenkelbruch war da in der Heilung be⸗ 
griffen. 

Späteſtens am 11. Dez. 1926, alſo noch zu Lebzeiten 
des Kindes, hat der Beſchwerdeführer Strafantrag gegen J. 
wegen der dem Kinde zugefügten Körperverletzung geſtellt. 

Der Umſtand, daß die Körperverletzung — Oberſchenkel⸗ 


bruch — hier unter Übertretung einer Berufspflicht begangen 


wäre (88 3951, 3741 Ziff. 3 StPO.) und in der Tötung 
aufginge, ſtünde der Zuläſſigkeit der Nebenklage nicht ent⸗ 
ſcheidend entgegen (vgl. ROSE. II v. 31. März 1927, 20 
164/27 und RGSt. 59, 100 —102 f.). 

Bei der gegebenen Sachlage ſcheidet aber zunächſt die 
Befugnis, ſich der öffentlichen Klage als Nebenkläger gemäß 
§ 403 StPO. anzuſchließen, für den Beſchwerdeführer aus. 
Sie ſteht nur dem zu, der berechtigt iſt, die Zuerkennung 
einer Buße zu verlangen. Der Anſpruch auf Buße könnte ſich 
hier nur aus $ 231 StGB. ergeben. Nach dieſer Beſtimmung 
iſt aber nur der körperlich Verletzte berechtigt, Buße 
zu fordern. Körperlich verletzt war nur das Kind des Be⸗ 
ſchwerdeführers. Es hat ſchon zur Zeit der Erhebung der 
öffentlichen Klage — Februar 1927 — und erſt recht zur Zeit 
der Anſchlußerklärung nicht mehr gelebt. Der Bußanſpruch 
iſt nicht vererblich (8 404 Abſ. 4 StPD.). Sonach beſtand zur 
Zeit der Anſchlußerklärung — 29. April 1927 — kein An⸗ 
ſpruch auf Buße und damit auch keine rechtliche Möglichkeit 
zum Anſchluß als Nebenkläger gemäß § 403 StPO. 

Die Anſchlußberechtigung aus 8 395 Abſ. 2 StPO. kommt 
mangels ihrer tatſächlichen Vorausſetzungen überhaupt nicht 
in Betracht. 


dieſer m. E. richtigen Auffaſſung die bloße rechtliche Mög⸗ 
lichkeit, daß je nach Geſtaltung des Verhandlungsergebniſſes die 
Verurteilung wegen einer Straftat in Frage kommt, bei deren 
Vorliegen die Nebenklage zuläſſig wäre (vgl. RGSSt. 59, 100). 

Zur Erhebung der Privatklage iſt in erſter Linie auch wieder 
nur „der Verletzte“ berechtigt (8 374,1 SEPD.). Das Geſetz ve 
leiht aber die gleiche Befugnis dem, der nach materiellem Strafrecht 
„ſelbſtändig auf Beſtrafung anzutragen“ berechtigt iſt (bj. II ebd.). 
Bei der Auslegung dieſer Beſtimmung, bei der ſich das RG., obwohl 
ſie den Schlüſſel des Urteils darſtellt, bedauerlich kurz gefaßt hat, 
kann ich dem RG. nicht mehr folgen, und zwar deshalb, weil dieſe 
Frage nicht lediglich mit konſtruntiven Erwägungen gelöſt werden 
kann, ſondern ein Zurückgehen auf den Zweck des Geſetzes, die 
Struktur des ganzen Privatklageverfahrens, erforderlich macht. 

Ein ſelbſtändiges Antragsrecht iſt zunächſt ohne jeden Zweifel 
dem Ehemann der Beleidigten und dem amtlichen Vorgeſetzten des 
beleidigten Beamten uſw. eingeräumt (88 195/196 StGB.). Früher 
war an dieſer Stelle auch der Vater des minderjährigen Kindes er⸗ 
wähnt, das EGBGB. hat dieſe Beſtimmung jedoch geſtrichen. Nun⸗ 
mehr iſt das Antragsrecht des geſetzlichen Vertreters ausſchließlich 
in 8 65 StGB. geregelt. Hiernach hat zwar der über 18 Jahre 
alte Minderjährige ein ſelbſtändiges Antragsrecht. Jedoch kann auch 
der geſetzliche Vertreter daneben unabhängig von ihnt auf Be⸗ 
ſtrafung antragen. Für Geſchäftsunfähige oder Minderjährige unter 
18 Jahren iſt „der geſetzliche Vertreter der zur Stellung des An⸗ 
trages Berechtigte“. 

Die Praxis hat die Frage aufgeworfen, ob hierdurch für den 
geſetzlichen Vertreter ein eigenes Recht zum Strafantrag begründet 
iſt (ſog. Rechtstheorie) oder ob er nur als Vertreter des Minder⸗ 
jährigen deſſen Antragsrecht verwaltet (ſog. Vertretertheorie). Die 
Eutſtehungsgeſchichte des Geſetzes läßt hier im Stich. Die Motive 
zu Art. 16 des Entw. eines EGBGB. (Amtl. Ausg. S. 125 ff.) recht⸗ 
rechtfertigen die Beſeitigung des früher dem Vater in 88 195, 233 
SED. verliehenen ſelbſtändigen Antragsrechtes mit der Erwägung: 
nach der veränderten Geſtaltung der elterlichen Gewalt im Syſtem 
des BGB. ſei kein Bedürfnis mehr vorhanden, deren Inhaber 
„ein von der Vertretungsmacht unabhängiges ſelbſtändiges An⸗ 
tragsrecht“ beizulegen. Andererſeits bezeichnet die Kommiſſion für 
die zweite Leſung des BGB., alſo zu einem ſpäteren Zeitpunkt, das 
l des geſetzlichen Vertreters als „eigenes Recht“ (Prot. 
6, 573). 

Laſſen ſomit die Quellen die Frage offen, ſo muß bei unbe⸗ 
fangener Prüfung zugegeben werden, daß der Wortlaut des 
Geſetzes, der im Abſ. 1 im 8 65 von einem „Recht“ des Vertreters 
ſpricht und ihn in Abſ. 2 als den „Berechtigten“ bezeichnet, eher 
zur Stützung der Rechtstheorie als der Vertretertheorie herangezogen 
werden kann. In Wahrheit verkennt aber dieſe ganze Frage⸗ 
ſtellung, daß ſie eine Umbiegung des im Prozeßrecht aufgeworfenen 
Problems bedeutet. Hier it (8 374, IE StPO.) die Befugnis zur 
Stellung des Strafantrags neben dem Verletzten denjenigen zuer⸗ 
kannt, „welchen in den Strafgeſetzen das Recht, ſelbſtändig auf Be⸗ 
ſtrafung anzutragen, beigelegt iſt“. Nicht aber heißt es: „denjenigen, 


Es fragt ſich deshalb nur noch, ob ſich die Auſchluß⸗ 
befugnis aus § 395 Abſ. 1 StPO. ableiten läßt. Nach dieſer 
Vorſchrift kann ſich der erhobenen öffentlichen Klage als 
Nebenkläger anſchließen, wer nach Maßgabe der Beſtimmungen 
des § 374 StPO. als Privatkläger aufzutreten berechtigt iſt. 
Ob dieſe Berechtigung vorliegt, richtet ſich nach dem Zeit⸗ 
punkt der Anſchlußerklärung und der Entſcheidung über fie. 
Wäre zu dieſer Zeit die Privatklage unzuläflig, fo iſt es auch 
die Nebenklage (vgl. RGSSt. 41, 176). Die Erhebung der 
Privatklage iſt nun nach der StPO. ſchlechthin unzuläſſig, 
wenn der, der nach § 374 StPO. Träger des Privatklage⸗ 
rechtes wäre, nicht mehr lebt. Das folgt nicht nur aus 8374 
StPO. ſelbſt, ſondern vor allem auch aus 8 393 StPO., nach 
dem ſogar der nach Erhebung der Privatklage eingetretene 
Tod des Privatklägers die Einſtellung des Privatklage⸗ 
verfahrens zur geſetzlich notwendigen Folge hat, unbeſchadet 
natürlich der Ausnahme des 8 393 Abſ. 2 SPD. Nach 8374 
Abſ. 1 StPO. ſteht aber das Privatklagerecht zunächſt dem 
Verletzten ſelbſt zu; nach 8 374 Abf. 2 StPO. ſodann auch 
demjenigen, welchem in den Strafgeſetzen das Recht beigelegt 
iſt, ſelbſtändig auf Beſtrafung anzutragen. 

Verletzt auch i. S. des $ 374 Abſ. 1 StPO. war hier nur 
das vierjährige Kind, nicht der Beſchwerdeführer. Zur Zeit 
der Anſchlußerklärung war das Kind ſchon geſtorben. Danach 
fehlte in dieſem Zeitpunkt ſchon an ſich jede rechtliche 
Möglichkeit, aus ſeinem Rechte Privatklage zu 
erheben. Die Tatſache, daß der Beſchwerdeführer ſchon zu 
Lebzeiten des Kindes Strafantrag geſtellt hat, kann daran 
nichts ändern. Die Vorſchrift des 8 374 Abſ. 3 StPO. aber 
iſt in dieſem Zuſammenhang durchaus unerheblich. Denn 


die ein eigenes Antragsrecht haben“. Nun wird man aber, hat 
man erſt die offenſichtlich verfälſchte Frageſtellung wieder zurecht⸗ 
gebogen, nicht leugnen können, daß 8 65 StGB. den Vertreter 
befähigt, „ſelbſtändig auf Beſtrafung anzutragen“ — mag er hier⸗ 
mit ein eigenes Recht oder dasjenige des Minderjährigen wahr⸗ 
nehmen. 

Schließlich darf beim Verſuch der Löſung einer Streitfrage, 
deren Entſch. jo auf des Meſſers Schueide ſteht, wohl auch die 
Frage geſtellt werden, die eigentlich an den Beginn der Deduktion 
gehört: Welche Auslegung iſt ſinnvoller und zweckmäßiger? Auch 
bei dieſer Überlegung muß man zu dem entgegengeſetzten Ergebnis 
gelangen wie das RG. 

Die Verleihung des eigenen Autragsrechts an den geſetzlichen 
Vertreter erklärt ſich aus der Erwägung, daß der Minderjährige 
bzw. der Geſchäftsunfähige in aller Regel nicht die geiſtige und ſitt⸗ 
liche Reife haben wird, um von der vom Geſetz dem Verletzten 
verliehenen Befugnis, den entſcheidenden Schritt zur Einleitung 
eines Strafverfahrens gegen ſeinen Verletzer zu tun, den ange⸗ 
meſſenen Gebrauch zu machen. Bei dieſem Entſchluß ſpielen zu 
viele wirtſchaftliche, ſoziale, juriſtiſche und menſchliche Erwägungen 
mit, als daß er einem unreifen Menſchen anvertraut werden könnte. 
Andererſeits geht auch nirgends aus dem Geſetz hervor, daß der 
geſetzliche Vertreter bei der Entſchlußfaſſung nur die Rechte des 
Minderjährigen zu wahren und ausſchließlich deſſen Intereſſenlage 
zu berückſichtigen habe. Mangels einer entgegenſtehenden Beſtim⸗ 
mung muß vielmehr angenommen werden, daß der Vertreter bei 
Prüfung der Frage, ob er den Antrag ſtellen ſolle, ebenſo wie die 
des Minderjährigen auch ſeine eigenen Intereſſen berückſichtigen 
darf. Nichts anderes als ſeinen eigenen freien Entſchluß betätigt 
ſomit der geſetzliche Vertreter, wenn er den Antrag ſtellt. Dann iſt 
aber die Feſtſtellung, er „vertrete“ den Minderjährigen bei der An⸗ 
tragſtellung, nur noch eine leere Formel. 

Letzten Endes darf noch folgendes geſagt werden: Der Tod des 
Privatkl. befreit den Täter. Er hat die Einſtellung des Verfahrens 
zur Folge (8 393,1 StPD.). Die Zulaſſung eines Antragsrechts 
des geſetzlichen Vertreters nach dem Tode des verletzten Kindes ſtoße 
dieſe poſitive Beſtimmung um, ſo argumentieren die Gegner der 
hier vertretenen Auffaſſung. Iſt aber nicht im Gegenteil der Schluß 
gerechtfertigt, daß, wenn das dem geſetzlichen Vertreter verliehene 
ſelbſtändige unabhängige Antragsrecht es ermöglicht, auch nach dem 
Tode des verletzten Kindes das Strafverfahren in Gang zu bringen, 
dies nur eine durchaus begründete, dem Geiſt des Geſetzes gerecht 
werdende Ausnahme bedeutet: da ſo gerade das beſonders bedauer⸗ 
liche Ergebnis vermieden werden kann, daß das einem Kinde oder 
Geiſteskranken, jedenfalls einer beſonders ſchutzbedürftigen Perſon 
zugefügte Unrecht ungeſtraft bleibt, lediglich aus dem. Grunde, weil 
der Verletzte, vielleicht gerade infolge der Verletzung wie im vorl. 
Falle, vor Antragſtellung geſtorben iſt? 

Die Frage ſtellen, heißt, ſie bejahen, und ſomit kann, weder 
von ſtreng juriſtiſcher Warte aus, noch bei Prüfung deſſen, was 
aequum et bonum, der vorl. Entſch. beigepflichtet werden. 

NA. Dr. Hugo Stern, Frankfurt a. M. 
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wenn die rechtliche Möglichkeit der Privatklage überhaupt 
fehlt, dann kann es auf die Befugnis zu ihrer Erhebung nicht 
mehe ankommen. Nach 8 374 Abſ. 1 StPO. kann daher die 
Nebenklage nicht zugelaſſen werden. 

Sie wäre deshalb nur zuläſſig, wenn dem Beſchwerde⸗ 
führer i. S. des § 374 Abſ. 2 StPO. das Recht zuſtände, ſelb⸗ 
ſtändig auf Beſtrafung anzutragen. Dieſes Recht müßte ihm 
durch das ſachliche Strafrecht gegeben ſein. Nach der durch 
Art. 34 VI EGBGB. bewirkten Anderung des 8 195 Steh B. 
kommt hierfür nur 8 65 StGB. (i. d. Faſſ. des Art. 34 III 
a. a. O.) in Betracht, und zwar hier 8 65 Abi. 2, da das 
getötete Kind erſt 4 Jahre alt war. Mit RGSt. 57, 241 iſt 
aber anzunehmen, daß dieſe Beſtimmung dem geſetzlichen Ver⸗ 
treter des Kindes — auch der Vater kommt nur als geſetz⸗ 
licher Vertreter in Betracht — kein eigenes Antragsrecht ein⸗ 
räumt, daß vielmehr der geſetzliche Vertreter auch in dieſem 
Falle nur das Recht des Verletzten ausübt. Iſt er aber nach 
dem Strafrecht nicht Träger des Antragsrechts, dann ist er 
auch nach der StPO. (8 374 Abſ. 2) nicht Träger des Privat⸗ 
klagerechts. Es hatte alſo hier der Beſchwerdeführer auch aus 
8 374 Abſ. 2 SPD. kein Recht, Privatklage zu erheben und 
damit auch kein Recht, ſich der öffentlichen Klage als Neben⸗ 
kläger anzuschließen. Seine Nebenklage iſt unzuläſſig. Das 
hat die Unzuläſſigkeit ſeiner Rev. zur Folge. 

(1. Sen. v. 11. Nov. 1927; 1D 923/27.) D. 


geſchwerdrentſcheidungen 
gegen Eutſcheidungen der Aufwertungsſtellen. 


Preußen. 
Kammergericht. 
Berichtet von den Mitgliedern des Aufwertungsſenates 


1. 88 2 Abſ. 1, 11 Aufw G. 8 1071 BGB. Durch die 
Abtretung einer mit einem Nießbrauch belaſteten Hypothek 
wird dem Nießbraucher gegenüber weder die Berechnung 
ihres Goldmarkbetrages beeinflußt noch die Zuläſſigkeit 
einer erhöhten Aufwertung der geſicherten perſönlichen 
Forderung ausgeſchloſſen. f) 

Die Parteien ſtreiten darüber, ob eine i. J. 1919 erfolgte Ab⸗ 
tretung einer mit einem Nießbrauch belaſteten Kaufgeldhypothel 
eine Anderung der Berechnung ihres Goldmarkbetrages gem. 3 2 
Aufwch. und den Wegfall der erhöhten Au wertbarkeit der perſön⸗ 
lichen Forderung gem. 8 11 Aufiw®. auch zu Laſten des Nieß⸗ 


Zu 1. Das Urteil des RG. verdient beſonderes Jutereſſe, weil 
es eine an ſich bedeutſame und intereſſante Frage entſcheidet, die 
bisher, ſoviel ich ſehe, noch nicht zu gerichtlichem Austrag kam. 
Die oben formulierte Frage iſt in der Aufwertungsliteratur von 
Mügel (82 Anm. 11) — und, wie er anführt, auch von Quaſ⸗ 
ſowski (mir zur Zeit nicht zugänglich) — in entgegengeſetztem 
Sinne beantwortet. 

1. Rein konfteuktiv ift die Anſicht Mügels, der auch das 
LG. folgte, vorzuziehen. Objekt des Nießbrauchs kann eine Sache 
wie ein Recht ſein. Ob im letzteren Fall Gegenſtand des Nieß⸗ 
brauchs dieſes Recht ſelbſt oder der Gegenſtand dieſes Rechtes iſt, 
dürfte eine müßige Streitfrage fein (Wolff, 8 120 PD. Jedenſalls 
entſpricht es nicht der Auffaſſung des Geſetzes, daß der Nieß⸗ 
braucher ein gleichartiges ſelbſtändiges Recht neben dem Juhaber 
des belaſteten Rechtes hat (fo v. Tuhr, Allg. Tell I S. 158), fo 


daß Veränderungen des Gläubigerrechts das Nießbrauchsrecht uns 


beeinflußt ließen; denn ſonſt wäre 8 1071 unverſtändlich. Vielmehr 
iſt der Nießbrauch an Rechten durchaus parallel dem Nießbrauch 
an Sachen gedacht: $ 1068 II. Die Gefahr des Untergangs und der 
Verſchlechterung der Sache trifft den Nießbraucher eſowen, als da⸗ 
durch ſein Recht untergeht oder verſchlechtert wird (ſiehe auch 8 1041); 
nur bei Verſchulden des Eigentümers hätte er einen Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch. Dem entipricht, daß auch bei zufälligem Unter⸗ 
gang des Rechts der Nießbrauch erliſcht; einer vom Gläubiger be⸗ 
abſichtigten Einwirkung auf das Niefbraudsobjekt konnte hier aber 
der Geſetzgeber entgegenwirken, und deshalb iſt nach 8 1071 zu 
rechtsgeſchäftlicher Aufhebung oder Veränderung des belaſteten 
Rechts durch den Gläubiger die Zuſtimmung des Nießbrauchers not⸗ 
wendig (Planck zu 8 1071 J), nicht aber bei Rechtsgeſchäften des 
Verpflichteten (3. B. feiner Aufrechnungserklärung, ſoweit ſie lber- 
haupt in Betracht kommt: Staudinger zu 8 1071, Planck 
zu 8 1071). Daß durch Konfuſton das Nießbrauchsrecht nicht er 
liſcht, ſteht dem nicht entgegen (fo v Tuhr ! S. 158), da ſich dies 
nicht aus dem Veſtand eines „konſtitutiven abgeleiteten Rechts“ 
des Nießbrauchers, ſondern einfach aus der Konfuſion erklärt. 
Dieſe läßt es begrifflich nicht zu, daß der Gläubiger ſein eigener 


brauchers herbeiführt. Die Vorinſtanzen haben das angenommen. 
Die ſofortige weitere Beſchwerde des Nießbrauchers hat Erfolg. 
Nach 88 2. 11 Aufiv®. wird zwar — außer in den hier nicht 


gegebenen Fällen des 83 Auf. — durch die Abtretung einer 


Hypothek ihr Goldmarkbetrag geändert, wenn ſie nach dem 31. Dez. 
1917 bewirkt ift, und die nach 8 10 Abſ. 1 Ziff. 1—5 Aufivd. etwa 
begründete Zuläſſigkeit einer erhöhten Aufwertung der geſicherten 
perſönlichen Forderung ausgeſchloſſen. Dem OG. iſt auch darin bei⸗ 
zutreten, daß dieſe vom Geſetz ohne Rückſicht auf den Willen der 
Beteiligten allgemein an den Erwerb des Anſpruches durch einen 
neuen Gläubiger geknüpfte Rechtsfolge die Abtretung nicht als eine 
rechtsgeſchäftliche Anderung des Rechtes erſcheinen läßt, wie ſie 
nach 8 1071 Abſ. 2 BGB. nur mit Zuſtimmung des Nieß⸗ 
brauchers zuläſſig geweſen wäre, ſofern ſie deſſen Recht be⸗ 
einträchtigte. Die Eigenſchaft der Abtretung als eines lediglich 
auf Übertragung der Hypothek ohne Anderung ihres Inhalts ges 
richteten Rechtsgeſchäfts wird dadurch, daß ein ſpateres Geſetz an 
den gewollten Rechtsübergang eine weitere, den Umfang des 
Rechtes ſelbſt verringernde Wirkung knüpft, nicht berührt. 

Es bleibt aber zu prüfen, ob dieſe weitere Wirkung nach dem 
Willen des Geſetzgebers auch gegenüber dem an der Abtretung 
nicht beteiligten Nießbraucher eintreten ſoll. Das kann von der 
im 8 2 Abf. 1 Aufn. angeordneten Anderung des Goldmark⸗ 
betrages der Hypothek und ebenſo von dem Wegfall der freien 
Aufwertbarkkeit der Forderung nach 811 AufwöG. nicht ange⸗ 
nommen werden. Das BGB. geht, indem es die Abtretung eines 
Rechtes ohne Zuſtimmung des Nießbrauchers zuläßt, davon aus, 
daß der Übergang des belaſteten Rechtes auf einen anderen Gläu⸗ 
biger den Nießbrauch daran völlig unberührt läßt. Vom Stand⸗ 
punkte des AufivG. aus beſtand nun keine Veranlaſſung, dieſe 
ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung der auch von ihm anerkannten 
Wirkſamkeit einer früheren Abtretung des belaſteten Rechtes zu 
beſeitigen. Eine ſolche Regelung würde im Gegenteil den Grund⸗ 
gedauken der 88 2 Abſ. 1 Saß 2, 11 des Gef. geradezu wider⸗ 
ſprechen. Durch die Vorſchriften über die Berechnung des Goldmark⸗ 
betrages eines nach dem 81. Dez. 1917 erworbenen Anſpruches 
ſollte vermieden werden, daß der neue Gläubiger durch die im 
Vergleich mit dem meiſt geringwertigen Abtretungsentgelt zu hohe 
Aufwertung nach dem urſprünglichen Goldmarkbetrage des Rechtes 
in einer dem Geſetz unbillig erſcheinenden Weiſe bereichert wird 
(tal Quaſſows ki, Auf, 5. Aufl. S. 55). Ferner ſoll ein 
neuer Gläubiger nicht die wegen eines beſonderen Rechtsgrundes 
der Forderung zugelaſſene erhöhte Aufwertung für ſich in An⸗ 
ſpruch nehmen dürfen, wenn er die Forderung, ohne an dem ihr 
zugrunde liegenden Rechtsverhältnis beteiligt zu ſein, im Wege der 
Abtretung, alſo — wie das Geſetz unterſtellt — lediglich als Ver⸗ 
mögensanlage erworben hat (vgl. den Bericht des R Ausſch. S. 9 
bei Schlegelberger, AufivÖ., 5. Aufl. zu $ 11 Anm. 1 und bei 
Mügel, 5. Aufl., 8 11 Anm. 1). Dieſe Erwägungen treffen aber 


Schuldner iſt, wohl aber, daß er, wie der bisherige Schuldner, 
Dritten haftet. Teilt ſo das Nießbrauchsrecht die Schickſale ſeines 
Objektes, jo iſt es Konftruktio richtig, daß der Nießbrauch am 
Recht nur immer in dem Umfang geltend gemacht werden kann, 
wie der Inhaber des belaſteten Rechts dieſes verwirklichen könnte. 
Damit wird auch die unangenehme Folge vermieden, die ſich nach 
der Anſicht des KG. (und der Theorie v. Tuhrs) ergeben würde, 
daß nämlich der Schuldner dem Nießbraucher erhöhte Aufwertung 
schuldet, aber nach Beendigung des Nießbrauches ihm die den Auf⸗ 
19 des Zeſſionars überfteigende Summe erſetzt werden 
müßte. 

2. Es iſt aber durchaus zu billigen, daß das KG. ſich mit 
einer kouſtruktiv⸗begrifflichen Löſung nicht begnügte, ſondern prüfte, 
ob nach dem Zweck des Geſetzes und nach der Intereſſenlage nicht 
eine andere Entſcheidung geboten ſei. Hiernach glaubt das KG. die 
Anwendung der 88 2 II, 11 AufivG. für das Nießbrauchsrecht an 
der abgetretenen Forderung verneinen zu müſſen. M. E. entspricht 
der Standpunkt des KG. aber nicht der geſetzlichen Wertung der 
Intereſſenlage. 

a) Das läßt ſich zunächſt für 5 41 AufwG. verhältnismäßig 
leicht nachweiſen. Hier werden dem Zeſſionar die Vorteile erhöhter 
Aufwertung der perſönlichen Forderung verſagt, weil ſie nur dem 
zukommen ſollen, der zur Begründung dieſer Forderung ſelbſt 
Sachwerte opferte. Dieſer Gefihtspunkt trifft für den Nießbraucher 
ebenſowenig zu wie für den Zeſſiouar. Läßt man dem Nießbraucher 
die erhöhte Aufwertung zuteil werden, ſolange das belaſtete Recht 
ſich in der Hand des erſten Gläubigers befindet, weil das Nieß⸗ 
brauchsrecht das belaſtete Recht in ſeinem jeweiligen Beſtand er⸗ 
greife, fo muß man es un Falle der Abtretung auch auf den ge⸗ 
wöhnlichen Aufwertungsbetrag beſchräuken. 

b) Hat der Gläubiger ſeine Friedenshypothel nach dem 31. Dez. 
1917 abgetreten, ſo hat der Zeſſionar einen unverdienten Vorteil 
erlangt, wenn der Nennbetrag als Goldmarkbetrag der Aufwertung 
zugrunde gelegt wird und der Erwerbspreis entwertet war. Der 
Schuldner aber erzielt einen zufälligen Gewinn, wenn nur der 
nach dem Erwerbstag umgerechnete oder nach dem Erwerbspreis 
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nur im Hinblick auf den neuen Gläubiger zu, rechtfertigen es da⸗ 
gegen nicht, auch für den Nießbraucher die Aufwertung des be⸗ 
laſteten Rechtes wegen des Gläubigerwechſels irgendwie zu be⸗ 
ſchränken. Daraus darf ee werden, daß der Geſetzgeber des 
AufwG. mit dem § 2 Abſ. 2 Satz 1 und dem 8 11 nur die Rechts⸗ 
ſtellung des neuen Gläubigers ſelbſt hat regeln wollen. Das nötigt 
zu einer entſprechenden einſchränkenden Auslegung der beiden Vor⸗ 
ſchriften dahin, daß ſie, ſoweit das Recht des Nießbrauchers in 
Betracht kommt, nicht anzuwenden ſind. Die dann im 8 2 vor⸗ 
handene Lücke iſt nach dem mutmaßlichen Willen des Geſetzgebers 
auszufüllen, und zwar in der Weiſe, daß für die Berechnung des 
Goldmarkbetrages der aufgewerteten Forderung im Verhältnis zu 
dem Nießbraucher der übergang auf den neuen Gläubiger außer 
Betracht bleibt. Aus der Unanwendbarkeit des 8 11 Aufio®. er⸗ 
gibt ſich ferner ſchon ohne weiteres, daß — ebenfalls im Ver⸗ 
hältnis des Schuldners zu dem Nießbraucher — auch die freie 
Aufwertbarkeit der Forderung aus § 10 Abſ. 1 Ziff. 1—5 Aufiv®. 
durch die nach der Nießbrauchsbeſtellung erfolgte Abtretung nicht 
ausgeſchloſſen wird. 
(KG., 9. ZS., Beſchl. v. 12. Juli 1928, 9 Aw 4283/27.) 
[LOR. Backs.] 
* 


2. 8 10 Abſ. 1 Ziff. 5, Abſ. 2 AufwG.; 8 242 BGB. 
Der nach Maßgabe der Entwicklung des Grundſtückswertes 
feſtgeſtellte innere Wert einer Kaufgeldforderung iſt nur 
einer der für die Bemeſſung des Aufwertungsbetrages in 
Betracht kommenden Faktoren, wenn auch regelmäßig ein 
beſonders wichtiger. 5) 


Das LG. iſt bei der Bemeſſung des Aufwertungsbetrages für 
die Nejtkaufgeldforberung der Autragſtellerin von 700000 % davon 
ausgegangen, daß der in dem Vertrage v. 21. März 1922 verein⸗ 
barte Kaufpreis von 1100 000% dem damaligen Werte des Grund⸗ 
ſtückes entſprochen habe. Es hat ſodann denjenigen Wert, den das 


beſtimmte Goldmarkbetrag aufzuwerten iſt. Ein billiger Ausgleich 
wird erſt erzielt, wenn im letzteren Fall der Schuldner die Differenz 
dem früheren Gläubiger zu leiſten hat. Dieſe Intereſſeulage hat der 
Geſetzggeber klar erkannt (ſiehe Antrag Beſt), trotzdem den 
Schuldner aber bewußt bevorzugt: er leiſtet dem Zeſſlonar nur 
Aufwertung nach § 2 II AufwG. und iſt im übrigen frei, falls der 
Zedent ſeine Hypothek in der Zeit zwiſchen 1. Jan. 1918 und 
14. Juni 1922 abtrat, ohne ſich ſeine Rechte vorzubehalten. Erſt 
bei Abtretung nach dieſem Zeitpunkt greift der oben genannte 
billige Ausgleich ein. In dieſem Falle (8 17 Aufiv®.) iſt der Nieß⸗ 
braucher nicht benachteiligt, denn er hat ein Nießbrauchsrecht ſowohl 
an der abgetretenen, wie an der noch dem Zedenten zuſtehenden 
Aufwertungshypothek. Bei Abtretung in der Zwiſchenzeit aber iſt 
das Recht des Zedenten kraft Geſetzes endgültig erloſchen und da⸗ 
mit auch inſoweit das Recht des Nießbrauchers. Denn wenn das 
Geſetz bewußt den Schuldner bevorzugt auf Koſten des erſten 
Gläubigers, ſo muß das erſt recht gelten im Verhältnis zum Nieß⸗ 
braucher. Denn von ihm hat der Schuldner nie eine Leiſtung er⸗ 
langt, und die Begründung des Nießbrauchs erfolgt ohne Mit⸗ 
wirkung des Schuldners. 

e) Bei dieſer betonten Bevorzugung des Schuldners im 
AufwGg. erübrigt es ſich, die Berufung des KG. auf die Meinung 
des BOB. nachzuprüfen, der übergang des belaſteten Rechts auf 
Ben anderen Gläubiger laſſe den Nießbrauch daran völlig un⸗ 
erührt. 

d) Nebenbei ſei bemerkt: iſt man mit v. Tuhr, Allg. Teil I, 
158) der Anſicht, „daß alle konſtitutive abgeleiteten Rechte zwar 
aus dem Grundrecht entſtehen, aber von deſſen Beſtand unabhängig 
ſind“, ſo könnte die Aufwertung zugunſten des Nießbrauchers weder 
nach dem Zeitpunkt der Begründung der Hypothek durch den erſten 
Gläubiger noch dem des Erwerbes durch den zweiten Gläubiger 
beſtimmt werden, ſondern maßgebend wäre der Zeitpunkt der 
Nießbrauchsentſtehung. 

Prof. Dr. Heinrich Stoll, Tübingen. 


Zu 2. Die Entſch. ſucht die Behauptung zu widerlegen, die 
Rſpr. des KG. zu der Frage der Aufwertung von Kaufgeldforde⸗ 
rungen ſei mit derjenigen des RG. nicht vereinbar. Das RG. hat 
zunächſt eine Aufwertung nach dem reinen Wertverhältnis vorgenommen 
(vgl. JW. 1924, 2003). Der Gläubiger ſollte danach denſelben Bruch⸗ 
teil der Kaufgeldforderung, den die Forderung im Verhältnis zu dem 
vereinbarten Kaufpreis darſtellt, vom jetzigen Wert des Grundſtücks 
berechnet, als Aufwertung erhalten. Schon im Beſchl. v. 5. Febr. 
1925 (JW. 1925, 630) erläutert das KG. feinen Standpunkt näher 
dahin, daß der nach dem Wertverhältnis errechnete Betrag hein ſtarrer 
Satz ſei, von dem nicht abgegangen werden dürfe, daß vielmehr den 
beſonderen Verhältniſſen des Einzelfalles weitgehend Rechnung zu 
tragen und mehr oder weniger unter dieſen Satz herunterzugehen 
jet (vgl. hierzu Nadler in der Anm. IW. 1925, 2241). Nachdem 
das RG. in der grundlegenden Entſch. v. 17. Juni 1925 (JW. 
1925, 2241) die reine Wertparzellentheorie abgelehnt hatte, 


Rechtſprechung 


Grundſtück mit der inzwiſchen vom Antragsgegner umgebauten Villa 
in ſeinem früheren Zuſtande jetzt haben würde, auf 272 000 Hub 
geſchätzt und hat (rechneriſch richtig) feſtgeſtellt, daß — gemeſſen an 
dieſer Wertentwicklung — der innere Wert der Forderung 173 000 Gl 
betragen würde. In derſelben Höhe hat es den Aufwertungsbetrag 
feſtgeſetzt, indem es weiter erwogen hal, daß die wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe des Antragsgegners außerordentlich gut, die der Antrag⸗ 
ſtellerin dagegen bedeutend ungünſtiger ſeien. 

Das KG. hat aufgehoben und zurüchverwieſen. 

Soweit für die Höhe des Auſwertungsbetrages einer Kaufgeld⸗ 
forderung ihr urſprüngliches Verhältnis zu dem damaligen Werte 
des verkauften Grundſtückes von Bedeutung iſt, bemängelt der An⸗ 
tragsgegner mit Recht, daß das LG. dieſen Wert dem in Geld feſt⸗ 
geſetzten Kaufpreiſe gleichgeachtet hat (wird näher ausgeführt im Him 
blick darauf, daß der Käufer erhebliche Nebenleiſtungen übernommen 
hatte). Schon dieſer Grund führt zur Aufhebung des Beſchluſſes. 

Zu den grundſätzlichen Ausführungen zur Frage der Bemeſſung 
einer Kaufgeldaufwertung wird bemerkt: 

Es kann nicht anerkannt werden, daß die vom KG. bei der 
Aufwertung eines Reſtkaufgeldes für erforderlich erklärte Berück⸗ 
ſichtigung des im Hinblick auf den gegenwärtigen Grundſtückswert 
feſtgeſtellten inneren Wertes der Forderung mit der Rſpr. des RG. 
nicht vereinbar ſei (ogl. Mügel, V S. 270 Note 7 ſowie den Be 
richt des RTAusſchuſſes S. 125 — RT ruckſ. Nr. 3604). Auch das 
RG. hat in zahlreichen Urteilen die Berückſichtigung des gegenwärti⸗ 
gen Grundſtückswertes als eines weſentlichen Aufwertungsfaktors 
verlangt. Es hat nur für unzuläſſig erachtet, daß der nach Maß⸗ 
gabe der Grundſtückswertentwicklung errechneten Summe die Be⸗ 
deutung eines normalen Aufwertungsbetrages beigemeſſen werde, 
hat aber anerkannt, daß dieſe Berechnungsart einen geeigneten Aus⸗ 
gangspunkt für die unter Heranziehung weiterer Geſichtspunkte vor⸗ 
zunehmende Bemeſſung des Aufwertungsbetrages abgeben könne, 
wenn dabei erkennbar bleibe, daß der gegenwärtige Grundſtücks⸗ 
wert nur als einer der mehreren für die Aufwertung in Betracht 


ſchwächte das KG. in der Folgezeit feinen Standpunkt gelegentlich 
weiter ab (vgl. JW. 1925, 2253; DNotV. 1926, 252). In der 
Praxis der preußiſchen Aufwertungsſtellen allerdings hat ſich dies 
wenig oder gar nicht bemerkbar gemacht, es wurde faft überall 
die reine Wertparzellentheorie angewandt, ſoweit nicht beſondere 
Umſtände, wie das Vorliegen eines Inflationskaufes, vorlagen. 0 

Ein kurzer Überblick über die Rſpr. des RG. ergibt, daß die 
grundſätzliche Auffaſſung des RG. bezüglich der Aufwertung von 
Kaufgeldforderungen von derjenigen des KG. abweicht. Der 5. 38. 
des RO. hat in dem obenerwähnten Beſchl. v. 17. Juni 1925 (JW. 
1925, 2241) es ausdrücklich gemißbilligt, daß bei der Aufwertung von 
Kaufgeldforderungen — jo wie dies in der Rſpr. des KG. geſchieht 
— in erſter Linie der heutige Grundſtückswert berückſichtigt werde. 
Dieſe Berechnungsart biete unter Umſtänden einen geeigneten Aus⸗ 
gangspunkt für die unter Heranziehung weiterer Geſichtspunkte 
vorzunehmende Bemeſſung des Aufwertungsbetrages, die Auf⸗ 
ſtellung dieſer Berechnungsart als einer allgemeingültigen Regel 
könne aber nicht für zuläſſig erachtet werden. Der gegenwärtige 
Grundſtückswert bilde immer nur einen der mehreren Fahr 
toren, die für die Feſtſtellung des Aufwertungsbetrages in Be 
tracht kommen könnten. In dem Urteil des gleichen Senats 
b. 24. Febr. 1926, V 408/25: Zeiler Nr. 148 wird es als 
rechtsirrtümlich bezeichnet, wenn das BG. den jetzigen Grund⸗ 
ſtückswert ausſchließlich zugrunde gelegt und damit dem vereinbarten 
Kaufpreis jede Bedeutung genommen habe; es ſei nicht Aufgabe der 
Aufwertung, die beim Vertragsſchluß in der Bemeſſung des Kauf⸗ 
preiſes etwa untergelaufenen Fehler auszugleichen. Ebenſo wird in 
dem Urt. v. 16. Okt. 1926, V 70/26: AufivRipr. 2, 91 die „reine 
Aufwertung nach dem Wertverhältnis“ für unzuläſſig erklärt. Die 
Kaufkraft der Mark könne nicht lediglich nach einer Art von Ver⸗ 
kehrsgegenſtänden bemeſſen werden, der Gegenwartswert könne viel⸗ 
mehr nur bei einer ſchätzungsweiſen auf ſämtliche Umſtände des 
Falles zu ſtützenden Bemeſſung des Aufwertungsbetrages neben allen 
anderen Momenten Beachtung finden, damit ein billiger Intereſſen⸗ 


ausgleich erzielt werde. Andererſeits hat der Sen. es aber auch für 
rechtsirrtümlich erklärt, den heutigen Wert des Grundſtücks außer 


acht zu laſſen (vgl. das Urt. v. 9. Febr. 1927, 253/26: Warn. 1927 
Nr. 71 = Beiler Nr. 629 Dag. 1927 Nr. 266 und v. 6. Juni 
1928, V 478/27: AufwRſpr. 3, 756). Schärfer als der 5. hat der 
6. ZS. des RG. gelegentlich gegen die reine Wertparzellentheorie 
Stellung genommen (vgl. das Urt. v. 9. Jau. 1928, VI397/27: 
JW. 1928, 650 Anm von Mügel, S. 1383)) jetzt aber auch die 
Urt. v. 1. März 1928, VI 321/27: Zeiler Nr. 1134 und v. 
18. Juni 1928, VI 47/28: Aufwglſpr. 3, 779). 4 
Eine wichtige Einſchränkung der Wertparzellentheorie enthält 
auch das Urt. des 5. 38. des RG. v. 19. Sept. 1928, V 588/27: 
Aufwgtſpr. 3, 916, wo ausgeführt wird: „Allerdings iſt nach der 
Rſpr. des erk. Sen. unter den Umſtänden, die nach 8 242 56. 
bei der Feſtſetzung der Höhe des aufzuwertenden Kaufpreiſes für 
ein Grundſtück zu berückſichtigen find, auch der gegenwärtige Wert 
des Grundſlücks für die Regel mit in Betracht zu ziehen. 


[Juriſtiſche Wochenſchrift * 
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kommenden Faktoren angeſehen ſei (RG, VB14/25: J. 1925, 
2243; V 70/26: AufwRſpr. II, 91; vgl. ferner V 115/26, II 100/26, 
VB 1/27, V 3/27, V 328/27 und V 478/27: AufwRſpr. I, 169, 216, 
431, 759 und III, 510, 756). 

„In Übereinſtimmung damit hat das RG. wiederholt die Anſicht 
mißbilligt, daß die Aufwertung ohne weiteres auf den nach dent 
Grundſtückswertverhältnis ſich ergebenden inneren Wert der Forde⸗ 
rung feſtzuſetzen ſei, ſofern ſich nur aus einem Vergleich der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe des Schuldners mit denen des Gläubigers 
kein beſonderer Anlaß zu einer geringeren Bemeſſung entnehmen 
laſſe. Die dem zugrunde liegende Auffaſſung, daß der innere Wert 
er Forderung in dem borerörterten Sinne nur einer der mehreren 
für die Aufwertung in Betracht kommenden Faktoren, wenn auch 
regelmäßig ein beſonders wichtiger, ſei, iſt vom Senat ferner darin 
zum Ausdruck gebracht, daß er unter Umſtänden ein Hinausgehen 
über den inneren Wert für zuläſſig hält und bei der Aufwertung 
von Kaufgeldforderungen, welche einen Inflationsgewinn enthalten, 
den gegenwärtigen Grundſtückswert hinter anderen Geſichtspunkten 
zurücktreten läßt (9 Aw 1544/26, 1471/26 und 3990/27: JW. 1927, 
2228; JurR. 1927 Nr. 1054; JW. 1928, 2096). Nach der Begrün⸗ 
dung des angefochtenen Beſchluſſes beſtehen Bedenken, ob das LG. ſich 
dieſer Bedeutung des inneren Wertes einer Kaufgeldforderung für die 
Aufwertung bewußt geweſen iſt. 

(KG., 9. 3S., Beſchl. v. 13. Sept. 1928, 9 Aw 4451/27.) 

Lig. Backs.] 
* 


3. Art. 18 Abſ. 2 Durchf VO. z. AufwG. Anrechnung 
von Sachleiſtungen. f) 

Die Rüge der Verletzung des Art. 18 Abſ. 2 Satz 2 Durchf VO. 
greift durch. Die BeſchwF. hat in der Rückwirkungszeit Ablöſungs⸗ 
anleihe angenommen, die unſtreitig Neubeſitz war. Die Vorentſchei⸗ 
dung hatte alſo über die Anrechnung dieſer Leiſtung nach freiem 
Ermeſſen unter Berüchſichtigung der Intereſſen beider Teile zu 
befinden. Das KG. darf aber den angefochtenen Beſchluß darauf nach⸗ 
prüfen, ob das Ermeſſen der Vorinſtanz frei von Rechtsirrtum iſt. 
Das LG. geht ſogleich von dem Einlöſungswerte der eingelieferten 
Anleihe aus, den die Antragſtellerin jedoch nur im Endergeb⸗ 
niſſe als Höchſtbetrag der Anrechnung zugeſtehen will. Nach 
Art. 18 Abſ. 2 Satz 2 DurchfVoO. war zunächſt zu ermitteln, 
welchen Wert die hingegebene Anleihe gegen w ärtig für den Eigen⸗ 
tümer (Schuldner) haben würde. Dieſer gegenwärtige Wert ſoll 
ferner nach dem Willen des Geſetzgebers für die Anrechnung der An⸗ 
leihe in der Regel von maßgebender Bedeutung ſein, ſo daß — wie 
die AufwStelle rechtlich zutreffend bemerkt — nur in beſonderen 


können aber auch Fälle vorkommen, in denen die Mitberückſich⸗ 
tigung dieſes Wertes nicht angängig erſcheint, und eine derartige 
Sachlage erachtet der BR. hier deshalb für gegeben, weil es ſich 
um einen Fall der ſog. rückwirkenden Aufwertung handelt, bei 
welchem die Grundſtückspreiſe in der Zeit vom Abſchluſſe des Kauf⸗ 
vertrags bis zur Leiſtung der in Betracht kommenden Zahlungen 
— März bis Dezember 1921 — keinesfalls beträchtlich geſtiegen 
waren.“ 

Es läßt ſich danach wohl kaum beſtreiten, daß ein er⸗ 
heblicher prinzipieller Unterſchied in der Grundauffaſſung zwiſchen 
dem NG. und dem RG. beſteht, wenn auch die praktiſche Ans 
wendung der von beiden Gerichten aufgeſtellten Rechtsſatze im 
Einzelfall zu ähnlichen Ergebniſſen führen kann. Auf Grund der 
reichsgerichtlichen Rſpr. haben andere zur letztinſtanzlichen Entſch. 
in Aufwachen berufene OLG. die Anwendung der Wertanteils⸗ 
theorie ſtark eingejchränkt (vgl. OLG. Hamburg: Hanſch 3. 1927, 143). 

RU. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 


Zu 3. Im Falle der in der Rückwirkungszeit oder unter Vor⸗ 
behalt der Rechte erfolgten Annahme von Markanleihen hat nach 
Art, 18 Abſ. 2 Satz 2 Halbſ. 1 Durchf VO. die AufrStelle über die An⸗ 
rechnung der Leiſtung nach freiem Ermeſſen unter Beruückſichtigung 
der Intereſſen beider Teile zu entſcheiden. Dieſe Loſung bezeichnet 
Mügel (Aufwertungsrecht? S. 1085) als nicht glücklich, da die 
Gefahr beſtehe, daß der Richter Billigkeitserwagungen aller Art 
Raum gebe Auf Grund ſolcher Billigkeitserwägungen hatte das LG. 
die Anrechnung auf das Zehnfache des Einlöfungswertes feſtgeſetzt. 
Mit Recht mißbilligt das KG. dieſe Erwägungen, denen eine aus⸗ 
reichende Grundlage fehlt. Insbeſ. durfte nicht eine „nicht naher 
aufgeklärte Möglichkeit“ berückſichtigt werden, daß die Anleihe⸗ 
ſtücke ohne die Einlieferung Altbeſitz geblieben wären. Aber auch 
die vom KG. gedilligte Anrechnung des bloßen Einloſungs⸗ 
werts ſcheint mir einer genügenden Grundlage zu entbehren. Nach 
Abſ. 2 Satz 2 Halbſ. 2 a. a. O. iſt insbeſondere der gegen⸗ 
wärtige Wert zu berückſichtigen, den die Anleihe für den Eigen⸗ 
tümer haben würde. Dieſer Gegenwartswert wird hiernach, wie 
das RG. in Übereinſtimmung mit Mügel a. a. O. zutreffend an⸗ 
nimmt, der Berechnung zugrunde zu legen fein, ſofern nicht be= 
ſondere Umſtände eine Abweichung rechtfertigen. Aber für die Feſt⸗ 
ſtellung des Gegenwartswerts iſt die Frage von entſcheidender Be- 
deutung, ob die Anleihe in der Hand des Eigentümers noch Alt⸗ 


Fällen eine anderweitige Berechnung Platz greifen darf. Die Er⸗ 
wägungen, mit denen das LG. die Anrechnung auf das Zehnfache 
des Einlöſungswertes rechtfertigt, laſſen jedoch irgendwelche Beſonder⸗ 
heiten dieſes Falles nicht erkennen. Sie beruhen im weſentlichen nur 
auf Vermutungen, die nicht frei von rechtlichen Bedenken ſind. Der 
angefochtene Beſchluß nimmt ohne nähere Ermittelungen an, daß die 
Beſchweß. durch die Rücklieferung der ſtreitigen Anleihe ſo geſtellt ſei, 
als habe ſie das Gut des Antragsgegners nie beliehen. Demgegenüber 
bemerkt die Beſchw§. mit Recht, daß die Obligationen, die ſie ſeiner⸗ 
zeit bei Begründung des Darlehns hingegeben habe, jetzt möglicher⸗ 
weiſe als Altbeſitz zur Aufwertung gelangen können, während die 
zurückgelieferten Anleiheſtücke unſtreitig Neubeſitz darſtellen. Ebenſo iſt 
es rechtlich zu beanſtanden, daß das LG. die nicht näher aufgeklärte 
Möglichkeit berückſichtigt, die zurückgegebenen Anleiheſtücke wären 
ohne die Einlieferung des Antragsgegners noch Altbeſitz geblieben. 
Sie waren — wie ihr Verkauf an den Antragsgegner beweiſt — von 
deſſen Rechtsvorgänger ohnehin zur Veräußerung aufgegeben worden. 
Hätte ſie nicht der Antragsgegner i. J. 1924 erworben, ſo wären ſie 
unter Umſtänden im Börſen⸗ oder Bankverkehr in andere Hände ge⸗ 
langt und hätten infolgedeſſen ihre Eigenſchaft als Altbeſitz ebenfalls 
verloren. Daß ſich der Antragsgegner ſchließlich in ſeiner Erwartung 
getäuſcht ſieht, die für nur 7067,10 GM. Anfang 1924 gekauften 
Obligationen zur Abdeckung der jetzt aufzuwertenden Rechte der An⸗ 
tragſtellerin zu verwenden, kann ebenfalls nach Treu und Glauben 
nicht zu feinen Gunſten berückſichtigt werden. Im Gegenteil führt 
bereits dieſer niedrige Ankaufspreis dazu, ein Hinausgehen über 
den von der BeſchwF. zugeſtandenen Einlöſungswert der Anleihe 
(7082,50 GM.) abzulehnen. Demnach war die Entſch. der AufwStelle 
zur Anrechnung wiederherzuſtellen. 
(KG., 9. Z., Beſchl. v. 12. Jan. 1928, Aw III 1956/27.) 
[KGR. Dr. Batufder.] 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 
Preußen. 


1. 81909 BGB.; 857 Nr. 3 FGG. Die Beſchwerde 
gegen Anordnung oder Aufhebung einer Pflegſchaft ſteht 
einem Ehegatten nur während der Dauer der Ehe zu. Tat⸗ 
ſächliches Intereſſe gibt kein Beſchwerderecht. 7) 

(Kch., 38S. 1a, Beſchl. v. 13. April 1928, 13 X 272/28.) 

Abgedr. JW. 1928, 21492. 

* 
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beſitz fein würde. Wie es unzutreffend war, daß das LG. die bloße 
Möglichkeit der Altbeſitzeigenſchaft zugunſten des Eigentümers 
berückſichtigte, ſo genügte zur Ablehnung dieſer Eigenſchaft anderer⸗ 
ſeits nicht der Hinweis darauf, daß die Anleiheſtücke „unter Um⸗ 
ſtänden“ in andere Hände gelangt wären und deshalb ihre Eigen⸗ 
ſchaft als Altbeſitz verloren hätten. Dieſe Frage bedurfte einer Klä⸗ 
rung. Es wäre zweckmäßig geweſen, von der in Art. 18 Abſ. 2 
Satz 3 gegebenen Befugnis der Einholung einer endgültigen Entſch. 
der Reichsſchuldenverwaltung hierüber Gebrauch zu machen. 
IR. Martin Meyerowitz, Königsberg. 


Zu 1. A. Anm. von Opet, ebenda. 

B. Bei der Beratung des FGG. im RT. tadelte ein Abgeord⸗ 
neter die beſchränkte Regelung der Beſchwerdeberechtigung; es ſeien 
alle glücklich zu preiſen, die die juriſtiſchen Prüfungen beſtanden haben 
und mit dem haſuiſtiſchen Ballaſt des § 57 ihr Gedächtnis nicht zu 
belaſten brauchen. An dieſe Außzerung erinnert die hier beſprochene 
Entſch.: Die BeſchwF. hatte als geſchiedene Frau den geſetzlichen 
Unterhaltsanſpruch gegen den Mann (8 1573), der entmündigt war; 
ſein Vater war geſtorben, und er hatte danach von der Mutter, der 
anſcheinenden Alleinerbin, den Pflichtteil zu fordern. Nun war aber 
die Mutter anſcheinend ihm zum Vormund beſtellt, daher an der 
Vertretung des Mündels behindert (88 181, 1795 Abſ. 2, 1896) und 
danach für den Mündel eine Pflegſchaft zwecks Geltendmachung des 
Pflichtteils angeordnet (8 1909), ſodann aber wieder aufgehoben. Nun 
haben aber gerade die Gläubiger des Mündels, danach auch die unter⸗ 
haltsberechtigte frühere Frau, das größte Intereſſe daran, daß dieſer 
dem Mündel gegen ſeine Mutter zuſtehende Anſpruch auf Auszahlung 
des Pflichtteils (vielleicht das einzige Vermögen des Mündels, das 
nur beſchränkt pfändbar it (8 852 3D.) geltend gemacht werde. 
Es liegt daher nahe, hier dem Glaubiger ein Beſchwerderecht zu geben, 
d. h. das Recht darauf, daß die Richtigkeit dieſer die Pflegſchaft auf⸗ 
hebenden Verfügung vom Beſchwerdegericht nachgeprüft werde. Indes 
nach 857 Nr. 3 ſteht dies Recht nur dem zu, der am Fortbeſtehen 
der Pflegſchaft ein „rechtliches“ Intereſſe hat; und letzteres ſpricht 
das KG. der unterhaltsberechtigten Frau ab, weil die Pflegſchaft aus⸗ 
schließlich die Beziehungen des Mündels zu ſeiner Mutter ordnen, für 
die Unterhaltspflicht aber bedeutungslos ſei. — . 

Dieſer Entſch. it im Ergebnis beizupflichten; ſie zeigt aber die 
Mangelhaftigkeit des jetzigen Rechtszuſtandes. Im Gegensatz zu dem 
rein menſchlichen, ethiſchen, rein ſchutzwürdigen „berechtigten“ 


2. 82369 BGB.; Art. 25 EG BGB.; Art. 13. 15, 17 
deutſch⸗ruſſ. Nachlaßabkommen. 

1. Die Erbfolge nach einem im Ausland verſtorbenen 
Sowjetruſſen in Anſehung eines in Deutſchland belege⸗ 
nen Grundſtücks richtet ſich, abweichend von Art. 25 EG., 
nach deutſchem Rechte. 

2. Das deutſche Recht iſt auch für die formellen Vor⸗ 
ausſetzungen der Erteilung eines gegenſtändlich be⸗ 
ſchränkten Erbſcheins maßgebend. f) 

(KG., 1. 3 S., Beſchl. v. 30. Sept. 1926, 1 X 579/26.) 

Abgedr. JW. 1927, 2316. 


Bayeriſches Gberſtes Landesgericht. 


Strafſachen. 
Berichtet von IR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


1. 8 235 StGB. kann als Objekt des Vergehens auch 
Perſonen haben, die der Großjährigkeit naheſtehen. Zum 
Begriffe der Entziehung und der Liſt. f) 

Der dem Geſetz urſprünglich zugrunde liegende Gedanke an 
den „Kinderraub“ zeigt, daß unter dem „Entziehen“ ein ſchwerer 


Intereſſe (Nr. 9) und den rein wirtſchaftlichen (nicht auf ein be⸗ 
ſtimmtes Recht bezüglichen) Verhältniſſen des BeſchwF. iſt „recht⸗ 
liches“ Intereſſe ein ſolches, das ſich auf die durch eine Rechtsnorm 
geregelten Verhältniſſe des BeſchwF. zu anderen bezieht, jo wenn 
dieſer als Vertragsgenoſſe dem abweſenden oder unbekannten Pfleg⸗ 
ling eine Erklärung abgeben, ihn verklagen oder ihm leiſten will, 
mit ihm in Rechtsgemeinſchaft ſteht: in ſolchen Fällen hat der Gläu⸗ 
biger, Schuldner, Miterbe des Pfleglings ein rechtliches Intereſſe 
an Anordnung oder Fortbeſtehen der Pflegſchaft, nicht aber in dem 
hier entſchiedenen Fall. Jeder Gläubiger hat ein wirtſchaftliches Inter⸗ 
eſſe am Wohlergehen des Schuldners, alſo daß dieſer ſeiner Außen⸗ 
ſtände nicht verluſtig gehe, ſie zur Befriedigung ſeiner Gläubiger ver⸗ 
wendet werden können. Das iſt aber ein bloß wirtſchaftliches, kein 
rechtliches Intereſſe. — So die herrſchende Meinung. Aber zwingend 
iſt dieſe Begründung nicht; ein Blick in die Kommentare ergibt, daß 
Rſpr. und Rechtslehre ſehr ſchwanken; und wenn man den ſehr aus⸗ 
führlichen Ausführungen Ungers: 33P. 37, 416 folgt, wonach recht⸗ 
liches Intereſſe „den Rechtsvorteil bedeutet, der darin beſteht, daß 
durch Aufrechterhaltung der Pflegſchaſt dem BeſchwF. der Schutz, der 
Gebrauch, die Weiterentwicklung ſeiner Rechtsbeziehungen zu dem 
Pflegling erleichtert wird“, ſo wäre auch in unſerem Fall das Be⸗ 
ſchwerderecht des Gläubigers anzuerkennen. Nach dem OLG. Hamburg 
(315 G. 1, 497) hat ſogar der Fürſorgeverband wegen des zwiſchen 
ihm und dem Armen beſtehenden Rechtsverhältniſſes ein rechtliches 
Intereſſe, daß dem Armen ein Pfleger beſtellt werde, der für eine 
billige Unterbringung ſorge, alſo in einem Fall, wo man das Inter⸗ 
eſſe für ein rein wirtſchaftliches halten möchte. Alſo eine auffallende 
Fülle kaſuiſtiſcher Vorſchriften bietet 8 57 über das Beſchwerderecht, 
das, wie der vorl. Fall ergibt, zuweilen verſagt, wo es geboten wäre. 
Viel einfacher war der Nechtszuſtand des früheren preuß. Rechts: 
Nach § 12 III 1 AGO. ging die Beſchwerde gegen den Inhalt einer 
„dem BeſchwF. vermeintlich nachteiligen Verfügung“; obwohl der Be⸗ 
griff dieſer ein ſehr weiter iſt, hatten ſich Mißſtände hieraus nicht 
ergeben, wie ja auch die GBO. keine Vorſchrift über die „Legi⸗ 
timation zur Beſchwerde“ hat. Näheres bei Joſef: DR. 12, 34. 
RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


Zu 2. A. Anm. von Lutterloh. 


B. Der Beſchl. und das Nachlaßabkommen rufen Zweifels⸗ 
fragen hervor. Geſetzt ein Ruſſe iſt in Berlin verſtorben und hat 
dort ein Haus hinterlaſſen ſowie Fahrnis. Der Vertrag zwiſchen 
Deutſchland und der Sowjetrepublik v. 6. Jan. 1926 enthält als 
Anlage zu Art. 22 ein Nachlaßabkommen, deſſen § 13 (RGBl. II, 
72) dahin lautet: 

„Die erbrechtlichen Verhältniſſe beſtimmen ſich in Anſehung 
des beweglichen Nachlaſſes nach den Geſetzen des Staats, dem der 
Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes angehörte. 

In Anſehung des unbeweglichen Nachlaſſes beſtimmen ſich die 
erbrechtlichen Verhältniſſe nach den Geſetzen des Staats, in deſſen 
Gebiet dieſer Nachlaß liegt.“ 

Der Grundſatz von der Univerſalſukzeſſion (8 1922) it alfa 
aufgegeben, der Mobiliarnachlaß vom Immobiliarnachlaß geſchieden. 
Während dies aber in allen fonſtigen Fällen des zwiſchenſtaatlichen 
Erbrechts zur Folge hat, daß auf die Vererbung der Beſtandteile 
verſchiedene Erbrechte zur Anwendung kommen, wird hier, da das 
ruſſiſche Recht kein Erbrecht anerkennt (vgl. Joſef: JW. 1926, 
381), das geſamte bewegliche in Deutſchland wie in Rußland be⸗ 
findliche Vermögen Eigentum des ruſſiſchen Staats, oder anders 
ausgedrückt: ein „Nachlaß“ iſt nur vorhanden, ſoweit er aus 
Grundſtücken beſteht, die in Deutſchland liegen. In unſerem Fall 
wird das Grundflück Eigentum der Geſchwiſter als der nach deut⸗ 


Rechtſprechung 


für längere Zeit fortwirkender Eingriff in die Rechte der Eltern 
uſw. zu verſtehen iſt. Es wird eine tatſächliche Aufhebung des bis⸗ 
herigen Gewaltverhältniſſes gefordert (Binding, Lehrbuch des 
Deutſchen Strafrechts, beſ. Teil. Bd. 1 S. 115 in der 2. Au 8 
Die Rechte des Vaters beſtimmen ſich nach 8 1631 Abſ. 1 B00 8. 
Der § 235 Steh B. fol vornehmlich das elterliche Erziehungsrecht 
ſchützen (N®.: Goltd Arch. 60, 82), deſſen mefentlicher Inhalt in 
der jederzeit unbehinderten Verfügung über die körperliche und 
geiſtige Ausbildung des Minderjährigen beſteht. Eine ernſtliche 
Beeinträchtigung des Elternrechtes in ſeiner Ausübung nach dieſer 
Richtung konnte im gegebenen Falle nicht ſtattfinden, weil bei einem 
normal entwickelten Mädchen von 18 Jahren die Erziehung abge 
ſchloſſen iſt. 


ſchem Recht nächſten Erben. Nach § 11 a. a. O. ift nun das 
deutſche Gericht verpflichtet, alle Verrichtungen nach Maßgabe des 
deutſchen Rechts in derſelben Weiſe vorzunehmen wie beim Nach- 
laß von Inländern. Beantragen alſo die Erben die Auseinander⸗ 
ſetzung (§ 86 F.), jo hat das Nachlaßgericht fie auf das in⸗ 
ländiſche Grundſtück zu beſchränken 1) und nach 8 11 dieſe Mn 
gelegenheit ſo zu behandeln, als ob der Erblaſſer ein Inländer 
geweſen wäre, der nichts weiter als das Grundſtück 
hinterlaſſen hat, ſo betr. des Anfalls und der Ausſchlagung der 
Erbſchaft, des Rechtsverhältniſſes der Miterben, der Haftung gegen“ 
über den Nachlaßgläubigern, der Art der Auscinanderſetzung, der 
Befugniſſe des Teſtamentsvollſtreckers, ferner betr. Sicherung des 
Nachlaſſes (88 1960, 1961), Eröffnung und Erzwingung der Her 
ausgabe des Teſtaments (88 2259— 2262), die Entgegennahme von 
Erklärungen, z. B. der Ausſchlagung (§8 1945 ff.), Ernennung und 
Entſetzung des Teſtamentsvollſtreckers (88 2200, 2227), Anordnung 
der Nachlaßverwaltung, Beſtimmung der Inventarfriſt, Abnahme 
des Offenbarungseides (88 1975, 1994 — 2000, 2006), Feſtſtellung 
des fiskaliſchen Erbrechts (§ 1936) u. a. N 

Ein Nachlaß beſteht alſo für das deutſche Gericht nur, ſoweit 
ein in Deutſchland belegnes Grundſtück in Frage kommt; folglich 
kann der Gläubiger eines Miterben auch den Anteil pfänden, 
der ſeinen Schuldner an dem inländiſchen Grundſtück zuſteht. Der 
Anteil des einzelnen Miterben am Nachlaß vor der Teilung unter‘ 
ſteht nach $ 2033 der freien Verfügung des Miterben, im Gegen“ 
ſatz zu dem Anteil an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden; dem? 
entſprechend geſtattet $ 859 Abſ. 2 ZPO. dem Gläubiger des ei? 
zelnen Miterben die Pfändung des Geſamtanteils und ſchließt die 
des Anteils an den einzelnen Gegenſtänden aus. Nichtsdeſtoweniger 
iſt die Pfändung des dem Erben an dem inländiſchen Grundſtück 
— alſo an einer einzelnen Nachlaßſache — zuſtehenden Anteils ge⸗ 
ſtattet; denn in Wahrheit bildet das (nach deutſchem Recht ver⸗ 
erbte) Grundſtück den „Nachlaß“ i. S. des 8 859 Abſ. 2 BRD 
ſoweit für das deutſche Gericht ein Nachlaß überhaupt in Betracht 
kommt; dieſes hat einen ſolchen Beſtandteil in allen ſonſtigen Be⸗ 
ziehungen fo zu behandeln, als ob der Erblaſſer ein Inländer ge 
weſen wäre (vgl. Joſef: Bl. f. Int. R. [Lg., Beilage)! 1926, 
202). Danach fragt ſich, ob hier das Nachlaßgericht dem Erben 
den Vollerbſchein zu erteilen oder, wie das KG. und Lutterloh 
ohne Begründung annehmen, den beſchränkten Erbſchein des § 2369. 
Für die erſtere Annahme ſpricht anſcheinend § 11 mit § 13 a. a. O, 
wonach nicht bloß die Beerbung nach deutſchem Recht erfolgt, 
ſondern das Nachlaßgericht alle Verrichtungen „in derſelben 
Weiſe“ vorzunehmen hat, wie bei Inländern. Man wird dennoch 
nur den beſchränkten Erbſchein für zuläſſig halten. Denn der Voll 
erbſchein der 88 2353—2367 wird dem „Erben“ des § 1922 er? 
teilt, ſetzt alſo voraus, daß das Vermögen des Verſtorbenen 
als Ganzes — ohne Unterſchied ſeiner verſchiedenen Beſtand⸗ 
teile — auf den Erben übergeht; dieſe Vorausſetzung fehlt aber 
beim Tod des Sowjetruſſen, da deſſen Vermögen teils dem ruft“ 
ſchen Staat zufällt, teils auf Erben übergeht. 

RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


1) Iſt das Grundſtück vermietet, ſo kann das deutſche Nachlaß⸗ 
gericht die Mietzinsforderung nicht zur Auseinanderſetzung ziehen, 
da dieſe ſich nur auf die Grundſtücke, nicht auf deren (laufende 
oder rückſtändige) Nutzungen und Laſten erſtrecht. Und wenn die 
vier Erben zwecks Aufhebung der unter ihnen beſtehenden Ge⸗ 
meinſchaft die Zwangsverſteigerung der Grundſtücke beantragt 
haben und der Verſteigerungserlös hinterlegt iſt, ſo iſt das deutſche 
Gericht nicht zuſtändig, die Auseinanderſetzung betr. dieſes Erlöſes 
zu vermitteln; denn dieſer teilt nicht die Rechtsnatur des Grund? 
a 10 er ſtellt ſich als Fahrnis dar (Joſef: anti 
24, 


Zu 1. Ob die Entſch. ſachlich zu billigen iſt, kann ich nicht 
ſagen, da der Sachverhalt nicht mitgeteilt iſt. Daher find nur einig 
abſtralte Bemerkungen möglich. Die erſte: daß bei einem norma 
entwickelten Mädchen von 18 Jahren die Erziehung abgefchtofle 

e 


fein oll, dürfte doch wohl entſchieden zu beſtreiten fein. — Wen 
auch zum „Entziehen“ eine nur vorübergehende Störung der elterliche! 
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In Hinſicht auf das Recht des Vaters, den Aufenthalt der 
Minderjährigen zu beſtimmen, genügt zum Begriff des „Ent⸗ 
ziehens“ nicht eine kurze Störung, eine vorübergehende, dem väter- 
lichen Willen widerſprechende Unterbringung (KG.: Goltd Arch. 
a. a. O.). Das „Entziehen“ ſteht keineswegs auf gleicher Stufe mit 
dem „Entführen“. Den Aufenthalt der geflüchteten Tochter hat der 
Vater, wenn nicht ſogleich, ſo doch ſehr raſch erfahren, denn ſchon 
am Tag nach der Ankunft bei X. wollte er ſie dort holen. Er konnte 
auf ſie alsbald wieder tatſächlich einwirken, ſoweit es eben bei einer 
Minderjährigen dieſes Alters noch angeht. Eine beträchtliche Ver⸗ 
hinderung des väterlichen Einfluſſes in feiner praktiſchen Bedeu⸗ 
kung iſt unter ſolchen Umſtänden nicht eingetreten. In ein neues 
Gewaltverhältnis war die Tochter nicht gebracht, was zwar im all⸗ 
gemeinen kein Erfordernis nach $ 235 StGB. iſt (Olshauſen, 
Anm. 2 zu 8 235), aber in dieſem Falle dafür ſpricht, daß der 
väterliche Machtbereich, ſoweit damit bei dem Alter der Tochter über⸗ 
haupt noch etwas durchzuſetzen war, kaum gefährdet wurde. 

Das RO. hat in Rſpr. 8, 466 den Standpunkt vertreten, daß 
nicht jedes Handeln als „Liſt“ zu würdigen ſei, daß vielmehr ein 
planmäßiger auf Täuſchung berechneter Anſchlag verlangt wird. 
Nun hat das NG. allerdings abweichend hiervon in RGSSt. 17, 90 
den Begriff der Liſt weiter ausgedehnt. Danach ſoll es nicht darauf 
ankommen, ob jemand überliſtet wurde, ob abſichtlich hervorgerufene 
irrige Vorſtellungen eines Beteiligten wirkſam waren. Es ſei ge⸗ 
nügend „neben der Anwendung eines gewiſſen Grades von Klug⸗ 
heit, Schlauheit, Fertigkeit ein gefliſſentliches Verbergen der Ab⸗ 
ſicht oder der zur Erreichung der Abſicht gebrauchten Mittel“. Dieſe 
Definition ſteht mit der ſonſt herrſchenden Meinung nicht in Ein⸗ 
klang (Bind ing a. a. O. S. 86/87; Hälſchner, Das geſ. deutſche 
Strafrecht 2, 142/143; Villnow: Goltd Arch. 24, 115) und wird 
in den Komm. von Frank a. a. O., Anm. I, 2 zu 8 234; Ols⸗ 
hauſen a. a. O., Anm. 5a zu 8 234 mit beachtenswerten Gründen 
bekämpft (vgl. auch Tpz Komm., Anm. 5b zu 8 234). Es iſt bei 
jener neueren Auslegung des Begriffes eine ſichere Grenze, deren 
Überſchreitung das zur Entziehung angewendete Mittel als Liſt 
kennzeichnen ſoll, ſchwer zu finden. Ungewiß bleibt auch, auf welche 
Weiſe dann die Beziehung des „liſtigen“ Verhaltens auf die Um⸗ 
welt hergeſtellt werden kann. Gerade in der Irreführung des Ge⸗ 
walthabers, des Minderjährigen, oder eines Dritten, derzufolge 
die Entführung ermöglicht oder erleichtert wird, in der ſo vom Täter 
an den Tag gelegten Falſchheit ſcheint hier das Geſetz die ſtraf⸗ 
würdige Verwerflichkeit der Handlungsweiſe zu erblicken. 

(Baydb s., StS., Urt. v. 2. Dez. 1927, RevReg. I Nr. 619/27.) 


Oberlandesgerichte. 


a) Zivilſachen. 
Berlin. I. Materielles Recht. 


1. 88 2039 ff., 180 II, 185 BGB.; 8 15 AufwG. An- 
nahme der Leiſtung bei Zahlung an einen von mehreren 
Mitgläubigern in ungeteilter Erben⸗ bzw. Gütergemein⸗ 
ſchaft. Die Genehmigung durch die übrigen Mitgläubiger 
hat keine rückwirkende Kraft, ſondern iſt nur als neues 
Rechtsgeſchäft wirkſam. f) 

Ac. und LG. ſtellen feſt: 10000 46 ſind ſchon vor der Rück⸗ 
wirkungszeit an den Vater der Antragſteller gezahlt. Gläubiger der 
Teilhypothek ſind bei der Zahlung der 10000 % die Antragſteller 
und ihr Vater in ungeteilter Erbengemeinſchaft geweſen . 

Dieſe rechtliche Auffaſſung trifft allerdings nicht genau zu. Die 
Eltern der Antragſteller lebten in allgemeiner Gütergemeinſchaft des 


Gewalt nicht genügt, ſo kann doch ein Entziehen vorliegen, wenn die 
elterliche Gewalt ſehr raſch wiederhergeſtellt wird; denn es kommt dabei 
auch auf den Zweck des Eingriffs an. Wie aber der Fall liegt, iſt 
nicht zu erkennen. — Daß die verkehrte Entſch. RES. 17, 90 
überhaupt noch zitiert wird, begreife ich nach der allgemeinen Ab⸗ 
lehnung, die ſie fand, nicht (vgl, JW. 53, I, 305). 8 

Geh. IR. Prof. Dr. W. Mitter maier, Gießen. 


Zu 1. Die Begründung iſt nicht unbedenklich. Sie iſt rein kon⸗ 
ſtruktiv. Es iſt aber ſehr zweifelhaft, ob man auf dieſem Wege 
zu dem Ergebnis der obigen Entſch. gelangen kann. 5 

Gläubiger waren in dem obigen Fall zwei Gemeinſchafken 
zur geſamten Hand, nämlich eine Erbengemeinſchaft und eine ehe⸗ 
liche Gütergemeinſchaft, die bis zur Auseinanderſetzung fortbeſtand. 

ie Zahlung war nicht an die ſämtlichen an den beiden Gemein⸗ 
ſchaften beteiligten Perſonen erfolgt, ſondern nur an einen dieſer 
Beteiligten. Das KG. hat entſcheidendes Gewicht darauf gelegt, 
aß dieſer Beteiligte nicht im Namen der andern Beteiligten ge 
handelt habe. Nur in dieſem Falle hätte die nachträgliche Ge⸗ 
nehmigung der andern Beteiligten unter den Vorausſetzungen des 
180 BGB. die Annahme der Zahlung wirnſam machen können. 
„Die Anwendbarkeit des $ 185 Abſ. 2 BGB. hat das KG. ver⸗ 
neint, weil es ſich hier zwar um eine Verfügung, aber um eine 


ALR. Da ein Ehevertrag, durch den fortgeſetzte Gütergemeinſchaft ver» 
einbart ſein könnte, nicht feſtzuſtellen iſt, kann unbedenklich an⸗ 
genommen werden, daß mit dem Tode der Mutter der Antragſteller 
die Gütergemeinſchaft endigte (Art. 47 8 4 Pr Ac BGB.). . 

Es gehörte alſo nunmehr der Anteil der Mutter am Geſamt⸗ 
gute zu ihrem Nachlaſſe (88 1510, 1482 BGB.). Es beſtanden nun⸗ 
mehr zwei begrifflich geſonderte Nechtsgemeinſchaften: 1. die Erben⸗ 
gemeinſchaft zwiſchen dem Vater und den Antragſtellern, die ſich auf 
den Nachlaß der Mutter, daher auch auf ihren Anteil am Geſamtgut 
und dadurch mittelbar auf das zur Aufwertung ſtehende Recht er⸗ 
ſtreckte; 2. die bis zur Auseinanderſetzung über das Geſamtgut 
dauernde Gemeinſchaft zwiſchen der genannten Erbengemeinſchaft 
einerſeits und dem Vater als dem für ſich perſönlich am Geſamtgut 
Berechtigten andererſeits. 

Auch bei dieſer richtigen Auffaſſung des Rechtsverhaltniſſes, in 
dem die Antragſteller und ihr Vater hinſichtlich der Hypothek zuein⸗ 
ander ſtanden, kommt es aber vorliegend auf die gleichen Fragen an 
wie bei der Auffaſſung ihres Rechtsverhältniſſes lediglich als einer 
ungeteilten Erbengemeinſchaft. 

Jede der vorhanden geweſenen Gemeinſchaften hatte nämlich zur 
Folge, daß die Antragsgegner ſich durch Leiſtung nur an einen der 
Berechtigten, ſofern nicht die Zuſtimmung der anderen vorlag, nicht 
befreien konnten; daß vor allem keiner der Berechtigten befugt war, 
ohne Zuſtimmung der andern über einen zum gemeinſamen Gute ge⸗ 
hörigen Gegenſtand zu verſügen. Bezüglich der Erbengemeinſchaft er⸗ 
gibt ſich das aus den Vorſchriften der 88 2039 ff. BGB., bezüglich 
der Gemeinſchaft, die in Anſehung des Geſamtgutes bis zur Aus⸗ 
einanderſetzung beſtand, aus den 88 1471, 1442 BOB. (sgl. 
Maercker, Nachlaßbehandlung, 19. Aufl., Bd. 2 S. 157). 

Für beide Geſamthandverhältniſſe gelten ferner bezüglich der 
Genehmigung von Rechtsgeſchäften eines einzelnen durch die andern 
Berechtigten die Vorſchriften der 88 177 ff. BGB. 

Daß die Geſamtberechtigung des Vaters und der Antragſteller bei 
Bewirkung der Leiſtung durch die Antragsgegner zum mindeſten be⸗ 
züglich der fraglichen Hypothek noch beſtand, kann nicht in Zweifel 
gezogen werden, da eine Auseinanderſetzung über die Hypothek wirk⸗ 
ſam nur in der durch 88 873 ff., 877 BGB. vorgeſchriebenen Form 
erfolgen konnte. Es iſt daher nicht richtig, wenn die Antragsgegner 
meinen, der Vater der Antragſteller habe lediglich den auf ihn ent⸗ 
fallenden Anteil ausgezahlt erhalten. 

Zutreffend geht nach alledem das LG. davon aus, daß der Vater 
der Antragſteller zur Annahme der 10000 % aus eigenem Rechte 
nicht befugt geweſen ſei; denn die „Annahme“ (8 14 Auf.) iſt, 
wie auch das RG.: AufwRſpr. 1928, 460 ausgeſprochen hat, eine Ver⸗ 
fügung über das betroffene Recht. Nur dann alſo hätte der Vater die 
10000 % rechtswirkſam angenommen, wenn er dazu die Ermächtigung 
der Antragſteller hatte oder wenn die Annahme durch ihn ſpäter rechts⸗ 
wirkſam geworden iſt. Das LG. läßt dahingeſtellt, ob er zur An⸗ 
nahme ermächtigt war, nimmt aber an, daß in der Erteilung der 
löſchungsfähigen Quittung am 1. Nov. 1922 die Genehmigung der 
Annahme liege und dieſe Genehmigung auf den Zeitpunkt, in dem 
die Leiſtung bewirkt worden ſei, zurückwirke. Letztere Auffaſſung iſt 
jedoch rechtsirrtümlich. Die Annahme der Leiſtung iſt ein einſeitiges 
Rechtsgeſchäft (ogl. RG. a. a. O.). Bei ſolchen ift aber grundſätzlich ein 
Handeln ohne Vertretungsmacht unzuläſſig, ſo daß ein Schwebezuſtand, 
wie er bei Verträgen, mögen ſie ſchuldrechtlicher Art ſein oder ding⸗ 
liche Verfügungen darſtellen ($ 185 BGB.), im Falle des Handelns 
ohne Vertretungsmacht bis zur Genehmigung oder deren Verweigerung 
entſteht, regelmäßig nicht eintritt. Das einſeitige Rechtsgeſchaft ist 
vielmehr in manchen vom Geſetz beſonders geregelten Fällen (vgl. 
88 111, 1398 BGB.) für immer unwirkſam, in den ſonſtigen Fällen 
ferner einer die Gültigkeit des Rechtsgeſchäfts bewirkenden Geneh⸗ 


ſolche handle, die mittels einfeitigen Rechtsgeſchäfts erfolgt jet. Auf 
ſolche Verfügungen ſoll nach Anſicht des KG. die Vorſchrift des 
8 185 Abſ. 2 nicht anwendbar fein. 

Aus dieſer Stellungnahme des KG. muß entnommen werden, 
daß das KG. grundsätzlich gegen die Anwendbarkeit des § 185 auf 
Verfügungen von Miterben keine Bedenken hat. Der AufwsSen. 
des KG. ſetzt ſich aber, wenn er 8 185 auf Verfügungen von Mit⸗ 
erben für anwendbar erklärt, in Widerſpruch zu der Rſpr. des RG. 
In RG. 93, 292 hat das Rc. nämlich ausgeführt, daß bei der 
Verfügung einzelner Erben über Nachlaßgegenſtände für eine An⸗ 
wendung des § 185 BGB. kein Raum ſei, weil den einzelnen 
Erben jedes Verfügungsrecht über einen Nachlaßgegenſtand über⸗ 
haupt fehle und daher jede einzelne Verfügung für ſich wirkungs⸗ 
los ſei. Denſelben Standpunkt hat das RG. in NG. 88, 27 
IW. 1916, 480 und in JW. 1925, 604 vertreten. Der 1. 38. 
des RG. hat ſich dieſer Rſpr. des NG. nicht angeſchloſſen, ſon⸗ 
dern in KJ. 53, 133 feine frühere Rſpr. aufrechterhalten, nach 
welcher die bloße Unwirkſamkeit der Verfügung der einzelnen 
Erben der Anwendung des 8 185 BOB. nicht hinderlich ſei. Das 
Schrifttum hat ſich überwiegend für die Anſicht des NG. aus⸗ 
geſprochen. y 4 

Angesichts dieſes Widerſpruchs zwiſchen der Rſpr. des NG. 
und dem 1. 86. des KG. hätte der AufwSen. zunächſt einmal die 
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migung nur fähig, wenn die beſonderen Vorausſetzungen des $ 180 
S. 2 BGB. vorliegen. Das iſt hier nicht der Fall, da nach dem feſt⸗ 
ſtehenden Sachverhalte weder der Vater der Antragſteller ſeine Be⸗ 
fugnis zur Annahme des Kapitals behauptet hatte, noch die Antrags⸗ 
gegner damit einverſtanden geweſen waren, daß der Vater, ohne Ver⸗ 
tretungsmacht zu haben, die Leiſtung annahm. 

Daß das hier auf ſeine Wirkſamkeit zu prüfende einſeitige 
Rechtsgeſchäft eine Verfügung i. S. des § 185 BGB. darſtellte, 
ändert an dem Ausgeführten nichts, da die Vorſchrift des 8 185 
Abſ. 2 auf Verfügungen, die mittels einſeitigen Rechtsgeſchäfts er⸗ 
folgt ſind, nach der mit der herrſchenden Anſicht übereinſtimmenden 
Auffaſſung des Senats keine Anwendung findet (vgl. Planck zu 
8 185 Bem. 5 ſowie Oertmann, 3. Aufl., Bem. 6 und die dort 
Zitierten). 

Die Erteilung der löſchungsfähigen Quittung kann daher die Be⸗ 
deutung einer rückwirkenden Genehmigung nicht haben, könnte viel⸗ 
mehr nur als neues ſelbſtändiges Rechtsgeſchäft Wirkſamkeit haben, 
in welchem Falle ſie aber nur die Annahme im Zeitpunkte ihrer Er⸗ 
teilung, d. h. am 1. Nov. 1922, bedeuten würde. 

Es Kann ferner den Antragſtellern, wenn fie, wie das LG. an⸗ 
nimmt, am 1. Nov. 1922 gewußt haben, daß die 10000 % ſchon im 
Frühjahr 1922 gezahlt worden waren, auch nicht etwa aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkte der Argliſt der Berufung darauf, daß ihr Vater zu der 
Annahme nicht berechtigt geweſen ſei, verſagt werden. Nur dann wäre 
das der Fall, wenn ſie ſich durch ihren Einwand in einer gegen Treu 
und Glauben verſtoßenden Weiſe zu früherem Verhalten in Wider⸗ 
ſpruch ſetzten. Da aber die Erteilung der löſchungsfähigen Quittung 
dem Umſtande, daß die 10 000 % ſchon im Frühjahr 1922 bezahlt 
worden waren, irgendwelche beſondere rechtliche Bedeutung von den 
Parteien nicht beigelegt werden konnte und auch ſicherlich nicht bei⸗ 
gelegt worden iſt, iſt es nicht argliſtig, wenn ſich die Antragsgegner 
angeſichts der in 8 14 Aufiw®. erfolgten Regelung der Aufwertung auf 
die Rechtslage berufen. 


Frage prüfen müſſen, ob überhaupt § 185 auf Verfügungen ein⸗ 
zelner Erben anwendbar iſt. Erſt wenn man dieſe Frage bejaht, 
kann die weitere Frage geſtellt werden, ob $ 185 nur auf zwei⸗ 
ſeitige oder auch auf einſeitige Rechtsgeſchäfte angewendet wer⸗ 
den kann. 

Geht man davon aus, daß der AufwSen. in der Frage nach 
der Anwendbarkeit des $ 185 BGB. auf Verfügungen einzelner 
Miterben nicht dem RG., ſondern dem 1. 85. des KG. folgen 
will, ſo laſſen ſich begründete Bedenken hiergegen nicht erheben. 
Denn der 1. 38. macht mit Recht gegen die Anſicht des RG. gel⸗ 
tend, daß das RG. folgerichtig eine Nichtigkeit der Verfügungen 
der Miterben auch dann annehmen müßte, wenn die mehreren 
Erben ihre zueinander in Beziehung ſtehenden Verfügungen nicht 
gleichzeitig, ſondern nacheinander treffen. So weit will aber das 
RG. nicht gehen. Man wird deshalb der Anſicht des 1. 88. des 
KG., die im § 2040 Abſ. 1 BGB. kein der Heilung entgegen⸗ 
ſtehendes Verbotsgeſetz ſehen will, vor der Anſicht des RG. den 
Vorzug geben müſſen. 


Nicht folgen kann man aber der obigen Entſch. des AufwSen., 


des KG. darin, daß § 185 keine Anwendung finden ſoll auf die 
Annahme einer Zahlung durch einen einzelnen Teilhaber der Ge⸗ 
meinſchaft. 

Zunächſt iſt ſchon ſehr zweifelhaft, ob ſich die Anſicht des 
AufwSen., daß 8185 auf einſeitige Rechtsgeſchäfte keine An⸗ 
wendung finde, ſo allgemein halten läßt. Das RG. hat in einer 
im RGR Komm. (Anm. 4 zu § 185) mitgeteilten Entſch. v. 18. Juni 
1924 8185 auf die Kündigung der Miete, inſofern damit über 
Rechte des Kündigenden aus dem Mietverhältnis verfügt wird, für 
anwendbar erklärt. Die Kündigung iſt zweifellos ein einſeitiges 
Geſchäft. Das RG. ſteht alſo nicht auf dem Standpunkt, daß ein⸗ 
ſeitige Verfügungen allgemein der Anwendbarkeit des $ 185 BOB. 
entzogen ſind. 

Hinzu kommt aber noch, daß im $ 362 Abf. 2 BGB. die Vor⸗ 
ſchriften des 8185 ausdrücklich für anwendbar erklärt worden 
ſind auf den Fall, daß nicht an den Gläubiger, ſondern an einen 
Dritten zum Zwecke der Erfüllung geleiſtet iſt. Dieſer Fall liegt 
hier vor. Das Hypothekenkapital iſt ſtatt an die ſämtlichen Gläu⸗ 
biger nur an einen von ihnen gezahlt worden. Nach der aus⸗ 
drücklichen Beſtimmung aus 8 362 Abſ. 2 iſt § 185 anzuwenden. 
Daher iſt mit der nachträglich am 1. Nov. 1922 erfolgten Ge⸗ 
nehmigung durch die andern Gläubiger die Zahlung und die An⸗ 
nahme wirkſam geworden, und zwar gem. $ 184 mit auf den Zeit⸗ 
punkt der Zahlung und Annahme rückwirkender Kraft. 

Damit iſt aber die Frage keineswegs entſchieden, ob ein 
Aufwertungsanſpruch gegeben it oder nicht. Die Entſch. dieſer 
Frage hängt davon ab, wie die Vorſchriften der 88 14, 15 AufwöG. 
auszulegen ſind. Nach dieſen Vorſchriften kommt es darauf an, ob 
die Annahme eines Hypothekenkapitals bis zum 14. Juni 1922 
oder ſpäter erfolgt iſt. Iſt ſie vorher erfolgt, ſo findet eine Auf⸗ 
wertung nur ſtatt, wenn der Gläubiger ſich bei der Annahme der 
Leiſtung ſeine Rechte vorbehalten hat, während im Falle ſpäterer 
Annahme ein Aufwertungsanſpruch ohne weiteres gegeben iſt. Es 
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Es kommt nach alledem nur darauf an, ob die Autragſteller die 
Annahme der 10000 % etwa ſchon vor dem 15. Juni 1922 ge⸗ 
nehmigt hatten. 


(KG., 8. Fer ZS., Beſchl. v. 2. Aug. 1928.) 
Mitgeteilt von AGR. Engelhardt, Kaukehmen (Oſtpr.). 
+ 


Breslau. 


2. 8 416 BGB. Die bei einer Reihe ungenehmigter 
Schuldübernahmeverträge ausgeſprochene Genehmigung 
der letzten Schuldübernahme macht den letzten Übernehmer 
zum perſönlichen Schuldner. f) 

Bet einer Reihe ungenehmigter Schuldübernahmeverträge bleibt 
zwar zunächſt der urſprüngliche Schuldner perſönlicher Schuldner; 
allein die folgenden Schuldübernahmeverträge ſind nicht gegenſtands⸗ 
los, da ein Schuldübernahmevertrag nicht vorausſetzt, daß der, 
deſſen Schuld übernommen wird, bereits Schuldner iſt, ſondern es 
genügt, daß er Schuldner werden kann und die Schuld auch für 
dieſen Fall übernommen werden ſoll (OLG. Hamburg: JW. 1928, 
532 und Oertmann ebd.). 

Auch bei der nicht genehmigten Schuldübernahme iſt der Über⸗ 
nehmer verpflichtet, den Gläubiger rechtzeitig zu befriedigen, und 
Gegenſtand einer weiteren Schuldübernahme iſt daher dieſe Frei⸗ 
haltungspflicht, die erſt nach erfolgter Genehmigung in eine per⸗ 
ſönliche Schuld des Übernehmers übergeht. Eine Mitteilung der 
Schuldübernahme des H. iſt unſtreitig nicht erfolgt, und infolge⸗ 
deſſen konnte gemäß § 415 BGB. auch eine wirkſame Genehmigung 
dieſer Schuldübernahme durch die Kl. nicht ſtattfinden. Dagegen iſt 
in dem Schreiben v. 3. April 1927, in welchem D. der Kl. mit⸗ 
teilt, daß der Bekl. das Grundſtück erworben und dabei die Hypo⸗ 
thek der Kl. als Selbſtſchuldner übernommen habe und, ſofern die 
Kl. nicht binnen ſechs Monaten die Genehmigung zu dieſer Schuld⸗ 
übernahme verweigert, an ſeiner Stelle perſönlicher Schuldner der 
Kl. wird, zugleich die Mitteilung zu erblicken, daß D. ſeinerſeits 


entſteht nun die Frage, wie es zu halten iſt, wenn eine vor dem 
15. Juni 1922 an einen Dritten bewirkte Zahlung ſpäter von dem 
Hypothekengläubiger genehmigt worden iſt. 

Damit wird zwar, wie oben dargelegt iſt, auf Grund des 
8 185 Abſ. 2 BGB. die Tilgung der Hypothekenſchuld mit rück⸗ 
wirkender Kraft wirkſam. Trotz dieſer rückwirkenden Kraft der 
Genehmigung iſt aber nicht der Tatbeſtand erfüllt, daß eine An⸗ 
nahme der Leiſtung durch den Gläubiger vor dem 15. Juni 1922 
ſtattgefunden hat. Es iſt anerkannten Rechtes, daß die Vor⸗ 
ſchriften des Aufwg., welche die Aufwertung beſchränken, eng 
auszulegen find. Wenn das Aufw®. im Falle der Annahme vor 
dem 15. Juni 1922 die Aufwertung von einem Vorbehalt ab? 
hängig macht, ſo iſt Vorausſetzung für den Verluſt des Auf⸗ 
wertungsrechts, daß eine im Zeitpunkt der Annahme gegenüber 
dem Gläubiger wirkſame Zahlung erfolgt iſt. Dieſe Vorausſetzung 
iſt aber nicht erfüllt, wenn die Zahlung an einen Dritten erfolgt iſt, 
der nicht vom Gläubiger zur Annahme der Zahlung ermächtigt it. 
Der obigen Entf. ijt daher, wenn auch nicht in ihrer Begründung, 
fo doch in ihrem Ergebnis beizupflichten (vgl. auch Raa pe: JW. 
1927, 25 und Gruch. 68, 228). 

Die im 8 184 angeordnete Fiktion der Rückwirkung gilt 
nicht ausnahmslos. Daß fie insbeſ. nicht Sondergeſetzen gegenüber 
unbedingte Geltung hat, hat das RG. in jenem Urt. v. 15. Okt. 
1926 (JurR. Nr. 2257) anerkannt. Dort handelte es ſich darum, 
ob ein vor dem 1. Jan. 1923 abgeſchloſſenes, aber erſt nach dieſem 
Tage infolge Genehmigung wirkſam gewordenes Kaufgeſchäft über 
ein in Preußen gelegenes Grundſtück i. S. des $ 15 GrVerkG. vor 
dem 1. Jan. 1923 zuſtande gekommen ſei. Das NG. hat die 
Frage verneint und die Anwendung des § 184 BGB. abgelehnt. 

Ebenſo hat der 14. 38. des KG. (Dig. 1927, 348), aller 
dings im Widerſpruch mit dem 1.38. des KG. (Jurgt. 1927 
Nr. 1138), die Anwendung des 5 184 im Falle der nachträglichen 
behördlichen Genehmigung eines Grundſtückskaufs abgelehnt. Der 
Erwerber eines Grundſtücks war in Anſehung einer gelöſchten, aber 
aufwertungsfähigen Hypothek zwar im Zeitpunkt der Auflaſſung 
gutgläubig, nicht aber mehr in dem Zeitpunkt, als die Auflaſſung 
gem. dem PrGrVerkG. behördlich genehmigt wurde. Die enk⸗ 
ſprechende Anwendung des $ 184 BGB. auf die Genehmigung einer 
Verwaltungsbehörde wird allgemein angenommen. Trotzdem hat 
der 14. 86. des KG. dem Grundſtückserwerber den Schutz des 
öffentlichen Glaubens des Grundbuchs verſagt, weil er in der Zeit 
zwiſchen der Auflaſſung und der behördlichen Genehmigung Kennknis 
von der Unrichtigkeit des Grundbuchs erlangt hat. Eine nähere 
Begründung dieſer Anſicht hat Cohn in einem in der Zur. 1927, 
348 veröffentlichten Aufſatz gegeben unter Hinweis auf RG. 8% 
216, wo in einer Frage der Gläubigeranfechtung die Rückwirkung 
der Genehmigung gleichfalls abgelehnt worden iſt. 

Ra. Dr. Leo Sternberg, Berlin. 


en. on Vgl. RG. v. 21. Juni 1928: ZW. 1928, 2438 mit Anm. 
RA. ch. 


ä 57. Jahrg. 1928 Heft 48] 


Rechtſprechung 


3057 


beim Erwerbe des Grundſtücks die Hypothek als Selbſtſchuldner 
übernommen hat. Hierin liegt aber auch zugleich das Bekenntni⸗ 
des D., Selbſtſchuldner Zu ſein und das Augebot an die Kl., ihn 
als Selbſtſchulduer au Stelle des früheren Schuldners anzunehmen. 
Dieſes Augebot hat die Kl. angenommen, indem fie die weilere 
Schuldübernahme durch den beklagten Ehemann genehmigt hat. Iſt 
das Schreiben v. 3. April 1927, wie der Bebl. behauptet, auf Ver⸗ 
anlaſſung der Kl. ſelbſt erfolgt, ſo lag ſchon in dem Erſuchen der 
Kl. an D., au ſie ein derartiges Schreiben zu richten, das Angebot 
zum Abſchluß eines unmittelbaren Schuldübernahmevertrages, welches 
D. durch die Abſendung des Schreibens angenommen hat. In jedem 
Falle liegt danach ein unmittelbarer Schuldübernahmevertrag zwi⸗ 
ſchen D. und der Kl. vor, mag derſelbe bereits durch die Abſendung 
des Schreibens v. 3. April 1927 an die Kl. oder erſt durch die 
Genehmigung der weiteren Schuldübernahme des Berl, durch die 
Kl. zuſtande gekommen fein. Danach iſt der Bell. perſönlicher 
Schuldner geworden und der Klageanſpruch gegen ihn begründet. 
(OLG. Breslau, Urt. v. 26. Sept. 1928, 5 U 77/28.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Hertel, Breslau. 


* 


3. Eine Löſchungsbewilligung kann die in 8 20 
Aufw®. bezeichnete Wirkung auch haben, wenn fie vom 
Grundbuchamt beanſtandet wurde und der Löſchungs— 
antrag zurückgewieſen worden iſt. f) 

Für die Kl., eine Stiftung, ſtand auf dem jetzt der Berl. ge⸗ 
hörigen Grundſtück ſeit dem Jahre 1912 eine Hypothek von 
80 000 % eingetragen. Die Bekl. hatte das Grundſtück durch Ver⸗ 
trag v. 22. Mai 1923 erworben und am gleichen Tage die Auf⸗ 
laſſung erhalten. Der Kaufpreis von 25 Millionen war bis zum 
26. Mai 1923 bar zu zahlen. Die Verkäufer übernahmen die Ver⸗ 
pflichtung, die auf dem Grundſtück laſtenden Hypothelien, darunter 
auch die der Kl., zur Löſchung zu bringen. Das Hypothekenkapital 
wurde am 17. Mai 1923 an die Kl. gezahlt, und ſie ſtellte am 
12. Juni 1923 löſchungsfähige Quittung aus. Die Eintragung der 
Bert, als Eigentümerin im Grundbuche erfolgte am 18. Juli 1923 
auf Grund eines am 6. Juli beim GBA. eingegangenen Antrags. 
Am 28. Sept. 1923 ging der Löſchungsantrag der Bell, nebſt der 
Löſchungsbewilligung der Kl. v. 12. Juni 1923 ein. Da in der Lö⸗ 
ſchungsbewilligung nicht angegeben war, wer das Hypothekenkapital 
zurückgezahlt hatte, da ſerner der Nachweis der Vertretungsmacht des 
für die Kl. die Löſchung bewilligenden Grafen Z. fehlte, wurde dent 
Löſchungsantrage nicht ſtattgegeben. Als dann die Anſtande innerhalb 
einer bewilligten Nachfriſt nicht beſeitigt waren, wurde der Löſchungs⸗ 
antrag durch Verf. v. 8. Jan. 1924 zurückgewieſen. Die Löſchungs⸗ 
bewilligung wurde daun ergänzt und am 26. Jan. 1924 wieder ein⸗ 
gereicht, aber wiederum vom GBA. beanſtandet und wegen der vor⸗ 
genommenen Einfügung für grundbuchliche Zwecke nicht geeignet be⸗ 
zeichnet. Die Kl. ſtellte nun unter dem 16. Febr. 1924 eine neue 
Löſchungsbewilligung aus, welche am 6. Mai 1924 zur Löſchung 


Zu 3. Der Entſch. iſt darin beizuſtimmen, daß die Beanſtan⸗ 
dung und ſchließliche Zurückweiſung des Löſchungsantrages durch 
den Grundbuchrichter für die Beurteilung der Frage, ob am Stich⸗ 
tage eine Urkunde gemäß 8 29 GBO. vorgelegen hat, ohne enk⸗ 
ſcheidende Bedeutung iſt. Zutreffend iſt es ferner, daß der Mangel 
des Vollmachtnachweiſes der Urkunde nicht den Charakter der Lo⸗ 
ſchungsunterlage i. S. des 829 nimmt (QOuaſſowshi, S. 313; 
Nadler S. 227; KG.: JW. 1927, 640; KG. 8 U 635/28 erſtrecht 
hingegen die Bezugnahme auf die geſamten Löſchungsunterlagen i. S. 
von 829). 


Zu Unrecht aber nimmt das OLG. an, daß das Fehlen der 
Angabe der Perſon, die die Zahlung geleiſtet hat, die Wirkung der 
Urkunde, als einer löſchungsfähigen Quittung, nicht beeinflußt hat. 
Das OLG befindet ſich damit im Widerſpruch mit der herrſchenden 
Meinung in Literatur und Praxis (Mügel zu 8 20 Anm. 14 
S. 764: Quaſſowski, S. 303; OLG. Celle 7 U 165/26: DNotV. 
1927, 228). 


Die Entſch. bezeichnet die Urkunde v. 12. Juni 1923 zunächſt 
als eine Löſchungsbewilligung, ſodann als eine löſchungsfähige 
Quittung. Es ſcheint alſo hier der häufige Fall vorzuliegen, daß der 
Hypothekengläubiger in einer Urkunde zunächſt den Empfang des 
Kapitals quittiert und ſodann die Löſchung bewilligt hat. Ergibt aber 
eine Urkunde, daß der Hypothelengläubiger befriedigt iſt, jo iſt damit 
ſeine Legitimation zur Erteilung einer Löſchungsbewilligung 
gem. 8819,29 GBD. ausgeſchaltet; der Grundbuchrichter hat vielmehr 
durch die Mitteilung der Zahlung die von ihm zu beachtende Kennt⸗ 
nis erlangt, daß als Betroffener i. S. von 319 nur noch entweder 
der Grundſtückseigentümer oder ein Dritter, der die Zahlung etwa 
gemäß 8 1164 BGB. geleiſtet hat, in Betracht kommt. Die Lö⸗ 
ſchungsbewilligung iſt ſomit angeſichts des Rechtsverluſtes des Hypo⸗ 
thekengläubigers und der damit mangelnden Legitimation als Grund⸗ 
lage für die Löſchung nicht zu verwerten (OL. Celle: DNotV. 1927, 
228; ch.: JW. 1911, 294; Aſch: JW. 1927, 2886). 

Eine löſchungsfähige Quittung aber liegt nur dann f. S. von 


der Hypothek führte. Die Kl. iſt mit ihrer Klage auf Feſtſtellung, 
daß ihr ein dinglicher Aufwertungsanſpruch gegen die Bel. zuſtehe, 
in beiden Inſtanzen durchgedrungen. Das OSG. führt aus: 

Die Entſch. hängt in erſter Linie davon ab, ob in dem nach 
8 892 BGB. maßgebenden Zeitpunkt eine dem 8 29 GBO. entſpre⸗ 
chende loͤſchungsſähige Quittung vorlag oder nicht. Am & Juli 1923, 
dem Tage, an dem der Antrag auf Eintragung der Eigentumsände⸗ 
rung im Grundbuch beim GBA. einging, war die Urkunde v. 
12. Juni 1923 bereits vorhanden. Dem LG. it darin beizuſtimmen, 
daß dieſer Urkunde die in § 20 AufwG. einer dem 8 29 GBD. 
entſprechenden löſchungsfähigen Quittung beigelegte Wirkung zu⸗ 
kommt. Wenn fie auch vom GBA. beanſtandet und ſchließlich wegen 
der darin vorgenommenen Anderungen nicht als geeignete Grundlage 
für die Löſchung der Hypothek angeſehen worden iſt, jo war ſie doch 
von vornherein zur Herbeiführung der Löſchung verwendbar, da die 
eindeutige Bezeichnung deſſen, der die Gläubigerin befriedigt hatte, 
leicht nachgeholt werden konnte und der Nachweis der Vertretungs⸗ 
befugnis des die Löſchung bewilligenden Grafen Z. aus damals be⸗ 
reits vorhandenen Urkunden, die ſich nur bei anderen Akten beſanden, 
hervorging. Bei Herbeiziehung dieſer Alten und Nachholung der 
Erklärung, durch wen die Zahlung des Hypothekenkapitals erfolgt 
war, hätte auf Grund der Urkunde v. 12. Juni 1923 die Löſchung 
der Hypothek im Grundbuch erfolgen müſſen, wobei noch dahingeſtellt 
bleiben mag, ob die hinſichtlich des letzteren. Punktes erfolgte Bean⸗ 
ſtandung ſeitens des GBA. überhaupt zu Recht erfolgt iſt, da nach 
dem Juhalt der Urkunde die Zahlung nur durch den zur Zeit ihrer 
Ausſtellung im Grundbuch eingetragenen Eigentümer geleiſtet ſein 
Konnte, die Perſon des Zahlenden alſo genügend bezeichnet war. Die 
Urkunde v. 12. Juni 1923 hatte alſo die Wirkung einer dem 8 29 
EBD. entſprechenden löſchungsfähigen Quittung. Mithin könnte ſich 
die Bekl. an ſich auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs gemäß 
820 Auf. berufen, da in dem nach 8 892 BGB. maßgebenden 
Zeitpunkt des Eingangs des Antrags auf Eintragung der Eigentums⸗ 
änderung beim GBA, dieſe Urkunde vorlag. 

Indeſſen ſcheitert hier das Recht der Behl., ſich auf 8 20 
Aufwöh. zu berufen, an der Beſtimmung des $ 14 Gel. üb. d. Ver⸗ 
zinſung aufgewerteter Hypotheken v. 9. Juli 1927 (wird näher aus⸗ 
geführt). 

(OLE. Breslau, Urt. v. 9. Mai 1928, 5 U 549/27.) 


Mitgeteilt von OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 
* 


Darmſtadt. 


4. 88 1811, 1807, 1808 B. Anlage von Mündelgeld 
bei einer Genoſſenſchaft. 5) 

Der Pfleger will das aus einer Verſteigerung ſeinem Mündel 
angefallene Geld bei der Volksbank zu G., einer e. Gmbch., anlegen 
und hat die hierzu nach 8 1811 BGB. erforderliche Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts beantragt. Dieſes hat die Genehmigung in 
Übereinſtimmung mit dem LG. abgelehnt im weſentlichen mit der Be⸗ 


8 29 EBD., 8 20 AufwG. vor, wenn ſie ergibt, daß der Grundſtücks⸗ 
eigentümer die Zahlung geleiſtet hat, und ſomit zur Stellung des 
Löſchungsantrages berechtigt iſt. 

RA. Dr. Adolf Aſch, Berlin. 


Zu 4. Der 2. 3. des ORG. Darmſtadt hat ſich mit dieſem 
Beſchl. der Anſicht des 1. 3S. angeſchloſſen (JW. 1928, 1515). Meiner 
zuſtimmenden Beſprechung an dieſer Stelle wäre nichts hiuzuzuſügen, 
wenn nicht auf die gegenteilige Auffaſſung des Baydobsch., Beſchl. 
v. 4. Febr. 1928: DRZ. 1928, 136, hinzuweiſen wäre. Dieſe Entſch. 
zieht aus den Reichstagsverhandlungen über das Gef, v. 23. Juni 
1923 den Schluß, daß die Anlegung in ſog. mündelſicheren Werten 
auch derzeit die Regel, jede andere Art der Anlegung aber die Aus⸗ 
nahme bleiben müſſe. Da ſich aus dieſen Verhandlungen ergibt, daß 
die Novelle fortan jede andere Art der Anlegung für 
zuläſſig erklären wollte, die Vormund und Vormundſchafts⸗ 
gericht nach ihren durch keine geſetzlichen Schranken ein⸗ 
geengten pflichtgemäßen Ermeſſen für geboten erachten, 
da ferner die Faſſung des neuen Geſetzes eigentlich jeden Zweifel 
ausſchließen dürfte, iſt unerfindlich, wie der Beſchl. v. 4. Febr. 1928 
mit Abſicht und Wortlaut des neuen, § 1811 in Einklang gebrach! 
werden kann. Zur „Aufrechterhaltung der bisherigen Grundſätze“ hätte 
es doch einer geſetzlichen Neuregelung nicht bedurft. Und daß die 
Novelle nur „Richtlinien“ habe geben wollen, iſt eine Annahme, für 
welche der Wortlaut gar keinen Anhaltspunkt bietet. Nicht mit 
„Regel“ und „Ausnahme“ iſt zu operieren, ſondern mit der einfachen 
Tatſache, daß das Gel. v. 23. Juni 1923 den bisherigen 81811 
grundſätzlich geändert hat. Früher ſprach die Vermutung gegen, 
heute ſpricht fie für eine andere Aulegungsart. So kann man den 
Unterſchied kurz charakteriſieren. Eine Gefährdung des Mündel⸗ 
vermögens wird dadurch ausgeſchloſſen, daß eine Prüfung im Einzel⸗ 
fall einzuſetzen hat in der von der mitgeteilten Eutſch. zutreffend 
bezeichneten Richtung. Wird ſo ordnungsmäßig geprüft, dann entfällt 
auch jedes praktiſche Bedenken gegen die Anſicht des Od G. Darmſtadt. 

DAR. Dr. Andrae, Ortenberg (Heilen). 
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gründung, daß es bei der heutigen Stabilität der Währung uns 
wirtſchaftlich ſei, bei Berückſichtigung der Sicherheit der Anlage von 
Mündelgeldern eine Genoſſenſchaftskaſſe zur Anlage von Mündel⸗ 
geldern zu wählen und dieſe damit den öffentlichen Kaſſen gemäß 
§ 1807 Ziff. 5 BGB. gleichzuſtellen, denen die Mündelſicherheit vom 
Geſetze verliehen worden ſei, weil ſie beſondere Garantien für die 
Sicherheit der Anlage bieten, während bei den Genoſſenſchaftskaſſen 
die Genoſſen nur mit einer ihrem Geſchäftsanteil gleichen oder einer 
ſtatutenmäßig feſtgelegten Haftſumme haften. Dieſe Auslegung wird 
der Faſſung des § 1811 BGB., wonach eine andere als die nach 
88 1807, 1808 BGB. vorgeſchriebene Geldanlage nur verweigert 
werden ſoll, wenn die beabſichtigte Art der Anlegung nach Lage des 
Falles den Grundſätzen einer wirtſchaftlichen Vermögensverwaltung 
zuwiderlaufen würde, nicht gerecht. In Übereinſtimmung mit der 
Entſch. des OLG. Darmſtadt v. 16. Febr. 1928, W 37/29 und des 
KG. v. 18. Juni 1926 (IFG. 4, 60) muß davon ausgegangen werden, 
daß der Geſetzgeber bei Neufaſſung des 8 1811 BGB. durch Geſ. 
v. 23. Juni 1923 grundſätzlich eine von den bisherigen Vorſchriften 
abweichende anderweite Anlegung von Mündelgeld für zuläſſig er⸗ 
klären wollte. Ob die Erlaubnis zur anderweiten Anlegung zu ver⸗ 
weigern ſei, hängt daher von den Umſtänden des Einzelfalles ab. 
Selbſtverſtändlich iſt dabei auch in erſter Linie die Sicherheit der 
Anlage zu prüfen, denn die Hingabe des Geldes an einen unſicheren 
Gläubiger würde mit den Grundſätzen einer wirtſchaftlichen Ver⸗ 
mögensverwaltung nicht vereinbar ſein. Ob aber eine ſolche Sicher⸗ 
heit gewährleiſtet iſt, bedarf der Prüfung im Einzelfall unter ſorg⸗ 
fältiger Berückſichtigung aller in Betracht kommenden Umſtände, 
wobei auch die Höhe der anzulegenden Summe, die Dauer der An⸗ 
legung, Kündigungsfriſt uſw. in Erwägung zu ziehen iſt. In eine 
ſolche Prüfung ſind aber die Vorinſtanzen nicht eingetreten, ſie haben 
ſich mit der prinzipiellen Ablehnung der Anlegung begnügt, was nicht 
ſtatthaft erſcheint. Der Beſchluß unterlag daher der Aufhebung und 
Zurückweiſung. 

(0G. Darmſtadt, 2. ZS., Beſchl. v. 18. Sept. 1928, W 183/28.) 

. 


Düſſeldorf. 

5. Berliner Abkommen v. 23. Dez. 1913; 88 368 a—1 
RVO. Zum Streite der Krankenkaſſen und Arzte. Wirk⸗ 
ſame Kündigung? Unſittlicher Druck des Arztevereins auf 
feine Mitglieder? Anſpruch der Krankenkaſſe auf Unter- 
laſſung? Die Anrufung des Vertragsausſchuſſes durch den 
Kündigungsgegnerldie Krankenkaſſe) hat unter Mitteilung 
der für den neuen Antrag angebotenen Bedingungen vor 
Ablauf des Vertrags zu geſchehen, andernfalls auch nach 
den Beſtimmungen des Reichsarbeitsminiſters v. 14. Nov. 
1924 keine Pflicht der Arzte beſteht, „einſtweilen ihre Tätig⸗ 
keit zu den bisherigen Bedingungen fortzuſetzen“. 5) 

Die klagende Krankenkaſſe der Firma Kr., die ihren Sitz 
in Rh. hat, aber auch in Kr. und dem Vororte Li. etwa 150 Mit⸗ 
glieder zählte, hatte i. J. 1919 mit zwei Krefelder Arzten, Dr. Sp. 
und Dr. Sch., die beide Mitglieder des behl. Arztevereins find, auf 
der Grundlage des am 23. Dez. 1913 zuſtande gekommenen ſog. 
Berliner Abkommens zwiſchen den Organiſationen der Arzte und 
der Krankenkaſſen einen Kaſſenarztvertrag mit Gültigkeit bis zum 
31. Dez. 1923 geſchloſſen. Die Arzte haben den Vertrag, der eine 
ſechsmonatige Kündigungsfriſt nur zum Schluſſe eines Kalender⸗ 
jahres vorſah, im Juni 1923 gekündigt, und zwar mit dem Be⸗ 
merken, daß der Arzteverein (der jetzige Bekl.) zum Abſchluß eines 
Vertrages für ſeine ſämtlichen Mitglieder bereit ſei und daß dem 
Abſchluß keinerlei Schwierigkeiten entgegenſtehen würden, wenn 
die Kaſſe für den Bezirk Kr. die freie Arztwahl einführe. Es iſt 
aber kein neuer Vertrag zuſtande gekommen, weil die Kaſſe zu 
einer Anderung ihres Syſtems nicht bereit war. Nachdem jedoch 
auf Grund des ErmG. v. 30. Okt. 1923 am gleichen Tage im 
Hinblick auf den am 31. Dez. 1923 bevorſtehenden Ablauf des 
Berliner Abkommens die BD, über Arzte und Krankenkaſſen or⸗ 
gangen war, welche im § 18 (jetzt $ 368 a RVO.) beſtimmte, daß 
bis zum Erlaß der erforderlichen Ausf Beſt. zu den Vorſchriften 
der 88 1—17 (jetzt 88 368 2368 r RVO.) durch den RAM. „die 
entſprechenden Vorſchriften des Berliner Abkommens v. 23. Dez. 
1931 weiter gelten ſollten“, haben die Arzte Dr. Sp. und Dr. Sch. 
ihre Tatigkeit für die Krankenkaſſe auch i. J. 1924 und 1925 noch 
weiter fortgeſetzt (die AusfBeſt. ergingen erſt im Nov. 1924) und 


Zu 5. Das umfangreiche Urteil iſt in feinen Ergebnis ſchon 
vor allem deshalb zu billigen, weil der Arzteverein keinerlei recht⸗ 
liche Beziehungen zur klagenden Krankenkaſſe hatte und weil in 
der Tat die Merkmale des 8826 BGB. auf das Verhalten des 
Arztevereins nicht anwendbar ſind. Aber ganz befriedigend iſt das 
Ergebnis weder rechtspolitiſch noch rein juriſtiſch. Es nimmt an, 
daß der bekl. Arzteverein nicht in unerlaubter Weiſe die Arzte an⸗ 
ſtiften wollte und auch nicht anſtiften konnte, ihren geſetzlichen 
Verpflichtungen nicht nachzukommen, und daß es den beiden Arzten 
überlaſſen bleiben müſſe, zwiſchen dem ſatzungsmäßig zuläſſigen 
Austritt aus dem bekl. Verein und der Kaſſenarzttätigkeit für die 
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erſt am 6. Sept. 1925 der Kaſſe unter Berufung auf die Kün⸗ 
digung zum 31. Dez. 1925 geſchrieben, daß fie nach dem 15. Okt- 
1925 Mitglieder der Kaſſe nur noch gegen Barzahlung behandeln 
werden und nur dann wieder bereit ſeien, kaſſenärztliche Tätigkeit 
aufzunehmen, wenn die freie Arztewahl eingeführt ſei. 

„Gleichwohl haben auch danach die genannten Arzte die Kaſſen⸗ 
mitglieder in der Weiſe weiter behandelt, daß ſie nur die An⸗ 
nahme des Krankenſcheins der Kaffe verweigerten, um zum Aus⸗ 
druck zu bringen, daß fie die Kranken nur als Privatpatienten be’ 
handelten und haben ſie ſich vielmehr nur die Nummer der 
Krankenſcheine notiert, um der Kaſſe die für die Behandlung von 
Krankenkaſſenmitgliedern in 8 2 PrcgebO. für Arzte und Zahn⸗ 
ärzte v. 10. Dez. 1922 vorgeſchriebene Mindeſtgebühr in Rechnung 
zu ſtellen. 

Da die Krankenkaſſe ſich um den Abſchluß eines neuen Ber? 
trages mit den beiden Arzten überhaupt nicht bemühte, war bereits 
mit Schreiben v. 9. Dez. 1924 der bekl. Verein dieſerhalb an die 
Kl. herangetreten, in dem er ſich bereit erklärte, einen Vertrag für 
feine ſämtlichen Mitglieder mit der Kl. zu tätigen, was aber die 
Kl. mit Schreiben v. 27. Dez. 1924 ablehnte. Der bekl. Arzte⸗ 
verein hat, nachdem die Kl. auf eine Ladung des Bekl. zu einer 
beſonderen Sitzung des Vertragsausſchuſſes am 28. Jan. 1925 auch 
nicht erſchienen war, am 30. Jan. 1925 bei dem Schiedsamt des 
OVA. beantragt, es möge über das zwiſchen der Kaffe und den 
Arzten maßgebenden Syſtem entſchieden werden mit dem Ziele 
einer Anderung des Syſtems. Der Arzteverein hat aber, als er ſah, 
daß er fein Ziel fo nicht erreichen werde, den Antrag am 3. Sept. 
1925 wieder zurückgezogen und die beiden Arzte zu dem oben an⸗ 
geführten Schreiben v. 6. Sept. 1925 erneut veranlaßt. Danach erſt 
hat am 4. Okt. 1925 auch die Kl. bei dem Zulaſſungsausſchuß 
den Antrag auf Zulaſſung und Auswahl derſelben Arzte Dr. Sch. 
und Dr. Sp. für die Behandlung ihrer Kaſſenmitglieder geftellt. 
Der Zulaſſungsausſchuß erklärte ſich aber zu einer Auswahl außer⸗ 
ſtande, weil die beiden Arzte ſchon i. J. 1920 und ebenſo im 
Laufe der Zeit auch alle übrigen Arzte in Kr. bei ihrer Eintragung 
im Arzteregiſter — in welchem nach Beſtimmung ſowohl des Ber⸗ 
liner Abkommens als auch den ſpäteren Beſtimmungen des Reichs⸗ 
ausſchuſſes für Arzte und Krankenkaſſen v. 5. Mai und 14. Nov. 
1925 diejenigen Arzte, welche überhaupt Kaſſenpraxis zu betreiben 
wünſchen, ſich eintragen laſſen müſſen — die Eintragung dahin 
hätten ändern laſſen, daß ſie nur noch Kaſſenpraxis ausüben 
wollten für alle Krankenkaſſen, welche im Stadt⸗ und Landkreiſe 
Kr. ihren Sitz haben. Dazu gehörte die Kl. nicht. Das OVA. D. 
verfügte aber, um der Schwierigkeit abzuhelfen, am 12. Dez. 1925 
die Streichung dieſes einſchränkenden Zuſatzes in dem Arzteregiſter 
mit der Begründung, daß die Arzte die Kaſſenmitglieder bei Vor⸗ 
legung des Krankenſcheins doch nach den Mindeſtſätzen der Gebo. 
behandelten und damit offenkundig die Eintragung, daß ſie nur 
Kaſſenärztliche Tätigkeit für ſolche Kaſſen ausüben wollten, die in 
Kr. Stadt und Land ihren Sitz hätten, außer acht ließen. Dem⸗ 
gemäß beſchloß dann am 19. Febr. 1926 der Zulaſſungsausſchuß 
— unter Widerſpruch der Arztevertreter, die der Sitzung fern 
blieben und entgegen dem Willen der beiden Arzte —, daß Dr. Sp. 
und Dr. Sch. als Kaſſenärzte für die Kl. zugelaſſen würden. Da⸗ 
durch wären dieſelben gezwungen geweſen, die Kaſſenpraxis für die 
Kl. ohne Anderung des Arzteſyſtems zu übernehmen. Auf die Be⸗ 
ſchwerde des bekl. Vereins, daß das OVA. dazu nicht berechtigt 
ſei und daß anch von einer „Rafjenärztlichen” Tätigkeit unter den 
angegebenen Umſtänden keine Rede ſein könne, weil dieſe Tätig⸗ 
keit nicht auf Grund eines beſtehenden Vertrages erfolge, wurde 
aber von dem verſtärkten Zulaſſungsausſchuß durch Beſchl. v. 
11. März 1926 die einſchränkende Eintragung wieder hergeſtellt. 

Auch die beiden Arzte hatten mittlerweile am 6. Febr. 1926 
einen neuen Antrag geſtellt, die Eintragung im Arztregiſter dahin 
abzuändern, daß ſie Kaſſenpraxis betreiben wollten für „alle 
Krankenkaſſen im Stadt⸗ und Landkreiſe Kr., ſowie für alle aus⸗ 
wärtigen Krankenkaſſen, die allgemein freie Arztwahl ge⸗ 
währen“. Der Antrag wurde aber wiederum von dem Verſel. Kr. 
abgelehnt, weil er unzuläſſigerweiſe die Eintragung im Arztregiſter 
entgegen 8 6 der Belt. des Reichsausſchuſſes v. 14. Nov. 1925 zu⸗ 
gleich mit dem Arztſyſtem in Verbindung bringe. Durch den ge⸗ 
nannten Veſchl. v. 11. März 1926 wurde aber auch dieſem An⸗ 
trage der Arzte ſtaktgegeben. Doch hat die Krankenkaſſe dagegen 
wieder Berufung bei dem Schiedsamt des OVA. D. eingelegt, und 


Kl. zu wählen. Das OLG. ſchätzt aber die Bedeutung des Aus⸗ 
tritts viel zu gering ein. Wie ſich die Dinge tatſächlich, beſonders 
ſeit der Wirkſamkeit des ärztlichen Verbandes zu Leipzig (Hart⸗ 
mann⸗Bund) entwickelt haben, würde ein Austritt aus dem Arzte⸗ 
verein für den austretenden Arzt geſellſchaftlich und berufsſtändiſch, 
vielfach auch in finanzieller Beziehung zu den allergrößten Nach⸗ 
teilen führen. Es iſt leicht zu ſagen, wie es das OLG. tut: „Nur 
wenn der bekl. Verein den Arzten in dieſer Wahl (entweder aus⸗ 
zutreten oder die Kaſſenarzttätigkeit auszuüben) nicht volle Freiheit 
ließe, ſondern mit Mitteln auf ſie einen Druck ausübte, die dem 
Anſtandsgefühl aller billig und gerecht denkenden Menſchen wider⸗ 
— 
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der Streit um die Zulaſſung der beiden Arzte und die Bemühungen 
der amtlichen Vermittlungsſtellen, einen Vertrag zwiſchen den Par 
teien zuſtande zu bringen — wobei beide Parteien ſich gegenſeitig 
Sabotage vorwerfen — gehen heute noch weiter. Zur Zeit ſind noch 
das Reichsſchiedsamt und der Reichsausſchuß für Arzte und Kran⸗ 
kenkaſſen mit der Angelegenheit befaßt. 
Dr. Sch. hat inzwiſchen unſtreitig ſeine Praxis in Kr.⸗Li. 
überhaupt aufgegeben, ſo daß ſeine Perſon aus dem Streite nun⸗ 
mehr ausſcheidet. 

Die Kl. behauptet nun, ausgehend von der Rechtsanſicht, daß 
die beiden Arzte Dr. Sp. und Dr. Sch. nach wie vor verpflichtet 
ſeien, einſtweilen bis zum Zuſtandekommen eines neuen Arzt⸗ 
vertrages nach dem Berliner Abkommen und der BD. v. 14. Nov. 
1924 ſeine Mitglieder zu den Bedingungen des alten Vertrages 
weiter zu behandeln, daß die Arzte ſelbſt durchaus gewillt ſeien, 
dieſes zu tun, daß aber der bekl. Verein fie zwinge, ihre Ver⸗ 
tragspflichten nicht zu erfüllen und auch der bekl, Verein durch 
Sabotage aller Verhandlungen vor dem Zulaſſungsausſchuß den Ab⸗ 
ſchluß eines Vertrages vereitelt habe. Sie hat deshalb Klagend 
beantragt: 

Den Bekl. zu verurteilen: 

1. es zu unterlaſſen, auf die Arzte Dr. Sp. und Dr. Sch. dahin 
einzuwirken, ihre kaſſenärztliche Tätigkeit für die Kl. ein⸗ 
11 0 bzw. ſie nicht auszuüben und die Kaſſenmitglieder 

er Kl. und deren anſpruchsberechtigte Familienangehörige nur 
noch als Privatpatienten zu behandeln; 5 
. jeine mündlichen und brieflichen Anweiſungen an die Arzte 
Dr. Sp. und Dr. Sch. bezüglich Einſtellung oder Unter⸗ 
brechung ihrer kaſſenärztlichen Tätigkeit für die Kl. zurück⸗ 

unehmen und zu widerrufen; 
für jeden Fall der Zuwiderhandlung gegen die Beſtimmungen 
zu 1 und für den Fall der Unterlaſſung der Handlung gem. 
des Antrags zu 2 zur Zahlung einer in das Ermeſſen des 
Gerichts geſtellten Geldſtrafe bis zu 20000 AH, an deren 
Stelle im Nichtbeitreibungsfalle eine entſprechende Haftſtrafe 
gegen die Vorſtandsmitglieder trete. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen, weil — ſelbſt wenn der 
Berl. auf feine Mitglieder Dr. Sp. und Dr. Sch. einen gewiſſen 
Druck dahin ausübe, daß ſie ihren der Kl. gegenüber übernommenen 


D 


Verpflichtungen nicht nachkommen —, das doch weder eine ſitten⸗ 


widrige noch rechtswidrige Einwirkung ſei, welche den Unter⸗ 
laſſungsanſpruch der Kl. begründen könne; es beſtehe für die 
Arzte kein Zwang, Mitglied des Vereins zu bleiben, ſolange ſie 
aber Mitglied ſeien, könne der Verein auch verlangen, daß ſie ſich 
ſeinen Satzungen, die für ſeine Mitglieder Verträge nur auf der 
Grundlage der freien Arztwahl zulaſſen, und den Vereinsbeſchluſſen 
fügten; die Einwirkung des Bekl. auf ſeine Mitglieder ſei eine 
durchaus interne Angelegenheit zwiſchen dem Bekl. und dieſen, 
aus der Dritte und alſo auch die Kl. irgendwelche Rechte für ſich 
nicht herleiten könnten; wenn die Kl. behaupte, ein vertragliches 
Recht gegenüber den beiden Arzten zu haben, ſo bleibe es ihr un⸗ 
benommen, die beiden Arzte zur Erfüllung ihrer Pflichten an⸗ 
8 5 und durch Klage zu zwingen. Die Berufung hatte keinen 
rfolg. 

Die Klage iſt unbegründet, nicht allein aus den im allgemeinen 
zutreffenden Gründen des angefochtenen Urt., ſondern auch aus 
dem Geunde, weil vertragliche Beziehungen zwiſchen der Kl. und 
den beiden Arzten Dr. Sp. und Dr. Sch. nicht mehr beſtehen. 

J. Die Rechtsanſicht der Kl., daß die Arzte gem. der BD. v. 
30. Okt. 1923, welche inſoweit ſpäter durch die AusfBeſt. des 
RAM. v. 14. Nov. 1924 Art. 2 erſetzt ſind, auch heute noch ver⸗ 
pflichtet ſeien, bis zum Abſchluß eines neuen Vertrages ihre Tätig⸗ 
keit einſtweilen zu den bisherigen Bedingungen fortzuſetzen, kann 
nicht für richtig anerkannt werden. Denn es trifft nicht zu, daß 
die Arzte ſtillſchweigend ihre Kündigung vom Juni 1923 zurück⸗ 
genommen und erſt im Sept. 1925 erneut wieder mit Wirkung 
v. 31. Dez. 1926 ab gekündigt hätten. Die beiden Arzte haben 
immer den Standpunkt vertreten, daß ihre Kündigung vom Juni 
1923 noch fortwirke und haben im Sept. 1925 nicht etwa neu ge⸗ 
kündigt, ſondern gerade unter Berufung auf die frühere Kündigung 
zum 31. Dez. 1923, die fie noch für wirkſam erachteten, nur er⸗ 
klärt, daß ſie v. 15. Okt. 1925 ab ihre Tätigkeit für die Kaſſe 
überhaupt einſtellen wollten, weil ſie der Anſicht ſeien, daß die 
VO. des Miniſters v. 14. Nov. 1924 auf fie nicht zutreffe. Und 


ſprechen, würde man auch einen rechtswidrigen Eingriff des Bekl. 
in das Vertragsverhältnis zwiſchen der Kaſſe und ihren Arzten an⸗ 
nehmen können.“ Die Grenzen, wo die ſozuſagen gewerkſchaft⸗ 
lichen Mittel anfangen, „dem Anſtandsgefühl aller billig und gerecht 
denkenden Menſchen zu widerſprechen“, wären für den Einzelfall 
und allgemein vom Gerichte feſtzuſtellen geweſen. Das OLG. hätte 
m. E. etwas tiefer in die Wirkungen, welche der pſychiſche und 
berufsſtändiſche Druck ausübt, eindringen müſſen. Wenn hier An⸗ 
ſtiftung und Terroriſterung der beiden Arzte durch den Arzteverein 
verneint iſt, fo war damit gerade die Richtung angezeigt, in der 
das DIS. hätte Nachprüfungen über den Zuſannnenhang der To 


andererſeits hat auch die Kl. ſelbſt bis zu dieſem Prozeſſe nicht 
die Anſicht vertreten, daß die Kündigung zurückgenommen jet, 
ſondern auch ihrerſeits wegen der erfolgten Kündigung den Ab⸗ 
ſchluß eines neuen Vertrages gewünſcht, aber gegen die beiden 
Arzte abſichtlich nicht bei den zuſtändigen Stellen wegen Abſchluß 
eines neuen Vertrages Schritte unternommen, ſondern es der Zu⸗ 
kunft überlaſſen, ob der Arzteverein ſein Verlangen nach einer 
Anderung des Vertragsſyſtems der Kl. bei dem Verfa. werde durch⸗ 
ſetzen können, um erſt nach Entſch. dieſes Streites den Abſchluß 
eines neuen Vertrages zu berſuchen. Bis dahin war fie mit dem 
beſtehenden Schwebezuſtande zufrieden, da die Arzte immer noch 
„einſtweilen“ ihre Tätigkeit fortſetzten. Und die Kl. ſchreibt auch 
ſelbſt in ihren Schriftſätzen noch, daß die Kündigung der Arzte 
vom Juni 1923 erſt im Sept. 1925 wirkſam geworden fei. 
Jedenfalls müßte die Kl. beweiſen, daß nicht nur ſie, ſondern auch 
die beiden Arzte die Kündigung als nicht mehr beſtehend und den 
Vertrag als weiter geltend betrachtet hätten. Wenn ſie aber ſelbſt 
Zweifel darüber hatte, wäre es ihre Sache geweſen, ſich durch An⸗ 
frage bei den Arzten darüber zu vergewiſſern. Eine Zurücknahme 
der Kündigung darf nicht vermutet werden. Wäre das die Anſicht 
der Kaſſe ſchon damals geweſen, ſo würde ſie auch ohne Zweifel 
auf die verſchiedenen Schreiben des bekl. Vereins wegen Auderung 
des Vertragsſyſtems und Abſchluß eines neuen Vertrages die Ver⸗ 
handlungen einfach unter Hinweis auf die Zurücknahme der Kün⸗ 
digung und den noch weiter laufenden Vertrag mit den Arzten ab⸗ 
gelehnt und damit das Begehren des Bekl. nach Anderung ihres 
Arzteſyſtems als einſtweilen gegenſtandslos abgelehnt haben. 

Gemäß den Beſtimmungen der VO. v. 30. Okt. 1923 und 
Ziff. IV der AusfBeſt. zu dem Berliner Abkommen betr. die Bil⸗ 
dunng und Tätigkeit des Vertragsausſchuſſes hätte die Kl., wenn 
ſie die Kündigung nicht annehmen und den Vertrag nicht ablaufen 
laſſen wollte, „unverzüglich dem Vertragsausſchuſſe hiervon Anzeige 
machen müſſen unter Mitteilung der für den neuen Vertrag an⸗ 
gebotenen Bedingungen“. Geſchah das nicht ſpäteſtens acht Wochen 
vor Ablauf des Vertrages, jo konnte der Vorſitzende des Verl. 
auch von Amts wegen die Einigungsverhandlungen einleiten. Und 
Ziff. VI der genannten Belt. ſagt weiter: „Kommt eine Einigung 
im Vertragsausſchuß nicht zuſtande oder einigen ſich die Parteien 
nicht auf der vom Vertragsausſchuß vorgeſchlagenen Grundlage, 
fo hat der Vorſitzende des Verſel. die Sache dem Schiedsamt zur 
Entſch. zu unterbreiten. Das Schiedsamt entſcheidet endgültig mit 
verbindlicher Wirkung für beide Teile. Vertragsausſchuß und 
Schiedsamt ſollen das Verfahren ſo beſchleunigen, daß der neue 
Vertrag mit dem Ablauf des bisherigen Vertrages in Kraft treten 
kann. Solange das Verfahren beim Vertragsausſchuß oder Schieds- 
amt ſchwebt, gelten die bisherigen Verträge weiter.“ 

Dieſe Beſtimmungen galten auch während der hier fraglichen 
Zeit bis zum Erlaß der AusfBeſt. des RAM. v. 14. Nov. 1924, 
welche im allgemeinen die vorerwähnten Beſtimmungen des Ver⸗ 
liner Abkommens wörtlich wiederholen und nur in Art. 2 Abſ. 4 
etwas abweichend von dem vorſtehend zit. Wortlaut desſelben be⸗ 
ſagen: „Der Vertragsausſchuß ſoll das Verfahren ſo beſchleunigen, 
daß der neue Vertrag mit dem Ablauf des bisherigen in Kraft 
treten kann. Iſt dies nicht möglich, ſo ſind bis zum Abſchluß des 
neuen Vertrages die Arzte, und zwar auch im Falle einer Kün⸗ 
digung gem. $ 626 BGB. verpflichtet, ihre Tätigkeit einſtweilen 
zu den bisherigen Bedingungen fortzuſetzen, — die Kaſſen, die ärzt⸗ 
liche Tätigkeit anzunehmen und zu vergüten.“ Und dasſelbe jagt 
Art. 4 für das Verfahren vor dem Schiedsamt. 

Offenſichtlich wird aber in dieſen Beſtimmungen ſowohl des 
Berliner Abkommens wie der ſpäteren miniſt. VO. die Fortſetzung 
des Vertrages davon abhängig gemacht, daß der Vertrag nicht über⸗ 
haupt ſchon erloſchen war, ſondern vor Ablauf desſelben die Ver⸗ 
mittlungstätigkeit des Vertragsausſchuſſes für den beabſichtigten 
neuen Vertrag angerufen war. War dagegen der Vertrag, weil keine 
von beiden Parteien ſich ernſtlich um eine Fortſetzung desſelben 
bemühte, ſchon abgelaufen, fo kann auch die ſpatere Anrufung der 
in dem Berliner Abkommen, der RVO. und den miniſt. Beſt. vor⸗ 
geſehenen Inſtanzen (Vertragsausſchuß, Schiedsamt und Reichs⸗ 
ſchiedsamt) ihn nicht mehr in Geltung ſetzen, weder rückwärts 
für die Vergangenheit noch auch für die Zukunft. Und auch das 
Verſel. war nicht berechtigt — da ihm wohl über die Kaſſen, aber 
nicht über die Arzte Aufſichtsbefugniſſe zuſtehen (5377 RBO.) — 
die Arzte dazu anzuhalten, ihre Tätigkeit entſprechend dem früheren 


ſehr ſchwankenden Entſchließungen der beiden Arzte mit dem Ein⸗ 
fluß des Arztevereins anſtellen können. Wenn die Entſch. jagt, 
die Aufforderung des bekl. Arztevereins könnte den Tatbeſtand des 
8 826 BOB. nur erfüllen, wenn der Behl. damit irgendwie noch 
einen anderen Druck ausgeübt hätte, als den bloßen Hinweis auf 
ſeine Satzungen und die etwaigen Folgen einer Zuwiderhandlung 
gegen dieſe ſowie die Folgen eines Austritts, jo vermißt zwar 
das Gericht ſubſtanzierte Behauptungen in dieſer Richtung, lehnt 
aber die beiden Arzte als Zeugen ab. M. E. hätte es ſich aber bei 
geſchickter Frageſtellung in der mündlichen Verhandlung ſehr wohl 
klaren laſſen, welcher pſychiſche Druck evtl. doch vorgelegen hat, 
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Vertrage weiter fortzuſetzen. Das folgt einmal ſchon aus dem 
Grundſatze der Vertragsfreiheit, der nicht zuläßt, daß eine Partei, 
die nicht irgendwie ſchon (oder noch) gebunden iſt, zu einem Ver⸗ 
tragsſchluſſe gezwungen werden kann. Dieſer Grundſatz, der zu⸗ 
gleich auch das Recht jeder Partei in ſich ſchließt, ſich von einem 
beſtehenden Vertrage in der vertragsmäßigen oder geſetzlich zu⸗ 
läſſigen Weiſe wieder zu löſen, iſt nur in dieſer letzten Beziehung 
in gewiſſen engen Grenzen durch die BD. v. 30. Okt. 1923 dadurch 
durchbrochen worden, daß im Intereſſe des ſozialen Friedens in⸗ 
folge der Not der damaligen Zeit dieſelbe für Arzte, die ſich 
ſchon durch einen Vertrag gebunden hatten und noch gebunden 
waren, zwangsweiſe beſtimmte, daß die beſtehenden Verträge, ſo⸗ 
weit ſie gekündigt waren oder würden, bis zur endgülkigen 
Entſch. über den Abſchluß eines neuen Vertrages weiter gelten 
ſollten, daß der Vertrag alſo nur für eine gewiſſe kurze Zeit ver⸗ 
längert werden ſollte. Das erſcheint auch erträglich; aber auch 
nur dann, wenn die Beteiligten in der vorgeſehenen Weiſe durch 
„unverzügliche“ Anrufung der Schlichtungsſtelle (des Vertrags⸗ 
ausſchuſſes und eventuell des Schiedsamtes und des nach der VO. 
v. 30. Okt. 1923 88 12 und 14, jetzt 88 368 m und 368 0 NEO. 
noch hinzugekommenen Reichsſchiedsamtes) binnen verhältnismäßig 
kurzer Zeit eine endgültige Entſch. herbeizuführen in der Lage 
find, Wenn dieſe Inſtanzen pflichtgemäß von Amks wegen mit aller 
Beſchleunignug das Verfahren betreiben, ſo wird es nur in ſel⸗ 
lenen Fällen ſich ereignen können, daß bis zum Ablauf des Ver⸗ 
trages eine endgültige Klärung noch nicht erfolgt iſt. War doch 
ſchon in den Erläuterungen zu den AusfBeſt. zu dem Berliner Ab⸗ 
kommen v. 21. Febr. 1914 geſagt, daß mit Rückſicht auf dieſe 
Friſten auch die Kündigungsfriſt für die Verträge auf nicht weniger 
als ſechs Monate bemeſſen werden ſoll. Wenn aber auch durch 
verſpätete Anrufung des Vertragsausſchuſſes exit Kurz vor Ablauf 
des Vertrages es ſich nicht erreichen läßt, daß bis zu dieſem Ter⸗ 
mine der Streit endgültig entſchieden iſt, ſo kann doch auch dann, 
ſofern die Beteiligten das Verfahren nur ernſthaft betreiben, das⸗ 
ſelbe in ſehr kurzer Zeit — jedenfalls in wenigen Monaten — 
erledigt ſein, die einſtweilige Fortſetzung der Tätigkeit der Arzte 
zu den alten Vertragsbedingungen alſo kein Dauerzuſtand werden. 

Gerade die Erläuterung zu den AusfBeſt. für den Vertrags⸗ 
ausſchuß betonen aber weiter auch mit aller Schärfe, daß „der 
freie Vertragswille beider Teile fo wenig wie möglich beſchränßt 
werden darf“ und daß die Parteien alfo nicht zu einem Vertrag 
gezwungen werden ſollten, wenn ſie überhaupt nicht vertragsbereit 
ſind. Wegen des Ausnahmecharakters der genannten Vorſchriften, 
die eine im ganzen übrigen Rechte unbekannte Einſchränkung der 
Vertragsfreiheit ſtatuieren, muſſen ſie möglichſt eng ausgelegt wer⸗ 
den, und es iſt darum davon auszugehen, daß das Geſetz nur einen 
noch beſtehenden Vertrag verlängern will, indem es ihm die Kraft 
beilegt, ſeine Wirkſamkeit noch über die vereinbarte Vertrags⸗ 
dauer hinaus „ſortzuſetzen“. Sit ein Vertrag ſchou erloſchen, ſo 
Kann er, ſofern nicht das Geſetz eine Rückwirkung ausdrücklich 
verfügt — und das iſt hier nicht geſchehen —, auf keine Weiſe 
mehr wieder wirkſam werden, ſondern ſtehen ſich von da ab die 
früheren Vertragsparteien wieder als vollſtändig unbeteiligte Per⸗ 
ſonen einander gegenüber, als wenn ſie nie in einem Vertrags⸗ 
verhältnis geſtanden hätten. Die Anrufung des Vertragsausſchuſſes 
und des Schiedsamtes iſt dann nur noch als Vermittlungsſtelle mög⸗ 
lich, ohne daß das Schiedsamt berechtigt wäre, irgendwelche Be⸗ 
dingungen durch feine Eutſch. den Partein aufzuerlegen. Es er⸗ 
gibt ſich das notwendig ſchon aus der Erwägung, daß ſich keine 
zeitliche Grenze beſtimmen läßt, bis wann die Anrufung des Ver⸗ 
tragsausſchuſſes und des Schiedsamtes auch nach Ablauf des Ver⸗ 
trages noch zuläſſig ſein ſoll und daß folglich bei Annahme der 
gegenteiligen Rechtsanſicht noch nach Jahren, wenn es auf einmal 
einer der Parteien beliebt, ſich auf den früheren Vertrag zu be⸗ 
rufen, fie denſelben einſeitig wieder in Kraft ſetzen Könnte, — fo 
lange wenigſtens, bis durch alle Inſtauzen hindurch über den An⸗ 
frag entſchieden wäre. Das Unmögliche einer ſolchen Rechtsfolge 
liegt auf der Hand. Dazu denke man auch an die weiteren 
Schwierigkeiten, die ſich ergeben, wenn ein Arzt ſeine Praxis auf⸗ 
geben oder feinen Wohnſitz verlegen toill. 

Im vorl. Falle hat nun aber die Kl. den Vertragsausſchuß 
ſelbſt niemals angerufen. Und als der bell. Arzteverein im Dez. 
1924 — faſt ein Jahr nach Ablauf des Vertrages — die Kl. vor 
den Vertragsausſchuß als Vermittlungsſtelle laden ließ, um ſelbſt 
mit der Kl. zu einem Vertrage zu gelangen — alſo nicht etwa um 
einen neuen Einzelvertrag mit den beigen Arzten Dr. Sp. und 
Dr. Sch. zu erreichen —, hat die Kl. ſich den Verhandlungen ent⸗ 


fo daß die Vorausſetzungen des 8 826 BGB. erfüllt fein könnten. 
So grobköruig wird es natürlich nicht gemacht, daß man konkrete 
Nachteile audroht, und wenn die Entſch. erklärt, daß den beiden 
Ärzten von den Bekl. für den Fall ihres Austritts aus dem Verein 
Reine beſonderen Nachteile angedroht ſind, ſo lüßt die Berückſich⸗ 
tigung der ſozialen und beruflichen, pſychologiſch wirkenden Druchz⸗ 
mittel vermiſſen. 

Im ganzen handelt es ſich nicht nur um einen typiſchen Fall 
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zogen. Der erſte von ihr überhaupt geſtellte Antrag iſt erſt am 
4. Okt. 1925 bei dem Zulaſſungsausſchuß (nicht dem Vertrags 
ausſchuß) erfolgt, kann aber, ſelbſt wenn man darin zugleich aud) 
einen Antrag gegen die beiden Arzte ſehen wollte, doch nicht als 
ein Antrag im Sinne der genannten Beſtimmungen gelten. Denn 
mit ihm bezweckte die Kl. nicht, zu einem Vertragsabſchluß mit 
dem bekl. Verein oder den beiden Arzten zu kommen, ſondern 
wollte ſie gerade umgekehrt ohne einen ſolchen Vertrag die Zur 
laſſung und Auswahl der beiden Arzte als ihre Kaſſenärzte el 
reichen, die dann gegen ihren Willen gezwungen geweſen wären, 
den Vertrag weiter fortzuſetzen. Durch die Unterlaſſung recht⸗ 
zeitiger Anrufung des Vertragsausſchuſſes vor Ablauf des Ver⸗ 
trages, hat ſich aber die Kl. ſelbſt des Schutzes, der ihr durch die 
VO. v. 30. Okt. 1923 und die miniſt. Beſt. v. 14. Nov. 1924 
und 14. Nov. 1925 gewährt werden würde, begeben. Der Vertrag 
mit den Arzten war ſonach bereits am 31. Dez. 1923 endgültig 
erloſchen, und es beſtand — ſelbſt wenn die Arzte nicht bloß in der 
Erwartung, ſo beſſer zu einem neuen, ihren Wünſchen entſprechen⸗ 
den Vertrag mit der Kl. zu kommen, ihre Tätigkeit für dieſe 
fortſetzten, ſondern ſelbſt des Glaubens geweſen fein ſollten, daß ſie 
nach Ablauf der Vertragszeit doch geſetzlich verpflichtet ſeien, ihre 
Tätigkeit „einſtweilen“ noch fortzuſezen — doch in Wahrheit eine 
ſolche Verpflichtung für ſie nicht. 5 

Damit erledigen ſich auch alle an die Bedeutung des Wortes 
„einſtweilen“ geknüpften Betrachtungen der Parteien und des an⸗ 
gefochtenen Urteils. Die Bedeutung dieſes Wortes ergibt ſich klar 
genug aus den § 370 RVO. erläuternden Beſt. der VO. v. 
30. Okt. 1923 über Krankenhilfe bei den Krankenkaſſen, wo im 
56 gejagt iſt, daß die Tätigkeit von den Arzten jo lange fort“ 
zuſetzen iſt, bis eine Einigung erzielt oder ein endgültiger Schieds⸗ 
ſpruch getroffen iſt. Nur iſt der Schiedsſpruch nach dem Vorgeſagten 
auch nicht mehr zulaſſig, wenn, wie hier ausgeführt, die mit der 
Kündigung nicht einverſtandene Partei, welche eine Fortſetzung des 
gekündigten Vertrages will, nicht vor Ablauf desſelben ſchon die 
Entſch. des Vertragsausſchuſſes „unter Mitteilung ihrer Bedingun⸗ 
gen“ angerufen hatte.. 

Für die hier zur Entſch. ſtehende Klage ergibt ſich aber 
weiter, daß, wenn die Arzte Dr. Sp. und Dr. Sch. auch nicht nach 
den genannten Geſetzesbeſtimmungen zur Fortſetzung ihrer Tätig⸗ 
Reit verpflichtet waren und noch ſind, der bekl. Arzteverein auch 
nicht in unerlaubter Weiſe die Arzte anſtiften konnte und noch an⸗ 
ſtiften kann, ihren geſetzlichen Verpflichtungen nicht nachzukommen. 

Mit der hier vertretenen Rechtsauffaſſung ſetzt ſich allerdings 
das OLG. in Widerſpruch mit einer Entſch. des RVA. v. 5. April 
1924 (Arztl. Mittlg. 1925, 348), in welcher dieſes eine im Auf 
ſichtswege vom OVel. gegen eine Krankenkaſſe, die einen neuen 
Vertrag ablehnte, gem. § 379 Abſ. 2 RVO. getroffene Anordnung 
beſtätigt und dabei zur Begründung der Rechtmäßigkeit der Ver⸗ 
fügung als Vorfrage auch inzidenter die von ihm ſelbſt als zweifel⸗ 
haft bezeichnete und im Schrifttum auch im gegenteiligen Sinne 
beantwortete Frage, ob die vertragliche Bindung allgemein ent⸗ 
falle, wenn Ausſchuß und Schiedsamt überhaupt nicht angerufen 
oder tätig geworden ſeien, dahin entſchieden hat, daß dieſes als 
Wille des Geſetzes anzunehmen ſei, ſelbſt wenn beiderſeits Ver⸗ 
tragsbereitſchaft nicht mehr beſtehe. Zu beachten iſt dabei, daß 
dieſe Entſch. nur das Recht der Aufſichtsbehörde, die Kaſſe von 
Amts wegen auch nach Ablauf des Vertrages noch zu Vertrag 
verhandlungen vor den dazu berufenen Inſtanzen zu zwingen, 
feſtlegt, daß ſie mit manchen Vorbehalten ergangen iſt, beſonders 
„in betreff anderer, die verſicherungsrechtlichen Belange nicht un⸗ 
mittelbar berührenden Fragen, die nicht durch die Inſtanzen der 
RED, ſondern durch die bürgerlichen Gerichte zu erfolgen haben“. 
und vor allem, daß die Entſch. ergangen iſt vor der hier maß⸗ 
gebenden VO. des RAM. v. 14. Nov. 1924, die abweichend von 
dem Wortlaut des bis dahin allein gültigen Berliner Abkommens 
zum erſten Male nur von einer emſtweiligen Fortgeltung des Ver⸗ 
krages ſpricht, — vielleicht im bewußten Gegenſatz, jedenfalls aber, 
wie das BG. annimmt, in anderer Auslegung des Abkommens, 
als ſie das RBA. in dieſer Entſch. angenommen hat. 

II. Stellt man ſich aber auch einmal auf den gegenteiligen 
Standpunkt und nimmt man mit der Kl. an, daß auch heute noch 
die beiden Arzte ... zur Fortſetzung der kaſſenärztlichen Tatigkeit 
verpflichtet ſeien, ſo erſcheint dennoch die Klage aus den im all⸗ 
gemeinen zutreffenden Gründen des angefochtenen Urt. des LG. 
nicht begründet. Die Vorausſetzungen des § 826 BEB., auf den die 
Kl. ſich beruft, liegen nicht vor. Zwar iſt unſtreitig die Kündigung 
des Vertrages durch die Arzte und ebenſo deren ſpätere Androhung⸗ 
v. 15. Okt. 1925 ab die ärztliche Behandlung der Kaſſenmitglieder 


jener viel beklagten grundſätzlichen Differenzen zwiſchen Kaſſen⸗ 
ärzten und dem Arzteverband, ſondern um die Frage der Grenzen, 
die der Ausübung des berufsſtändiſchen Kampfes gezogen ſind. Ge⸗ 
rade in dieſer Beziehung iſt die Rſpr. der höheren und höchſten 
Gerichte berufen, einen Ausgleich der höchſt verwickelten Ver⸗ 
hältniſſe herbeiführen zu helfen. 

Prof. Dr. Fritz Stier⸗Somlo, Köln. 
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der Kl. einzuſtellen, auf Veranlaſſung des bekl. Vereins erfolgt. 
Und es mag auch als richtig unterſtellt werden, daß die beiden 
Arzte an ſich gern bereit geweſen wären, ihre Tätigkeit für die 
Kl. noch weiter fortzuſetzen, — obwohl dem widerſpricht, daß ſie 
die Kündigung aufrechterhalten haben; die beiderſeits als Zeugen 
genannten Arzte darüber zu vernehmen, erſcheint nicht nötig. Denn 
der bell. Verein hat zwar feinen Mitgliedern, geſtützt auf 8 2 
Abſ. 2 feiner Satzungen, verboten, feioft in Vertragsverhandlungen 
mit der Kl. einzutreten, aber ihnen nicht unterſagt, die Kaſſen⸗ 
mitglieder der Kl. überhaupt zu behandeln. Er hat ihnen vielmehr 
nur zur Pflicht gemacht, dieſelben einſtweilen bis zur Entſch. des 
Streites unter Berechnung der im 82 Geb. für die Behandlung von 
Krankenkaſſenmitgliedern beſtimmten Mindeſtgebühr zu behandeln. 
Damit hat er aber noch nicht in unerlaubter Weije in die — hier unter⸗ 
ſtellte — Pflicht der Vertragsärzte, ihre Tätigkeit in der bisherigen 
Weiſe fortzuſetzen, eingegriffen. Denn hier widerſtreiten ſich in dieſem 
Falle die vertraglichen Rechte des bekl. Arztevereins, die ihm 
ſatzungsgemäß gegen ſeine Mitglieder zuſtehen, mit den Rechten 
der Kl. aus ihrem Vertrage, und dem Bekl. kann es nicht ver⸗ 
wehrt werden, wen beide ſich nicht anders miteinander vereinbaren 
laſſen, zur Wahrung ſeiner Intereſſen und Rochtsanſprüche von 
feinen Mitgliedern die Nichtachtung der entgegenſtehenden Inter⸗ 
eſſen und Anſprüche der Kl. zu verlangen. Es muß vielmehr den 
beiden Arzten Dr. Sp. und Dr. Sch. überlaſſen bleiben, ziotjchen 
dem ſatzungsmäßig zuläffigen Austritt aus dem bekl. Verein und 
der Kaſſenarzttätigkeit für die Kl. zu wählen. Nur wenn der behl. 
Verein den Arzten in dieſer Wahl nicht volle Freiheit ließe, ſon⸗ 
dern mit Mitteln auf ſie einen Druck ausübte, die dem Anſtands⸗ 
gefühl aller billig und gerecht denkenden Menſchen widerſprechen, 
würde man auch einen rechtswidrigen Eingriff des Bell. in das 
Vertragsverhältnis zwiſchen der Kaſſe und ihren Arzten annehmen 
können. Die Kl. ſpricht von Anſtiftung und Terroriſierung der 
beiden Arzte durch den Bekl. Anſtiftung zu einer unerlaubten 
Handlung im ſtrafrechtlichen Sinne liegt aber ohne Zweifel nicht 
vor, da die Arzte wohl der Aufforderung des Bell. nachgekommen 
ſind, aber dennoch aus freier Entſchließung gehandelt haben, ohne 
ſich von dem Bekl. ihre Handlungen vorſchreiben und ſich in ihrem 
Willen eutſcheidend beſtimmen zu laſſen. Der Begriff der An⸗ 
ſtiftung iſt zwar dem unſittlichen, d. h. dem Anſtandsgefühl aller 


billig und gerecht denkenden Menſchen widerſprechenden Handeln 


i. S. des 8 826 BOB. nicht ohne weiteres gleichzuſtellen noch zu 
unterſtellen. Es kann ſehr wohl die Aufforderung des Bell. zum 
Vertragsbruche unter Umſtänden darum auch nach 8 826 BGB. 
zivilrechtlich zum Schadenserſatz verpflichten, auch wenn eine ſolche 
Aufforderung — von bejonderen Fällen abgeſehen — nicht ſtraſbar 
iſt und im Lohnkampfe auch zivilrechtlich im allgemeinen erlaubt 
it. Die Aufforderung des Bell. könnte aber den Tatbeſtand des 
§ 826 BOB. nur erfüllen, wenn der Behl. damit irgendwie noch 
einen anderen Druck ausgeübt hätte, als den bloßen Hinweis auf 
ſeine Satzungen und die etwaigen Folgen einer Zuwiderhandlung 
gegen dieſe, ſowie die Folgen eines Austritts. Nach dieſer Richtung 
hin hat aber die Kl. keine fubftantiterten Behauptungen auf⸗ 
geftellt. Die Benennung der beiden Arzte als Zeugen ohne nähere 
tatſächliche Angaben nach dieſer Richtung iſt kein genügender Be⸗ 
weisantritt. Den beiden Arzten find von dem Bell. für den Fall 
ihres Austritts aus dem Verein keinerlei beſonderen Nachteile an⸗ 
gedroht, die ſich nicht ſchon aus der Satzung, der ſie ſich bei ihrem 
Eintrilt in den Verein bereits unterworfen haben, von ſelbſt für 
dieſen Fall ergeben. Wirtſchaftliche Schäden würden ihnen durch 
den Austritt auch kaum erwachen, und im übrigen iſt ein ge⸗ 
ſellſchaftlicher und moraliſcher Zwang, Mitglied des bekl. Vereins 
zu bleiben, ebenfalls nicht anzunehmen, da die beiden Arzte, wenn 
ſie aus dem Verein austreten würden, doch keineswegs deshalb 
in Verruf erklärt werden können und ſie andererſeits, auch ohne 
Mitglied des Vereins zu ſein, zur Kaſſenpraxis weiter zugelaſſen 
werden müßten und ihnen dieſelbe vorliegend gerade durch die Kl. 
geſichert wäre, um deretwillen ſie den Austritt erklärten. Ob ſie 
vielleicht in dieſem Falle doch in den Augen ihrer Kollegen eine 
Minderung ihres Anſehens erfahren würden, muß ihnen gleich 
ſein, wenn ſie ſich für die ihnen vorteilhafter erſcheinende Kaſſen⸗ 
praxis bei der Kl. zu den bisherigen Bedingungen entſcheiden. Den 
Arzten gegenüber handelt alſo der Bekl. ſicherlich nicht rechts⸗ 
widrig; ebenſowenig dann aber auch gegenüber der Kl 


Doch kann auch das alles noch dahingeſtellt bleiben. Denn 
mag man auch annehmen, daß der Behl. rechtswidrig die beiden 
Arzte veranlaßt habe, den Vertrag zu kündigen und ſpäter ebenſo 
ihren Vertragspflichten gegen die Kl. nicht nachzukommen — einer⸗ 
lei, ob mit oder ohne Ausübung eines unzuläſſigen Druckes auf 
ſie —, und mag die Kl. auch dadurch einen von dem Bell. ges 
wollten Schaden erleiden, ſo wird man dennoch, da der Schaden 
ihr nicht unmittelbar von dem Bekl., ſondern von den beiden 
Arzten verurſacht wird und die Kl. es in der Hand hat, gegen 
dieſe den Rechtsweg zu beſchreiten und dadurch den Schaden zu 
verhindern, den urſächlichen Zuſammenhang im Rechtsſinne zwiſchen 
den Schaden der Kl. und dem Verhalten des Berl. immer noch 
verneinen zu müſſen. Und eine Unterlaſſungsklage, wie hier, gegen 


einen Dritten kann überhaupt nur geſtattet ſein, wenn „ein drin⸗ 
gendes Rechtsſchutzintereſſe im Einzelſalle auch durch einen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch für die begangene unerlaubte Handlung nicht aus⸗ 
reichend geſchützt iſt und ein anderer geſetzlicher Schütz nicht ge⸗ 
geben iſt“ (vgl. RENKomm., § 823 Vorbem. 6 III c). Hier hat 
aber die Kl. die Möglichkeit, den Widerſtand der beiden Arzte durch 
Klage auf Erfüllung gegen ſie zu brechen, und dieſen Weg mul; 
ſie zunächſt einmal verſuchen. Sind die Arzte ihr noch vertraglich 
verpflichtet, ſo werden ſie verurteilt werden, und die Kl. muß es 
den Arzten überlaſſen, ihrerſeits, wenn fie von dem bekl. Vereint 
boykottiert oder chikaniert oder überhaupt aus dem Verein aus⸗ 
geſchloſſen würden, gegen den Verein zu klagen (vgl. wegen des 
Rechtes der Arzte, einem Arzteverein anzugehören, und wegen der 
Unzuläſſigkeit des Ausſchluſſes NG. 107, 387; 106, 126). Die Kl. 
kann aber nicht im voraus und an Stelle der Arzte gegen deren 
„Terroriſierung“ — die einſtweilen von der Kl. nur befürchtet 
wird — mit einer Unterlaſſungsklage gegen den Bekl. die Hilfe 
des Gerichts anrufen. Das könnte ſie nur gegen ihre eigene un⸗ 
zuläſſige Boykottierung, wenn eine ſolche vorläge. Sie behauptet 
zwar auch ſolche, doch kann davon leine Rede ſein, da es den 
Arzten freiſteht, ob und unter welchen Bedingungen ſie für die 
Kl. Kaſſenarztpraxis ausüben wollen und es ungekehrt ebenſo der 
Kl. freiſteht, mit einem ortsfremden Arzt, der nicht Mitglied des 
bekl. Vereins iſt, einen Vertrag zu ſchließen und dieſen nach K. 
kommen zu laſſen, oder aber mit dem bekl. Verein ſich auf der 
gleichen Grundlage zu verſtändigen, wie die anderen in Kr. an⸗ 
ſäſſigen Kaſſen. Daß dieſen unbillige Bedingungen aufgezwungen 
ſeien, iſt nicht dargetan, und deshalb kann auch das Verlangen des 
Bekl. gegenüber der Kl. nicht als unbillig oder gar unſittlich be⸗ 
zeichnet werden. Der von dem Bekl. verfolgte Zweck iſt alſo jeden⸗ 
falls nicht ſittenwidrig. Noch weniger aber ſind die Mittel, mit 
denen er das Ziel zu erreichen ſucht, unſittlich zu nennen. Un⸗ 
ſittlich würde das Mittel — der angebliche Druck auf die beiden 
Arzte — nur dann ſein, wenn dadurch die Kaſſe wirtſchaftlich ge⸗ 
fährdet wird oder doch der ihr durch den zugemuteten Vertrag 
entſtehende Nachteil in keinem erträglichen Verhältnis zu dem von 
dem Bekl. für die Arzte angeſtrebten Vorteile ſtände (vgl. RGgr⸗ 
Komm,, 8 826 Anm. 50). Die der Kl. zugemutete Mehrbelaſtung 
kann aber bei den nur etwa 150 oder jetzt gar nur noch 80 Mit⸗ 
gliedern nur eine ſehr geringe ſein. Ein unzuläſſiger Zwang 
zum Abſchluß eines ihr nachteiligen Vertrages wird alſo auf die 
Kl. nicht ausgeübt. Der Streit über die Vor⸗ und Nachteile der 
verſchiedenen Arztſyſteme kann hier unerörtert bleiben. 

Die von der Kl. für ihre Anſicht, daß auch die Abſicht der 
Wahrung eigener berechtigter Intereſſen und der gute Glauben an 
die Zuläſſigkeit des angewandten Mittels nicht der Annahme einer 
gegen die guten Sitten verſtoßenden Handlung entgegenſtehe, an⸗ 
geführten beiden Entſch. des RG. 79, 23 und JW. 1925, 5628 
liegen in tatſächlicher Beziehung weſentlich anders und können 
darum als Parallele für den vorl. Fall nicht herangezogen werden. 

(OLG. Düffeldorf, Urt. v. 22. Nov. 1926, 1 U 119/26.) 


Mitgeteilt von OLGR. Dr. Weber, Düſſeldorf. 


II. Verfahren und Koſten. 
Berlin. 

6. 88 1332, 1334, 1572, 203 B B.; 88 281, 614, 616 ZRD. 
Während der Scheidungskläger in dem Rechtsſtreit die 
Anfechtung auch noch nach Ablauf ber Anfechtungsfriſt gel⸗ 
tend machen kann, wenn dieſe nur zur Zeit der Erhebung 
der Scheidungsklage noch lief, kann der Scheidungsbe⸗ 
klagte mittels der Widerklage nur in dem bereits anhän⸗ 
gigen Scheidungsprozeß ſein Anfechtungsrecht verfolgen, 
wenn die Anfechtungsfriſt in dem Zeitpunkt der Erhebung 
der Widerklage noch nicht abgelaufen iſt. 


Ende Dez. 1925 hatte die bekl. Ehefrau beim LG. N. die 
Cheanfechtungsklage eingereicht, die aber erſt am 1. Febr. 1926 dem 
Ehemann zugeſtellt werden konnte. Nach eingehender Beweisauf⸗ 
nahme über die Frage der Zuſtändigkeit hat das LH. N. die Klage 
„wegen Rechtshängigkeit“ abgewieſen, weil der Ehemann bereits 
am 28. Jan. 1920 beim LG. III in B. die Scheidungsklage er⸗ 
hoben hatte. \ 

In dieſem Rechtsstreit hat die Bekl., und zwar im Wege ber 
Widerklage, die Anfechtung der Ehe wiederholt. 

Soweit Anfechtung auf Grund 8 1333, 1334 868. geltend 
gemacht wird, war zunächſt zu prüfen, ob die in 81339 BGB. für die 
Anſechtungsklage geſetzte Ausſchlußfriſt gewahrt iſt. 

Mit der Erhebung der Scheidungsklage v. 28. Jan. 1926 iſt 
auch das von der Bekl. geltend gemachte Anfechtungsrecht rechts⸗ 
hängig geworden. Dies folgt aus der ſich aus 8 616 3PO. em 
gebenden erweiterten Rechtskraſtwirkung des Urt., der eine er⸗ 
weiterte Rechtshängigkeit hinſichtlich aller den Beſtand der Ehe 
betreffenden Tatſachen entſpricht im Jutereſſe der Vereinheitlichung 
des Eheverfahrens als eines Sonderverfahrens. Dieſe erweiterte 
Rechtshängigkeit iſt aber infofern eine un vollkommene — vgl. RG. 
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104, 155 —, als fie nicht alle Wirkungen der Rechtshängigkeit hat. 
Der Scheidungskl. kann zwar in dem Rechtsſtreit auch dann noch 
Anfechtung geltend machen, wenn die Anfechtungsfriſt bereits ab⸗ 
gelaufen iſt, aber zur Zeit der Erhebung der Scheidungsklage noch 
lief (8 1572 BGB.). Der Scheidungsbeklagte kann aber — mit⸗ 
tels Widerklage — in dem laufenden Scheidungsprozeß nur, ſolange 
die Anſechtungsfriſt läuft, die Anfechtung geltend machen. Die un⸗ 
zuläffige Anfechtungsklage der Bekl. in dem Prozeß vor dem LE. 
in N. konnte ebenſowenig die Anfechtungsfriſt wahren. Nachdem ein⸗ 
mal der Eheprozeß durch die Scheidungsklage in Gang geſetzt war, 
konnte die Bekl. nur in dieſem ihr Anfechtungsrecht verfolgen 
und auch dies nur, ſolange die Anfechtungsfriſt noch lief. Die 
gegenwärtige Aufechtungswiderklage iſt ohne die in 88 281, 253 II 
ZPO. vorgeſchriebene Angabe des Grundes des erhobenen Anſpruchs 
durch Zuſtellung des Schriftſatzes v. 30. Juni 1926, alſo nicht 
gültig, erhoben; im übrigen auch bereits verſpätek. Gültig war die 
Widerklage erſt erhoben in dem Schriftſatz der Bekl. v. 2. Aug. 1926, 
da erſt dieſer die Anfechtungsgründe angab. Inzwiſchen war aber die 
Anfechtungsfriſt ſelbſt dann bereits abgelaufen, wenn man der Bell. 
glaubt, daß ſie die Anfechtungsgründe nicht ſchon im Aug. 1925, 
ſondern erſt durch die Klagezuſtellung v. 28. Jan. 1926 erfahren habe. 
In der Anfechtungsfriſt wird nun zwar gem. 88 203, 1339 III BGB. 
der Zeitraum, während deſſen die Beltl. durch höhere Gewalt an der 
Rechtsverfolgung gehindert war, nicht eingerechnet. Höhere Gewalt 
iſt aber nicht erſichtlich. Insbeſ. kaun ſolche nicht darin geſehen 
werden, daß die Bekl. irrtümlich geglaubt haben mag, daß ſie ihr 
Anfechtungsrecht wahren und geltend machen könne und müſſe 
durch eine Klage vor dem Gericht in N. ohne Rückſicht auf den bereits 
in B. anhängigen Eheprozeß, und daß ſie es nicht in dieſem zu ver⸗ 
folgen brauche. Die Bekl. hat nicht dadurch Nachteil in ihren Rechten 
erlitten, daß ſie durch ein unrichtiges Verfahren des Gerichts in 
eine prozeſſuale ſchwierige Lage verſetzt iſt (NG. 110, 138). Die 
Anfechtungsklage iſt hiernach abzuweiſen. 
(K., Urt. v. 23. März 1927, 12 U 7400/26.) 
Mitgeteilt von KR. Dr. Kämmerer, Berlin. 


* 


Zu 7. Mit welchem Zeitpunkte beginnt diejenige Anwalts⸗ 
tätigkeit, die auf Grund der Armenanwaltsbeiorbnung aus der 
Staatskaſſe vergütet wird? 

Zu einer ſachgemäßen Beantwortung dieſer Frage dringt die 
Judikatur erſt allmählich durch. Wohl noch überwiegend ſteht ſie 
auf dem engen Standpunkt, daß der Beiordnungsbeſchluß die ſchon 
vorher erfolgte Prozeßtätigkeit des Anwaltes niemals mitbetrifft. 
Dieſe Auffaſſung iſt mehr buchſtäblich, als dem Zwecke der Armen⸗ 
rechtsinſtitution entſprechend. Auch die oben mitgeteilte Entſch. 
begnügt ſich im erſten Abſatze ihrer Gründe mit Argumenten 
recht äußerlicher Art, wie es das argumentum e contrario nach 
§ 115 Nr. 1 3PO. it und desgleichen der Hinweis auf die Ge⸗ 
50 „ dem für die arme Partei ‚beitellten‘ RA.“ Daß 
ieſe Geſetzesworte für die vorliegende Frage nichts beſagen, be⸗ 
darf nicht der Ausführung. Das Geſetz v. 6. Febr. 1923 läßt viel⸗ 
mehr in feinem § 1 Satz 1 die vorliegende Frage völlig unbeant⸗ 
wortet. Sie muß nach ſachlichen Geſichtspunkten entſchieden werden. 

Es ſind für den Armenanwalt, der im Prozeß bereits vor 
ſeiner Beiordnung tätig geweſen war, drei Fälle zu unterſcheiden. 

1. Er hat die Gebühren für ſeine frühere Tätigkeit bereits 
von dem Mandanten erhalten. — In dieſem Falle kommt nicht 
eine Gewährung von ARGeb. für die frühere Tätigkeit, ſondern 
nur umgekehrt eine Anrechnung der vom Mandanten bezahlten Ge⸗ 
bühren auf die von der Staatskaſſe zu erſtattenden in Betracht. 

2. Er hatte ſeine frühere Tätigkeit als eine entgeltliche über⸗ 
nommen und daher für dieſe frühere Tätigkeit einen Gebühren⸗ 
anſpruch gegen den Mandanten erworben; er iſt aber vom Man⸗ 
danten wegen dieſes Gebührenanſpruchs nicht befriedigt worden. 
In dieſem Falle wird es ihm überlaſſen bleiben müſſen, vom 
Mandanten die zuſtändigen Gebühren einzuziehen. Seinen Ge⸗ 
bührenanſpruch gegen den Mandanten abzulöſen, iſt die Staatskaſſe 
nicht verpflichtet. 

3. Der Anwalt hatte die Tätigkeit von Anfang an über⸗ 
nommen als eine gegenüber dem Mandanten unentgeltliche, ſei es, 
daß dies ausdrücklich oder ſtillſchweigend zum Ausdruck gebracht 
worden war; er hatte ſie übernommen lediglich im Vertrauen auf 
die erwartete Armenrechtsbewilligung und ſie zwecks Armenrechts⸗ 
erlangung oder zwecks Beſchleunigung, noch bevor die Beiordnung 
als Armenanwalt antragsgemäß erging, bereits begonnen. — Es 
darf entſchieden die Anſicht vertreten werden, daß dieſe dem Bei⸗ 
ordnungsbeſchluß vorangehende Tätigkeit des Rel. durch den Bei- 
ordnungsbeſchluß erfaßt wird. Denn dies iſt das billige und das 
ſinngemäße, und es iſt damit dem Intereſſe der Rechtspflege ge⸗ 
dient? — nicht damit, daß man den Anwalt, wenn er nicht Ge⸗ 
bührenverluſt erleiden will, zu aßwartendem Verhalten nötigt, ſtatt 
ihm ein zweckmäßiges und ſchnelles Verfahren zu ermöglichen. 

Als Gebührniſſe, die nur vor, und nicht auch nach einem Bei⸗ 
ordnungsbeſchluß erwirkt find, werden in Betracht kommen: die 


Dres den. h 

7. 8 115 PO. Eine Erſtattung der Gebühren aus 
der Staatskaſſe kann nur inſoweit in Betracht kommen, 
als die arme Partei von der Zahlungspflicht gegenüber 
ihrem Anwalt frei geworden iſt. Die Gebühr für die zwecks 
Erlangung des Armenrechts eingelegte Beſchwerde wird 
von der Staatskaſſe nicht erſtattet. 5) 

(OLG. Dresden, Beſchl. v. 11. Sept. 1928, 13 0 Reg 273/28.) 


Abgedr. JW. 1928, 2793 15. 


* 
Jena. 


8. 8 109 3PO. iſt nicht anwendbar auf Sicherheits“ 
leiſtung durch Bürgenſtellung. f) 
(OLG. Jena, 2. 3S., Urt. v. 8. Juni 1928, 2 W 650/28.) 
Abgedr. JW. 1928, 2735 25. 
* 


Verhandlungsgebühr, wenn nach dem Bejordnungsbeſchluß nicht 
mehr (oder nur noch nach § 17 RAGebd.) verhandelt wird; 
die Verhandlungsgebühr des Urkundenprozeſſes, wenn dieſer noch 
vor dem Beiordnungsbeſchluß fein Ende findet; die Gebühr i. © 
einer Armenrechtsbeſchwerde; die Auslagen. 

RA. Dr. Fritz Dehnow, Hamburg. 


Zu 8. Das OLG. Jena ſpricht unter Berufung auf die 
12./13. Aufl. von Stein 8 751 JI 2 und in Übereinftimmung mit 
der bisher überwiegend vertretenen Auffaſſung aus, daß das Beſchluß⸗ 
verfahren nach 8 109 ZPO. bei der Sicherheitsleiſtung durch Bürg⸗ 
ſchaft nicht Platz greife. Die Frage iſt von recht erheblicher praktifcher 
Bedeutung. Man geht nicht zu weit, wenn man ſagt, daß bei 
Feſthalten an dieſer Anſicht der ganzen Einrichtung 
der Prozeßbürgſchaft ein gut Teil ihrer praktiſchen 
Brauchbarkeit genommen wäre. Wenn es dabei bliebe, daß 
die Löſung des Bürgſchaftsverhältniſſes nur im Wege eines Feſt⸗ 
ſtellungsſtreites zwiſchen dem Bürgen und dem Sicherungsberechtigten 
endgültig klargeſtellt werden kann, würde es ſich der Sicherungs⸗ 
verpflichtete in der Tat häufig überlegen müſſen, ob er die Gefahr 
eines letzten Endes auf ſeine Koſten zu führenden Prozeſſes zwiſchen 
dem Prozeßgegner und dem Bürgen auf ſich nehmen ſoll. Auf dieſen 
Punkt hat bereits Breit im BanbArch. 26, 75 hingewieſen. In der 
14. Aufl. des Stein ſchen Komm. habe ich zu § 109 II 1 mich für 
die Zuläſſigkeit des Verfahrens nach 88 109, 715 ZPO. ausgeſprochen. 
Es wäre lebhaft zu begrüßen, wenn die Praxis die gleiche Schwenkung 
vornehmen würde. 

Die Entſch. des OL. Jena wird ausſchließlich von dem 
argumentum e contrario getragen. Beim Schluß vom Gegenteil iſt 
doppelte Vorſicht geboten, wenn der Vergleich einer Geſetzesänderung 
mit einer unverändert gebliebenen Beſtimmung in Frage ſteht. Hat 
der Geſetzgeber, wie hier, das Anwendungsgebiet einer Vorſchrift 
erweitert, es dabei aber unterlaſſen, eine damit im Zuſammenhang 
ſtehende Spezialbeſtimmung in ihrer Faſſung der Erweiterung an“ 
zupaſſen, fo iſt die Annahme, die Spezialbeſtimmung ſolle nach wie 
vor nur für das alte, engere Anwendungsgebiet der allgemeinen 
Vorſchrift gelten, nur dann gerechtfertigt, wenn aus irgendeinem 
Umſtande erhellt, daß das Geſetz nunmehr habe differenzieren wollen. 
Aus der Tatſache allein, daß in einem Novellengeſetz bei Faſſung 
ineinandergreifender Vorſchriften eine Konſequenz nicht ausdrücklich 
gezogen iſt, kann unmöglich der Schluß gezogen werden, daß der 
Geſebgeber bei der Novelle die Konſequenz abgelehnt habe. 

Wenn die Leiſtung einer Prozeßſicherheit durch Bürgſchaft an 
ſich auch (bei Einverſtändnis beider Parteien) vordem zuläſſig war, 
ſo hat doch die Nov. 1924 durch die erweiterte Faſſung des 8 108 
praktiſch die Prozeßbürgſchaft erſt eingeführt. Die der Nov. 1898 ent⸗ 
ſtammenden 88 109, 715 ſind ihrer Faſſung nach auf den damals 
(jedenfalls praktiſch) allein in Betracht kommenden Fall der Hinter 
legung abgeſtellt. Wenn eine entſprechende Erweiterung dieſer Vor⸗ 
ſchriften in der Nov. 1924 unterblieben iſt, ſo iſt der Grund einzig 
und allein der, daß man die ſich hier ergebende Konſequenz nicht 
bedacht hat. In keinem Stadium der Erörterungen iſt dieſer Punkt 
je berührt worden; der geſetzgeberiſche Gedanke, das Beſchlußverfahren 
nach wie vor auf den Fall der Hinterlegung zu beſchränken, iſt alſo 
niemals hervorgetreten. 

Es iſt nun folgendes zu erwägen: Die Beſchlüſſe nach 
88 109, 715 enthalten ſachlich ein Doppeltes, die autoritative 
endgültige Löſung des Haftungsverhältniſſes und die ſich 
daraus ergebende, der Vollſtreckung fähige Rückgabeanordnung. 
Bei der Hinterlegung erſcheint praktiſch die Rückgabeanordnung als 
das allein Weſentliche, die autoritative Löſung des Haftungsverhält⸗ 
niſſes tritt daneben zurück. Das ändert aber nichts daran, daß die 
letztere das logiſche prius iſt und ſie in jeder Rückgabeanordnung mit⸗ 
enthalten iſt. Auch bei der Hinterlegung wird das Haftungsverhältnis 
mit der Rechtskraft des Beſchluſſes gelöſt, nicht etwa erſt mit der 
Ausführung der Rückgabeanordnung, d. h. der Ausantwortung des 
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Königsberg. 

9. 8 10 Abſ. 4 EEG. iſt auch auf die Regelung der 
Unterhaltspflicht des einen Ehegatten den Kindern gegen- 
über anwendbar. 

Der Antragſtellerin iſt für die Dauer des Eheſcheidungsprozeſſes 
die Sorge für die Perſon ihrer beiden Kinder übertragen und ihr 
Mann zur Zahlung der Unterhaltsrente für dieſe an ſie durch 
einſtw. Verf. verurteilt. Der Streitwert iſt auf Grund des 8 10 Abſ. 4, 
Ga. auf den halbjährigen Betrag der Rente feſtgeſetzt. Mit der 
Beſchwerde wird Erhöhung des Streitwerts auf den einjährigen Be⸗ 
trag begehrt. 

Die Beſchwerde hat keinen Erfolg gehabt. 8 10 Abſ. 4 a. a. O. 
iſt nicht ſo eng auszulegen, daß die Worte „Unterhaltspflicht der 
Ehegatten“ nur auf die Unterhaltspflicht des einen Ehegatten gegen⸗ 
über dem anderen Anwendung finden ſollen. Daß eine ſolche Aus⸗ 
legung irrig iſt, ergibt der ſicher nicht bedeutungsloſe Umſtand, 
daß § 10 Abſ. 4 den Zuſatz „gegenſeitige“, wie er im 9 627 PD. 
hinſichtlſeh der Unterhaltspflicht der Ehegatten enthalten iſt, 
nicht enthält, und der Zuſammenhang mit § 627 3PO., den 8 10 
Abſ. 4 GKG. unzweifelhaft im Auge hat, und der ſich auch mit der 
Regelung „der Unterhaltspflicht der Ehegatten den Kindern gegen⸗ 
über“ befaßt. . 

Schließlich rechtfertigt der Zweck des Geſ. die hier vertretene 
Auffaſſung. Abſ. 4 des 8 10 will, von dem Gedanken koſtenrecht⸗ 
licher Bevorzugung und Berückſichtigung wiederkehrender Unter⸗ 
haltspflichtleiſtungen ausgehend, der ſich ſchon im 8 10 Abſ. 2 gegen⸗ 
über 8 9 IVO. auswirkt, dem Umſtand Rechnung tragen, daß die 
nach 8 627 ABO. ergehenden Anordnungen vielfach auf weit 
weniger als ein Jahr (8 10 Abſ. 2) Wickfamkeit Haben. Zu dieſem 
Zweck wird gewiſſermaßen eine Durchſchnittsdauer des Prozeſſes 
in Eheſcheidungsſachen feſtgeſetzt, die für die Unterhaltspflicht der 
Ehegatten gegeneinander genau die gleiche Bedeutung hat, wie für 
die Unterhaltspflicht der Ehegatten gegenüber den Kindern (ebenſo 
Friedlaender, RAGEHD. S. 202 Anm. 170). 

(OLG. Königsberg, Beſchl. v. 4. Juni 1928, 7 W. 425/28.) 

Mitgeteilt von OSR. Sieloff, Königsberg. 

* 


10. 8 93 ZPO. findet auf das Verfahren des Er⸗ 
laſſes einer einſtweiligen Verfügung auf Grund des 
$ 627 ZPO. Anwendung. 

Die Parteien ſtehen in Eheſcheidung. Der Kl. iſt durch einſtw. 
Verf. das Getrenntleben geſtattet und ihr die Sorge für die Perſon 
ihrer Tochter übertragen. Der Bekl. hat dieſen Anſpruch in der 
mündlichen Verhandlung, in der die einſtw. Verf. erlaſſen iſt, an⸗ 
erkannt, aber gegen die Koſtenlaſt proteſtiert. 

Unſtreitig hatte ſich der Bekl. ſchon vorher damit einverſtanden 
erklärt, daß die Kl. ihr Kind bei ſich behält und getrennt lebt 

Durch das angef. Urteil ſind die Koſten des Verfahrens dem 
Bekl. auferlegt. Seine Berufung hat Erfolg gehabt. Nach herrſchender 
Anſicht findet die Vorſchrift des § 93, 3PO. auch auf das Verfahren 
betr. einſtw. Verf. Anwendung. Solche Verfügungen, die gem. 8 627 


Hinterlegten an den Hinterleger; der Veſchluß iſt alſo das Weſent⸗ 
liche, nicht ſeine Ausführung. 

Bei der Sicherheitsleiſtung durch Bürgſchaft iſt zu einer voll⸗ 
ſtreckbaren Rückgabeanordnung kein Raum; denn etwas real Zurück⸗ 
zugebendes iſt nicht vorhanden. Dies auch dann nicht, wenn das 
Gericht etwa, wie es noch immer bisweilen geſchieht, überflüſſigerweiſe 
die Hinterlegung der Bürgſchaftsurkunde angeordnet haben ſollte; 
denn, ſo weſentlich die ſchriftliche Erklärung für die Entſtehung der 
Bürgſchaft iſt, ſo unerheblich iſt die Urkunde für den Fortbeſtand des 
Haftungsverhältniſſes. Daß ſich nun aber bei der Prozeßbürgſchaft 
an die Löſung des Haftungsverhältniſſes eine real zu vollſtreckende 
Rückgabeanordnung nicht knüpfen kann und demgemäß eine ſolche 
ausſcheidet, bietet nicht den geringſten Anlaß, für dieſen Fall auch 
den autoritativen Ausſpruch über die Löſung der Haftung ſelbſt aus⸗ 
zuſchließen. 

Vor der Nov. 1909 bedurſte es auch bei der Hinterlegung 
zur Löſung des Haftungsverhältniſſes der Klage. Man iſt 1909 
im Intereſſe der Vereinfachung zum Beſchlußverfahren übergegangen, 
ähnlich wie man bereits in der Nov. 1898 gewiſſe Streitigkeiten im 
ſchiedsrichterlichen Verfahren ($ 1045) aus dem Klage⸗ in das Be⸗ 
ſchlußverfahren überführt hatte. Wollte man etwa einwenden, daß 
im Beſchlußverfahren nur zu vollſtreckende Anordnungen, nicht auch 
reine Feſtſtellungen getroffen werden könnten, ſo wäre das offenbar 
unzutreffend; zur Widerlegung braucht nur an die Beſchlüſſe nach 
8 1045 (insbeſ. über das Erlöſchen eines Schiedsvertrages) hingewieſen 
zu werden. F 

Ein Beſchluß nach 88 109 oder 715, der die Haftung aus der 
Bürgſchaftserklärung für beendet erklärt, kann daher irgendwelchen 
begründeten Bedenken nicht begegnen. Um eine von fern hergeholte 
Analogie handelt es ſich hier wirklich nicht. Wenn, wie hier, 
dringende praktifche Bedürfniſſe für eine erweiternde Auslegung 
ſprechen, ſollte die Praxis mit der entſprechenden Anwendung nicht 
zu zaghaft ſein! Miniſterialrat Dr. Jonas, Berlin. 


ABO. beantragt werden, dürfen nur dann erlaſſen werden, wenn die 
bei. Vorausſetzungen des 8 940 ZVD. vorliegen, weun alſo die 
einſtw. Verf. zur Abwendung weſentlicher Nachteile oder zur Ver⸗ 
hinderung drohender Gewalt oder aus anderen Gründen erforder⸗ 
lich iſt (a. Anſ. nur Stein, 3PO., 8 627 Anm. J). Es kann des⸗ 
halb ber einer einſtw. Verf. nach $ 627 nicht der Fall eintreten, 
daß eine Maßregel nicht veranlaßt und doch gerechtfertigt iſt (Stein, 
§ 93 Anm. III Abſ. 2). Es iſt ſomit lediglich die Frage zu ent⸗ 
ſcheiden, ob die Vorausſezungen des $ 940 für den Erlaß der von 
der Kl. begehrten einſtw. Verf. vorlagen. Lagen ſie vor, ſo hatte der 
Bekl. auch Veranlaſſung für den Autrag gegeben. Es iſt nicht zu⸗ 
treffend, daß Veranlaſſung zum Erlaß der einſtw. Verf. ohne weiteres 
wegen der Eigenartigkeit der zu regelnden Verhältniſſe, die der 
Verfügung der Parteien durch Privatvereinbarungen entgegen ſind, 
gegeben iſt. Träfe dies zu, dann wäre für die Anwendung des 8 940 
PO. kein Taum; das Gericht wäre vielmehr immer genötigt, die 
verlangten Anordnungen zu treffen, auch wenn der Gegner mit der 
begehrten Regelung von vornherein einverſtanden iſt. Dies würde 
auch der Faſſung des 8 627 ZPO. widerſprechen, nach dem das Ge⸗ 
richt die einſtw. Verf. erlaſſen kaun, alſo nicht in jedem Falle 


die beantragte Anordnung zu treffen braucht. Es wird vielmehr nur, 


wenn der Gegner der Frau, die getrennt leben will, das Recht dazu 
beſtreitet, wenn er das aus der Ehe hervorgegangene Kind bei ſich 
behalten will, der Frau den Unterhalt verweigert, Anlaß zu einer 
einſtw. Verf. vorliegen. Die bloße Möglichkeit, daß der Bell. ſich 
in einem ſpäteren Zeitpunkt an die mit der Kl. getroffenen Ab⸗ 
machungen nicht mehr halten werde, genügt deshalb nicht für den 
Erlaß einer einſtw. Verf. 

„Os. Königsberg, FerSen., Urt. v. 16. Aug. 1928, 4 U 349/28.) 

Mitgeteilt von OSR. Sieloff, Königsberg. 


Celle. b) Strafſachen. 


11. Vorausſetzungen des $ 361 Abſ. 10 StGB. 

Daß die Vorſchrift auf die Unterhaltspflicht des außerehelichen 
Vaters Anwendung findet, wird in Rſpr. und Schrifttum kaum noch 
beſtritten. Aber ſchon die Frage, ob es nicht einer erneuten behörd⸗ 
lichen Aufforderung bedurfte, nachdem eine frühere Aufforderung zu 
einer rechtskräftig erkannten und verbüßten Strafe geführt hatte, 
ift zweifelhaft; fie wird zugunſten des Angekl. zu beurteilen fein. 
Vor allem aber hat das Verhalten des Angekl. nicht die Folge ge⸗ 
habt, daß durch Vermittlung der Behörde fremde Hilfe in Anſpruch 
genommen werden mußte. Fremde Hilfe iſt in Anſpruch genommen 
worden, nicht weil es nötig war, ſondern weil die Grundlage für 
ein Vorgehen gegen den Angeklagten damit geſchaffen werden ſollte. 
Das entſpricht weder dem Wortlaut noch dem Sinne des Geſetzes. 


(OLG. Celle, StS., Urt. v. 8. Juni 1928, 8 92/28.) 


* 
Dres den. 

12. 8 267 StGB.; 88 57, 58, 61 StPO. Eine ſtrafbare 
Urkundenfälſchung liegt nicht vor, wenn eine geſchiedene 
Frau eine Quittung mit ihrem Mädchennamen unter⸗ 
zeichnet, um über ihre Verwandtſchaft mit einem anderen 
zu täuſchen. — Die ohne geſetzlichen Grund unterbliebene 
Beeidigung eines Zeugen ſtellt dann keinen beachtlichen 
Reviſionsgrund dar, wenn das Gericht ſchon der nicht⸗ 
eidlichen Ausſage des Zeugen geglaubt hat. 

Die Feſtſtellung des LG., daß durch die Unterzeichnung der 
Quittungen mit „Luiſe B.“, dem Mädchennamen der Ausſtellerin 
Luiſe geſch. W., und durch die Vorlegung dieſer Quittungen ſeitens 
des Angekl. nur darüber, daß die geſch. W. mit deſſen Ehefrau 
verwandt ſei, nicht aber über die Identität der Ausſtellerin W. 
hat getäuſcht werden ſollen, rechtfertigt, da hiernach eine fälſchliche 
Anfertigung der Quittungen und ein Gebrauchmachen davon zum 
Täuſchungszwecke entfällt, die Nichtannahme einer vom Angenl. 
begangenen Urhundenfälſchung. 

Auch die Verfahrens rüge iſt unbegründet. Sie behauptet 
formelle Rechtsverletzung inſofern, als „das Sitzungsprotokoll nicht 
ergebe, ob der Zeuge, der nicht zeugnisverweigerungsberechtigt iſt, 
vereidet worden iſt“. , 

Allerdings iſt ausweislich der Sitzungsniederſchrift die Beeidi⸗ 
gung des als Zeugen vernommenen Gerichtsaſſeſſors ohne Angabe 
eines Grundes unterblieben und damit gegen den Grundſatz der 
StPO. verſtoßen worden, daß jeder Zeuge zu beeidigen iſt, es läge 
denn einer der in den 88 57, 58 SPD. aufgeführten Gründe für die 
nichteidliche Vernehmung vor. Da indes das LG. ſchon der nicht⸗ 
beeidigten Ausſage des Zeugen geglaubt hat, ein eidliches Zeugnis 
desſelben demnach für die Entſch. nur die gleiche Bedeutung gehabt 
haben würde, beruht das angef. Urt. nicht auf der begangenen Ge⸗ 
ſegesverletzung. 

(Os. Dresden, 1. StS., Urt. v. 11. Juli 1928, 1 OSt 101/28.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
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13. Art. 23, 118 Abſ. 2 RVerf.; 8 6 Kinderſchutz G.; 
8334 RGewo. Verwaltungsbehörden der einzelnen Länder 
können die Mitwirkung von Kindern bei öffentl. Theater⸗ 
aufführungen unterſagen. 

Der AR. führt ſelbſt aus, daß als rechtsgültig anzuſehen ſein 
würde eine allgemeine polizeiliche Beſtimmung des Inhalts, daß 
zur Mitwirkung von Schulkindern an öffentlichen nicht gewerbs⸗ 
mäßigen Theateraufführungen eine Genehmigung erforderlich ſei. 
Eine ſolche Beſtimmung iſt vorhanden, und zwar in dem bisher 
nicht beachteten Punkt 7 der hier fraglichen Vorſchriften über die 
Veranſtaltung von Luſtbarkeiten uſw. im Verwaltungsbezirke der 
Amtshauptmannſchaft G., wonach die Beteiligung von ſchulpflichtigen 
und jüngeren Kindern an öffentlichen Theaterbeluſtigungen nur mit 
Genehmigung der Amtshauptmannſchaft geſtattet iſt. Dies iſt ſogar 
diejenige Beſtimmung, deren Anwendung im vorl. Falle — einer 
öffentlichen Theateraufführung durch Schulkinder — gegeun⸗ 
über der allgemeinen Beſtimmung über die Genehmigungspflicht 
nicht gewerbsmäßiger öffentlicher Aufführungen in Punkt 5 der 
Vorſchriften den Vorzug verdient, weil die behördliche Genehmi⸗ 
gung des einen der beiden aufgeführten Stücke erteilt und nur hin⸗ 
ſichtlich des andern aus dem Grunde, weil dieſes ſich für das 
Kindergemüt nicht eigne, unterblieben iſt. Nach Anſicht 
des Revch. kann die Rechtsgültigkeit der Beſtimmung in Punkt 7 
jener Vorſchriften nicht bezweifelt werden. Selbſt ſoweit eine Zenſur 
i. S. von Art. 118 Abſ. 2 RVerf. in Frage kommen ſollte, würde die 
Beſtimmung gültig ſein. Denn in Satz 2 dieſes Abſatzes ſind aus⸗ 
drücklich geſetzliche Maßnahmen zum Schutze der Jugend bei öffent⸗ 
lichen Schauſtellungen und Darbietungen für zuläſſig erklärt; auch 
iſt das Geſetzgebungsrecht des Reiches auf dieſem Gebiete nach Art. 
u. 12 RVerf. kein ausſchließliches, und es find, da das Reich von 
dieſem Rechte in der hier fraglichen Beziehung (abgeſehen von der 
begrenzten Regelung für gewerbsmäßige Betriebe im Kinder⸗ 
ſchutzG. v. 30. März 1903) bisher keinen Gebrauch gemacht hat, 
die landesgeſetzlich zu den entſprechenden allgemeinen Anordnungen 
berufenen Stellen, zu denen im Freiſtaate Sachſen auch die Amts⸗ 
hauptmannſchaften gehören, an der Regelung des Rechtsgebiets nicht 
behindert. Der oben mitgeteilte Tatbeſtand von Punkt 7 der hier 
fraglichen Polizeivorſchriften iſt aber angeſichts der tatſächlichen 
Feſtſtellungen des AR. nach der äußeren Tatſeite zweifellos ge⸗ 
geben; insbeſ. war die danach erforderliche Genehmigung der Amks⸗ 
hauptmannſchaft nicht erteilt worden. 

Da hiernach die Ausführung des AR., daß die — bisher zur 


Zu 14. Den Urteil noch der Urteilsbegründung kann in vollem 
Umfange beigepflichtet werden. 

Es erſcheint fraglich, ob es die Abſicht des Geſetzgebers ge⸗ 

weſen iſt, mit Erlaß des Opium. und feiner AusfBeſt. die An⸗ 
wendung des $ 367, 5 GISB. auf die Abgabe von Opiaten (ſoweit 
fie unter das OpiumG. fallen) in Apotheken ohne Rezept aus⸗ 
zuſchließen. Der Geſetzgeber hätte ſonſt klarere Beſtimmungen ge⸗ 
kroffen und nicht auf die geltenden Vorſchriften über die Abgabe 
ſtark wirkender Arzneimittel noch ausdrücklich Bezug genommen 
(ogl. § 2 Abſ. 4 des Gef. und Ziff. II Abs. 4 der AusfBeſt.). Das 
Fehlen eines Hinweiſes auf das Erfordernis eines ärztlichen 
Rezeptes bei der Abgabe als Heilmittel an der erſtgenannten Stelle 
ſpricht für die hier vertretene Meinung. Offenbar hat der Geſetz⸗ 
geber dabei angenommen, daß für die Zuläſſigkeit bzw. Nicht⸗ 
zuläſſigkeit der Abgabe von Opiaten als Heilmittel in Apotheken 
die Vorſchriften über die Abgabe ſtark wirkender Arzneimittel 
weiterhin Geltung behalten. Gälte das auch für die Beſtrafung, fo 
würde ſich allerdings die eigenartige Konſequenz ergeben, daß die 
Abgabe eines Opiats als Heilmittel in einer Apotheke ohne Rezept 
nur eine Übertretung darſtellt, die Abgabe zu anderen, wenn auch 
unbedenklichen Zwecken (3. B. für wiſſenſchaftliche eh g e 
ohne Erlaubnis⸗ und Bezugsſchein dagegen ein nach dem Opium®. 
ſtrafbares Vergehen. 
0 Dieſe Anomalie ſucht das Urteil zu beſeitigen. Es erſcheint 
jedoch nicht überzeugend begründet. Der Bezugsſchein bei Erwerb 
und Abgabe von Opiaten iſt nur von fekundärer Bedeutung und 
mehr eine formelle Ergänzung des Erlaubnisſcheines (vgl. § 3 des 
Geſ.). Das Urteil hatte in erſter Linie ſomit auf den Erlaubnis⸗ 
ſchein bzw. auf Ziff. 1 Abf. 6 der Ausf Beſt. ſich gründen müſſen, 
wonach die Abgabe in Apotheken auf Grund ärztlicher uſw. Ver⸗ 
ordnung von der Erlaubnispflicht befreit iſt, und wo im Anſchluß 
daran gezeigt iſt: „Dagegen iſt eine Abgabe durch den Apotheker 
zu anderen Zwecken nicht zuläſſig.“ 

„Zu anderen Zwecken“ bedeutet nach dem Urteil des NG. 
v. 5. Okt. 1926 Bd. 60 zu auderen als Heilzwecken. Für die 
von der Erlaubnispflicht befreite Abgabe zu Heilzwecken iſt nun un⸗ 
mittelbar vorher die „ärztliche, zahnärztliche oder tierärztliche Ver⸗ 
ordnung“ erwähnt. Dieſe ganz allgemeine Faſſung, nach der auch 
mündliche ärztliche uſw. Verordnung genügen würde, iſt jedoch ſicher 
nicht als Spezialreglung gedacht, was ſchon daraus hervorgeht, daß 
das Opium. an anderen Stellen (8 3 Abſ. 5 und Ziff. II Abſ. 1 
und 4 der Ausfseſt.) von „ſchriftlichen“ ärztlichen Verordnungen 
ſpricht. Es iſt danach anzunehmen, daß auch durch die Beftimmung 


Begründung der Anklage verwendete — Beſtimmung in Punkt 5 
der bezeichneten Polizeivorſchriften rechtsungültig ſei, die verfügte 
Freiſprechung nicht trägt, iſt gemäß 88 353, 354 StPO. das angef. 
Urt. aufgehoben und die Sache zu neuer Verhandlung und Ent.d). 
au den Vorderrichter zurückverwieſen worden. Bei der neuen Ver⸗ 
handlung und Entf. wird — worauf die StA. in der Reviſions⸗ 
verhandlung hingewieſen hat — noch näher zu prüfen ſein, ob die 
fragliche Aufführung etwa gewerbsmäßig war und deshalb 
durch das zur Anklage geſtellte Verhalten der Angekl. Strafbeſtim⸗ 
mungen des KinderſchutzG. und der RGewdO,. verletzt worden find. 


(OG. Dresden, 2. StS., Urt. v. 10. Juli 1928, 2 OSt= 57/28.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


Königsberg. 

14. Die Abgabe von Kokain und Morphium ohne 
ärztliches Rezept durch einen Apotheker iſt nicht als Über- 
tretung des 8 367 Ziff. 5 StGB., ſondern als Vergehen 
gegen das Opium G. v. 21. März 1924 ſtrafbar. f) 


(OLG. Königsberg, Urt. v. 6. Dez. 1926, 68 341/26.) 
Mitgeteilt von OL SR. Sieloff, Königsberg. 
E 


15. 8861 Ziff. 10 StB. Unter welchen Vorausſet⸗ 
zungen darf ein Unterhaltspflichtiger ſich einer Operation 
zur Erlangung feiner Arbeitsfähigkeit nicht entziehen. 

Der AR. halt den Angehl. für verpflichtet, ſich zur Herſtellung 
ſeiner durch ſtarke Krampfadern auf 80% geminderten Erwerbsfähig⸗ 
keit entweder operieren zu laſſen oder ſich Gummibandagen anzu⸗ 
ſchaffen. Dieſer Auffaſſung kann der Senat nicht uneingefchränkt bei⸗ 
treten. Was die operative Entfernung der Krampfadern anlangt, 
ſo erblickt das RG. bei Anſprüchen aus unerlaubter Handlung durch⸗ 
aus nicht in jeder Ablehnung des körperlich Verletzten, ſich einer 
Operation zu unterziehen, ein mitwirkendes Verſchulden, ſondern 
macht die Anwendung des § 254 Abſ. 2 BGB. von folgenden Be⸗ 
dingungen abhängig: Die Operation muß gefahrlos ſein und darf 
nicht mit nennenswerten Schmerzen verbunden ſein; ſie muß eine 
weſentliche Beſſerung verſprechen und der Schadenserſatzberechtigte 
muß die Koſten der Operation übernehmen. 

Dieſelben Grundſätze glaubt der StS. auch bei Prüfung der 
Frage heranziehen zu können, ob ein Unterhaltspflichtiger auf Ver⸗ 
langen der den Unterhalt an ſeiner Stelle leiſtenden Behörde ſich 


unter Ziff. I Abſ. 6 der AusfBeſt. die grundlegende Anordnung in 
$1 der Vorſchriften über die Abgabe ſtark wirkender Arznei⸗ 
mittel, die eine viel eingehendere Anweiſung enthält, 
und die an ein ärztliches Rezept zu ſtellenden Anforderungen ge⸗ 
nau ſpezialiſiert — „ſchriftliche, mit Datum und 
Unterſchrift verſehene Anweiſung eines Arztes, Zahnarztes 
oder Tierarztes, in letzterem Falle jedoch nur zum Gebrauch 
in der Tierheilkunde“ —, an ſich keineswegs außer Wir⸗ 
kung geſetzt werden ſollte bzw. worden iſt. Dieſe Vorſchriften ſind 
vielmehr, ſoweit nicht das Opium®. ſtrengſte Anforderungen ent⸗ 
hält, durchaus in Kraft geblieben, und daraus folgt, daß die Vor⸗ 
ſchriften über die Abgabe ſtark wirkender Arzneimittel die hier in 
Frage kommende lex speciales iſt, während das Opium. eine 
ganz andere Materie regelt, nämlich die Verpflichtung, diejenigen 
Arzneimittel, die unter 8 1 Dpium®. fallen und dort namentlich 
aufgezählt find, nur auf Grund von Erlaubnis⸗ und Bezugs⸗ 
ſcheinen in Verkehr zu bringen. , 

Die Beſtimmungen in Ziff. II Abſ. 1 der AusfBeft., auf die 
ſich das Urteil gründet, läßt, wenn der darin vorgeſehene Aus⸗ 
nahmefall (Abgabe auf ſchriftliches Rezept in Apotheken) nicht 
vorliegt, doch wohl nur eine Beſtrafung wegen Abgabe ohne Ber 
zugsſchein zu, nicht aher wegen Abgabe ohne ärztlichen Rezeptes. 
Ebenſo kann in ſolchen Fällen aus Ziff. I Abſ. 6 nur die Ber 
ſtrafung wegen Abgabe ohne Erlaubnisſchein erfolgen, wenn der 
Ausnahmefall — nämlich die Abgabe zu Heilzwecken auf Grund 
ärztlichen Rezeptes — nicht vorgelegen hat und die Abgabe ohne 
den ſonſt ſtets erforderlichen Erlaubnis⸗ und Bezugsſchein erfolgte. 
Anderer Anſicht das RG. in der neueſten Entſch. zur Auslegung des 
Opium®. i. S. 2 D 582/27, Urt. v. 11. Okt. 1928 (nicht abgedruckt). 

Unter Berückſichtigung der ratio des Opium, welches die 
Rauſchgiftſeuche bekämpfen, nicht aber den Verkehr mit Arznei⸗ 
mitteln zu Heilzwecken erſchweren will, gelange ich ſomit zu 
folgendem Ergebnis: 

1. Bei Abgabe von Opiaten, auch ſoweit ſie unter das 
Opium. fallen, als Heilmittel in Apotheken ohne ärztliches Rezept 
hat die Beſtrafung wegen Übertretung der Vorſchriften über die Ab⸗ 
gabe ſtark wirkender Arzneimittel nach 8 367,5 StGB. zu erfolgen. 

2. Es kann jedoch in ſolchen Fällen auch eine Beſtrafung 
wegen Vergehens gegen das Opium. ſtattfinden, wenn der Aus” 
nahmefall (Abgabe auf Grund ärztlichen Rezeptes) nicht vor⸗ 
gelegen hat und die Abgabe ohne den ſonſt ſtets erforderlichen 
Erlaubnis⸗ und Bezugsſcheim erfolgt iſt. 

RA. Dr. Adolf Hamburger, Berlin. 


* 
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einer Operation unterwerfen müſſe. Aus § 254 Abſ. 2 BGB. läßt 
ſich allerdings eine ſolche Verpflichtung nicht herleiten. Der Unter⸗ 
haltspflichtige iſt aber, wie anerkannten Rechtens iſt, zur pflicht⸗ 
gemäßen Ausnutzung ſeiner Arbeitskraft und Leiſtungsfähigkeit ver⸗ 
pflichtet, und zu dieſer Pflicht gehört es auch, die ihm gebotene Mög⸗ 
lichkeit, auf gefahr⸗ und ſchmerzloſe Weiſe koſtenlos ſeine völlige 
Arbeitskraft zu erlangen, nicht von der Hand zu weiſen. 
Dasſelbe gilt für den Fall, daß dem Angekl. von der zuſtän⸗ 
digen Behörde die erforderlichen Gummibandagen angeboten werden. 

(OLG. Königsberg, Urt. v. 21. Mai 1928, 6 8 108/28. 

Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg. 


Landgerichte. 
Berlin. Zivilſachen. 


1. 8403 3PO. Zum ordnungsmäßigen Antritt des 
Blutproben beweiſes in Alimentenprozeſſen. f) 

„Den Blutprobenbeweis bezüglich der offenbaren Unmöglichkeit 
der Empfängnis aus der Beiwohnung der Mehrverkehrszeugen hat 
der Kl. nicht ordnungsmäßig angetreten, denn es genügt dazu nicht 
wie bei einem Sachverſtändigenbeweis die Bezeichnung der zu be⸗ 
gutachtenden Punkte (8403 ZPO.). Da der Sachverſtändige fein 
Gutachten nur auf Grund einer Blutentnahme bei den Mehrverkehrs⸗ 
zeugen erſtatten kann, zu deren Geſtattung die Zeugen geſetzlich nicht 
verpflichtet ſind, gehört zum ordnungsmäßigen Beweisantritt viel⸗ 
mehr, daß der Kl. dem Gericht die Einwilligungserklärungen der zu 
unterſuchenden Mehrverkehrszeugen beibringt.“ 

(LG. III Berlin, Urt. v. 24. Juli 1928, 7 8 289/28.) 
%* 


2. Im Altenteilsaufwertungsverfahren find die 
Rechtsanwaltskoſten nach der deutſchen Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte, nicht nach der Landesgebührenordnung 
zu erſtatten. 


(LG. Flensburg, Beſchl. v. 10. Okt. 1928, 6 T 282/28.) 
Mitgeteilt von RA. Carl Schaefer, Schleswig. 
* 


Frankfurt a. O. 


3. 88 115, 654, 655, 676 III ZPO. Das amtsgerichtl. 
Beſchlußverfahren in Entmündigungsſachen iſt ſtreitiges 
Verfahren. Die allgemeinen Vorſchriften der RO. finden 
Anwendung. Das Armenrecht im Verfahren über Auf⸗ 
hebung der Entmündigung umfaßt den Vorſchuß für die 
Auslagen des Antragſtellers zur Beſchaffung eines Gut⸗ 
achtens über ſeinen Geiſteszuſtand. 

Durch Beſchl. des LG. Frankfurt a. O, iſt dem Antragſteller 
für die erſte Inſtanz des Verfahrens betr. Aufhebung ſeiner Ent⸗ 
mündigung wegen Geifteskrankheit das Armenrecht bewilligt worden. 
Eine Unterſuchung des Antragſtellers durch den Kreisarzt konnte nicht 
ſtattfinden, da eine längere Beobachtung des Antragſtellers in einer 
geeigneten Anſtalt unmöglich war (8 676 II i. Verb. m. 88 654, 
655 ZPO.). Das AG. machte daher dem Antragſteller die Auflage, 
ein Gutachten über ſeinen Geiſteszuſtand zu beſchaffen. Der Antrag⸗ 
ſteller beantragte darauf Aufnahme in eine öffentliche Anſtalt zur 
Beobachtung. Durch den angefochtenen Beſchl. hat das Ach. dieſen 
Antrag abgelehnt. Der hiergegen gerichteten Beſchwerde des Antrag⸗ 
ſtellers war ſtattzugeben. N: 

Auch das amtsgerichtliche Beſchlußverfahren in Entmündigungs⸗ 
ſachen iſt ein Rechtsſtreit; daher ſind die allgemeinen Vorſchriften der 
ZPO. darauf anzuwenden, ſoweit nicht aus den Sondervorſchriften 
über das Entmündigungsverfahren ſich das Gegenteil ergibt. Aber 
auch das auf grundſaätzlich entgegengejegtem Standpunkte ſtehende 
KG. hat diejenigen dem zu Entmündigenden erwachſenden Koſten des 
Verfahrens, die zu deſſen Durchführung erforderlich waren, als 
erſtattungsfähig anerkannt (KGBl. 1907, 117). Nun erlangt aber 
nach 8115 3.1 3PO. die Partei durch die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts auch vorläufige Befreiung von ihren notwendigen baren Aus⸗ 
lagen. Namentlich kaun die Partei, wenn fie Beweisführer iſt, Vor⸗ 
ſchießung der Koſten aus Anlaß ihrer zur Vorbereitung eines Sach⸗ 
verſtändigengutachtens über ihren Geiſteszuſtand erforderlichen Unter⸗ 
ſuchung verkangen. Wenn nun aber, wie hier, nur die Beſchaffung 
eines Gutachtens durch den Entmündigten möglich war, was der Ent⸗ 
mündigte aber nur tun kann, wenn er ſich vorher zur Beobachtung 
ſeines Geiſteszuſtandes in eine Anſtalt begeben hat, ſo gehören die für 
den Entmündigten hierdurch erwachſenden Auslagen zu den zur 
Durchführung des Verfahrens überhaupt unvermeidlichen außergericht⸗ 
lichen Koſten und zwar auch nach der dem Entmündigten un⸗ 
günſtigeren grundſätzlichen Auffaſſung des KG. vom Weſen des amts⸗ 
gerichtlichen Beſchlußverfahrens in Entmündigungsfachen. 

(LG. Frankfurt a. O., Beſchl. v. 24. Mai 1928, 2 T 418/28.) 
Mitgeteilt von RA. Falkenfeld, Frankfurt a. O. 
* 


Zu 1. Und die richterliche Fragepflicht!! 
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Frankfurt a. M. 


4. 88 1708, 1710 BGB. Lebensbedarfskoſten wie 
Koſten einer Krankenhausbehandlung können vom Erzeuger 
des unehelichen Kindes nicht gefordert werden. f) 

Der klagende Bezirksfürſorgeverband verlangt Vergütung der 
von ihm gezahlten Koſten für Krankenhausbehandlung des unehe⸗ 
lichen Kindes des Bekl. Die Klage wurde abgewieſen. Das vom Kl. 
geltend gemachte Argument beſteht nur dann, wenn ein folder An⸗ 
ſpruch ſeitens des unehelichen Kindes gegen den Bekl. beſtanden hat 
und, nachdem der Kl. die entſprechenden Aufwendungen gemacht hat, 
infolgedeſſen kraft geſetzlicher Vorſchrift auf ihn übergegangen iſt. 
Daß ein ſolcher Anſpruch ſeitens des unehelichen Kindes vorliegend 
überhaupt beſteht, iſt vom erſten Richter mit Recht verneint worden. 

Die Anſicht des Kl., 8 1710 Abſ. 1 BGB. beſage lediglich, 
daß der Vater keinen Anſpruch darauf habe, den Unterhalt in Natur 
zu gewähren, iſt irrig. Vielmehr iſt der Begriff „Unterhalt“ dort zu⸗ 
gleich aus 8 1708 Satz 2 BGB. zu erläutern, fo daß 8 1710 Abſ. 1 
dahin verſtanden werden muß, daß der geſamte Lebensbedarf ein⸗ 
ſchließlich Erziehungs⸗ und Berufsvorbildungskoſten durch die vom 
Vater zu zahlende Geldrente auch tatſächlich als abgegolten zu 
betrachten iſt. Erweiſt ſich die Rente, ſofern ſie durch Urteil feſt⸗ 
geſetzt iſt, infolge einer bei der Feſtſetzung nicht vorausſehbaren Ent⸗ 
wicklung der Verhältniſſe, die für die Feſtſetzung maßgebend waren, 
als unzureichend, fo mag gemäß § 323 3PO. ihre Erhöhung Des 
trieben werden. Hiervon abgeſehen aber können Lebensbedarjskoften, 
wie Koſten einer Krankenhausbehandlung, vom Vater nicht beſonders 
gefordert werden. Ob für ganz beſonders gelagerte Ausnahmefälle 
(3. B. außergewöhnlich hohe notwendige Koſten infolge eines ſchweren 
Unfalls des Kindes) eine andere Beurteilung zuzulaſſen wäre, kann 
hier unerörtert bleiben. 

(CW. Frankfurt a. M., Urt. v. 15. März 1928, 21 8 432/27.) 
* 
Göttingen. 

5. 88 133, 313 BGB. Auch bei formbedürftigen 
Rechtsgeſchäften iſt eine falſche Beurkundung unſchäblich. 
Als Inhalt des Vertrages gilt, was die Parteien über- 
einſtimmend gewollt haben. 5) 

Maßgebend für den Inhalt des Vertrages iſt der Wille der 
Vertragsparteien, mag er in der Urkunde zum Ausdruck gekom⸗ 
men ſein oder nicht. Dieſer Grundſatz iſt für das Gebiet der nicht 
formbedürftigen Rechtsgeſchäfte allgemein anerkannt. Dagegen herrſcht 
Streit ſowohl im Schrifttum als auch in der Rſpr. über die Frage, 
ob der Satz auch in bezug auf die formalen Rechtsgeſchäfte gilt. 

Die Frage iſt je nach dem Zweck, den der Geſetzgeber mit der 
Formvorſchrift verfolgt hat, verſchieden zu beantworten. Im Falle 
des 8 313 BGB., ebenſo wie in den Fällen der 8$ 518, 766 a. a. O. 
iſt der mit der Formvorſchrift verfolgte Zweck nicht der, daß durch 
die Form ein beſonders ſicheres, der Auslegung und Anfechtung ent⸗ 
zogenes Rechtsverhältnis geſchaffen werden ſoll. Vielmehr hat der 
Geſetzgeber bei der Aufſtellung der Formvorſchrift des § 313 BGB. 
lediglich bezweckt, die Parteien vor Übereilung zu ſchützen. Dies 


Zu 4. De lege lata wird ſich ein Widerſpruch gegen das Urteil 
kaum erheben laſſen. Die Entſch. hing davon ab, ob das uneheliche 
Kind ſelber gegen den Erzeuger einen Anſpruch auf die Gewährung 
der Behaudlungskoſten hätte erheben können. Und dieſe Frage hat das 
Urteil zutreffend verneint. Gewiß beſagt § 17101 BGB., daß ſich 
der Erzeuger des unehelichen Kindes von ſeiner Verpflichtung nicht 
durch Unterhaltsgewährung in Natur befreien könne, ſondern ſie eben 
in der Form einer Geldrente zu leiſten habe. Aber eben in einer feſten 
Rente, die nach 8 1708 1 Satz 2 den geſamten Lebensbedarf, ſowie 
die Koſten der Erziehung und Berufsvorbildung deckt. Es kann wohl 
unter Umſtänden eine Erhöhung der urteils⸗ oder vertragsmäßig feſt⸗ 
geſetzten Rente in Betracht kommen. Nicht aber kann das uneheliche 
Kind Deckung einzelner beſonderer Bedürfniſſe neben der Rente ver⸗ 
langen. Das iſt ſicherlich eine bedauernswerke Lücke des geltenden 
Unehelichenrechts. Der 8 1710 II des RegeEntw. für ein Geſetz über 
die unehelichen Kinder will fie durch die Beſtimmung ausfüllen: 
„Werden aus beſonderen Gründen, namentlich wegen einer erheblichen 
Erkrankung des Kindes, Aufwendungen erforderlich, zu deren Deckung 
die Rente nicht ausreicht, fo, kann das Kind die Zahlung eines Geld⸗ 
betrages neben der Rente verlangen.“ 

Sen Präſ. i. R. Prof. Dr. Wieruszows ki, Köln. 


Zu 5. Die grundſätzliche Anwendung des § 133 BGB. auch 
auf ſormbedürftige Rechtsgeſchäfte entſpricht der Anſchauung des 
RG. (RG. 52, 411; 59, 219; 79, 418; 80, 403 u. a.). Desgleichen 
erkennt das RG. die Unſchädlichkeit der fog. kalsa demonstratio an; 
wie weit es darin geht, zeigt die RGRKomm., 6. Aufl. Anm. 2 zu 
8 313 BOB. erwähnte Enkſch. v. 17. Nov. 1924, V 610/23, wo⸗ 
nach die unrichtige Bezeichnung des Grundſtücks in der öffentlichen 
Urkunde die richtige Bezeichnung decken ſoll, ſofern nur beide Par⸗ 
teien bei Abgabe ihrer Vertragserklarungen unter dem Falſchen das 
gleiche Richtige verſtanden haben. 

Der in der obigen Entſch. unter Berufung auf RG. 81, 98 ge⸗ 
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geht ſchon aus der Geſetzesbeſtimmung hervor, daß ein ohne Beob⸗ 
achtung der vorgeſchriebenen Form geſchloſſener Veräußerungsver⸗ 
trag über ein Grundſtück ſeinem ganzen Inhalt nach gültig wird, 
wenn die Auflaſſung und Eintragung in das Grundbuch erfolgen. 
Aber auch die Materialien zum BGB. laſſen erkennen, daß der 
Zweck der Formvorſchrift des § 313 geweſen iſt, den Verkäufer vor 
Übereilung bei der Hingabe ſeines Grundeigentums zu ſchützen (vgl. 
Mot. 2, 189; Prot. der 2. Komm. 1, 460). Iſt aber der Zweck der 
Formvorſchrift der genannte, ſo aſt der Form genügt und der von 
den Parteien gewollte Vertrag gültig, wenn ſie ihre Willenserklä⸗ 
rungen in der vorgeſchriebenen Form abgegeben haben. Nicht iſt 
es erforderlich, daß die Bedeutung, die die Parteien ihren in der 
Urkunde niedergelegten Erklärungszeichen beigelegt haben, eben⸗ 
falls in derſelben Form erſcheint. Es beſteht auch keine Vorſchrift, 
wonach für formale Geſchäfte die Auslegung des Rechtsgeſchafts ein⸗ 
geſchränkt iſt. Vielmehr findet der 8 133 BGB. auf die formalen. 
Willenserklärungen in gleicher Weiſe Anwendung wie auf die form⸗ 
loſen. Die Gegner der hier vertretenen Anſicht geben denn auch 
zu, daß die unrichtig beurkundeten Beſtandteile des formbedürftigen 
Rechtsgeſchäfts ungültig ſeien. Doch ſoll nach ihrer Meinung die 
durch Auslegung feſtgeſtellte Unrichtigkeit der beurkundeten Willens⸗ 
erklärung lediglich dieſe zerſtörende Wirkung haben, während das 
als poſitiv richtig Nachgewieſene für unwirkſam erklärt wird, „weil 
es hierfür an der gehörigen Beurkundung fehle“ (RG. 81, 98). 

Dieſe Argumentierung verkennt, daß Inhalt des Rechts⸗ 
geſchäfts ſtets nur das durch die Auslegung des Rechtsgeſchäfts ge⸗ 
fundene Reſultat iſt, nicht aber das buchſtäblich zum Ausdruck Ge⸗ 
brachte, und daß, wenn das Geſetz vorſchreibt, den wirklichen 
Willen zu erforſchen, auch das dieſem Willen Entſprechende als be⸗ 
urkundet gelten muß, es ſei denn, daß das Geſetz mit der Form⸗ 
vorſchrift den Zweck verfolgt, das Rechtsgeſchäft der Auslegung zu 
entziehen oder doch nur in beſchränktem Umfange eine Auslegung 
zuzulaſſen, wie dies z. B. bei Orderpapieren, insbeſ. bei dem Wech⸗ 
ſel, der Fall iſt. 

Hiernach greift auch bei den formbedürftigen Rechtsgeſchäften 
regelmäßig der Satz Platz: „falsa demonstratio non nocet“, der ein 
Ausfluß des Prinzips des § 133 BGB. ift und bedeutet, daß, wenn ſich 
die Übereinſtimmung der Parteien über die Bedeutung der in der Ver⸗ 
tragsurkunde niedergelegten Bezeichnungen feſtſtellen läßl, dieſe 


meinte Streit betrifft lediglich den Umfang der Auslegungsmöglich⸗ 
keit. Hierin ift Logifch unbedingt den Anſichten des RG. der Vor⸗ 
zug zu geben, wie ſie charakteriſtiſcher als in dem erwähnten Urteile 
in anderen Entſch. (82, 316; 70, 393; JW. 1918, 7651) hervor⸗ 
treten. Klar kamm man zu dieſer Frage nur Stellung nehmen, wenn 
man von dem Satze der Identitat und von dem Satze des Wider⸗ 
ſpruchs ausgeht uno ehrlich zugibt, daß die ſog. kalsa demonstratio 
ein unklares Schlagwort iſt, das mau beliebig (nach den Bedürfniſſen 
des Lebens) in die Identität hineintragen kann. Von dieſer Platt⸗ 
form aus geſehen ergibt ſich folgendes: 

Das Ergebnis der Auslegung kann das allein Erklärte in⸗ 
haltlich niemals ändern. Das Ausgelegte muß identiſch mit 
dem Auszulegenden bleiben. Nichts anderes meint das RG., wenn 
es ſtändig belout, daß zur Auslegungsfähigkeit einer Willenserklä⸗ 
rung begrifflich deren Mißverſtändlichkeit oder Mehrdeutigkeit ge⸗ 
hört und daß eine Deutung niemals eine Umdeutung (ein aliud) wer⸗ 
den darf. Wenn es dieſe Gedanken beſonders bei den formbedürf⸗ 
tigen Rechtsgeſchäften hervorhebt, ſo gelten ſie logiſch genau ſo für 
die formfreien Willenserklärungen. Eine Auslegung, die ſich in 
Widerſpruch zu dem allein Erklärten ſetzt, ſchreibt der Partei ein 
anderes Rechtsgeſchäft zu als das erklärte und verletzt den Satz des 
Widerſpruchs, daß A niemals zugleich nicht A ſein kann. 

Die Salsa demonstratio iſt nun ein Hilfsgegriff, den die Praxis 
eingeführt hat, um der Logik ein Schnippchen zu ſchlagen. In Wahr⸗ 
heit macht jede kalsa demonstratio äußerlich die Erklärung zu 
einer anderen als die justa demonstratio. Bei Offenſichtlichkejt des 
falsum argumentiert man nuu aber, daß darin das offenſichtlich ge⸗ 
meinte justum mit enthalten ſei (abgeſehen von den mit Recht in 
der obigen Entſch. ausgenommenen ſtreng formalen Akten wie dem 
Wechſel, die gleichſam erſtarrte Formen ſind und daher niemals auch 
nur rein äußerlich durch andere Wortzeichen erſetzt werden können). 
Der ganze Streit ſpitzt ſich alſo auf die praktiſche Erwägung zu, 
welches kalsum man noch als ein offenſichtliches und deshalb durch 
das offenſichtlich gewollte iustum erſetzbar anſehen kann, ohne die 
Identität des Erklärten preiszugeben. Die Eutſch. hierüber iſt im 
einzelnen Falle eine Frage der Entſchlußkraft des Richters nach dem 
boppelfinnigen Goethe⸗Wort, das ſich in feinem poſitiven Gehalt 
nicht zuletzt an die Juriſten wendet: 

„Im Auslegen ſeid friſch und munter! 
Legt ihr 's nicht aus, ſo legt was unter.“ 

In dieſer Entſchlußkraft unterſcheiden ſich die Menſchen und 
damit die einzelnen Richter, wobei unter den letzteren die Tatſachen⸗ 
inſtanz und weniger das RG. die Führung hat. Ein entſchloſſener 
Richter kann z. B. die deutſch gefaßte Erklärung eines Sprachfrem⸗ 
den, die von Sprachſchnitzern erfüllt iſt und wörtlich gar keinen 
Sinn gibt, in einen Sinn umgießen, den der Sprachfremde damit 


Bedeutung als Inhalt des Vertrages anzunehmen iſt lebenſo NO. 
109, 334; KG.: Joh. 37 A, 262). BE 
Nicht zu verwechſeln mit der Frage der Auslegungsfähigkeit 
formbedürftiger Rechtsgeſchäfte iſt die verfahrensrechtliche Frage der 
Beweiskraft der öffentlichen Urkunde, in der das Rechtsgeſchäft nieder⸗ 
gelegt iſt. Die Auslegungs fähigkeit des Vertrages wird durch 
8.415 ZRD. nicht berührt; ebenſowenig wird durch die Beurkundung 
ein Zurückgreifen auf die außerhalb der Urkunde liegenden ausgeſchloſſen. 
Wohl aber begründet jener Satz eine Vermutung dafür, daß, der 
Inhalt des Vertrages in der Urkunde erſchöpfend und richtig 
wiedergegeben iſt, ſo daß derjenige, der ſich für die Auslegung einer 
Vertragsbeſtimmung auf Tatfachen beruft, die außerhalb der Ur⸗ 
kunde liegen, dieſe beweiſen muß. 
(LG. Göttingen, 1. Z., Urt. v. 14. März 1928, 1 8 54/28.) 


Mitgeteilt von LER. Voigt, Göttingen. 
* 


Königsberg. 

6. 5 1613 BGB. findet keine Anwendung für den 
Fürſorgeverband, welcher Erſatz der Unterſtützungskoſten 
von dem nach Maßgabe des BGB. Unter haltspflichtigen 
verlangt. 

Dieſer Anſpruch, welcher ſich auf 8 21 FürſorgeppflichtVO. ſtützt, 
ſtellt ein im Verhältnis zum Unterhallsberechtigten erweitertes Recht 
dar, für das nicht die Grundſätze der geſetzlichen Zeſſion, ſondern 
die Grundſäze der Geſchäftsführung ohne Auftrag anzuwenden find. 

(OG. Königsberg i. Pr., Urt. v. 30. Mai 1928, 2 8 144/28.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. S. Holz, Königsberg i. Pr. 


d. 
Kottbus. 
7. 85 823 BGB. Schadenserſatzpflicht wegen Ver⸗ 
eitelung der Durchſetzung von Unterhaltsanſprüchen. f) 
Es iſt zwar richtig, daß ein Schuldner nach der Rſpr. des RG. 
nicht verpflichtet iſt, ſeine Arbeitskraft zum Nutzen ſeiner Gläubiger 
zu verwerten. Dieſer Grundſatz gilt aber nur für das Schuldrecht, 
nicht auch für die Anſprüche, die im Familienrecht wurzeln. Unter⸗ 
haltsberechtigten gegenüber beſteht ſehr wohl eine Pflicht des Schuld⸗ 
ners, zu arbeiten, um ſeiner Unterhaltspflicht nachkommen zu können. 
Er kann dazu ſogar durch Strafen gezwungen werden (8 361 Ziff. 10 


verbunden hat und der in deutſcher Sprache ganz anders, ja vielleicht 
in gegenſätzlichen Ausdrücken zu denjenigen des vorliegenden Wort⸗ 
lautes gefaßt ſein müßte. Das gilt ohne Unterſchied, ob die Erklärung 
formfrei oder formgebunden iſt. Wenn das RG. in ſeinem in der obigen 
Entſch. überwerteten Urt.: RG. 81,95 JW. 1913, 264 bei der falſchen 
Datierung eines Protokolls über die Aufnahme eines öffentlichen 
Teſtamentes ausgeführt hat, daß die Annahme der richtigen Datie⸗ 
rung ſich aus ſonſtigen Andeutungen in der Urkunde ſelbſt und in 
deren Beilage ergäbe und deshalb die richtige Datierung kon“ 
ſtruierbar ſei, ſo zeigt der anfangs erwähnte Fall der unrichtigen 
Bezeichnung des Grundſtücks, daß dieſe Ausführungen nicht ſo zwin⸗ 
gend gemeint find, wie die obige Entſch fie verſteht, zumal das RG. 
gerade auch in dem Urt. RG. 81, 95 ff. der Streitfrage ſelbſt 
ausdrücklich ausweichen zu wollen erklärt, ob bei formbedürftigen 
Rechtsgeſchäften ſich die Auslegung eines kalsum auch nur aus Um⸗ 
ſtänden außerhalb des urkundlichen Textes der Willenserklärung enk⸗ 
nehmen läßt. Es hat damit gerade die fog. falsa demonstratio 
offen laſſen wollen. 

Es kommt alſo in der Praxis lediglich darauf an, was man 
alles als falsa demonstratio gelten laſſen will. Hier ſcheiden ſich 
für den einzelnen Rechtsfall die Nominaliſten und die Realiſten. Der 
Formelmenſch wird ungern von dem anſcheinend eindeutig erklärten 
Wortlaut abgehen und zugeben wollen, daß der Wortlaut doch wohl 
nicht eindeutig ſei, und wird lieber dem ſtarren Wort das Leben 
opfern. Er kann ſich dabei auf den Geſetzgeber berufen, der ja auch 
die beurkundenden Beamten nur in ganz wenigen Fällen (8 319 
3PO.; Art. 90 WO.) ermächtigt hat, den alten unrichtigen Text der 
Urkunde der Wahrheit zuliebe zu ändern, womit er im allgemeinen 
alſo ſolche nachträglichen Berichtigungen verbietet. Der freier urtei⸗ 
lende Richter wird das Leben nicht unter dem Worte zerbrechen laſſen. 

Die Löſung der in der obigen Entſch. aufgeworfenen Frage liegt 
alſo gar nicht in allgemeinen rechtslogiſchen Erwägungen, ſondern in 
der Praxis des Einzelfalles. 

RA. Dr. Graßhoff, Berlin. 


Zu 7. Das Urteil iſt ein Muſter freier, unformaliſtiſcher Rechts⸗ 
findung. Als die 1500⸗⸗Verträge — der Name hat ſich fo au 
bei der ſpäteren Erhöhung des unpfändbaren Teils erhalten — den 
Schutz des RG. fanden, geſchah es mit der auch hier von der Bekl. 
ins Feld geführten Begründung, der Gläubiger habe kein Recht 
darauf, daß der Schuldner ſeine Arbeitskraft für ihn verwerte. Nie 
hatte jemand den entgegengeſetzten Satz aufgeſtellt, noch drehte ſich 
der damalige Streit darum. Vielmehr war die Frage die, ob der 
Schuldner, wenn er ſeine Arbeitskraft verwertek, den pfändbaren 
Teil der Gegenleiſtung dadurch dem Zugriff entziehen dürfe, daß er 
ihn einfach ſeiner Frau ausbedingt. Der wahre Entſcheidungsgrund 
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StGB.). Ein Uunterhaltsverpflichteter, der ſich ſeiner Arbeits⸗ und 
Unterhaltspflicht borjäglich entzieht, iſt dem Berechtigten daher aus 
858 823 Abf. 2, 826 BOB. ſchadenserſatzpflichtig. Wenn ihm eine 
dritte Perſon, ſei es Ehefrau oder Vater, dabei bewußt behilflich iſt, 
indem ſie ihm durch Gewährung von Unterhalt die Möglichkeit ver⸗ 
ſchafft, die gegen ihn erhobenen Unterhaltsanſprüche ohne Beeinträch⸗ 
tigung der eigenen Bedürfniſſe zu vereiteln und ſeine Arbeitskraft 
zum eigenen Vorteil zu verwenden, ſo macht ſich dieſe dritte Perſon 
aus 8830 BGB. ebenfalls ſchadenserſatzpflichtig. 

Von einem geſunden, in guten Jahren ſtehenden Mann, wie 
es der Ehemann der Bekl. iſt, muß aber verlangt werden, daß er 
mit ſeiner Arbeitskraft nicht nur ſich ſelbſt, ſondern auch ſein Kind 
unterhält. Wenn er das nicht tut, ſondern „als Ehemann bei ſeiner 
Frau lebt“, ſich trotz ſeiner Arbeit lediglich mit freier Wohnung und 
freiem Unterhalt auf der Wirtſchaft ſeiner Frau beguſigt, auf alle 
baren Zuwendungen verzichtet und mit ſeiner Frau ſogar noch Güter⸗ 
trennung vereinbart, ſo iſt darin eine zum Schadenserſatz verpflich⸗ 
tende Handlungsweiſe der Bekl. und ihres Ehemannes zu erblicken, 
die mit allen Mitteln beſtrebt ſind, den geſetzlichen Unterhaltsanſpruch 
des Kl. zu vereiteln, um daraus für ſich ſelbſt Vorteile zu ziehen. 

(LG. Kottbus, 1. K., Urt. v. 13. Juli 1928, 2 8 114/28.) 


B. Arbeitsgerichte. 
Reichs arbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Abel, Eſſen, Rechtsanwalt u. Dozent 
Dr. Georg Baum, Berlin und Rechtsanwalt Dr. Oppermann, 
Bautzen. 


1. 8 13 ShwBeihb., 8 323 BG B. Auch bei dauernder 
völliger Arbeftsunfähigkeitdesschwerkriegsbeſchädigten, 
ſofern dieſe eine Folge der Kriegsverletzung iſt, kann der 
Arbeitgeber nicht ohne Zuſtimmung der Hauptfürſorge— 
ſtelle kündigen. 7) 

Daß der Arbeitsvertrag der Parteien noch fortbefteht, iſt unter 
ihnen nicht mehr ſtreitig. Die Fortdauer des Arbeitsvertrags läßt 
aber auch ohne weiteres den Lohuanſpruch des Kl. begründet er⸗ 
scheinen. Nach den Feſtſtellungen des BG. hat die Bell. mit dem 


war natürlich nicht jenes eingerannte offene Tor, ſondern das Über⸗ 
winden unſeres falſchen, ſtarren Zwangsvollſtrechungsſyſtems. Dieſes 
geſtattet dem Richter im Gegenſatz zum engliſchen Recht nicht, die 
Art der Abtragung der Schuld nach allen Umſtänden des Falles in 
einer billigen Weiſe „frei“ zu regeln. Ein Schuldner, der eine höher 
bezahlte Stellung nur erhalten konnte, wenn er entſprechend auch 
äußerlich repräſentationsfähig auftrat, hätte mit 1500 % nicht aus⸗ 
kommen Rönnen. Dabei war dieſer nicht pfändbare Betrag damals 
ſogar ſo bemeſſen ohne Rückſicht auf die Anzahl der vom Schuldner 
damit zu ernährenden Köpfe. Er hätte alſo einfach die Stelle nicht 
erhalten können, womit niemand geholfen geweſen wäre. Auch der 
Dienſtherr hatte ein eigenes Intereſſe, den Angeſtellten in einem der 
Firma würdigen Stand in Kleidung uſw. zu halten. So half man 
mit der Berufung auf die allgemeine Vertragsfreiheit. Hatte das 
Geſetz wie in England dem Richter das Recht gegeben, nach allen 
Umſtänden des Einzelfalles die Raten zu beſtimmen, die vom Gehalt 
des Schuldners dem Gläubiger abzuführen ſind, jo wäre unzweifel⸗ 
haft in der Regel im 1500 ⸗/4-Vertrag eine gegen die guten Sitten 
verſtoßende Umgehung des zwingenden öffentlich⸗rechtlichen Geſetzes 
erblickt worden. Man ſieht, daß auch in der Geſetzeskunſt das ſtarre 
Syſtem oft nur ſcheinbar Rechtsſicherheit verbürgt. Dieſe beſteht 
beim 1500-,46-Vertrag darin, daß der Gläubiger im Gegenſatz zum 
elaſtiſchen engliſchen Syſtem „ſicher“ gar nichts erhält, wofür ſich im 
Voll der vielſagende Sprachgebrauch gebildet hat, der Schuldner habe 
ſich „geſetzlich eingerichtet“. 

Anſer Urteil läßt jenen Rechtsſatz, daß niemand ſchuldig ſei, 
für feinen Gläubiger feine Arbeitskraft zu verwerten, gelten, ſchrankt 
ihn aber ganz zutreffend auf das Schuldrecht ein und nimmt davon 
Anſprüche aus, die im Familienrecht wurzeln. Das iſt einleuchtend 
richtig. Soziologiſch ergibt ſich daraus, daß im gegebenen Fall das 
Verhalten der Bell. und ihres Ehemannes gegen die guten Sitten 
verſtößt und zugleich ein Schußzgeſetz verletzt. Mit formaler Logik 
ließe ſich ſcharſſinnig aus der Unangreiſbarkeit des Gutertrennungs⸗ 
ehevertrags die Klageabweiſung damit begründen, daß ein beſonderer 
Lohn unter Ehegatten nicht üblich iſt und daß ſich ſyſtemlogiſch folge⸗ 
recht auch gegen dieſes „geſetzliche Einrichten“ nichts machen laſſe. 
Das Kottbuſer Erkenntnis tritt ſolcher Formaljurisprudenz mutig 
entgegen. RA. Ernſt Fuchs, Karlsruhe. 


Zu 1. Die Begründung des vorſtehenden Urteils enthält für 
den Arbeitsvertrag der Schwerbeſchädigten Grundſätze, die von ganz 
erheblicher Tragweite ſind. 

Die Entſch. des RArbG. ſtützt ſich im weſentlichen auf den 
Abſ. 2 des § 13 Schmwveſchch. Dieſer lautet: 

„Die geſetzlichen Beſtimmungen über die friſtloſe Kün⸗ 

digung werden nicht berührt. Wenn es ſich um eine Arank- 


Kl. als Schwerbeſchädigten freiwillig einen Arbeitsvertrag geſchloſſen 
und ihn als Bergeklauber am Leſebande augenommen. Dieſer Ver⸗ 
trag unterliegt an ſich den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts, 
ſoweit das Geſ. v. 12. Jau. 1923 nicht beſondere Beſtimmungen 
zugunſten der Schwerbeſchädigten enthält. Nach 8 13 Abſ. 1 u. 2 Satz 2 
daſ. iſt aber zur wirkſamen Enklaſſung eines Schwerbeſchädigten 
die Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle auch dann erforderlich, wenn 
eine Krankheit, die eine Folge der Kriegsbeſchädigung iſt, ihn an 
der Leiſtung der ihm übertragenen oder von ihm vertraglich über⸗ 
nommenen Arbeiten hindert. Daß unter den Begriff der Krankheit 
i. S. § 13 Abſ. 2 Satz 2 a. a. O., die ſich ſelbſtverſtändlich nicht 
mit der urſprünglichen Kriegsverletzung und der durch ſie hervor⸗ 
gerufenen Minderung der Leiſtungsfähigbeit deckt, jede nachträglich, 
d. h. während des Arbeitsverhältniſſes, als Folge der Kriegsver⸗ 
letzung eintretende Anderung des Körperzuſtandes fallt, die, ſei 
es Arbeitsleiſtungen überhaupt, ſei es beſtimmte Arbeitsleiſtungen 
des Schwerbeſchädigten unmöglich macht, hat das BG. mit Recht 
angenommen. Auch für den Fall einer durch ſolche Krankheit 
herbeigeführten dauernden Leiſtungsunfähigheit des Schwerbeſchädigten 
ſoll eine Enklaſſung nicht vom freien Belieben des Dienſtherrn 
abhängen, ſoll dieſer vielmehr gehalten ſein, die Entſcheidung der 
Hauptfürſorgeſtelle über ihre wirtſchaftliche und ſoziale Berech⸗ 
tigung einzuholen. Aus dieſer Auflage und der mit ihr verbundenen 
Entlaſſungsbeſchränkung folgt aber mit Notwendigkeit die Ver⸗ 
pflichtung des Arbeitgebers, ſolange die Zuſtimmung der Haupt⸗ 
fürſorgeſtelle fehlt, der Arbeitsvertrag alſo noch läuft, dem Schwer⸗ 
beſchädigten auch ohne Arbeitsleiſtung von ſeiner Seite den ver⸗ 
traglichen Lohn fortzuzahlen. Die Auffaſſung der Bekl., die bei 
völliger und dauernder Arbeitsunfähigkeit des Schwerbeſchädigten 
trotz Fortdauer des Arbeitsverhältniſſes ihre Entlohnungspflicht 
ſchlechthin für erloſchen hält, würde dem 8 13 Abſ. 2 Sat 2 
SchwBeſchcz. jede praktiſche Bedeutung nehmen. Seine Beſtim⸗ 
mungen find Ausflüſſe der öffentlich⸗rechtlichen Fürſorgepflicht, die 
das Reich hinſichtlich der Schwerbeſchädigten zum Teil auf die 
Arbeitgeber abgewälzt hat. Das Geſetz erwartet von ihnen grund⸗ 
ſätzlich freiwillige Erfüllung der ihnen zugewieſenen Fürſorgeauf⸗ 
gaben. Mit den in ihm vorgeſehenen Zwangsmitteln greift das Reich 
erſt bei Ungehorſam der Arbeitgeber ein. Deshalb iſt es für die An⸗ 
wendung des 8 13 Abſ. 1 und Abſ. 2 Saß 2 a. a. O. völlig un⸗ 


heit handelt, die eine Folge der Kriegsbeſchädigung tft, muß 
die Zuſtimmung der Hauptfürſorge eingeholt werden.“ 

Das MArbG. ſagt: Aus dieſer Beſtimmung folgt mit Not⸗ 
wendigkeit, daß der Arbeitgeber dem Schwerkriegsbeſchädigten auch 
bei völliger und dauernder Arbeitsunfähigbeit den Lohn zahlen muß, 
weil bei der gegenteiligen Auffaſſung dem 8 13 Abſ. 2 Satz 2 
Schweſchch. jede praktifche Bedeutung ſehlt und dieſe Beſtimmung 
als Ausfluß der öffentlich-rechtlichen Fürſorgepflicht anzuſehen iſt, 
die das Reich hinſichtlich der Schwerbeſchädigten zum Teil auf die 
Arbeitgeber abgewälzt hat. 

Dieſe Auffaſſung läßt ſich m. E. weder mit dem Wortlaut noch 
mit dem Sinn und Zweck des SchwBeſchch. vereinbaren. Der ge⸗ 
ſamte 8 13 SchwBeſchch. behandelt, abgeſehen von der Beſtimmung 
über die Anzeigepflicht beim Freiwerden von Arbeitsplätzen, ledig⸗ 
lich den Kündigungsſchutz der Schwerbeſchädigten. Er greift nirgend⸗ 
wo in die Geſtaltung der beſtehenden Arbeitsverhältniſſe ein. Die 
gegenſeitigen Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsvertrag beſtimmen 
ſich nach den dafür geltenden geſetzlichen und vertraglichen Beſtim⸗ 
mungen. Auch wenn man den an ſich ſchon der Auffaſſung des 
MAG. entgegenſtehenden Wortlaut des 8 13 Abſ. 2 im Zuſammen⸗ 
hang mit den ſonſtigen Beſtimmungen des 8 13 betrachtet, kann ich 
daher der Auffaſſung des NArbch. nicht beitreten. Sie wäre aber troß⸗ 
dem zu billigen, wenn tatſächlich nur die Auslegung des RArbcg. 
dem 813 Abſ. 2 Satz 2 eine praktifche Bedeutung geben würde. 
Das halte ich aber nicht für zutreffend. Gerade bei den hier in 
Betracht kommenden Schwerkriegsbeſchädigten. können ſehr leicht in 
Nachwirkung der Kriegsbeſchädigung Erkrankungen auftreten, die 
an ſich nach 88 123, 124 Gew., 88 82, 83 a Allg Berg. für die 
preuß. Staaten, 88 70, 72 HGB. zur Auflöſung des Arbeitsverhält⸗ 
niſſes ohne Einhaltung der Kündigungsfriſt berechtigen würden, 
obwohl die erkrankten Schwerkriegsbeſchädigten ſehr wohl nach 
Wiederherſtellung die alte Arbeitsfähigkeit wieder erlangen können. 
Mit der Erſchwerung der in 5 13 Abſ. 2 Satz 1 grundſätzlich zu⸗ 
gelaſſenen Kündigungsmöglichkeit wird in ſolchen Fällen den Schwer⸗ 
kriegsbeſchädigten der Arbeitsplatz in erheblichem Ausmaße ge⸗ 
ſichert. Sie brauchen auch bei häufigen und anhaltenden Erkrankungen 
infolge ihrer Kriegsbeſchädigung nicht zu befürchten, daß ſie ihre 
Arbeitsſtelle verlieren, ſondern können damit rechnen, daß fie nach 
ihrer Wiederherſtellung ihre Arbeit weiter verrichten können. Die 
Beitimmung hat alſo auch, wenn man ſie — wie man es nach ihrem 
Wortlaut und dem Zuſammenhang m. E. tun muß — lediglich unter 
dem Geſichtspunkte des Kündigungsſchutzes betrachtet, ſehr wohl eine 
praktiſche Bedeutung, ſo daß aus ihr nicht notwendigerweiſe Fol⸗ 
gerungen gezogen werden können, die ſich aus ihrem Wortlaut nicht 
rechtfertigen. 


Wenn das Reich einen Teil ſeiner Fürſorgepflicht auf den 
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erheblich, ob der Arbeitsvertrag auf Grund freier Entſchließung 
des Arbeitgebers oder mit Hilfe ſtaatlichen Zwanges zuſtande ge⸗ 
kommen iſt. 

Nach der Feſtſtellung des LArbch. iſt die Kriegsbeſchädigung des 
Kl. die Urſache ſeiner Unfähigkeit, die vertragliche Arbeit am Leſe⸗ 
bande auszuführen. Es entſpricht daher durchaus dem Sinn und 
Zweck des $ 13 Abſ. 2 Satz 2 a. a. O., wenn der BR. die Lohu⸗ 
zahlungspflicht der Bekl. von der Zeit der Arbeitseinſtellung ab 
ohne Rückſicht darauf für gegeben erachtet, ob ſie innerhalb ihres 
Betriebes dem Kl. eine andere Arbeit zu übertragen vermag, die 
er zu leiſten imſtande iſt. Denn, wenn auch der Arbeitgeber vom 
öffentlich⸗ rechtlichen Standpunkt aus feiner Fürſorgepflicht durch 
Lohnzahlung allein nicht, ſondern erſt daun genügt, wenn er dem 
Schwerbeſchädigten eine ſeinen Kräften entſprechende Beſchäftigung 
zuweiſt, hat dieſer doch einen klagbaren privatrechtlichen Anspruch 
auf deren Zuweiſung ebenſowenig wie auf Erſetzung der ihm zu⸗ 
geteilten Arbeit durch eine andere. Privatrechtlich genügt der Arbeit 
geber dem Geſetze, wenn er dem Schwerbeſchädigten den ihm ge⸗ 
bührenden Arbeitslohn zahlt. 

Die Bekl. ſtützt ihr angebliches Lohnverweigerungsrecht nicht 
etwa auf unberechtigte Arbeitsverweigerung, ſondern vielmehr auf 
$ 323 BGB., d. h. auf das unverſchuldete Unvermögen des Kl., die 
ihm vertraglich obliegende Arbeit zu leiſten. Eine ſolche Leiſtungs⸗ 
unmöglichkeit läßt aber Schwerbeſchädigte im Gegenſatze zu anderen 
Dienftverpflichteten ihrer Lohnanſprüche fo lange nicht verluſtig 
gehen, als das Arbeitsverhältnis nicht ordnungsmäßig nach Maß⸗ 
gabe des 8 13 SchwgeſchG. gelöſt ift. Iſt der Kl. außerſtande, die 
Arbeit am Leſebande zu verrichten, und kann oder will die Bell. 
ihm keine leichtere Beſchäftigung geben, ſo bleibt ihr nichts weiter 
übrig, als die Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle zur Entlaſſung 
des Kl. nachzuſuchen und bei deren Verweigerung Beſchwerde bei 
dem Schwerbeſchädigtenausſchuſſe (88 21, 22 a. a. O.) einzulegen. 
Die Hauptfürſorgeſtelle und der Schwerbeſchädigtenausſchuß haben 
allein und endgültig darüber zu entſcheiden, ob der Geſundheits⸗ 
zuſtand des Kl. und die fonſtigen Umſtände des Falles eine Ent⸗ 
laſſung und mit ihr die Einſtellung der Entlohnung rechtfertigen. 

(RArbGb., Urt. v. 9. Mai 1928, RAG 12/8.) 


Arbeitgeber abgewälzt hat, fo doch nur in dem Umfange, den das 
Geſetz ſelbſt beſtimmt hat. Die Begründung zum SchwBVeih®. ſpricht 
als allgemeine Tendenz des Geſetzes aus, daß für den Schwer⸗ 
beſchädigten ein Vorzugsrecht auf Arbeit geſchaffen werden ſollte. 
Der Schwerbeſchädigte ſoll eben nach dem Sinne des SchwBeih®. 
durch die von ihm geleiſtete Arbeit feinen Lohn verdienen. Er ſoll 
aber nicht von dem Arbeitgeber trotz Unfähigkeit zu ſeiner Arbeit 
eine Rente beziehen. Die reine Fürſorgetätigkeit liegt dem Reiche 
ob. Der Schwerbeſchädigte iſt auch jederzeit in der Lage, dieſe Für⸗ 
ſorge des Reiches in Anſpruch zu nehmen. Daß dieſe Anſicht dem 
Willen des Geſetzgebers entſpricht, geht auch aus verſchiedenen Stellen 
des SchmBeſchcß. hervor. Ich verweiſe hier auf die 88 1 und 5, 
wo von der Beſetzung von Arbeitsplätzen die Rede iſt, 8 6, wo 
von der Freihaltung von Arbeitsplätzen geſprochen wird, die ſich 
für Schwerbeſchädigte vorzugsweiſe eignen, $ 8, der von geeigneten 
Arbeitsplätzen für Blinde handelt, $ 10, in dem ausdrücklich beſtimmt 
iſt, daß der Arbeitgeber unter Umſtänden die notwendigen Vor⸗ 
kelxungen zu treffen hat, damit Schwerbeſchädigte auch wirklich 
beſchäftigt werden können. Auch pfychologiſch geſehen iſt die von 
dem Geſetzgeber mit der Schaffung des SchwBeſchcF. verfolgte Ab⸗ 
ſicht in dem von mir vertretenen Sinne durchaus erklärlich. Der 
Schwerbeſchädigte ſoll ſich durch ſeine Arbeit als nützliches Mit⸗ 
glied der Geſellſchaft fühlen, ohne daß er auf die reine Fürſorge 
des Einzelnen angewieſen iſt. Wenn er aber aus irgendwelchen 
Gründen keinerlei Arbeit leiſten kann, ſoll er nicht der Fürſorge 
eines Einzelnen überlaſſen bleiben, ſondern die öffentliche Für⸗ 
jorge des Reiches ſoll für ihn eintreten. 

Hätte das SchwBeſchch. den § 323 BGB., eine Beſtimmung, 
die gerade für den Dienſtpertrag von ſehr weſentlicher Bedeutung 
iſt, ausſchalten wollen, ſo hätte es das ſicherlich irgendwie zum 
Ausdruck gebracht. Dieſe Ausſchaltung iſt aber auch in dem 8 13 
Abſ. 2 Saß 2 nicht einmal angedeutet. Wenn das N ArbG. aber 
noch weiter geht und die Geltung des 8 323 BGB. nicht nur 
für die im 8 15 Abſ. 2 Satz 2 genannten Schwerkriegsbeſchädigten, 
ſondern für ſämtliche Schwerbeſchadigten verneinen will, fo kann 
zu einer Begründung dieſer Auffaſſung der 8 13 Abſ. 2 Saß 2 
überhaupt nicht herangezogen werden, da er auf Schwerkriegs⸗ 
beſchädigte und die Fälle von Krankheit infolge Kriegsbeſchädigung 
beſchränkt iſt. RA. Schoppen, Düſſeldorf. 


Zu 1. Die Vorſchriften des EinkStG. über die Veranlagung 
ſolcher Steuerpfl., die ein hauptſächlich aus Gehaltsbezügen oder Ka⸗ 
pitalrenten beſtehendes Einkommen von 8000 RAM oder etwas dar⸗ 
über haben, gaben zu einer Reihe von Zweifelsfragen Anlaß. Das 
Jueinandergreifen der verſchiedenen Abzugsvorſchriften — Wer⸗ 
bungskoſten, Sonderleiſtungen, ſteuerfreier Einkommensteil, Fa⸗ 
milienermäßigung, Abrundung — iſt in dieſen Fällen um ſo ver⸗ 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichs fnauzhof. 


Berichtet von Senatspräſ. Dr. G. Strutz, Reichsfinanzrat Dr. Boethke, 

Reichsfinanzrat Arlt u. Reichsfinanzrat Dr. Gg. Schmauſer, München. 

D Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt. 


I. 88 7 Abf. 2 u. 3, 52 Abſ. 1 Nr. 1 u. 2, 53 Abſ. 1 u. 2, 
54, 70 Abſ. 1 u. 2, 89, 90, 92, 93, 102 Abſ. 3 Eink StG. 

a) Unter dem nach $ 54 abgerundeten Einkommen i. ©. 
88 89, 90, 92 iſt das um den ſteuerfreien Einkommensteil 
und die Familienermäßigungen verminderte Einkommen 
zu verſtehen. 

b) Die nach 88 52 Abſ. 1 Nr. 2, 53 Abſ. 2 zu gewähren! 
den Familienermäßigungen dürfen auch bei Anwendung 
der feſten Sätze den Betrag von insgeſamt 8000 %% nicht 
überſteigen. 

o) Die Gewährung der Familienermäßigungen nach 
8 53 Abſ. 2 i. Verb. m. § 70 Abſ. 2 hängt davon ab, daß das 
Einkommen, nicht die Einnahmen, aus nicht ſelbſtändiger 
Arbeit das Einkommen aus anderen Einkommensarten 
überſteigt. 

d) Familienermäßigungen bei Veranlagung nur des 
ſonſtigen Einkommens nach 8 90. f) 


1 


Der Steuerpfl. iſt verheiratet und beſitzt fünf Kinder unter 
18 Jahren. Er hat i. J. 1926 folgende Einkünfte gehabt: 


1. aus nicht ſelbſtändiger Arbeit... . . 9185,00 RM 
2. aus ſelbſtändiger Berufstätigkeit. . . 1673,00 RM 
3. aus Kapitalvermögen. 426,39 RM 

zuſammen 11 284,39 RM 


Die Einkünfte zu 1 u. 2 haben dem Steuerabzuge vom Arbeits⸗ 
lohne bzw. vom Kapitalertrag unterlegen. Das FinGer. hat den 
BeſchwF. nur mit dem ſonſtigen Einkommen nach 8 90 EinlStG. 
veranlagt. Das Fin A. verlangt in der Rechtsbeſchwerde in erſter 
Linie die Veranlagung des BeſchwF. mit ſeinem geſamten Ein⸗ 
kommen. In zweiter Linie bemängelt es die vom Fincher. vor⸗ 
genommene Berechnung der Familienermäßigungen bei der Ver⸗ 
anlagung des ſonſtigen Einkommens. 

II. 


1. 889 Eink&t®. ſchreibt die Nichtveranlagung von Steuerpfl. 
vor, deren geſamtes Einkommen den Betrag von 8000 AM nicht 
überſteigt, wenn das Einkommen entweder nur aus Einkünften, 
die dem Steuerabzuge vom Arbeitslohn und vom Kapitalertrag 
unterlegen haben, oder aus ſolchen Einkünften und aus ſonſtigem 
Einkommen bis zu 500 % beſteht. $ 90 EinkSt®. ſieht eine Be 
ſchränkung der Veranlagung auf das ſonſtige Einkommen eines 
Steuerpfl. vor, deſſen geſamtes Einkommen den Betrag von 
8000 % nicht überſteigt. In beiden Fällen find die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Unterlaſſung bzw. Beſchränkung der Veranlagung 
dieſelben, nämlich daß das geſamte nach 8 54 abgerundete 
Einkommen den Betrag von 8000 AM nicht überſteigt. Es ſoll daher 
im folgenden der bedeutſamere Fall des 889 EinkStGG. zum 
Ausgangspunkte der Unterſuchung genommen werden. 

Im Schrifttum wird den Worten im Eingang der 88 89 u. 90 


wirrender, als die einſchlagenden Beſtimmungen teilweiſe in den 
Tarif⸗, teilweiſe in den Entrichtungs⸗ und Veranlagungsvorſchriften 
verſtreut und nicht genau aufeinander abgepaßt find. Schon bei 
Erlaß des Geſetzes waren, wie das beſprochene Urteil ausführt, dieſe 
Fragen nicht erſchöpfend durchdacht und in der Folgezeit haben 
ſich nicht nur verſchiedene Auslegungen in der Fachliteratur, ſondern, 
was bedenklicher war, abweichende Syſteme in der praktiſchen Hand⸗ 
habung durch die Fina. entwickelt. Es iſt ſehr erfreulich, daß der 
VI. Senat den vorl. Fall zum Aulaß genommen hat, das ganze 
ſchwierige Gebiet durchzuarbeiten und klare Auslegungsſätze zu 
ſchaffen, die einheitliche und richtige Anwendung des Geſetzes 
verbürgen. 

Im einzelnen iſt am wichtigſten der Satz, daß bei Ermittlung 
der Veranlagungsgrenze der 88 89, 90, 92 Eink&t&. auch die 
Familienermäßigungen abzuziehen find. Es find ſomit zunächſt ſämt⸗ 
liche überhaupt in Betracht kommenden Abzüge vorzunehmen. Er 
wenn danach noch mehr als 8000 RA verbleiben, it eine Geſamt⸗ 
veranlagung vorzunehmen. Treffend begründet der RF. dieſen 
Satz damit, daß nach dem Sinn und Zwock der Vorſchriften nur in 
ſolchen Fällen eine Veranlagung vorgenommen werden ſollte, wo 
eine Nachzahlung über das im Abzugsverfahren bereits Einbehaltene 
hinaus in Betracht kommt. Das iſt aber erſt dann der Fall, wenn 
das um ſämtliche Abzüge gekürzte Reineinkommen in eine 10% 
überſteigende Tarifklaſſe hineinreicht, alſo 8000 RA jährlich überſteigt. 

RA. Freiherr Riederer von Paar, München. 


A 
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„das geſamte, nach 851 abgerundete Einkommen“ ver⸗ 
ſchiedene Bedeutung zuerkannt. Sie ſollen bedeuten 

a) das Einkommen i. S. 8 7 Abſ. 2 u. 3 EinkStG. (Rein⸗ 
einkommen) ohne Abzug des ſteuerfreien Einkommensteils (8 52 
Abſ. 1 Nr. 1 und 8 70 Abſ. 1 EinkStG.) und der Familienermäßi⸗ 
gungen (852 Abſ. 1 Nr. 2 und § 70 Abſ. 2); Hübner, Steuer⸗ 
archiv 1927, 108 ff.; 

b) das Einkommen (Reineinkommen) gemindert um den ſteuer⸗ 
freien Einkommensteil, jedoch nicht um die Familienermäßigungen 
(Piſſel⸗Koppe, EinkSt®. 1925, S. 631; Zimmermann, Die 
Lohnſteuer S. 70; Blüm ich, Die Einkommenſteuer der leitenden 
Angeſtellten S. 69 und Steuerarchiv 1927, 132); 

c) das Einkommen (Reineinkommen) gemindert um den ſteuer⸗ 
freien Einkommensteil und die Familienermäßigungen (Kuhn, 
EinkStGG. 1925, Anm. 2 zu 889; Mrozek, EinkSt®. 1925, 
Anm. 2 zu 889; Höres, Zeitgemäße Steuerfragen 1927, 186 ff.; 
Wetter: Stu W. 1927, 342 f.; Olbertz: Stu. 1928, 244, 249 ff.). 

2. Der Wortlaut „das geſamte nach 8 54 abgerundete Ein⸗ 
kommen“ ift mit der Anſicht zu e am zwangloſeſten in Übereinſtim⸗ 
mung zu bringen. Der Auffaſſung zu a ſteht er nicht unbedingt ent⸗ 
gegen. Mit der Auslegung zu b aber iſt er nicht zu vereinigen, 
Der in den 88 89, 90 angeführte 8 54 EinkSt®. lautet: „Zur 
Berechnung der Einkommenſteuer wird das nach 88 51—53 vermin⸗ 
derte Einkommen auf volle 10 K / nach unten abgerundet.“ Es liegt 
nahe, aus der Verweiſung auf 8 54 zu entnehmen, daß die 88 89 
und 90 den Begriff „Einkommen“ in derſelben Weiſe verſtanden 
wiſſen wollte, wie ihn § 54 verwendet, nämlich als das um den 
ſteuerfreien Einkommensteil und die Familienermäßigungen ver⸗ 
minderte und ſodann auf volle 10 RM nach unten abgerundete Ein⸗ 
kommen. Zuzugeben iſt, daß die Verweiſung ihrem Wortlaut nach 
auch dahin aufgefaßt werden kann, daß nur die Abrundungsvor⸗ 
ſchrift des 8 54 Anwendung finden, im übrigen aber als Ein⸗ 
kommen das Reineinkommen ohne Abzug des ſteuerfreien Einkom⸗ 
mensteils und der Familienermäßigungen gelten ſollte. Dabei wäre 
allerdings nicht recht verſtändlich, warum bei der Faſſung der 
88 89, 90 nicht viel einfacher und klarer von der Verweiſung auf 
8 54 Abſtand genommen und von dem geſamten auf volle 10 K. 
nach unten abgerundeten Einkommen geſprochen wurde. Dagegen 
kann man nach dem Sprachgebrauche des Eink StG. aus dem Wort⸗ 
laut nicht herausleſen, daß unter dem nach 8 54 abgerundeten Ein⸗ 
kommen das Reineinkommen, vermindert lediglich um den ſteuer⸗ 
freien Einkommensteil, zu verſteheu ſei. 2 

3. Zugunſten der Anſicht zu b wird von Piſſel⸗Koppe 
und Blü mich a. a. O. angenommen, daß es' ſich bei der Verweiſung 
im 8 89 auf 8 54 um ein Redaktionsverſehen handle; ein Abzug 
der Familienermäßigungen bei der Ermittlung der Veranlagungs⸗ 
grenze ſei vom Geſetzgeber nicht beabſichtigt geweſen. Geht man der 
Entſtehungsgeſchichte des 8 89 EinketG. nach, ſo ergibt 
lich folgendes: Nach § 26 des alten Eink StG. (Nov. v. 24. März 
1921 [RGBl. S. 313] zum EinbStc. 1920) wurden ſowohl der 
ſteuerfreie Einkommenskeil als auch die Familienermäßigungen 
durch eine Ermäßigung der Steuer, nicht des ſteuerbaren Ein⸗ 
kommens berücksichtigt. Für die im 8 48 Abſ. 1 u. 2 des alten 
EinkSt®. geregelte Frage, bis zu welchem Betrage des geſamten 
ſteuerbaren Einkommens eine Veranlagung überhaupt nicht oder 
nur bezüglich des ſonſtigen Einkommens ftattfinden ſollte, ſpielten 
daher der ſteuerfreie Einkommensteil und die Familienermäßigung 
keine Rolle, da ſie das ſteuerbare Einkommen nicht berührten. 
Nach dem Entw. des EinkSt®. 1925 ſollte der ſteuerfreie Einkom⸗ 
mensteil bereits beim Einkommen abgeſetzt werden ($ 51), die 
Familtenermäßigungen jedoch wie früher durch eine Ermäßigung 
der Steuer bekückſichrig werden ($ 55), während nach der end⸗ 
gültigen Faſſung des Eink StG. 1925 (8 52 Abſ. 1) auch die 
Famtlienermäßigungen bereits bei Feſtſtellung des dem Tarif unter⸗ 
liegenden Einkommens vom Reineinkommen in Abzug zu bringen 
find. Konnte hiernach für das alte EinkStGG. ein Zweifel über 
den Begriff des für die Veranlagungsgrenze nach 8 48 maßgeben⸗ 
en Einkommens überhaupt nicht auftauchen, jo war ſchon nach 
dem Entw. des CinkSt®.1925 durch die Unterſcheidung zwiſchen 
dem Einkommen gleich Reineinkommen und dem um den ſteuer⸗ 
freien Einkommensteil verminderten Einkommen (8 53 des Entw.) 
die Rechtslage bezüglich der Beſtimmung des nach 8 89 für die 
Veranlagungsgrenze maßgeblichen Einkommens eine andere, ohne 
daß in der Begründung zu § 89 des Entw. auf dieſen Umſtand aus⸗ 
drücklich hingewieſen wurde. Die Zweifelsfrage, ob für die Ver⸗ 
anlagungsgrenze nach 8 89 das Reineinkommen oder das dem 
Tarif unterliegende Einkommen maßgebend ſein ſollte, entſtand 
daher nicht erſt durch die Abänderung des Entw. bezüglich der 
ſamilienermäßigungen, über die hinſichllich ihrer Wirkung auf die 
8 89, 90, 92 EinkStch. in den Reichstagsverhandlungen nicht ge⸗ 
ſprochen wurde. Sie gewann durch dieſe Abänderung nur deshalb 
an Bedeutung, weil nunmehr die Entſch. nach der einen oder anderen 
Seite für das ſteuerliche Ergebnis bedeutſamer wurde. Aus der 
Entſtehungsgeſchichte des §8 89 EinkStch. läßt ſich daher bezüglich 
der vorl. Streitfrage jedenfalls nichts für die von Piſſel⸗Koppe 
und Blümich vertretene Aunſicht eutnehmen, da der Geſetzgeber 
zu der Zweifelsfrage in keiner Weiſe Stellung genommen hat. 


Viel eher könnten gegen dieſe Anſicht und für die Auffaſſung 
unter e die Ausführungen der Begründung zu 8 92 des Eutw. 
(Begr. S. 75) verwertet werden. Dort heißt es: „Für den Fall, 
daß das geſamte ſteuerbare Einkommen eines Steuerpfl. den Be⸗ 
trag von 8000 AA jährlich überſteigt, aljo über die Grenze hinaus⸗ 
geht, bis zu der 10% erhoben werden, findet eine Veranlagung 
auch hinſichtlich des Arbeitslohnes und der ſteuerabzugspflichtigen 
Kapitalerträge ſtatt.“ Daraus kann gefolgert werden, daß der Ge⸗ 
ſetzgeber der Anſicht zuneigte, maßgebend für die Veraulagungsgrenze 
ſei das dem 100% igen Steuertarif unterliegende Einkommen. 

4. In dieſe Richtung weiſt aber auch der für die Auslegung 
der ſtrittigen Beſtimmung entſcheidende Sinn und Zweck. Danach 
ſollte mit der in 89 89, 90 getroffenen Eiuſchränkung der Ver⸗ 
anlagung in erſter Linie eine Entlaſtung der Verwaltung, wohl auch 
eine Begünſtigung der Bezieher kleiner und mittlerer Einkommen 
herbeigeführt werden, die neben den hauptſächlich aus Arbeitslohn 
und Kapitalertrag beſtehenden Einkünften in geringem Umfang 
ſonſtiges Einkommen bezogen hatten. Dieſe Entlaſtung konnte un⸗ 
bedenklich in denjenigen Fallen vorgenommen werden, in denen die 
Veranlagung weder zu Erſtattungen noch zu Nachzahlungen in 
nennenswertem Umfang führen konnte. Da bei der Vornahme 
einer Veranlagung nach 8 102 Abſ. 3 Eink StG. eine Erſtattung 
der einbehaltenen Steuerabzugsbetrage keinesfalls in weiterem Um⸗ 
fang als im Falle der Nichtveranlagung (88 93 Abſ. 1, 94 Eink⸗ 
SG.) erfolgen darf (Gutachten Räßh. 20, 164), konnte die Unter» 
laſſung der Veranlagung für die Steuerpfl. auf keinen Fall un⸗ 
günſtig wirken. Es kam alſo nur in Frage, diejenigen Falle ab⸗ 
zugrenzen, in denen die Vornahme der Veranlagung deshalb er⸗ 
forderlich war, weil die nicht veranlagten Pflichtigen ſonſt gegen⸗ 
über den veranlagten ohne genügenden Grund begünſtigt würden. 
Prüft man unter dieſem Gefichtspunkt die Auffaſſung zu a, ſo 
ergibt ſich, daß bei Ermittlung der Veranlagungsgrenze nach dem 
Reineinkommen ohne Abzug des ſteuerfreien Einkommensteils von 
720 Kall alle Steuerpfl. mit einem nur aus Arbeitslohn und Kapital⸗ 
erträgen beſtehenden Reineinkommen von, 8001 bis 8720 RM zu 
veranlagen wären, obwohl eine Steuernachzahlung in keinem Falle 
in Frage kommen könnte. Dieſes dem Zwecke des $ 89 gerade 
entgegengeſetzte Ergebnis muß daher zu einer Ablehnung der zu a 
dargelegten Auffaſſung führen. Die Anſicht zu b läßt zwar den 
ſteuerfreien Einkommensteil bei Ermittlung der Veranlagungsgrenze 
zum Abzug vom Reineinkommen zu, nicht aber die Familienermäßi⸗ 
gungen. Richtig iſt, daß ſich in dieſen Fällen, wenn man die Ab⸗ 
zugsfähigkeit der Familienermäßigungen verneint und deshalb eine 
Veranlagung vornimmt, bei der Veranlagung eine höhere Steuer 
ergeben kann, als im Steuerverfahren entrichtet wurde, die Pflich⸗ 
tigen hier alſo Nachzahlungen zu leiſten hätten (vgl. die Beiſpiele 
bei Piſſel⸗Koppe g. a. O. S. 631, 632). Es erſcheint aber nicht 
angängig, dieſer — wie zu II 2 dargelegt, mit dem Wortlaut nicht 
vereinbaren — Auslegung allein wegen ihres für den Stener⸗ 
gläubiger günſtigeren Ergebniſſes den Vorzug zu geben vor der 
Auslegung zu e. Die Verweiſung in 88 89 u. 90 auf den Ab⸗ 
ſchnitt V, Steuertarif, ſtehenden § 54 EinkStch. und insbeſ. die 
Wahl der Grenze mit 8000 N. deuten vielmehr darauf hin, daß 
die Beſchränkung der Veranlagung grundſäglich in denjenigen 
Fällen eintreten ſollte, in denen das dem 10 Yoigen Steuer⸗ 
tarif unterliegende Einkommen, d. i. das nach 9 54 
um den ſteuerfreien Einkommensteil und die Familienermäßigungen 
verminderte und abgerundete Einkommen, nicht überſchritten wurde, 
in denen daher eine Veranlagung nicht deshalb zu einer höheren 
Steuer führen konnte, weil etwa ein höherer Steuerſatz anzu⸗ 
wenden war. 

Bedenken gegen den Abzug der Familienermäßigungen könnten 
erhoben werden, wenn die Berechnung der Ermäßigungen beſon⸗ 
dere Schwierigkeiten bieten würde und dadurch die mit dem Weg⸗ 
fall der Veranlagung beabſichtigte Entlaſtung der Finanzbehörden 
vereitelt würde. Dieſer Geſichtspunkt dürfte wohl für die Faſſung 
des 9 93 EinkStAusfBeſt. maßgebend geweſen fein, wonach bei 
Steuerpfl., die lediglich dem Steuerabzuge vom Arbeitslohn oder 
vom Kapitalertrag unterliegende Einkünfte bezogen haben, eine 
Veranlagung nicht ſtattfinden ſollte, wenn der Geſamtbetrag der 
Einkünfte im Steuerabſchnitte 9200 Nell nicht überſtieg. So wün⸗ 
ſchenswert dieſes Ziel, eine feſte nach den Roheinnahmen beſtimmte 
Grenze für die Unterlaſſung der Veranlagung aufzuſtellen, an ſich 
wäre, fo läßt es ſich doch nach den Beſtimmungen des EinkStch. 
nicht erreichen. Bei der Bemeſſung der Veranlagungsgrenze mit 
9200 RM der Einnahmen iſt dovon ausgegangen, daß in jedem 
Falle zur Ermittlung der Einkommens grenze von 8000 N. von 
den Einnahmen gem. 8 53 Abf. 1 EinkSt®, die im 8 70 Abs. 1 
EinkSt®, aufgeführten Beträge (720 Nl ſteuerfreier Einkommensteil, 
240 RAM Pauſchſatz für Werbungskoſten und 240 N / Pauſchſatz für 
Sonderleiſtungen), nicht dagegen die Familienermäßigungen abzu⸗ 
ziehen find. Auch wenn man den Abzug der Familienermäßigungen 
grundſätzlich nicht zulaſſen würde, ift die Aufſtellung einer feſten, 
nach den Einnahmen beſtimmten Grenze nicht möglich. Abge⸗ 
ſehen davon, daß beim ausſchließlichen Bezug von Kaßitalerträgen 
die Gewährung des Pauſchſatzes für Werbungskoſten von 240 Auf 
für den Fall, daß die erwachſenen Werbungskosten niedriger ſind, 
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im Geſetze keine Stütze findet, iſt die Grenze in allen Fällen, in 
denen die tatſächlichen Werbungskoſten oder Sonderleiſtungen über 
240 RM hinausgehen, zu niedrig. Denn bei der Ermittlung des 
nach $ 89 maßgeblichen Einkommens von 8000 Ne find von den 
Einnahmen auf jeden Fall die vollen Werbungskoſten und Sonder⸗ 
leiſtungen, auch wenn fie über 240 RA hinausgehen, abzuziehen. Des⸗ 
halb darf z. B. ein Steuerpfl., der lediglich dem Steuerabzug unter⸗ 
worfenen Arbeitslohn in Höhe von 9500 Ne bezogen hat, nicht 
veranlagt werden, wenn feine Werbungskoſten 540 AM oder mehr 
betragen (9500 — [720 +4 240 + 540] = 8000). 

Iſt hiernach die Aufſtellung einer feſten Grenze für die Ein⸗ 
nahmen nicht möglich und eine Berechnung des Reineinkommtens 
grundſatzlich erforderlich, jo bereitet die Berechnung der abzugsfähigen 
Familienermäßigungen keine erheblichen weiteren Schwierigkeiten 
für die Finanzbehörden. Sie betragen grundſätzlich in den Fällen 
des § 53 Abſ. 2 EinkStG., wenn unter verſchiedenen Einkommens⸗ 
arten das Arbeitseinkommen (nicht, wie es im Geſetz ungenau 
heißt, die Einnahmen aus Arbeitslohn; vgl. Blümich: Steuer⸗ 
archiv 1927, 133) überwiegt, für jeden zu berückſichtigenden Fami⸗ 
lienangehörigen 800 RAM, ſonſt nach 8 52 Abſ. 1 Nr. 2 EinkStG. 
600 N., in keinem Falle aber mehr als insgeſamt 8000 Alt. Der 
Abzug der Höchſtſätze von 800 bzw. 600 AA für jeden Angehörigen 
ergibt ſich daraus, daß in den hier in Frage kommenden Fällen 
das Einkommen — ohne Abzug der Ermäßigungen — mindeſtens 
8000 AM beträgt. Zweifel konnten ſich nur in der Richtung er⸗ 
geben, ob nicht bei Anwendung der feſten Sätze für die Familien⸗ 
ermäßigungen der abzugsfähige Höchſtbetrag über 8000 AA hinaus⸗ 
gehen kann. Dies könnte z. B. in einem Anwendungsfalle des 
852 Abſ. 1 Nr. 2 in Frage kommen, wenn ein Steuerpfl. 14 oder 
mehr Kinder hat, für die Familienermäßigungen zu gewähren find 
(bei einem verheirateten Steuerpfl. mit 14 Kindern betragen die 
feſten Ermäßigungen 8480 ./, bei einem verwitweten Steuerpfl. mit 
14 Kindern 8380 At). Nun ſchreibt allerdings $ 52 Abſ. 1 Nr. 2 
Satz 2 vor, daß die feſten Ermäßigungen zu gewähren ſind, wenn 
der hiernach ſteuerfrei bleibende Betrag insgeſamt höher iſt 
als der nach 852 Abſ. 1 Nr. 2 Satz 1 (prozentuale Ermäßigungen) 
insgeſamt ſteuerfrei bleibende Betrag, ohne ausdrücklich die im 
9 52 Abſ. 1 Satz 1 geſetzte Höchſtgrenze von 8000 AA zu erwähnen. 
Man könnte daraus ſchließen, daß die Höchſtgrenze von 8000 KN. M 
für die feſten Ermäßigungen nicht gelten ſollte; das durfte aber 
dem mit der Einführung der feſten Ermäßigungen verfolgten Zwecke, 
Steuerpfl. mit geringem Einkommen, bei denen die prozentualen 
Ermäßigungen ſehr gering wären, entgegenzukommen, nicht ent⸗ 
ſprechen, da die Einkommen von über 8000 AA nicht mehr zu den 
kleinen Einkommen gehören. Durch Einfügung der Worte „ins⸗ 
geſamt“ ſollte lediglich klargeſtellt werden, daß es nicht zufällig 
iſt, etwa für die erſten Kinder die höheren prozentualen Ermäßi⸗ 
gungen, für die weiteren die für das einzelne Kind höheren 
feſten Ermäßigungen abzuziehen. Dieſe Auffaſſung wird auch durch 
853 Abſ. 2 beſtätigt. Hier ſollen beim Überwiegen des Arbeitsein⸗ 
kommens für die erſten 8000 AH des Einkommens an Stelle 
der Familienermäßigungen nach § 52 Abſ. 1 Nr. 2 die höheren Er⸗ 
mäßigungen nach § 70 Abſ. 2 treten. Eine Ermäßigung „für die 
erſten 8000 N. iſt aber ſchon rein ſprachlich nur möglich bei An⸗ 
wendung der prozentualen Sätze (die Beſtimmung hätte genauer 
heißen müſſen „für die erſten 8000 K und im Höchſtbetrage von 
8000 RAM). Wollte man trotzdem den Abzug der höheren feſten 
Sätze, ſoweit bei ihrer Anwendung die Ermäßigung über 8000 AA 
insgeſamt hinausgehen ſollte, zulaſſen, ſo würde ſich, abgeſehen von 
den rechnungsmäßigen Schwierigkeiten, der eigenartige Fall er⸗ 
geben, daß zwar beim Steuerabzuge die bei einem Einkommen von 
über 8000 AA immer höheren prozentualen Satze (die Grenze liegt 
bei einem Einkommen von 7066,99 AA), bei der Veranlagung 
bzw. bei der Ermittlung der Veranlagungsgrenze aber die feſten 
Sätze anzuwenden wären. 

III. 

1. Sind hiernach für die Ermittlung der Veranlagungsgrenze 
vom Einkommen auch die Familienermäßigungen abzuziehen, ſo er⸗ 
gibt ſich folgende Berechnung: 

Die Roheinnahmen des BeſchwßF. betragen: 


Arbeits f . 9425,00 AH 
Kapitaleinnagmen . 426,39 AM 
Einnahmen aus ſelbſtändiger Berufstätigkeit 1673,00 A. 
zuſammen 11524,39 . 
Für die Ermittlung der Veranlagungsgrenze 
a bzuſetzen: 
Werbungskoſten . - 240 24 


Sonderleiftungen . . 768 AH 1008,00 RA 
10516,39 AH 
720,00 RM 
9796,39 AM 
4800,00 AH 
2996,39 AM 
4990,00 RM 


Steuerfreier Betrag nach 8 53 Abſ. 1 
Familienermäßigungen nach 8 53 Abi. 2 


abgerundet 
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Der Steuerpfl. iſt daher nach 8 90 Eink StG. nur mit dem 
ſonſtigen Einkommen zu veranlagen. 

2. Der Steucrausſchuß und ihm folgend das Fincher. find nun 
bei der Feſtſtellung des ſteuerbaren ſonſtigen Einkommens in der 
Weiſe vorgegangen, daß ſie zunächſt von den Einnahmen aus ſelb⸗ 
ſtandiger Berufstätigkeit im Betrage von 1673 Rt den beim Steuer⸗ 
abzuge nicht berückſichtigten Teil der Sonderleiſtung mit (768 — 240) 
=:528 RM abgezogen haben. Den Reſt von 1145 2 haben fe 
ſteuerfrei gelaſſen mit der Vegründung, die nach 8 53 Abſ. 2 
i. Verb. m. § 70 Abſ. 2 zu berückſichtigenden Familienermäßigungen 
(feſte Sätze) betrügen bei einem Einkommen von 1145 Nell 
2640 Rt, ein ſteuerbares ſonſtiges Einkommen liege daher nicht vor. 

Der Fin Vorſteher hat in der Berufung ausgeführt, die Fa⸗ 
milienermäßigungen dürften gemäß § 90 Satz 3 nur inſoweit 
noch vom ſonſtigen Einkommen abgeſetzt werden, als bei einer 
Geſamtveraulagung die zu berechnenden Familienermäßi⸗ 
gungen höher wären als die bereits beim Steuerabzuge be⸗ 
rückſichtigten. Beim Steuerabzuge ſeien aber bereits Familienermäßi⸗ 
gungen in Höhe von 4935 Ast (9425 — 1200 = 8225; 60% von 
8225 — 4935) abgezogen, alſo mehr als 4800 K., die bei einer Ge⸗ 
ſamtveranlagung hätten berückfichtigt werden können. Für einen 
Abzug von Familienermäßigungen vom ſonſtigen Einkommen ſei da⸗ 
her kein Raum mehr. 

Den Ausführungen des Fin A. iſt grundſätzlich beizutreten. 
Das Finder. irrt, wenn es ausführt, der Steuerpfl. jet bei der 
vom Fin A. vorgenommenen Berechnung der Familienermäßigungen 
ſchlechter geſtellt als bei einer Veranlagung mit feinem Geſamt⸗ 
einkommen. Er iſt gerade durch dieſe Berechnung den mit dem 
geſamten Einkommen Veranlagten gleich geſtellt. Auch die Be⸗ 
hauptung, für das ſonſtige Einkommen würden keine Familien⸗ 
ermäßigungen beim Steuerabzuge gewahrt, iſt nicht ſchlechthin zu⸗ 
treffend, da bei einem kleinen Einkommen die feſten Ermaßi⸗ 
gungen des 8 70 Abſ. 2 gerade fo hoch fein können wie die bei 
einer Geſamtveranlagung zu gewährenden Ermäßigungen. Der 
Zweck des 890 Satz 3: Vermeidung doppelter Berückſichti⸗ 
gung der Familienermäßigungen, kann nur erreicht werden, wenn 
man diejenigen Ermäßigungen, die beim Steuerabzuge berüch⸗ 
ſichtigt wurden, denjenigen gegenüberſtellt, die bei der Geſamt⸗ 
veranlagung zu berückſichtigen wären. Nur wenn die Familien⸗ 
ermäßigungen bei der Geſamtveranlagung größer wären als die 
beim Steuerabzuge gewährte Ermäßigung, darf inſoweit bei Ver⸗ 
anlagung des ſonſtigen Einkommens noch eine Ermäßigung gewährt 
werden (ebenſo Kuhn a. a. O., Aum. 4 zu 8 90; Blümich: StArch. 
1927, 136, Beiſpiele 8 ff.; Piſſel⸗Koppe a. a. O. S. 637; 
Brenſing: DStBl. 1927, 4033 Siemon: DSB. 1927, 404; 
Hefner: DSB. 1927, 406). 4 

3. Zweifel wegen der Berechnung der Familienermäßigungen bei 
Veranlagung des ſonſtigen Einkommens nach § 90 Eink St. kön⸗ 
nen ſich noch daraus ergeben, daß § 90 Satz 3 nur auf 8 52, 
nicht auch auf 8 53 EinkStG. Bezug nimmt. Man Kann aber hier⸗ 
aus nicht folgern, daß bei der Prüfung, ob vom ſonſtigen Ein⸗ 
kommen noch Familienermäßigungen abgezogen werden dürfen, bei 
der vergleichsweiſe vorzunehmenden Geſamtveranlagung auch dann, 
wenn das Arbeitseinkommen überwiegt und bei Durchführung der 
Geſamtveranlagung daher nach § 53 Abſ. 2 die höheren Familien⸗ 
ermäßigungen des 8 70 Abſ. 2 zu gewähren wären, nur die Ermäßi⸗ 
gungen nach § 52 Abſ. 1 Nr. 2 einzuſtellen ſeien. So gut der nur 
mit dem geſamten Einkommen veranlagte Steuerpfl. bezüglich der 
Familienermäßigungen nicht beſſer wegkommen ſoll als der mit 
dem geſamten Einkommen veranlagte Pflichtige (vgl. oben III, 2), 
kann es auch nicht die Abſicht des Geſetzgebers geweſen ſein, ihn 
durch Verſagung der höheren Ermäßigungen nach $ 53 Abſ. 2 gegen⸗ 
über dem mit dem geſamten Einkommen veraulagten Pflichtigen 
schlechter zu ſtellen. Die Nichterwähnung des 8 53 im 8 90 Sab 3 
dürfte daher lediglich auf einem Verſehen beruhen, das im Wege 
der Auslegung zu berichtigen it (ebenſo Hefner: Dtl. 1927, 
405 ff.; Kuhn a. a. O., Anm. 4 zu 890,3 u. 4 zu 8 53; Piſſel⸗ 
Koppe a. a. O. S. 637; Blümich: StArch. 1927, 135; Siemon: 
DSB. 1927, 404; a. M. Brenfing: DSthBl. 1927, 402). 

4. Obwohl die Auffaſſung des beſchwerdeführenden Fin A. über 
die Berechnung der bei der Veranlagung des ſonſtigen Einkommens 
zu berückſichtigenden Familienermäßigungen in weſentlichen Punkten 
zutrifft, kann ſeinem Autrag, die Steuer auf 10% von 1145 K. 
niit abgerundet 114 RA feſtzuſetzen, nicht ſtattgegeben werden. Aus? 
weislich der Akten find als Steuerabzug vom Arbeitslohne 
395,70 Kell, vom Kapitalertrage 43,83 RA einbehalten worden. Bei 
einer Veranlagung mit dem geſamten Einkommen hätte die Steuer 
499 Fell betragen, nach Anrechnung der Steuerabzuge von insgeſamt 
439,53 RA hätte der Pflichtige noch 59,47 RA zu bezahlen gehabt. 
Mit Recht hat das Fin A. in der Rechtsbeſchwerde darauf Hin? 
gewieſen, daß ſich bei der Veranlagung des fonjtigen Einkommens 
ein höherer Steuerbetrag deshalb ergibt, weil beim Lohnſtener⸗ 
abzug offenbar die vollen Ermäßigungen nach § 70 Abſ. 1 u. 2 nicht⸗ 
berückſichtigt wurden. Nach 8 90 Satz 2 u. 3 ſollen die Werbungs⸗ 
koſten und Sonderleiſtungen ſowie der ſteuerfreie Einkommenskell 
und die Familienermäßiguugen bei der Veranlagung des ſon⸗ 
ſtigen Einkommens inſoweit nicht mehr berückſichtigt werden, als 


. 
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je beim Steuerabzuge vom Arbeitslohne bereits berückſichtigt 
ind. Es kommt alſo grundſätzlich nicht darauf an, welche Beträge 
nach § 70 Abſ. 1 u. 2 beim Lohnſteuerabzuge hatten freibleiben 
ſollen, ſondern welche Beträge tatſächlich freigeblieben find. 
Sind die ſteuerfreien Beträge zu Unrecht oder z. B. wegen Verdienſt⸗ 
ausfalls beim Lohnſteuerabzuge nicht in voller Höhe berückſichtigt 
worden, ſo müſſen ſie bei der Veranlagung des ſonſtigen Einkommens 
bis zu dem Betrage, der bei der Veranlagung des gefamten Einkom⸗ 
mens hätte abgeſetzt werden können, zum Abzug zugelaſſen werden. 
IV. 

Die Vorentſch. mußte daher wegen rechtsirriger Auslegung 
des 8 90 CinkSt®. aufgehoben uno die nicht ſpruchreife Sache an 
die Vorbehörde zurückverwieſen werden, die nunmehr feſtzuſtellen 
haben wird, welche Abzüge entſprechend den Ausführungen unter 
III, 4 von dem ſonſtigen Einkommen noch zu machen ſind. 


(Ac, VI. Sen., Urt. v. 16. Mai 1928, VI A 529/27 8.) 
* 


2. 835 KapVerkStG. Ein Auſchaffungsgeſchäft liegt 
nicht vor, wenn ein Miterbe auf Grund einer teſtamenta⸗ 
riſchen Teilungsordnung des Erblaſſers aus dem Nachlaß 
Wertpapiere der im 8 35 bezeichneten Art in Anrechnung 
auf feinen Erbteil übernimmt. f) 


Das am 1. April 1926 verſtorbene Fräulein Maria T. hat 

durch Teſtament den Beſchwerdegegner, ihren Neffen, zum Miterben 
eingeſetzt und gleichzeitig beſtimmt, dieſer Neffe ſei „berechtigt, ihre 
Geſchäftsbeteiligung an der Firma T. & Söhne, Gmb ., in Höhe 
von 180000 % zum Nennwert zu übernehmen“. Der Beſchwerde⸗ 
gegner hat von dieſem Rechte Gebrauch gemacht. In einer nota⸗ 
riellen Verhandlung v. 3. Febr. 1927 haben ſodann die damaligen 
Geſellſchafter dieſer GmbH. u. a. „feſtgeſtellt“, daß der Geſchafts⸗ 
anteil der verſtorbenen M. T. im Betrage von 180 000 6 „durch 
Erbgang“ auf den Beſchwerdegegner übergegangen ſei; außerdem 
ſind jedoch noch, „ſoweit erforderlich“, die zur Übertragung dieſes 
Geſchäftsanteils erforderlichen Erklärungen von dem Beſchwerde⸗ 
gegner für ſich und die Erben der M. T. abgegeben. 
Auf Grund dieſes Sachverhalts nahm das Fin A. an, daß hin⸗ 
ſichtlich des Geſchäftsanteils ein Anſchaffungsgeſchäft abgeſchloſſen 
ſei, und veranlagte den Beſchwerdegegner in ſeiner Eigenſchaft als 
Teſtamentsvollſtrecher auf Grund der 88 35, 53, 45 Abſ. 10 Kap⸗ 
VerkStG. zu einer Börſümſst. 

FinGer. K. ſtellte frei. 

Die Rechtsbeſchwerde des Fin A. iſt unbegründet. Zu Unrecht be⸗ 
ruft ſich das Fin A. auf das Urt. v. 14. Juli 1923 (Rc. 12, 276). 
In dem damals entſchiedenen Falle hatte der Erblaſſer durch Teſta⸗ 
ment einer Nich terbin das Recht eingeräumt, ein Nachlaßgrund⸗ 
ſtück für einen beſtimmten Preis aus dem Nachlaß zu erwerben. 
Der Senat hat darin das Vermächtnis eines Kaufrechts gefunden. 
Im vorl. Falle iſt dagegen ein Miterbe den übrigen Erben gegen⸗ 
über für berechtigt erklärt, einen Geſchäftsanteil zu einem beſtimmten 
Preiſe bei der Nachlaßteilung zu übernehmen, und zwar, worüber 
kein Streit beſteht, in Anrechnung auf ſeinen Erbteil. 
Das iſt kein Vermächtnis, ſondern eine Teilungsanordnung 1. ©. 
der 88 2048, 2049 BOB. Daran ändert es auch nichts, daß der 
vom Erblaſſer beſtimmte Übernahmepreis von 180 000 K. den vom 
Fincher auf 110 400 RA bewerteten Erbteil des Beſchwerdegegners 
überfteigt, der Mehrbetrag infolgedeſſen vom Beſchwerdegegner an 
ſeine Miterben herausgezahlt werden muß. Ein Vermächtnis, und 
zwar ein ſog. Vorausvermächtnis, zugunſten des Beſchwerdegegners 
würde nur in Frage kommen, wenn und ſoweit der Erblaſſer, um 
den Beſchwerdegegner zu begünſtigen, den Ubernahmepreis abſtcht⸗ 
lich unter dem Werte des Geſchäftsanteils beſtimmt hätte. Dafür 
fehlt es jedoch an jedem Anhalt, wenn mau auch andererſeits dem 
Finger. darin beitreten will, daß dieſer Wert nicht hinter dem 
Nennbetrage des Geſchäftsanteils zurückbleibt. Liegt aber hiernach 
lediglich eine Teilungsanordnung vor, ſo ging der durch das Teſta⸗ 
ment entſtandene Anſpruch des Beſchwerdegegners nicht auf den 
Abſchluß eines etwa als Anſchaffungsgeſchaft anzuſehenden ſchuld⸗ 
rechtlichen Vertrags mit den Miterben, durch den dieſe ſich zur 
Übertragung des Geſchäftsanteils für ein Entgelt von 180 000 RA 
verpflichteten, ſondern unmittelbar auf dieſe Abtretung Zug um 
Zug gegen Zahlung des Entgelts (vgl. RC. 108, 83). Es fehlt 
alſo an der für das Vorliegen eines Auſchaffungsgeſchäfts weſent⸗ 
lichen freien Willenseignung der beteiligten Erben. Daß die Aus⸗ 


ſeinem Erlaß teilweiſe überholt durch‘ das noch weitergehende Urteil 
vom gleichen Tage, II A 171/28, nach welchem die Erhebung einer 
VörſuUmſSt. bei Geſchäften über Nachlaßgegenſtände, die zwiſchen 
Miterben zum Zwecke der Auseinanderſetzung abgeſchloſſen werden, 
überhaupt ausgeſchloſſen ift. Von Intereſſe an der vorl. Enkſch. ſind 
vor allem die zivilrechtlichen Erörterungen, die an ſich zwar nichts 
Neues bringen, in ihrer klaren Scheidung von Vorausvermächtnis 
($ 2150 BOB.) und Teilungsanordnung (8 2048 BGB.) aber iu⸗ 
ſtruktiv und leſenswert ſind. 
Rl. Freiherr Riederer von Paar, München. 


Rechtſprechung 0 


Zu 2. Dem Urteil iſt beizutreten. Es iſt allerdings ſchon bei, 
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führung einer Teilungsanordnung des Erblaſſers durch Übertragung 
eines der im 8 35 bezeichneten Gegenſtände kein ſteuerpflichtige⸗ 
Auſchaffungsgeſchäft enthält, war unter der Herrſchaft des Rotemp®. 
allgemein anerkannt. Für das KapVerkStG. kann keine andere 
Beurteilung Platz greifen. Dabei kann hier unentſchieden bleiben, 
ob nicht weitergehend eine Beſteuerung aus 8 35 ganz allgemein 
ausgeſchloſſen iſt bei Geſchäften über Nachlaßgegenſtände, die zwiſchen 
Miterben zum Zwecke der Erbauseinanderſetzung abgeſchloſſen werden, 
eine Frage, die der Senat inzwiſchen in einer anderen Sache, 11 A 
171/28 durch Urt. v. 10. Juli 1928 in einem die Steuerpflicht ver⸗ 
neinenden Sinne entſchieden hat. 


(Ab., II. Sen., bet. v. 10. Juli 1928, II A 98/28.) 
* 


3. 8 8 Nr. 1 GrErmStb. Schenkt ein Ehemann ſein 
Grundſtück ſeiner Ehefrau und wird über bernahme der 
perſönlichen Hypothekenſchulden nichts ausdrücklich ver⸗ 
einbart, ſo ſpricht die tatſächliche Vermutung dafür, daß 
der Ehemann von den perſönlichen Schulden befreit ſein 
ſoll. Wird dieſe Vermutung nicht widerlegt, ſo iſt anzu⸗ 
nehmen, daß das Grundſtück unter der Auflage, daß die 
Ehefrau die Schulden übernimmt, geſchenkt iſt. 


Steuerfreiheit aus 88 Nr. 1 kann nur in Frage kommen, 
wenn die perſönlichen Schulden, für welche die auf dem Grundſtuck 
laſtenden Hypotheken beſtehen, von der Ehefrau, der das Grunb⸗ 
ſtück von ihrem Ehemann geſchenkt iſt, nicht übernommen ſind. 
Erſt wenn das feſtſteht, kommt es darauf an, ob der Ehemann zur 
Begleichung der ihm verbliebenen perſönlichen Verbindlichkeiten 
vorausſichtlich unfähig ſein wird und ob fi) die Eheleute deſſen 
bei Abſchluß des Geſchäfts bewußt waren. 

Das Fincher. hat angenommen, daß die Eheleute die perſön⸗ 
lichen Schulden beim Ehemanne haben belaſſen wollen, folgert das 
aber nur daraus, daß der Ehemann auch nach der inzwiſchen be⸗ 
wirkten Eigentumsumſchreibung nach perſönlich hafte. Dabei iſt 
indeſſen verkannt, daß es nicht darauf ankommt, ob der Ehemann 
gegenüber den Hypothekengläubigern haftbar geblieben iſt, 
ſondern darauf, ob er der Ehefrau gegenüber die Schulden 
tragen muß. Das hängt aber nicht davon ab, ob der Ehemann ſeine 
Befreiung bei den Hypothekengläubigern in die Wege geleitet hat, 
ſondern davon, was zwiſchen ihm und ſeiner Ehefrau ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend vereinbart worden iſt. Allerdings könnte als 
Beweisgrund verwertet werden, daß der Ehemann den Hypothehen⸗ 
gläubigern nicht nach 8 416 BOB. Mitteilung von einer Schuld⸗ 
übernahme gemacht hat. Das allein reicht aber nicht aus. Wenn die 
Ehefrau die Schulden tatſächlich übernommen hätte, ſo wäre es 
allerdings wohl zweckmäßig geweſen, die Mitteilung an die Hypo⸗ 
thekengläubiger nicht zu verſäumen, weil anderenfalls die Be⸗ 
freiung des Ehemanns den Gläubigern gegenüber nicht eintreten 
konnte Wenn der Ehemann die Mitteilung aber unterlaſſen hat, 
ſo brauchte das ſeinen Grund nicht darin gehabt zu haben, daß er 
ſich auch der Ehefrau gegenüber für haftbar gehalten hat. Vielmehr 
kann auch Unkenntnis des Geſetzes, Vergeßlichkeit und anderes 
der Grund geweſen fein, zumal da die Hypotheken erſt i. J. 1932 
fällig wurden, eine perſönliche Haftbarmachung des Ehemanns alſo 
einſtweilen nicht in Betracht kam. 

Bei freier Beurteilung iſt die Sache ſpruchreif. Schon in dem 
Urt. v. 19. Juli 1927 iſt ausgeſprochen, es ſei nicht das Gewöhn⸗ 
liche, daß der Beſchenkte die perſönlichen Hypothelienſchulden beim 
Schenker laſſe, wenn ein Grundſtück in erheblichem Werte Gegen⸗ 
ſtand der Schenkung it. Vorl. hat das Grundſtück nach Juhalt der 
Auflaſſungsverhandlung v. 6. März 1926 einen Wert von 100 000 Aut 
gehabt. Der Einheitswert ift auf 82 080 Aut feſtgeſtellt. Die über⸗ 
nommenen Hypothekenſchulden betragen zuſammen 25 975 Nell. Auch 
wenn die Ehefrau dieſen Schuldbetrag übernahm, blieb ihr immer 
noch eine Bereicherung von mehr als 56 000 RAM. Der Anlaß der 
Schenkung ſoll darin gelegen haben, daß die Ehefrau 30 Jahre 
lang im Geſchäfte des Mannes erfolgreich mitgearbeitet hatte. Wenn 
ihr dafür 56 000 AM zugewendet wurden, fo war das gewiß gegen⸗ 
über der Tatſache, daß der Ehemann nur 23 500 AM Vermögen 
verſteuert, eine reichliche Belohnung. Nun hat die Herangezogene 
allerdings erklärt, daß die Hypotheken zinſen vom Ehemann aus 
den Geſchäftseinnahmen entrichtet werden. Das kann aber um des⸗ 
willen nicht als Beweisgrund zugunſten der Herangezogenen ver⸗ 
wertet werden, weil damit ein Teil des Entgelts beglichen wird, 
daß die Herangezogene als Grundſtückseigentümerin für die Über⸗ 
laſſung des Grundſtücks zum Geſchäftsbetriebe beanſpruchen kann. 
Der Behauptung, daß durch die Schenkung auch die Kinder ſicher⸗ 
geſtellt werden ſollten, iſt, kein beſonderes Gewicht beizulegen, weil 
die Kinder nicht minder ſichergeſtellt wären, wenn der Ehemann als 
Vater das Grundſtück behalten hätte. 

Hiehnach iſt die Annahme begründet, daß nach ſtillſchweigender 
Übereinkunft der Eheleute die Ehefrau perſönlich verpflichtet fein 
ſollte, die Hypothekenſchulden zu tilgen. Keinesfalls iſt die tatſach⸗ 
liche Vermutung, die nach Lage der Sache hierfür ſpricht, widerlegt. 

Rec., II. Sen., Urt. v. 17. Juli 1928, II A 298/28.) 


* 
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4. 8 12 Abſ. 2 GrErw&td. Übernimmt der Käufer 


eines Grundſtücks gegenüber dem Verkäufer die Verpflich⸗ 
tung, ihn von einer Schuld aus 8 951 Abſ 1 BGB. zu be⸗ 
freien, ſo bildet dieſe Verpflichtung einen Teil des für 
den Steueranſatz maßgebenden Veräußerungspreiſes. f) 

Die Feſtſtellung des Fincher., daß die von dem Beſchwerde⸗ 
gegner dem A. gewährten Leiſtungen (Zahlung von 5000 RM und G. 
währung von zwei zinsfreien Pachtjahren) nicht zwiſchen Verkäufer 
und Käufer, ſondern zwiſchen dieſem und A. vereinbart ſeien, iſt 
nicht zu beanſtanden. Sie rechtfertigt jedoch nicht ohne weiteres die 
Auffaſſung des Finder., daß dieſe Leiſtungen dem ſteuerpflichtigen 
Veräußerungspreiſe nicht beizurechnen ſeien. Insbef. findet dieſe 
Auffaſſung auch keine Stütze in dem Urt. v. 11. Febr. 1927, II A 
586/26 (Mrozek, Steuerkartei, Rechtsſpruch 21 zu 8 12 Abf. 2 
Sat 1), wonach die vom Käufer einem Mieter für die Aufgabe feines 
Mietrechts gewährte Entſchädigung nicht zum fteuerpflichtigen Ver⸗ 
äußerungspreiſe gehört, wenn der Käufer das Hausgrundſtück in dem 
Zustand des Vermietetſeins erwerben wollte und die Entſchädigung 
ohne Beteiligung des Verkäufers zwiſchen Käufer und Mieter ver⸗ 
einbart iſt. Die vom Finder. verkannte Rechtslage iſt vielmehr 
folgende: 

Die Neuanlagen, die A. auf dem ihm verkauften und über⸗ 
gegebenen, aber noch nicht übereigneten Grundſtück zu nicht nur 
vorübergehenden Zwecken hergeſtellt hat, ſind mit der Herſtellung 
nach 88 94, 95 BGB. weſentliche Beſtandteile des Grundſtücks ge⸗ 
worden und als ſolche nach 88 93, 946 BGB. in das Eigentum des 
Grundſtückseigentümers W. übergegangen. Damit erlitt A. einen 
Rechtsverluſt, während W., jedenfalls nach Aufhebung des Kauf⸗ 
vertrages v. 5. Febr. 1925, um den durch die Neuanlagen entſtan⸗ 
denen Mehrwert des Grundſtücks ungerechtfertigt bereichert war. 
Infolgedeſſen konnte A. wegen der Neuanlagen, auch wenn dieſerhalb 
im Aufhebungsvertrage nichts vereinbart war, doch ſchon nach 8 951 
Abf. 1 BGB. von W. eine Vergütung in Geld verlangen, und zwar 
unbeſchadet eines ihm etwa ſonſt noch zuſtehenden Anſpruchs auf 
Erſatz von Verwendungen oder eines Rechtes zur Wegnahme von 
Einrichtungen (vgl. 8 951 Abf. 2 BGB.). Bei dieſer Rechtslage und 
da nicht anzunehmen iſt, daß A. auf ſeinen Anſpruch aus 8 951 
Abſ. 1 gegenüber W. verzichtet hat, hätte das FinGer. prüfen müſſen, 
welche Bedeutung der im $ 4 des Vertrags v. 13. Okt. 1925 ent⸗ 
haltenen Beſtimmung, der neue Käufer B. „werde“ ſich mit A. 
wegen der von dieſem vorgenommenen baulichen Veränderungen 
auseinanderſetzen, für die Beſtimmung des zwiſchen W. und dem 
Beſchwerdegegner vereinbarten Veräußerungspreiſes i. S. 812 Gr⸗ 
ErmSt®. beizulegen war. Das angef. Urt. war hiernach wegen 
Rechtsirrtums aufzuheben. 

Bei freier Beurteilung iſt die Sache ſpruchreif. Das Landgut 
iſt ausdrücklich „wie es ſteht und liegt“, d. h. in dem beim Kauf⸗ 
abſchluß beſtehenden Zuſtand, alſo mit der von A. errichteten Scheune 
und den weiteren von ihm vorgenommenen baulichen Verbeſſerungen 
verkauft worden. In dieſem Zuſtand ſollte es auch dem Beſchwerde⸗ 
gegner übereignet werden. Mit einem vorherigen Abbruch der 


Zu 4. Der auch zivilrechtlich ſehr ſorgfältig begründeten Entſch. 
iſt beizutreten. Nach § 12 Abſ. 2 GreErwStG. beſtimmt ſich der 
Veräußerungspreis nach dem Geſamtbetrage der Gegenleistung ein⸗ 
ſchließlich der vom Erwerber übernommenen oder ihm ſonſt infolge 
der Veräußerung obliegenden Leiſtungen. In dem notariellen Kauf⸗ 
vertrag, den der Beſchwerdegegner mit W. geſchloſſen hat, war be⸗ 
ſtimmt, daß ſich A. wegen der von W. vorgenommenen baulichen Ver⸗ 
änderungen mit W. auseinanderſetzen „werde“. Ohne Rechts⸗ 
irrtum hat der RED. auf der zivilrechtlichen Grundlage der 88 946, 
951 BGB. angenommen, daß der Beſchwerdegegner W. gegenüber die 
Verpflichtung übernommen hatte, dieſen von dem Anſpruch des 
A. auf Vergütung für die von ihm vorgenommenen baulichen Ver⸗ 
änderungen zu De da es der Erwähnung der bloßen Er mäch⸗ 
tigung hierzu als ſelbſtverſtändlich nicht bedurft hätte. Da aber 
bei allen gegenſeitigen Verträgen der Veräußerungspreis nicht lediglich 
in dem beſteht, was der Erwerber zur Erlangung des Grundſtücks 
aufwenden muß, ſondern in der Geſamtheit derjenigen Leiſtungen, 
welche nach 8 320 BGB. die Gegenleiſtung darſtellen (vgl. RON- 
Komm., 6. Aufl., 8 320 Anm. 3), fo iſt auch die von A. übernom⸗ 
mene Verpflichtung, W. abzufinden, als Teil des Veräußerungspreiſes 
anzuſehen (vgl. OG. 65, 4; PrVerwBl. 37, 89; Ott, 3. Aufl., 
8.12 Anm. 14; Hagelberg⸗Krämer, 8 12 Anm. 23 S. 153). 
Wie ſich aus dem Tatbeſtand der Eutſch. ergibt, hat A. tatſächlich 
einige Zeit nach Abſchluß des Kaufvertrages W. nicht nur 5000 % 
bar gezahlt, ſondern ihm außerdem noch die Nutzungen des Land⸗ 
guts pachtfrei auf zwei Jahre überlaſſen. Wenn auch dieſe Lei⸗ 
ſtungen nicht auf Grund vertraglicher Vereinbarung zwiſchen Käufer 
und Verkäufer erfolgt ſind, ſo muſſen fie doch unbedenklich dem 
ſteuerpflichtigen Veräußerungspreis als Teil der Gegenlelftung zu⸗ 
gerechnet werden. Denn es iſt nicht erforderlich, daß die von dem 
Beſchwerdegegner übernommene Leiſtung dem Veräußerer zukommt, 
wenn nur die Verpß ichtung zur Leiſtung dem Veräußerer gegenüber 
über emmen ik (R St. 58, 41). 

RA. Dr. Ludvig Krämer, Berlin. 


Rechtſprechung 


Scheune, insbef. mit einer Wiederbeſeitigung der neuen Zimmer- 
decken und Fußböden, hat ſelbſtverſtändlich keiner der Beteiligten 
gerechnet, da hierdurch nutzlos erhebliche Werte vernichtet wurden. 
Ob nach Aufhebung des Kaufvertrags v. 2. Mai 1925 und nach dem 
anderweitigen Verkauf des Grundſtücks an den Beſchwerdegegner der 
erſte Käufer A. ein Recht zur Wegnahme ſeiner Neuanlagen auch dem 
Beſchwerdegegner gegenüber hätte ausüben können, iſt zweifelhaft 
(ogl. Staudinger, 9. Aufl., Anm. 4 Abſ. 3 zu 8 951), kann 
jedoch unentſchieden bleiben. Jedenfalls hatte die Ausübung eines 
ſolchen Rechtes für ihn keinen Wert, da er dann den früheren Zu⸗ 
ſtand des Grundſtücks, insbeſ. der Gebäude, hätte wiederherſtellen 
müſſen, fo daß ihm aus dem Abbruchmaterial kaum noch ein Vor⸗ 
teil verblieben wäre. Für ihn kam nur die Geltendmachung des 
Geldanſpruchs aus 8 951 Abſ. 1 BGB. in Frage, und dieſer Ans 
ſpruch richtete ſich gegen W. (vgl. Staudinger, 9. Aufl., Anm. 13 
Abſ. 2 zu 5 Wenn hiernach der Beſchwerdegegner im Kauf⸗ 
vertrage v. 13. Okt. 1925 gegenüber dem Verkäufer W. erklärt hat, 
er werde ſich wegen der von A. vorgenommenen baulichen Ver⸗ 
änderungen mit dieſem auseinanderſetzen, ſo übernahm er damit 
gegenüber W. die Verpflichtung, ihn von dem Anſpruch des 
A. aus 8 951 Abſ. 1 BGB. zu befreien, ohne für die dazu er⸗ 
forderlichen Leiſtungen einen Erſatzanſpruch gegen W. zu erwerben. 
Nur in dieſem Sinne kann die Vertragsbeſtimmung verſtanden wer⸗ 
den. Es iſt namentlich durchaus unrichtig, wenn der Beſchwerdegegner 
geltend macht, die Auseinanderſetzung mit A. ſei ihm lediglich „über⸗ 
laſſen“, d. h. freigeſtellt worden. Eine dahingehende Befugnis 
des Beſchwerdegegners war ſelbſtverſtändlich und brauchte nicht ver⸗ 
traglich feſtgelegt zu werden. Die hiernach von dem Beſchwerde⸗ 
gegner übernommene Verpflichtung bildet neben der Zahlung des 
vereinbarten Barpreiſes von 46 000 RM einen Teil ſeiner Gegen⸗ 
leiſtung für das Grundſtück einſchließlich der Neuanlagen, die mit⸗ 
übereignet werden ſollten und nach 8 93 BGB. von dem Eigen- 
tumsübergang auch gar nicht ausgeſchloſſen werden konnten. Die 
Verpflichtung gehört alſo zu dem nach § 12 Abſ. 2 GreErw StG. für 
den Umfang der Steuerpflicht maßgebenden Veräußerungspreiſe. 
(RF ., II. Sen., Urt. v. 3. Aug. 1928, II A 324/28.) 


d 


5. 340 ErbſchStGG. von 1919. 8 4 RAbg O.; 88 518, 
607 BGB. Die Umwandlung einer Forderung aus einem 
Schenkungsverſprechen in eine Darlehnsforderung iſt als 
Vollziehung des Schenkungsverſprechens jedenfalls dann 
anzuſehen, wenn das Schenkungsverſprechen gerichtlich 
oder notariell beurkundet war. /) 

(RF, VI. Sen., Urt. v. 17. Mai 1922, VI A 117/22, RH. 9, 276.) 


Reichsverſicherungsamt. 


I. Knappſchaftsſenat. 
Berichtet von Landgerichtsdirektor Kerſting, Berlin. 


1. 88 34 Nr. 3, 56 Nr. 3 RͤnG. Die Vorſchriften 
der 88 91 bis 94 RK nch. i. d. Faſſ. der Bek. vom 1. Juli 1926 
gelten auch für das Waiſengeld. }) 

Dem reinen Wortlaut nach würden ſich dieſe Vorſchriften im 
Gegenſatz zu den 88 60 ff. Ranch. a. F. nur auf die Leiſtungen be 
ziehen, die das neue Ranch. als „Penſion“ oder als „Ruhegeld“ be 
zeichnet, alſo auf die Invalidenpenſion (8 34 Nr. 1) einſchließlich der 


Zu 5. Die Entf. iſt zur Auslegung des § 40 Abſ. 3 Satz 2 
Erbſch st. von 1919 ergangen, iſt aber auch für das geltende Erbſch⸗ 
StG. von Bedeutung. 

Nach § 40 Abſ. 3 S. 2 des Geſetzes 1919 trat bei einem Schen⸗ 
Kungsverſprechen Steuerpflicht erſt mit Vollziehung des Verſprechens 
ein, nach 8 14 Ziff. 2 des geltenden Geſetzes entſteht die Steuer⸗ 
ſchuld bei Schenkungen unter Lebenden mit dem Zeitpunkt der 
Ausführung der Zuwendung. Vollziehung des Verſprechens und 
Ausführung der Zuwendung bedeuten Leiſtung. Der RF. entſcheidet 
in obigem Urteil, daß Umwandlung der Forderung aus dem formellen 
Schenkungsverſprechen in eine Darlehnsforderung Vollziehung des 
Verſprechens, alſo auch Ausführung der Zuwendung bedeutet und die 
Steuerpflicht begründet. Dies ergibt ſich aus 8 607 Abſ. 2 BGB., der 
die Umwandlung einer anderen Schuld in ein Darlehn behandelt. Bei 
dieſer Umwandlung wird an die Stelle der alten Schuld eine neue 
Schuld geſetzt, die alte Schuld wird zunächſt getilgt und eine neue 
begründet. Damit iſt geſagt, daß der Schuldner der alten Schuld 
feine Leiſtung erbracht, alſo die Steuerpflicht begründet hat. Vgl. 
im übrigen noch RF H. 10, 240; 16, 144. 

RA. Dr. Philipsborn, Berlin. 


Zu 1. Der Entf, iſt zuzuſtimmen. Es handelt fi um die 
Frage, inwieweit und ob überhaupt die Gerichte befugt ſind, Geſetze 
auch über den — an ſich unzweideutigen — Wortlaut hinaus aus⸗ 
dehnend auszulegen, um dem feſtſtellbaren eigentlichen Sinne des 
Geſetzes gerecht zu werden. Bei der oft ſo mangelhaften Abfaſſung 
der neueren Geſetzesterte, wofür ja auch die oben beſprochenen 88 9 
bis 94 RͤnG. ein bezeichnendes Beiſpiel liefern, kommt dieſer Aus- 
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Alterspenſion (8 36), die Witwenpenſion (8 34 Nr. 2, 8 56 Nr. 2) 
und das Ruhegeld (§ 50 Nr. 1) einſchließlich des Altersruhegeldes 
(857), dagegen nicht auf das Waiſengeld (8 34 Nr. 3, 856 Nr. 3). 
Es läßt ſich aber nicht annehmen, daß eine ſolche Unterſcheidung in 
der Abſicht des Geſetzes gelegen hat, zumal da kein ſachlicher Grund 
für eine verſchiedene Behandlung von Empfängern von Penſion und 
Ruhegeld einerſeits und von Waiſengeld andererſeits zu erkennen 
wäre. Die Entſtehungsgeſchichte des neuen Geſetzes gibt auch keinen 
Anhalt für die Annahme, daß durch die neuen Vorſchriften der Kreis 
der Leiſtungsberechtigten, für den das Ruhen der Leiſtungen gilt, 
gegen früher habe verengert werden ſollen. Für die Anderung der 
früheren Ruhensvorſchriften war vielmehr die Abſicht leitend, dieſe 
Vorſchriften mit den Vorſchriften der RVO. und des AVG. über das 
Ruhen der Leiſtungen der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung in 
Einklang zu bringen. 
(RBA, 5. RevSen., Urt. v. 4. Mai 1928, La Kn 784/275.) 
* 

2. Fördermaſchiniſten können, auch wenn ſie als Ans 
geſtellte gelten, nach $ 1255 Abſ. 2 RVO. auf rein körper⸗ 
liche Arbeiten verwieſen werden, die ihren Kräften und 
Fähigkeiten entſprechen. f) 

In dem weiteren Verfahren wird das KnOVA. ferner zu prüfen 
haben, auf welche den Arbeiten eines Fördermaſchiniſten gleichwerti⸗ 
gen Arbeiten i. S. 8 1255 Abſ. 2 RVO. der Kl. etwa verwieſen wer⸗ 
den kann und ob derartige Arbeiten auch auf dem für den Kl. in 
Betracht kommenden Arbeitsmarkt in nennenswertem Maße vor⸗ 
handen ſind. Dabei kommen aber nicht nur Arbeiten, wie ſie An⸗ 
geſtellte verrichten, ſondern auch andere, rein körperliche Arbeiten 
in Frage. Denn es iſt der Bekl. zuzugeben, daß die Tätigkeit eines 
Fördermaſchiniſten, wenn letztere auch verſicherungsrechtlich in ein⸗ 
zelnen Bergbaugebieten zur Gruppe der Angeftellten ehören, nicht 
derartig iſt, daß einem früheren Fördermaſchiniſten auch bei billiger 
Berückſichtigung feiner Ausbildung und ſeines bisherigen Berufes 
nicht rein körperliche Arbeiten zugemutet werden könnten, die ſei⸗ 
nen Kräften und Fähigkeiten entſprechen. 

(NVA., 5. RevSen., Urt. v. 27. Sept. 1928, Ila Kn 12147.) 
* 


3. Durch die Zahlung des Witwengeldes auf Grund 
der 88 1250, 1252 RVO. a. F. iſt der Anſpruch auf Witwen- 
rente nicht beſeitigt worden. 

(RA., 9. Rev Sen., Urt. v. 3. Dez. 1926, IIa Kn 661/26.) 


II. Sonſtige Senate. 


Berichtet von Präſident Dr. v. Olshauſen, Senatspräſident 
Dr. Zielke, Landgerichtsdirektor Dr. Kerſting, Berlin. 


4. 8922 RVO. Bei Gütertrennung find die Ehe⸗ 
gatten als Mitunternehmer des geſamten einheitlichen 
landwirtſchaftlichen Betriebs anzuſehen. 

Die landwirtſchaftliche Berufsgenoſſenſchaft lehnte eine Ent⸗ 
ſchädigung für den Unfall des Unternehmers E. ab, weil nach der 
Satzung die Verſicherungspflicht ſich nur auf ſolche Betriebsunter⸗ 
nehmer erſtreckt, deren Grundſtücke zu einem Grundſteuerreinertrag 
von nicht mehr als 30 Talern veranlagt ſind, während der Grund⸗ 
ſleuerreinertrag des E. 52 Taler beträgt. Im Rekursverfahren er⸗ 
klärte E., daß er mit feiner Frau in Gütertrennung lebe, jo daß auf 
ihn nur die Hälfte, alſo 26 Taler falle, er infolgedeſſen zwangsver⸗ 
ſichert fei, Der Rekurs iſt zurückgewieſen worden. Die Eigentums⸗ 
verhältniſſe ſind bei landwirtſchaftlichen Betrieben für den Unter⸗ 
nehmerbegriff nicht allein entſcheidend. Unternehmer iſt nach 8 958 
RBO. derjenige, für deſſen Rechnung der Betrieb geht, d. h. derjenige, 
dem das wirtſchaftliche Ergebnis des Betriebs zum Vorteil oder Nach⸗ 
teil gereicht. Die Ehegatten ſind daher als Mitunternehmer des ge⸗ 
ſamten einheitlichen Betriebs zu erachten. 

(RV A., Entſch. v. 8. März 1928, Ia 4308/27.) 3. 
* 


legungsart erhöhte Bedeutung zu. Mit Recht läßt auch das RA., 
in Übereinſtimmung übrigens mit dem Rh., dieſe freiere Auslegung 
der Geſetze zu und wendet ſie auf den hier ſtreitigen Fall des 
„Waiſengeldes“ an, wobei es der ganzen neueren Richtung der Ge⸗ 
ſetzgebung, welche die verwaiſte Jugend beſonders begünſtigt, ge⸗ 


bührend Rechnung trägt. f 
Geh. IR. Diefenbach, Heidelberg. 


Zu 2. Nach 8 1253 II RVO. gilt 
mehr imſtande iſt, durch eine Tätigkeit, die feinen Kräften und 
Fähigkeiten entſpricht, und ihm unter billiger Berückſichtigung 
einer Ausbildung und ſeines bisherigen Berufs zugemutet werden 
ann, ein Drittel deſſen zu erwerben, was körperlich und geiſtig 
geſunde Perſonen derſelben Art mit ähnlicher Ausbildung in der⸗ 
ſelben Gegend zu verdienen pflegen. Es handelt ſich in der vor⸗ 
liegenden Entſch. um zwei Fragen. Die eine geht dahin, ob der Kl. 
ein Berginvalide) noch zur Verrichtung von leichten Arbeiten auf 
em allgemeinen Arbeitsmarkt fähig ſei; in Frage ſteht alſo die 
Anwendung der Worte „eine Tätigkeit, die ſeinen Kräften und 
ähigkeiten entſpricht“. In bezug auf dieſe Frage waren ſich die 


als Invalide, wer nicht 
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5. Steht eine Waiſe in einem Lohnverhältnis, ſo 
wird der Anſpruch auf Weiterzahlung der Rente über das 
15. Lebensjahr hinaus nach $ 591 Abſ. 1 Satz 2 RVO. nicht 
dadurch ausgeſchloſſen, daß die Waiſe Geld⸗ oder Sach- 
bezüge von dem Lehrherrn erhält. 

(RA., 1. RekS., Urt. v. 12. April 1928, Ia 583/28.) 3. 
0 

6. Als „geſetzlich verſichert“ i. S. 8 205 b Nr. 2 RVO. 
ſind nur ſolche Perſonen anzuſehen, die auf Grund der 
Verſicherungspflicht gegen Krankheit verſichert waren, 
nicht auch die freiwillig Verſicherten. Das Familienſterbe⸗ 
geld iſt nach dieſer Vorſchrift alſo nicht zu kürzen, wenn 
der Verſtorbene ſelbſt nur freiwilliges Mitglied der Kaſſe 


war, 
(MIA, 1. Rev., Urt. v. 27. Oft. 1927, La K 62/27.) LK. 
* 


7. Stiefkind des Verſicherten 1. S. 8 1259 Abſ. 2 
Nr. 6 RVO. i. d. Faſſ. des Gef. zur Anderung der RVO. 
und des AVG. v. 25. Juni 1926 (RG Bl. I, 311) iſt auch ein 
nicht vom Verſicherten gezeugtes, in die Ehe eingebrachtes 
uneheliches Kind der Ehefrau des Verſicherten. 
(RG A., 3. RevSen., Urt. v. 14. Sept. 1926, IIa 2737/26.) [K.) 


* 

8. Rinder folder Verſicherten, die am 1. Jan. 1912 
bereits verſtorben waren, haben auch nach der n. F. des 
§ 1259 RVO. i. d. Faſſ. des Geſ. v. 25. Juni 1926 (RG Bl. I, 
311) keinen Anſpruch auf Waiſenrente. 

(NVA., 3. RevSen., Urt. v. 3. Nov. 1926, IIa 1314/26.) [K.] 


Reichsverſorgungsgericht. 
Berichtet von Oberregierungsrat Dr. Arendts, Berlin. 


1. Der Kreis der Kinder, für die dem Verſicherten 
gem. 823 RK n. freie ärztliche Behandlung und Kranken- 
hauspflege zu gewähren iſt, wird ſowohl durchdie Gruppen 
des 8 22 Abſ. 3 RKn G. wie durch die auf das Alter bezüg- 
lichen Vorſchriften des $ 22 Abſ. 2 RK u G. beſtimmt. 

Der Geſetzgeber hat im 8 22 RnG. den Kreis der Abkömm⸗ 
linge, für die dem Verſicherten ein Zuſchlag zum Krankengelde ge⸗ 
währt werden ſoll, feſtgelegt, und zwar ſowohl umgrenzt nach dem 
Alter (Abſ. 2) wie auch nach den in dieſen Kreis einzubeziehenden 
Gruppen (Abf. 3). Daß er damit den Kreis nicht nur für die knapp⸗ 
ſchaftliche Leiſlung des Krankengeldes, ſondern für ſämtliche Arten 
der knappſchaftlichen Fürſorge hat umſchreiben wollen, ergibt ſich 
daraus, daß er in allen anderen auf die Kinder bezüglichen Leiſtungs⸗ 
vorſchriſten von einer grundſätzlichen Umgrenzung dieſes Kreiſes 
— wie es in den früheren Vorſchriften erfolgte — abgeſehen und 
ſich darauf beſchränkt hat, auf den 8 22 hinzuweiſen (ſiehe 88 23, 84, 
40, 56, 61). Dieſe Bezugnahme auf den 8 22 geſchieht in allen Vor⸗ 
ſchriften ohne Einſchränkung auf einen ſeiner Abſchnitte. Sie be⸗ 
weiſt damit, daß der Geſetzgeber ihn in ſeinem ganzen Umfange an⸗ 
gewandt wiſſen will. Soweit er eine Abweichung davon für not⸗ 
wendig gehalten hat, iſt es jeweils von ihm beſonders in den auf das 
Zitat folgenden Abſätzen niedergelegt worden. Entſcheidend für dieſe 
Abſicht des Geſetzgebers ſpricht beſonders, daß die Bezugnahme in den 
aus 88 24 und 32 NRnG. a. F. hervorgegangenen 88 34 und 40 
Ranch. n. F. an Stelle der Vorſchriften getreten iſt, die den Kreis 
der Kinder nicht nur nach ſeinen Gruppen, ſondern auch nach dem 
Alter abgrenzten. 

Die Auffaſſung des Kl., daß mit der Anführung des 8 22 nur 
deſſen Abſ. 3 gemeint iſt, würde zu dem Ergebnis führen, daß ſämt⸗ 
lichen Abkömmlingen eines Verſicherten ohne Rückſicht auf ihr Alter, 
ſelbſt wenn ſie mit ihm nicht in häuslicher Gemeinſchaft leben, die 
Krankenhilfe zu leiſten wäre, nur vorausgeſetzt, daß ſie nicht ſelbſt 
einen Auſpruch auf Krankenpflege gegen einen Träger der reichsgeſetz⸗ 
Sachverſtändigen nicht einig, und das RWA. rügt auch die man» 
gelnde Erfüllung der Pflicht zur Sachaufklärung. Deshalb iſt auch 
das Urteil des KnOVA. aufgehoben und die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entſch. zurlckverwieſen worden. Die zweite Frage 
geht dahin, ob jemand, wenn er zur Verrichtung von leichten Ar⸗ 
beiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt fähig iſt, hierbei auch ver⸗ 
pflichtet werden kann, rein körperliche Arbeiten zu leiſten, 
obwohl er verſicherungsrechtlich zur Gruppe der Angeſtellten ge⸗ 
hört. Es kommen hier die Worte aus 8 1255 IT „unter billiger Be⸗ 
rückſichtigung ſeiner Ausbildung und ſeines bisherigen Berufes“ und 
die Worte „Perſonen mit ähnlicher Ausbildung“ in Betracht. 
M. E. iſt die Entſch. des RA. zutreffend. Es kommt nicht darauf 
au, ob rein formal der Betreffende in die Gruppe der Angeſtellten 
oder der einfachen Arbeiter eingegliedert worden iſt. Hier war nur 
entſcheidend, ob einem Fördermaſchiniſten eine körperliche Arbeit 
als eine „gleichwertige“ Arbeit zugemutet werden kann. Das iſt 
Tatfrage. Das REN. hat dies bejaht. Rechts frage iſt lediglich, 
ob die formale Zugehörigkeit zu der Gruppe der Angeſtellten zu 
einer anderen Entſch. genötigt hätte. Dies iſt nicht der Fall 
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lichen Kranken⸗ oder Unfallverſicherung haben. Es bedarf keiner 
Ausführung, daß dies eine unerwünſchte Überſpannung des Begriffs 
der Familienhilfe bedeuten würde. Ein ſolches Ergebnis würde aber 
auch der mit der Einführung der Familienhilfe verfolgten Abſicht 
des Geſetzgebers, wie die Entwicklungsgeſchichte erkennen läßt, un⸗ 
mittelbar zuwiderlaufen (wird näher ausgeführt). 

Für die Anwendung des 822 in feinem ganzen Umfange ſpricht 
auch, daß in dem zur gleichen Zeit mit dem Geſ. über Abänderungen 
des AO. eingebrachten, beratenen und beſchloſſenen Geſ. zur Ande⸗ 
rung der RVO. und des AVG. v. 25. Juni 1926 in der neuen Faſſ. 
des § 1291 RVO. und des 8 58 AG., wo es ſich nur um die Ab⸗ 
grenzung des Kinderkreiſes nach Gruppen handelte, nur der dies⸗ 
bezügliche Abſ. 2 des 8 1259 RVO. und des § 33 AVG. angeführt iſt. 

(OV A., 9. RevSen., Urt. v. 11. Nov. 1927, IIa Kn 533/27.) 
; * 

2. Die in einem rechtskräftig gewordenen Urteil 
oder Beſcheide getroffene Feſtſtellung, daß der Verſtorbene 
nicht der Ernährer ſeiner Eltern geworden wäre, unter⸗ 
liegt erneuter Prüfung und Entſcheidung, ſobald ſich die 
für die Entſcheidung maßgebend geweſenen Verhältniſſe 
weſentlich verändert haben. Bei Geltendmachung und 
Glaubhaftmachung des Eintritts ſolcher Veränderungen 
iſt der Fiskus verpflichtet, einen berufungsfähigen Be⸗ 
ſcheid zu erteilen. 

(RWGer., Urt. v. 15. Juni 1928, M Nr. 16710/27, 15.) 


*. 

3. Ein die Todeserklärung ausſprech endes Aus- 

ſchlußurteil ſteht der Entziehung der Witwenrente im Wege 

des Berichtigungsbeſcheides (§ 65 Verf.) nicht entgegen, 

wenn die durch das Ausſchlußurteil aufgeſtellte Vermu⸗ 
tung des Todes des Ehemanns widerlegt iſt. 


(RVGer., Urt. v. 25. Sept. 1928, M Nr. 370407, 7.) 
* 


4. Der Rekurs iſt nach § 92 Abſ. 1 Verf. in allen 
Fällen ausgeſchloſſen, in denen es ſich um die Neufeſtſtel⸗ 
lung der Rente wegen Veränderung der für ihre Bemeſſung 
maßgebenden Verhältniſſe (8 26 RVG.) handelt. Hierher 
gehört auch die Veränderung des Familienſtandes (Aus⸗ 
ſcheiden oder Hinzutreten eines Kindes). 

(RVGer., Urt. v. 31. Juli 1928, M Nr. 236426, 1, Grdſ. E.) 
x 


5. Maßgebend für die Gewährung der Kinderzulage 
für ein uneheliches Kind ($ 30 Abſ. 2 Nr. 5 RVG.) iſt der 
Tag ber Zuſtellung des erſten die Anerkennung von DB.» 
Folgen enthaltenden Beſcheides. 

(RVGer., Urt. v. 4. Mai 1928, M Nr. 44693/27. 1.) 


* 
6. Die Elternrente nach den Vorſchriften ber Reichs⸗ 
unfallverſicherung — zu vgl. § 593 RVO. — iſt als Ein⸗ 
kommen i. S. des 845 Abſ. 2 RVG. anzuſehen. 
(RVGer., Urt. v. 12. Juni 1928, M Nr. 3 1788/27. 1.) 


* 

7. Unterſtützungen, auch regelmäßige, die Kinder 

über ihre Unterhaltspflicht hinaus unter Beeinträch⸗ 

tigung der eigenen angemeſſenen Lebenshaltung — oder 

der angemeſſenen Lebenshaltung ihrer eigenen Familie — 

den Eltern gewähren, um deren Not zu lindern, ſind kein 
Einkommen i. S. des § 45 A b ſ. 2 RVG. 

(RVGer., Urt. v. 5. Juli 1928, M Nr. 21564/27. 3.) 


II. Länder. 
1. Oberverwaltungsgerichte. 
Baneriſcher Verwaltungsgerichtshof. 


1. 8 7 Abi. 1 u. 2 FürſV O. Durch die probemeife 
Aufnahme einer Perſon in ein Kloſter wird für dieſe, wenn 
die endgültige Aufnahme in dasſelbe nicht erfolgt, der 
gewöhnliche Aufenthalt in der Gemeinde des Sitzes der 
Kloſterniederlaſſung nicht begründet. f) 

Der Begriff des gewöhnlichen Aufenthalts i. S. der Fürſvd. 
deckt ſich mit dem Begriff des gewöhnlichen Aufenthalts nach 8 10 
UWG. Er erfordert die Abſicht, in der betreffenden Gemeinde ſich 
nicht bloß vorübergehend oder beſuchsweiſe aufzuhalten, ſondern in 

Zu 1. Die neue RFürſsoO. v. 13. Febr. 1924 hat bekanntlich 
in 87 den Fürſorgeverband des gewöhnlichen Aufenthalts eines 
Hilfsbedürftigen im Augenblicke der erkennbar eingetretenen Hilfs⸗ 
bedürftigkeit — an Stelle des bis dahin verpflichtet geweſenen Ver⸗ 
bandes des Unterſtützungswohnſitzes — für endgültig verpflichtet zur 
Tragung der Fürſorgelaſten eines Hilfsbedürſtigen erklärt, und 
nur für gewiſſe Sonderfälle in den folgenden Paragraphen Aus⸗ 
nahmen von dem Grundſatz zugelaſſen. Der Fall, daß jemand, 
der in ein Kloſter aufgenommen iſt, dort hilfsbedürftig wird, fällt 
nicht unter eine dieſer Ausnahmen; insbeſ. kann 8 9 FürſvO. nicht 


der Gemeinde zu bleiben (BayFürſBl. 1926 Nr. 4 S. 94). Der De 
griff des gewöhnlichen Aufenthalts ſetzt voraus, daß der tatſächliche 
Aufenthalt als gewöhnlicher Aufenthalt, als gewollter Mittelpunkt 
des Lebens, der perſönlichen Exiſtenz angeſehen werden kann. E 
genügt alſo nicht allein die Abſicht oder der Wunſch, an einem 
Orte den gewöhnlichen Aufenthalt zu nehmen, ſondern dieſe Abſicht 
muß ſich in Tatſachen ausdrücken (vgl. BAH. 62, 37). 2 

Ob eine Perſon hiernach den gewöhnlichen Aufenthalt an 
einem Orte begründet hat, iſt nach Lage des einzelnen Falles zu 
beurteilen. W. S. hatte zwar die Abſicht Kloſterfrau zu werden, 
fie iſt auch zu dieſem Zwecke in das Inſtitut der Armen Schul⸗ 
ſchweſtern in Sch. eingetreten. Dieſe Abſicht konnte aber erſt in die 
Tat umgeſetzt werden, wenn ſich nach Beſtehen der ſechswöchigen 
Probezeit, zu der W. S. im Inſtitut der Armen Schulſchweſtern in 
Sch. zugelaſſen war, nach der Anſicht der Kloſterleitung ergeben 
hatte, daß ſie ſich als Kloſterfrau eigne, dann wäre ſie als 
Aſpirantin und ſpäter als Kandidatin zugelaſſen worden. Während 
der Probezeit konnte ſie jeden Tag entlaſſen werden. Sie wäre auch 
nach der Ausſage der Oberin des Inſtituts ſchon nach wenigen 
Tagen entlaſſen worden, da ſie ſich nicht als genügend wahrheits⸗ 
liebend erwies und ihre Familienverhältniſſe ſie als ungeeignet zur 
Kloſterfrau erſcheinen ließen. Die Entlaſſung unterblieb nur mit 
Rückſicht auf die inzwiſchen eingetretene Erkrankung. 

W. S. mag alſo wohl den Wunſch gehabt haben, in Sch. 
durch Verbleiben daſelbſt den gewöhnlichen Aufenthalt zu begründen, 
dieſer Wunſch konnte aber, da ihr die zunächſt nur probeweiſe 
Aufnahme bekannt war, bis zu ihrer etwa drei Wochen nach der 
Aufnahme in das Kloſter erfolgten Überführung in das Kranken⸗ 
haus R. nicht verwirklicht werden. Sie war — wie die Kloſter⸗ 
leitung ſich zutreffend ausdrückt — nur durchgängig im Kloſter, 
gewiſſermaßen beſuchsweiſe gegen Verrichtung häuslicher Arbeiten. 
Das Rechtsverhältnis war aufſchiebend bedingt, es war in der 
Schwebe. W. S. hatte demnach im Zeitpunkt ihrer Überführung in 
das 9 R. den gewöhnlichen Aufenthalt in Sch. nicht be⸗ 
gründet. 

(Bay G., 3. Sen., Entſch. v. 11. Okt. 1926, 66/26.) 
Mitgeteilt von Ost. Klee, München. 


2. Sonſtige verwaltungsbehörden und Verwaltungs’ 
gerichte. 
Preußen. 

Preußisches Landesamt für Familiengüter. 
Berichtet von Miniſterialdirigent Kübler und Miniſterialdirigent 
Kläſſel, Berlin. 

2. Die nach g 19 Abſ. 8 Zw AVO. Verſorgungsberech⸗ 
tigten können Verſorgungsanſprüche auch auf Grund des 
8 19 Abſ. 6 Zw A O. geltend machen, wenn die Voraus- 
ſetzungen dieſer Beſtimmung erfüllt ſind. f) 

Dem Landesamt erſchien die Zuſprechung einer erhöhten Rente 
als der Billigkeit entſprechend. Unzutreffend wäre die Annahme, 
daß das Verlangen nach Erhöhung ſchon deshalb hinfällig ſei, weil 


in Frage kommen, der beſagt, daß durch den Eintritt in eine 
Kranken⸗, Entbindungs⸗, Heil⸗, Pflege- und ſonſtige Fürſorgeanſtalt 
ein gewöhnlicher Aufenthalt nicht begründet wird, weil ein Kloſter in 
der Regel eine ſolche Anſtalt nicht ſein wird. Kloſterinſaſſen haben 
alſo im allgemeinen ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Kloſter. Die 
vorliegende Entſch. macht aber mit Recht eine Ausnahme bei ſolchen, 
in ein Kloſter nur probeweiſe aufgenommenen Perſonen, bei denen 
es zunächſt noch ganz ungewiß iſt, ob das Kloſter ſie behält oder 
nach einer kurzen Probezeit wieder heimſchickt. Dieſe begründen im 
loſter wohl einen Aufenthalt, aber keinen „gewöhnlichen“ Aufenthalt 
im Rechtsſinne. Der Begriff iſt kein rein tatfächlicher, ſondern ein 
Rechtsbegriff, und ähnlich wie der Begriff „Wohnſitz“ ein all⸗ 
gemeiner, nicht nur einem beſtimmten Rechtsgebiet, z. B. dem Für⸗ 
ſorgerecht, eigentümlicher, wie vielfach angenommen wird, z. B. von 
Mutheſius, Fürſorgerecht S. 131. Er findet ſich beiſpielsweiſe 
ſchon in der StPO., aber auch in 8 10 UWG. und in zahlreichen 
anderen Landesgeſetzen, ohne aber irgendwie eine geſetzliche Definition 
zu finden. Somit iſt es Sache der Rechtsauslegung und in erſter 
Linie der Gerichtspraxis, ihn näher abzugrenzen. Das iſt auch in 
äußerſt zahlreichen Entſch. des Bundesamts für das Heimatweſen 
ſchon geſchehen, mit welchen die vorliegende Entſch. durchaus konform 
geht, wie übrigens auch mit der Rechtslehre (vgl. Mutheſius, 
Fürſorgerecht S. 130 ff., Wölz⸗Ruppert⸗Richter, Fürſorge⸗ 
pflicht S. 47 ff.). Geh. IR. Diefenbach, Heidelberg. 


Zu 2. Das Urteil iſt von weitreichender Bedeutung für das 
preuß. Fideikommißrecht. 

Die ZRABD. hat, wie ihre Begründung ergibt, ihre be⸗ 
ſondere Aufmerkſamkeit dem Ausbau der Verſorgungsberechtigung 9 
gewandt (Tübler⸗Beutner S. 138). Aus der in 8 19 Zw. 
getroffenen Regelung iſt hervorzuheben, daß Witwen, eheliche Ab“ 
kömmlinge und Eltern eines nach dem 1. April 1921 verſtorbeuen 
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die vom Fideikommißbeſitzer an ſeine Mutter und Geſchwiſter ge⸗ 
zahlten Renten mehr betragen, als ½ des durchſchnittlichen Rein⸗ 
lelommens des Beſitzers aus dem Fideikommißvermögen in den drei 
etzten Wirtſchaftsſahren. Denn die Beſtimmung des § 19 Abſ. 8 
BOARD. befagt nicht, daß das Fünftel die Höchſtgreuze für die 
Inanſpruchnahme des Beſitzers durch Verſorgungsrenten ſeiner Mutter 
und Geſchwiſter bilde. Wäre das bezweckt worden, dann hatte etwa 
geſagt werden müſſen, daß die Bezüge „bis“ zu ¼ erhöht werden 
können. Die Vorſchrift des 8 19 Abſ. 8 beſagt vielmehr — und dieſer 
Zweck wird klar, wenn man ſich vor Augen hält, daß es ſich um 
Renten der Mutter und Geſchwiſter des Beſitzers handelt —, daß 
es Fünftel der Betrag iſt, auf dem dieſe als nächſte Angehörige 
devorzugten Verſorgungsberechtigten ſchlechthin, nämlich auch dann 
Anſpruch haben ſollen, wenn die in 8 19 A b ſ. 6 Zw VO. geregelten 
allgemeinen Vorausſetzungen in einem Einzelfalle etwa nicht ge⸗ 
geben fein ſollten. Der Abſ. 8 ſchließt alſo keineswegs aus, daß die 
des Abſ. 6 getroffene Regelung auch für das Verhältnis der Geſchwiſter 
es Beſitzers, und damit für das Verhältnis der Streitteile zu⸗ 
Ahander, gilt. Es fragt ſich, da die Beſchw§. die pflichtteilsberech⸗ 
igte Tochter eines vor dem 1. April 1921 verſtorbenen Beſitzers iſt, 
die Vorausſetzungen des Eingangs dieſer Beſtimmung alſo erfüllt 
ind, ſomit nur, „ob aus beſonderen Gründen im Falle der Be⸗ 
dürftigkeit vorübergehend oder dauernd eine billige Verſorgung aus 
em Familiengut in den Grenzen der Beſtimmungen aus pl. 3—5 
zuzuerkennen“ iſt. 

Dieſe Frage hat das Landesamt bejaht. Es liegt im Begriffe 
des Familien guts, daß die Vorteile, die der Beſitz mit ſich bringt, 
vom Beſitzer nicht einſeitig im eigenen Nutzen verwendet werden 
ürfen, daß ſie vielmehr erforderlichenſalls auch ſeinen Geſchwiſtern 
und ſonſtigen Verwandten zugute kommen müſſen, wenn deren Be⸗ 
nachteiligung bei der Erbfolge erſt die bevorzugte Stellung des Fidei⸗ 
kommißbeſizers ermöglicht hat. Das Landesamt ſteht daher nicht an, 
es für eine moraliſche und auch rechtlich begründete Pflicht des Fidei⸗ 
kommißbeſitzers zu erklären, daß er in Notzeiten, wie den vorliegen⸗ 
en, ſeine bedürftigen Geſchwiſter ſo weit unterſtützt, als es ihm, ſei 
es auch unter Einſchränkung ſeiner Lebenshaltung, möglich iſt. Nun 
beſteht aber kein Zweifel, daß zwiſchen der Lebenshaltung des Fibdei⸗ 
ommißbeſitzers und derjenigen der Beſchw§. ein unangemeſſener und 
als unbillig erſcheinender Gegenſatz beſteht .. . Hier einen vernunf⸗ 
tigen, der Billigkeit entſprechenden Ausgleich zu ſchaffen, war auf 
Grund des 8 19 Abſ. 6 Zw BO. möglich, ſoweit dadurch nicht eine 
die öffentlichen und volkswirtſchaftlichen Intereſſen gefährdende Aus⸗ 
nutzung des Fideikommißvermögens eintreten oder der angemeſſene 
Unterhalt des Beſitzers aus dem Vermögen gefährdet werden würde. 

war konnte hiernach keine Rede davon fein, die Monatsrente von 

„ wie beantragt, zu verdoppeln, da dies eine unangemeſſen hohe 

Belaſtung des Fideikommißbeſitzers bedeuten würde. Auf der anderen 

Seite mußte auf die Kränhlichkeit der Beſchwß. Bedacht genommen 

werden, die eine kräftige Ernährung erforderlich macht. Nach alledem 

erſchien es angemeſſen, die Rente auf .. Ad zu erhöhen. 
(EAfFamch., Urt. v. 13. Juni 1928, LA 228, 14a.) 


Bayern. 
Bayeriſches Landes verſorgungggericht. 


Berichtet von Oberregierungsrat Dr. Arendts, Berlin und Senats⸗ 
präſident a. D. Kobler, München. 


3. Das RG. hat rückwirkende Kraft nur ſoweit, 
als dies durch das Ach. v. 18. Juli 1921/30. Juni 1923 be⸗ 
ſtimmt ift: Den Hinterbliebenen eines nach dem 1. Aug 


1914 verſtorbenen früheren Angehörigen der deuſchen Wehr⸗ 


macht, deſſen Verſorgungsanſprüche ſich auf eine vor dem 
1. Aug. 1914 beendete Dienſtleiſtung gründen, ſtehen Ver⸗ 
orgungsanſprüche nur ſoweit zu, als ihnen ſolche nach dem 
9G. v. 17. Mai 1907 zugeſprochen waren oder zugeſprochen 
werden konnten. 
(Bays VG, Urt. v. 12. Juli 1927, II Nr. 4909/6.) A.] 
de 


— Be 


Beſitzers von dem zur Nachfolge gelangten Anwärter angemeſſene Ver⸗ 
„gung verlangen können, ſowett der Anſpruch nicht ſchon deshalb 
egründet ift, weil die ſtiftungsmäßig, geſetzlich oder üblicherweiſe nach 
sherigem Recht zu gewährende Verſorgung weiter zu leiſten iſt. 
eſonders wichtig iſt, daß die Auflöſungsbehörde auch den vorbezeich⸗ 
neten Angehörigen eines vor dem 1. April 1921 verſtorbenen Be⸗ 
pers, ſofern fie dieſem gegenüber bei feinem Tode pflichtteilsberech⸗ 
bit waren, aus beſonderen Gründen im Falle der Bedürftigkeit eine 
ige Verſorgung aus dem Familiengut zuerkennen kann (8 195). 
Schließlich iſt beſtimmt, daß die Geſchwiſter und die Mutter des bei 
eginn der Zwangsauflöſung vorhandenen Beſitzers unter beſtimmten 
dunſtänden verlangen können, daß ihre Bezüge auf insgeſamt / des 
durchſchnittlichen Reineinkommens des Beſitzers in den letzten drei 
irtſchaſtsjahren erhöht werden. 
v Die letztgenannte Beſtimmung war von der Praxis bisher dahin 
verſtanden worden, daß ſie für die Anſprüche der Mutter bzw. Ge⸗ 
jchwiſter des Beſizers eine Höchſtgrenze darſtelle, die bei der 
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4. Die Annehmlichkeit, vorübergehend von Dritten 
kleine Hilfsmittel entgegenzunehmen, darf ſo wenig wie 
der Umſtand, daß die Frau des Verſorgungsberechtigten 
ſchonungsbedürftig iſt und dieſer Zuſtand der Frau die 
Einſtellung einer Aushilfe vorübergehend nötig macht, 
bei Abwägung der allein maßgebenden Frage, ob der Ver⸗ 
ſorgungsberechtigte infolge ſeiner DB. einer ſtändigen 
Wartung und Pflege bedarf, berückſichtigt werden. 

(Bays G., Urt. v. 5. Juni 1928, II MV 110%/%27.) A.] 
* 

5. 836 RVG. Die Rechtsvermutung des § 36 Abſ. 1 
Satz 2 RVG i. d. Faſſ. des 5. AbändG. v. 21. Dez. 1927 iſt 
auch auf Fälle anzuwenden, die am 1. Okt. 1927 im Spruch⸗ 
verfahren anhängig waren, wenn auch der Rentenempfän⸗ 
ger vor dieſem Tage geſtorben iſt. 

Es iſt davon auszugehen, daß der Ehemann der Kl. an 
einem Leiden geſtorben iſt, das als Folge der Dienſtbeſchädigung an⸗ 
erkannt war und für das er bis zu ſeinem Tode Rente bezogen hat. 

Nun bekämpft der Bekl. den Anſpruch der Kl. auf Hinter⸗ 
bliebenenrente mit dem Einwand, daß die in letzter Zeit fortgeſchrittene 
Verſchlimmerung nicht mehr als Dienſtbeſchädigung und der Tod nicht 
als Folge der Dienſtbeſchädigung, ſondern nur als Folge des natür⸗ 
lichen Verlaufes des Grundleidens anzuſehen ſei. Die Entſcheidung 
dieſes Streites hängt von der Auslegung des 8 36 RV. i. d. Faſſ. 
des 5. Abändch. v. 21. Dez. 1927 (RGBl. I, 487) ab. Dieſes Geſetz iſt 
nach Art. IX mit Wirkung vom 1. Okt. 1927 ab in Kraft getreten. 
Die Vorſchrift des 8 36 RVG. lautet jetzt: „Iſt der Tod die Folge 
einer Dienſtbeſchädigung, ſo wird Hinterbliebenenrente (Witwenrente, 
Waiſenrente, Elternrente) gewährt. Der Tod gilt ſtets als Folge einer 
Dienſtbeſchädigung, wenn ein Rentenempfänger an einem Leiden ſtirbt, 
das als Folge einer Dienſtbeſchädigung anerkannt war und für das 
er bis zum Tode Rente bezogen hat.“ Dieſe Vorausſetzungen wären 
an ſich gegeben. Allein es fragt ſich, ob dieſe Geſetzesbeſtimmung auf 
den vorl. Fall angewendet werden darf. Denn der Ehemann der Kl. 
iſt bereits am 31. Jan. 1926 geſtorben, alſo vor Inkrafttreten des 
5. Nbänd®. Dieſes ſelbſt enthält darüber, wie es mit den zur Zeit 
ſeines Inkrafttretens im Spruchverfahren anhängigen Fällen gehalten 
werden ſoll, keine Beſtimmung. Auch die amtliche Begründung und 
die Entſtehungsgeſchichte geben dem Richter keine verläſſigen Aus⸗ 
legungsbehelfe an die Hand. Allerdings lag dem 17. Ausſchuß des 
NT., der das Abändch. einer eingehenden Beratung unterzog, ein Ab⸗ 
änderungsantrag Stöcker und Gen. b. 20. Okt. 1927 Nr. 3677 der 
R Verhandl. vor, der zu Art. VIII des RegEntw., jetzt Art. IX des 
Geſ., den Zuſatz verlangte: Auf die zur Zeit des Inkrafttretens 
dieſes Geſezes vor den Spruchbehörden der Reichsverſorgung an⸗ 
hängigen Falle finden die Beſtimmungen dieſes Geſetzes Anwendung. 
Allein dieſer Antrag wurde abgelehnt. Aus dem Bericht des 17. Aus⸗ 
ſchuſſes (Nr. 3775 a. a. O.) erhellt nicht, ob er abgelehnt wurde, weil 
er Selbſtverſtändliches enthalte, oder weil die anhängigen Fälle von 
der Wohltat des Geſetzes ausgenommen ſein ſollten. Die Durchf O. 
des RAM. zum 5. Abändch. ſtellt ſich allerdings in Ziff. 22 auf den 
Standpunkt, daß § 36 RVG. nur dann anzuwenden ſei, wenn ein 
Rentenempfänger nach dem 30. Sept. 1927 ſterbe, und daß in Fällen, 
wo ein Nentenempfänger vor dem 1. Okt. 1927 geſtorben ſei, die 
Hinterbliebenenrente nur auf dem Wege des Härteausgleichs gewührt 
werden könne. Letztere Beſtimmung ſcheint eine Einſchränkung einer 
früheren, weitergehenden Auffaſſung der Reichsregierung zu enthalten. 
Denn der obenerwähnte Ausſchußbericht bemerkt auf S. 12: Auf 
die Anfrage eines ſozialdemohratiſchen Abgeordneten erklärte der 
Regierungsvertreter, daß keine beſtimmten Zahlen darüber vorlagen, 
wie viele Hinterbliebenen auf Grund des Fehlens der jetzt vor⸗ 
geſchlagenen Faſſung keine Renten erhalten hätten. Es könne ſich 
aber nicht um hohe Zahlen handeln. Die Regierung ſei bereit, bez. 
der vor dem 1. Okt. 1927 liegenden Fälle im Bedarfsfalle den Härte⸗ 
paragraphen anzuwenden. Nach dieſer Regierungserklärung kämen alſo 
für den Härteausgleich nur die rechtskräftig erledigten Fälle in Be⸗ 
tracht, während alle anderen an der Wohltat des neuen Geſetzes teil⸗ 


gegenwärtigen Lage der Landwirtſchaft naturgemäß kaum über⸗ 
ſchritten werden konnte. 3 19 bedeutet aber eine Sondervorſchrift 
für die Beſitzer großer Vermögen, die über die Gewährung an⸗ 
gemeſſener Verſorgung hinaus verpflichtet werden, der Mutter und 
den Geſchwiſtern / der Einkünfte zuzuwenden, während in allen 
Fällen eine angemeſſene Verſorgung zu gewähren iſt. Dieſe iſt durch 
Abwägung der Lage von Beſitzer und Verwandten unter Berückſich⸗ 
tigung gewiſſer Anhaltspunkte in der ZwA O. zu finden, keinesfalls 
aber durch die 1/ Grenze des 8 19 Abſ. 8 beſchränkt. Die Gegen⸗ 
meinung würde die ſtiftungsmäßig Berechtigten (8 19 Abſ. 1) ſchlechter 
ſtellen als diejenigen Berechtigten, denen erſt durch die Zw asd 
(8 19 Abſ. 3, 5 und 6) ein Verſorgungsanſpruch zuerkannt worden iſt. 

Der Beſchluß des Landesamtes hat nicht nur die bisherige Un⸗ 
klarheit beſeitigt, ſondern darüber hinaus aus dem Begriff des 
Familiengutes wichtige Grundſätze über die Stellung des Fideikommiß⸗ 
beſitzers zu feinen Verwandten abgeleitet, die die einſchlägige Praxis 
der Auflöſungsämter künftig beherrſchen werden. 

RA. Dr. Joachim Beutner, Berlin. 
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nehmen würden. Sie läßt alſo der Vermutung Raum, daß von ihr 
die am 1. Okt. 1927 noch anhängigen, zu denen auch der vorliegende 
gehört, nicht ausgeſchloſſen werden wollten. Allein ſichere Anhalts⸗ 
punkte gewährt der Ausſchußbericht auch nicht. Die Auslegung, die 
der RAM. in feiner DurchfVO. dem Gefebe gibt, ſchließt die an⸗ 
hängigen Fälle von der Wohltat des AbändGG. aus. Allein dieſe Aus⸗ 
legung iſt kein Auslegungsgeſetz und enthält daher für den Senat 
keine Bindung. Denn Geſetzgeber iſt der RT., und was deſſen Wille 
in dieſem Punkte war, iſt nicht zu ermitteln. Nachdem alſo weder 
die Begründung noch die Entſtehungsgeſchichte des 5. AbändGG. ver⸗ 
läſſige Behelfe für die Auslegung des 8 36 RVG. n. F. bieten, muß 
die Auslegung in erſter Linie in Sinn und Zweck des Geſetzes ſelbſt 
geſucht werden. Das RV. und fein 5. Abändch. find ſoziale Geſetze 
und ordnen auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts ſoziale Verhält⸗ 
niſſe, nämlich die Verſorgung der Kriegsbeſchädigten und ihrer Hinter⸗ 
bliebenen. Schon wegen dieſes Charakters dürfen ſie nicht zu eng 
ausgelegt werden. Die fiskaliſchen Rückſichten, die dem Geſetzgeber 
ſelbſt engere Schranken ſetzten, kommen hier nicht in Betracht, weil 
die Anzahl der in Frage ſtehenden Fälle ſehr gering iſt. Die Ver⸗ 
ſorgungsregelung der beiden Geſetze erjtreckt ſich nun nicht bloß auf 
die nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens entſtehenden Anſprüche, 
ſondern ſie muß ſich, ſoweit das Geſetz nicht ſelbſt eine Ausnahme 
macht, auf alle Fälle und Verhältniſſe erſtrecken, die es bei ſeinem 
Inkrafttreten vorfindet und die der rechtlichen Ordnung noch be⸗ 
dürfen. Wenn Art. IX des 5. Abänd®. beſtimmt, daß das Geſetz mit 
Wirkung v. 1. Okt. 1927 in Kraft tritt, ſo erklärt er dann doch nur, 
daß das Geſetz auf alle jene Fälle Anwendung zu finden hat, in denen 
ein Verſorgungsanſpruch an dieſem Tage noch nicht geregelt iſt. Aus⸗ 
genommen ſind alſo von der Anwendung lediglich die bereits rechts⸗ 
kräftig erledigten Fälle, ſoweit nicht 857 RVch. eine Handhabe zur 
Wiederaufrollung bietet. Entſcheidend für die Auslegung iſt aber fol⸗ 
gender Geſichtspunkt: 

Die Beſtimmung des 8 36 RVG. n. F. enthält wie 834 desſ. Gef. 
eine unwiderlegbare Rechtsvermutung, eine praesumptio juris et de 
jure der alten Rechtsſprache. Eine ſolche Rechtsvermutung ſchließt den 
Beweis des Gegenteils aus. Wenn alſo dieſe Rechtsvermutung auch 
keine Beweis regel im engeren Sinne iſt, fo iſt fie doch den Beweis⸗ 
regeln nahe verwandt und ſomit prozeßrechtlicher Natur, auch 
wenn ſie, wie es häufig geſchieht, als eine Norm des materiellen 
Rechts bezeichnet wird (Stein⸗Jonas, BRD. 8 202 Abſ. I). Eine 
ſolche Rechtsvermutung bezieht ſich alſo auf das Verfahren, auf die 
richterliche Beweiswürdigung. Sie verbietet dem Richter, den Beweis 
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des Gegenteils zuzulaſſen, und bindet ihn an die Regel. Sie it ai 
in erfler Linie Verfahrensnorm, auch wenn fie ihren Platz nicht ie 
Verf. ſelbſt hat. Als Verfahrensnorm muß fie aber auf alle * 
Fälle Anwendung finden, die bei ihrem Inkrafttreten von der Ber 
fahrensregelung erfaßt werden, und das ſind vor allem die anhängige 
Fülle. Es liegt eben in der Natur der Sache, daß neue Verfahren. 
normen, ſoweit nicht ein beſonderes Verbot beſteht, ohne weiteres 75 
ein laufendes Verfahren eingreifen und es regeln. Ein Derbot , 
ſteht nicht. Infolgedeſſen muß die Rechtsvermutung des 8 36 RBG. 
i. d. Faſſ. des 5. Abänd®. v. 21. Dez. 1927 auch auf Fälle Anwendung 
finden, die am 1. Okt. 1927 noch im Spruchverfahren anhäng!b 
waren; das trifft im vorl. Falle zu. 

(Bays G., Urt. v. 25. April 1928, II MV 5613/26.) [8] 


* 

6. Der Anſpruch unehelicher Kinder auf Waifenrente 
unterliegt den Vorſchriften der 88 54, 111 RVG. auch dane 
wenn der Tod des unehelichen Vaters vor dem 1. Apr! 
1926 eingetreten iſt. 

(Be G., Urt. v. 2. März 1928, II AIV 114/27.) A. 


Verichtigungen. 


Das Grundbuch. Von Georg Krauſe und Dr. Rudolf Ziffer, 
Amtsgerichtsräten. (Heft IX von Dr. Pape: Die Gerichts“ 
praxis.) 2. Auflage. Berlin 1928. Verlag von Franz 
Vahlen. Preis 6,60 . 

Der in der Beſprechung JW. 1928, 2780 infolge eines Ver⸗ 
ſehens des Setzers unzutreffend mit Fiſcher angegebene Name de 

Mitverfaſſers Ziffer wird hiermit richtiggeſtellt. D. S. 


Der Beſprecher der Entſcheidungen des RG. in JW. 1928, 290000 
RA. Dr. Schwartz iſt davon ausgegangen, daß die Entſch. zu 
(3. Senat) an zweiter, die Eutſch. zu 2 (1. Senat) an erſter Stelle 
abgedruckt werde. Dementſprechend iſt die Anmerkung zu leſen; auf 
S. 2907 l. Sp. iſt zweimal an Stelle von „erſte Entſch.“ „zweile 
Entſch.“ zu ſetzen. 9 

Der Aufſatz von Reichsgerichtsrat a. D. Simonſon „A 
wertung von Einlagen von Arbeitnehmern“, JW. 1928, 2895, bezieh 
ſich vorwiegend auf die beiden obengenaunten im gleichen Heft ab, 
gedruckten RGeEntſcheidungen auf S. 2905/06. Verſeheutlich find ent 
ſprechende verweiſende Fußnoten unterblieben. 


Überſicht der Rechtſprechung. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen dieſes Heftes.) 


Heft 47. 


A. 
Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


8123 BGB. Drohung, den anderen ins Gefängnis zu bringen, 
nicht rechtswidrig. — Bereicherungsanſpruch bei abſtraktem Schuld⸗ 
ankrkeüntniss KG. an Ne 30001 

88 123, 249, 853 BG. Die Erfüllung eines vom Fordernden 
betrügeriſch zuſtande gebrachten Vertrages kann auch nach Ablauf 
der Anfechtungsfriſt und nach Ablauf der für eine Schadenserſatzforde⸗ 
rung gegebenen Verjährungsfriſt verweigert werden. RG. . . 29721 

SS 123, 278 Bach.; 543 VVG. Der Verſicherungsagent fagt 
dem Verſicherungsnehmer die Gewährung eines Hypothekendarlehens 
zu, veranlaßt ihn zur Unterzeichnung des dieſe Bedingung nicht ent⸗ 
haltenden Antrags und hält ihn vom Durchleſen des Textes ab; die 
dann einkaſſierten Prämien unterfdlägt er. Der Verſicherungsnehmer 
kann wegen Täuſchung gegenüber der Geſellſchaft anfechten; für den 
durch Unterſchlagung der Prämie des nichtigen Vertrages entſtandenen 
Schaden haftet die Geſellſchaft aus dem Geſichtspunkte der dem Agen⸗ 
ten zur Laſt fallenden culpa in contrahendo nach 8 278 BGB. nicht 
nach 831 ; “] ]⅛—o. DR 


anvertrauten öffentlichen Gewalt, wenn er einen anderen rechtswidrig 
feſtnehmen läßt. 3. Die Verjährungsfriſt des $ 852 BGB. beginnt erſt 


dann zu laufen, wenn der Verletzte von der B.amteneigenſchaft gem 
ieee e ,, 50 

88 853, 123, 249 V0 . Die Erfüllung eines vom Fordernden b £ 
trügerſſch zuſtande gebrachten Vertrages kann auch nad) Ablauf = 
Anfechtungsfriſt und nach Ablauf der für eine Schadenserſapfe 
rung gegebenen Verjährungsfriſt berweigert werden. RG. . . 2972 


Geſetz über den Verſicherungs vertrag. 


8 43 BTO.; 88 123. 278 BOB. Der Verſicherungsagent jagt ur 
Verſicherungsnehmer die Gewährung eines Hypothekendarlehens z - 
veranlaßt ihn zur Unterzeichnung des diefe Bedingung nicht enthalten 
den Ankrags und hält ihn vom Durchleſen des Textes ab; die dann ein 
kaſſierten Prämien unterſchlägt er. Der Verſicherungsnehmer kau 
wegen Täuſchung gegenüber der Geſellſchaft anfechten; für den be 
Unterſchlagung der Prämie des nichtigen Vertrages entſtandene. 
Schaden haftet die Geſellſchaft aus dem Geſichtspunkte der dem Agel 
ten zur Laſt fallenden culpa in contrahendo nach 5 278 B B., 975 
o u Ei ee he 29 


2. Derfahrensrecht. 
Konkursordnung. 


§ 240 Ubi. 1 Nr. 2 Kd. „Entnahme“ i. S. des § 240 RR: 
ee 298 
Armenanwaltsgeſetz. 1 
88 1, 2 Armanwch. Der Armenanwalt des Nebenklägers je 
keinen Gebührenanſpruch gegen die Staatskaſſe. OLG. Hamm 301 
b B. 
Strafrecht. 
1. Materielles Recht. 
Strafgeſetzbuch. 


§ 48 StB. Das bloße Anſuchen an einen anderen, etwas zu tun 
ſtellt kein Anſtiftungsmittel i. S. von $ 48 StB. dar. Hatte der and et 
gleichen Erſuchen früher bereits wiederholt entſprochen und gibt 


Juriſtiſche Base 
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57. Jahrg. 1928 Heft 48] 


emem neuen derartigen Anſuchen augenblicklich ſtatt, ſo iſt hieraus zu 
ließen, daß bei ihm von vornherein die vollſte Bereitwilligkeit hier⸗ 
zu beſtand, er alſo ſchon entſchloſſen war und zu ſeinem Tun nicht erſt 
deſtimmt werden konnte. AG. Dresden. 30045 
8 64 StGB.; 5410 StPO. Zuſtellung des Strafbefehls hebt 
nicht das Recht zur Strafantragsrücknahme auf. OLG. Dresden. 301370 
0 88 67, 68 Steh B. Die Erlaſſung, nicht die Zuſtellung einer Straf- 
erfügung' wirkt Verjährung unterbrechend. Die Verjährung beginnt 
mit dem Tage des Erlaſſes, iſt alſo ſchon mit Ablauf des Sälen 
01 


Vortages 3 Monate ſpäter vollendet. OLG. Karlsruhe 3 
8 879 SGB. Richtlinien für die Bildung einer Gefamiftrafe. 
t, „ e e eee 30002 


nach ſich ziehen konnte. NG, 
$ 157 Ziff. 1 St& B. Die Gefahr einer ſtrafgerichtlichen Verfol⸗ 
gung iſt ſchon dann gegeben, wenn ſich aus der Bekennung der Wahr- 
heit ein Verdacht ergibt. Iſt die ſtrafbare Handlung eine Beleidigung, 
ſo iſt zu beachten, daß eine Entſcheidung darüber, ob die Beleidigung 
auf Grund des 8193 StGB. ſtraffrei zu bleiben hat, in der Regel erſt 
nach Einleitung eines ſtrafgerichtlichen Verfahrens in dieſem getroffen 
Finn RL N 29795 
fi 88 157ff. StB. Die Bedeutung des Eides für die Wahrheits⸗ 
bndung darf im Falle der Verurteilung wegen Eidesverletzung, nicht 
ei der Strafzumelſung verwertet werden. R.. . 2976“ 
2 88 157 ff. StGB. 1. Zum Begriff der Fahrlaſſigkeit bei Falſcheid. 
„Verpflichtung der ſchwurpflichtigen Partei, ſich auf die beabſichtigte 
Leiſtung des Eides durch Benutzung geeigneter Erkenntnisquellen 
vorzubereiten. RG). 9777 


teilung der Satire. RGS. en: 1 
88 185 ff.: 193 StB. Zum Begriff der Kollektivbeleidigung. — 
Zu 193 StB. Bay db). u Te 29941 


98240 StGB. Es genügt, daß die angewandte Gewalt eine nur 
eee ee, ae ne ehe 298414 
B. 8 246 Steh. Den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über den 

dis, insbeſ. dem 9 855 BOB., kommt für die Frage, ob Gewahrſam 
rliegt, keine maßgebende Bedeutung zu. Bap o. „ . 29965 
U 8246 StGB. Unterſchlagung iſt die Zueignung fremder körver⸗ 
acher Sachen, die ſich in der katſachlichen Verfügungsgewalt des Zu⸗ 
ignenden befinden; Gegenſtand der Unterſchlagung von Geld Find 
ie einzelnen körperlichen Geldſtücke. Der Tatbeſtand der Unterſchla⸗ 
gung von Geld ſetzt einerſeits die Feſtſtellung voraus, daß die zu⸗ 
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geeigneten Geldſtücke im Zeitpunkte der Zueignung ſich im Eigentum, 
mindeſtens im Miteigentum eines anderen befanden, andererſeits einen 
Zueignungsakt des Täters. Bay Sb ... 29052 

8.266 Abſ. 1 Nr. 2 StB. Bevollmächtigter eines Bankkunden 
i. S. von § 266 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. iſt regelmäßig die Bank, nicht der 
einzelne Bankangeſtellte. RG hh). 298415 

8 267 StGB. Das Gebrauchmachen von einer falſchen Urkunde 
zu dem Zweck, eine ſchlechte Meinung über einen anderen hervorzurufen, 
enthält keine rechtswidrige Abſicht. R.. 298416 

88 267, 348, 275 St& B.; Ss 66ff. TabStG. Wertzeichen (Tabak. 
ſteuerbanderolen) find keine Urkunden. R. 298618 

8 284 StGB. Innerer Tatbeſtand. Der Irrtum über den Begriff 
Ausſpielung und Glücksſpiel ſowie über die Begriffe Zufall, Gewinn, 
Einſatz i. S. der Glücksſpielbeſtimmungen fällt nicht unter $59 StGB. 
Dresden He Rs ee 3005? 

8832 StGB. Die Erſtattung einer wahrheitsge mäßen Zeugen⸗ 
ausſage über eine amtliche Wahrnehmung fällt nicht in den Kreis der 
einem Polizeibeamten nach Geſetz oder Dienſtvorſchrift übertragenen, 
von ihm nur vermöge ſeiner amtlichen Stellung wahrzunehmenden Ob- 
liegenheiten. NMMMMMMWDwm ...d len 298517 

8 361 Nr. 6 StGB. a) 5 361 Nr. 6 StGB. iſt in der neuen Faſſung 
das mildere Strafgeſetz. d) Es iſt begrifflich keineswegs erfordert, daß 
die Sitte oder Anſtand verletzende oder andere beläſtigende Art und 
Weiſe der Aufforderung zur Unzucht unmittelbar in der formellen 
ſprachlichen oder gebärdlichen — Einkleidung der Aufforderung begrün⸗ 
det iſt. Sie kann auch in den Umſtänden liegen, unter denen, die Auf⸗ 
forderung erfolgt. o) Zum Begriffe der Offentlichkeit i. S. 8 361 Ziff. 6 
Sid hs 8 29965 

9 361 Ziff. 6, 6a StGB. i. d. Faſſ. des Geſ. v. 18. Febr. 1927. 
9 361 Ziff. 6 ſetzt voraus, daß die Sitte oder der Anſtand wirklich ver⸗ 
letzt worden iſt. Der Begriff „öffentlich“ hat das Publikum in ſeiner 
Allgemeinheit im Auge. In 8 361 Ziff. 6a bezieht ſich das Wort „ne 
wohnheitsmäßig“ auf den ganzen Tatbeſtand. OLG. Dresden 3007“ 

8367 Abſ. 1 Nr. 3 Et6B.; 8 264 SIFD. Da zum Feilhalten die 
Abſicht des Verkaufens gehört, bilden das Feilhalten und das Ver⸗ 
kaufen der feilgehaltenen Waren ein zuſammengehöriges Tim k. S. 
einer natürlichen Handlungseinheit; Feilhalten und Verkaufen i. ©. 
8367 Abf. 1 Nr. 3 StGB. find gleichwertige Begehungsformen diefer 
Übertretung; das Verkaufen von Arzneimitteln i. ©. 9 367 Abſ. 1 Nr. 3 
SGB. iſt nur eine Art des „Überlaſſens an andere“ i. S. dicſer Be⸗ 
ſtimmung (vgl. ObsZSt. 26, 83). Es iſt darunter ein entg ltliches 
Überlaffen an andere zu verſtehen. Das Überlaſſen an andere kann aber 
auch unentgeltlich erfolgen, und keinesfalls ift erforderlich, daß es ge⸗ 
werbsmäßig erfolge; ebenſo das Feilhalten. Bayobsch. . . . 29977 


Arbeitszeitverordnung. 

8 11 Arb 3d. v. 21. Dez. 1923 i. d. Tall. v. 14. April 1927. Die 
Notwendigkeit der rechtzeitigen Verſorgung der Bevölkerung mit Win⸗ 
terkartoffeln und die drohende Froſtgefahr begründen für den Kartoffel- 
großhandel kein Recht, die Arbeitszeit zu überſchreiten. Die freiwillige 
Arbeit bildet den Gegenſatz zu der pflichtgebundenen. OLG. Dresden. 

30085 
2. verfahrensrecht. 
Gerichts verfaſſungsgeſetz. 

88 176 ff. G8. Beleidigungen vor Gericht ſind nicht immer auch 

Ungebühr. OLG. Hamburg 3008 


Strafprozeßordnung. 

Verletzung des Grundſatzes bis in idem: Die rechtskräftige Ver⸗ 
urteilung wegen Vergehens gegen $ 147 Ziff. 3 Gew., begangen 
durch ein Flugblatt, ſteht der Strafverfolgung wegen Verſtoßes gegen 
$4 Unl WG., begangen durch dasſelbe Flugblatt, entgegen. OLG. 
Franui ; Re ee + 300810 

Verbrauch der Strafklage bei Verurteilung wegen e 

0161 


e 


8 23 StRO. Der Richter, der bei dem Urteil erſter Inſtanz mit⸗ 
gewirkt hat, iſt bei der Entſcheidung in der Reviſtonsinſtanz ausge⸗ 
ſchloſſen. OLG. Königsberg a 30152 

8 24 SD. Ablehnung eines Richters wegen Nichtgebrauchs der 
Anrede „Herr“ gegenüber dem Angeklagten. LG. Bamberg 3016“ 

867 StPO. Ein Teil der Hauptverhandlung, der wegen eines 
Verfahrensmangels wiederholt wird, verliert nicht jede verfahrensrecht⸗ 
liche Bedeutung. R.. 298751 


weiſe ein vom Berufungsgericht vermißter Beweis hätte geführt we 
Fenn e , é hw 298 


ſichtigen, wenn die Berufung auf das Strafmaß beſchränkt war. Das 
Revch. hat die Frage, ob cin ausreichender Strafantrag vorliegt, un. 


den Nachweis der menen zur Stellung des Sue 
or „2888 


3078 


Rechtſprechung 


— — Uůͤ—r ˙ -A 8 2 


§§ 200, 207 SED. Anklageſchrift und Eröffnungsbeſchluß find 
unzulänglich, wenn ſie nicht den geſchichtlichen Vorgang unter Hervor⸗ 
hebung der geſetzlichen Talbeſtandsmerkmale enthalten. Ablehnung von 
Rechtshilfeerſuchen auf Grund ſolcher unzulänglichen Anklagen und 
Eröffnungsbeſchlüſſe iſt gerechtfertigt. OLG. Braunſchweig 30111 
88 233, 229 StPO. Zeitpunkt der Antragſtellung. Legitimation 
des Verteidigers. OSG. Kiel 30142 
§ 244 SIPD. Vorausſetzungen der Ablehnbarkeit eines Antrages 
auf Vernehmung eines Sachverſtändigen. RG. 29882⁴ 
85 245 Abſ. 2, 244 Abſ. 2 Stpo. Zum Grundſatz der freien und 
der gebundenen Beweisaufnahme. Auch im Bereiche der freien Be⸗ 
weisaufnahme darf der Richter nicht willkürlich verfahren. 8 
2 
§ 261 Std. Auch gerichtskundige Tatſachen dürfen nicht ver⸗ 
wertet werden, ohne daß ſie zum Gegenſtande der Hauptverhandlung 
gemacht women ſind Baysb ss 8 29997 
$ 305, 233 Std. Entſcheidungen der erk. Gerichte über den 
Antrag des Angekl. auf Entbindung von der Verpflichtung zum Er⸗ 
er in der Hauptverhandlung unterliegen nicht der Beſchwerde. 
* 


Ek! SL 3011% 
8 310 StRd. Dem Beſchwerdegegner fteht, außer in Haftfachen, 
eine weitere Beſchwerde nicht zu. OSG. Dresden 301217 


88 313, 335 StPO. War der Angeklagte lediglich wegen einer 
Übertretung zu Geldſtrafe verurteilt, der wegen eines Vergehens 
verfolgte Mitangeklagte, bezüglich deſſen ſich der Angeklagte dem Ver⸗ 
fahren als Nebenkläger angeſchloſſen hatte, aber freigeſprochen worden, 
ſo ſteht dem dieſes Urteil in ſeinem Geſamtumfang anfechtenden An⸗ 
geklagten die Berufung zu. Hat er dieſes Rechtsmittel eingelegt, ſo 
kann er ſpäter nicht fordern, daß es, wenigſtens ſoweit ſeine Ver⸗ 
urteilung in Frage komme, als Reviſion betrachtet werden ſolle. OLG. 
Dresden: 8 e ee ee 3012¹⸗ 
88 318, 327 Sto. 1. Bei Fehlen zeitlichen Zuſammenhanges 
iſt die Einheitlichkeit des Vorſatzes für die Feſtſtellung eines Fort⸗ 
ſetzungszuſammenhanges beſonders zu begründen. — 2. Teilweiſe 
Rechtskraft. Nachprüfung des Prozeßhinderniſſes der teilweiſen Rechts⸗ 
kraft auf ſachlich⸗rechtliche Beſchwerde. Zweifelsfreiheit des Willens, 
das Rechtsmittel zu beſchränken. RG. 29 

„als StPO. Die Nachprüfung des Reviſtonsgerichts hinſichtlich 
der Bedeutung eines eingelegten Rechtsmittels iſt darauf beſchränkt, ob 
das Berufungsgericht ſich ſeiner Aufgabe, die Rechtsmittelerklärung 
auf ihren wahren Sinn zu unterſuchen, bewußt geworden iſt und ob die 
Auslegungsgrundſätze richtig angewendet wurden. BayObsG. 300° 

88 328 Abſ. 3, 354, 407 StPO. 88 28, 29 GVG. Hatte der Amts⸗ 
richter eine Sache allein verhandelt, ohne daß der Staatsanwalt bei 
Beantragung des Strafbefehls einen entfprechenden Antrag für den 
Fall des Einſpruchs geſtellt hatte, ſo kann das Reviſionsgericht, wenn 
es auf entſprechende Verfahrensrüge hin das Berufungsurteil wegen 
Verletzung von § 328 Abſ. 3 StPO. aufhebt, die Sache nicht unmittel- 
bar an das zuſtändige Schöffengericht zurückweiſen, ſondern muß 
dies dem neu mit der Sache zu befaſſenden Berufungsgericht über⸗ 
laſſen. OLG. Dresden . . 30131? 

§ 331 SPD, Wenn die Berufung auf das Strafmaß beſchränkt 
iſt und der Schuldſpruch ſomit rechtskräftig iſt, darf das Berufungs⸗ 
gericht nicht eine dem erſtinſtanzlichen Urteil zeitlich nachfolgende 
ſelbſtändige Straftat zur Rechtfertigung einer Straferhöhung heran⸗ 
ziehen MG 8 A 1 

§ 338 Nr. 8 Stpo. Der Einwand, daß der Angekl. in der Haupt⸗ 
verhandlung verhandlungsunfähig geweſen ſei, kann nicht erſt in der 
Reviſionsinſtanz erhoben werden. RG 2992 
§ 395 Abſ. 2 Stpo. Der 5395 Abſ. 2 SPD. verlangt, daß die 
ſtrafbare Handlung einen unmittelbaren Eingriff in die Vermögens⸗ 
rechte des Nebenklägers in ſich ſchließt. Ein ſolcher Fall iſt gegeben, 


wenn der Nebenkläger mit den Beerdigungskoſten belaſtet wird ghet 

die Ausſicht auf Gewährung des Unterhalts verliert. NG. . . 2. 
5 410 Stpd.; 5 64 StGB. Zuſtellung des Strafbefehls hebt her 

das Recht zur Strafantragsrücknahme auf. OLG. Dresden . 301 


Reichsgeſetz über Straffreiheit vom 14. Juli 1928. 
Reichsgeſetz über Straffreiheit v. 14. Juli 1928. Gewwerkſchaft⸗ 


liche Beweggründe ſind politiſchen nicht gleichzuſtellen. LG. 9015 
C. 
Steuerrecht. 


Reichsabgabenordnung. s 

85 76, 212 Abſ. 1 RAbgd. Nimmt ein Fin A. einen von ihm 
erlaſſenen Steuerbeſcheid zuruck, weil es zum Erlaß unzuſtändig wat, 
fo ſteht 876 dem Erlaß eines neuen Steuerbeſcheids durch das zun 
ſtändige Find, nicht enigegen, vielmehr iſt ein ſolcher bis zum Ablauf 
der Verjährungsfriſt nach $212 Abſ. 1 zuläſſig. RF . 3010 

Einkommenſtenuergeſetz 1923. 

88 7, 11 Ziff. 5, 13 Abſ. 1 Ziff. 8 EinkstGG. 1923. 1. Die ven 
tragswidrige Verwendung geliehener Gelder zu geſchäftlichen Zwecke 
berechtigt den Kaufmann, nur dann die Verpflichtung zur Rückzahlu 
als Geſchäftsſchuld in die Bilanz aufzunehmen, wenn das em fange 
Kapital von vornherein und ohne vorherige anderweitige Zwiſchel 
verwendung dem Geſchäfte zugefloſſen iſt. — 2. Ein Gewerbebetrie“ 
kann bei Spekulationsgeſchäften nur dann angenommen werden 
wenn die Spekulationslätigkeit als beſonderer Gewerbebetrieb 1 1 
außen erkennbar in die Erſcheinung getreten iſt. RF ũ . 301 


Rennwett⸗ und Lotteriegeſetz. 


8 17 Renn WettLottch. Dem Begriff einer Lotterie oder Ausſpie! 
lung ſteht das Verſprechen des Unternehmers an die Spieler I 
entgegen, den Einſatz der Nichtge winner, ſoweit die Anſprüche der Spiele! 
bis zu einem beſtimmten Termin angemeldet würden, im Wege grup N 
weiſer Ausloſung nach und nach zurückzuzahlen. Wenn ein ſolches 2 
ſprechen als in abſehbarer Zeit ausführbar und deshalb als ein ern 
lich gemeinter Beſtandteil des Spielplans angeſehen werden kann, 1 
iſt der als Einſatz anzuſetzende Betrag durch Schätzung nach $ 210 Abf. : 
RAbgO. zu beſtimmen; wenn nicht, ift der volle Erlös der Einfih 
dem Steueranſatze zugrunde zu legen. RS G.. 301 


Tabakſteuergeſetz. 


88 66 fl. TabStG. 88 267, 348, 275 Sic B. Wertzeichen (Tabak 
ſteuerbanderolen) find keine Urkunden. RG. 2986 


Branntwein monopolgeſetz. 


oo... 


$120 BranntwMonG. Die Vorſchrift enthält nur eine Ber, 
mutung für das Vorliegen des Hinterzie hungsvorſatzes. RG. 2987 
D. 
Sonftiges öffentliches Recht. 
Gewerbeordnung. 


88 16, 147 Ab}. 2 Gewd. Die polizeilich nicht genehmigte Errich⸗ 
tung einer Turbinenanlage iſt kein Zuſtandsdelikt. Die Verjährung? 
friſt beträgt 3 Monate feit der Errichtung. Einſtellung des Verfahreh 
Os. Breslau 300 


Bad, Verwaltungsrecht. 
88 74 Abſ. 5, 75 Abſ. 3 BadGemd.; 515 Bad VR Pfl.; 88 233ff- 
3PO. Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen Verſäummg 
einer Notfriſt im Dienſtſtrafverfahren. Bad Gd... 301 


Heft 48. 


A. 
Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 


Bürgerliches Geſetzbuch. 

88 133, 313 BGB. Auch bei formbedurftigen Rechtsgeſchäften iſt 
eine falſche Beurkundung unſchädlich. Als Inhalt des Vertrages gilt, 
was die Parteien übereinſtimmend gewollt haben. LG. an 

3067 


9 242 BGB. Ablehnung der „Verwirkung“ als Rechtsinſtitut; das 
lange Abwarten mit der Klage auf Aufwertung iſt nur einer der * 
9242 BGB. zu berückſichtigenden Faktoren. Die Frage, ob ein fest 
Stichtag für die rückwirkende Aufwertung anzuerkennen ſei, iſt en 
i. J. 1927 durch die Rſpr. des RG. geklärt. RSG. 3041 

8 242 868. Bei einem Aufwertungsanſpruch gegen den Erben 
des Schuldners ſind auch die Verhältniſſe des Schuldners ſelbſt zu 300 
achten , ee. 24.7. 303 


8323 BGB.; 513 Schwöeſchch. Auch bei dauernder völliger DE 
beitsunfähigkeit des Schwerkriegsbeſchädigten, ſofern dieſe eine Fol 
der Kriegsverletzung iſt, kann der Arbeitgeber nicht ohne Zuſtimm 
der Hauptfürſorgeſtelle kündigen. RU... o. 30 


7 


4 57. Jahrg. 1928 Heft 48] 


1 § 416 BGB. Die bei einer Reihe ungenehmigter Schuldüber⸗ 

nahmeverträge ausgeſprochene Genehmigung der letzten Schuldüber⸗ 

nahme macht den letzten Übernehmer zum perſönlichen Schuldner. 
„ 


8823 BGB. Schadenserſatzpflicht wegen Vereitelung der 95 
. B : 3068 


1. Beſtätigung einer 
unzuläſſigen Adoption; Haftung des Staates für den dadurch dem An⸗ 
genommenen entſtandenen Schaden. 2. Das bei der Entſtehung des 

chadens aus unerlaubter Handlung mitwirkende Verſchulden ſeines 
geſetzlichen Vertreters braucht der Geſchädigte nicht gegen ſich gelten 
zu laſſen; 8278 BGB. iſt nicht entsprechend anwendbar. RG. 30377 

- 81071 868.; 552 Abs. 1, 11 Aufm®. Durch die Abtretung einer 
mit einem Nießbrauch belafteten Hypothek wird dem Nießbraucher 
gegenüber weder die Berechnung ihres Goldmarkbetrages beeinflußt 
noch die Zuläſſigkeit einer erhöhten Aufwertung der geſicherten A: 

3⁰⁰ 


FC 


en on e e ie De De I 


wenn Ehebruch nicht feſtgeſtellt werden kann — dem anderen Ehegatten 
feht h auf . mag er auch ſelber gegen die Treupflich 


für ehelich erklärten Kindes, die gegen den Vater auf Herausgabe des 
Kindes mit der Behauptung klagt, die Chelichteitserklarung jet unwin⸗ 
ſam, darf nicht auf den Weg des $ 640 3 PO. verwieſen werben, DO), 
88 1811, 1807, 1808 BG. Anlage von Mündelgeld bei einer 
Genoſſenſchaft. ORG. Darmſtadt . . .. 3054 
81829 BGB. Die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung (3. B. 


nd. 
30542 


Auſwertungsgeſetz. 
mit 88.2 Abſz 1, 11 AufwGb.; 9 1071 BOB. Durch die Abtretung einer 
19 einem Nießbrauch belaſteten Hypothek wird dem Nießbraucher 
55 genüber weder die Berechnung ihres Goldmarkbetrages beeinflußt 
lich die Zuläſſigkeit einer erhöhten Aufwertung der geſicherten perſön⸗ 
hen Forderung ausgeſchloſſen. K oo. 3051! 


Rechtſprechung 


3079 


8 10 Abſ. 1 Ziff. 5, Abſ. 2 Aufw6.; 8242 BGB. Der nach Maß⸗ 
gabe der Entwicklung des Grundſtückswertes feſtgeſtellte innere Wert 
einer Kaufgeldforderung iſt nur einer der für die Bemeſſung des Auf⸗ 
wertungsbetrages in Betracht kommenden Faktoren, wenn auch u 
„ 052? 
AufwG. bezeichnete Wirkung auch haben, wenn ſie vom Grundbuch⸗ 
amt beanſtandet wurde und der Löſchungsantrag zurückgewieſen wor⸗ 
den iſt. OLG. Bres lan „ „ e 3 30573 

§ 28 Abf. 1, 2 Aufw®.; Art. I 81 Abs. AufwG.⸗Nov. Die 
Aufwertungshypothek des Zedenten, deſſen Hypothek auf den Zeſ⸗ 
ſionar umgeſchrieben iſt, iſt v. 1. April 1926 ab zu verzinſen. 5 

0408 


8 77 Aufiv®. ſchränkt die durch die durch § 69 begründete aus⸗ 
ſchlie ßliche Zuſtändigkeit der Aufwertungsſtelle ein. — 9 65 AufwG. 
findet auch Anwendung, wenn das Kontokorrentverhältnis ſchon vor 
Beginn der Geldentwertung beendet war. R. 30460 

Aufwertungsnovelle. 

816 AufwNov. Hat der Teſtamentsvollſtrecker die rechtzeitige 
Anmeldung ſchuldhaft verſäumt, ſo iſt ihm und dem Erben die Wieder⸗ 
einſetzung zu gewähren. „ Re 3041.0 

Durchführun gs verordnung zum Aufwertungs geſetz. 

Art. 18 Abſ. 2 Durchf. z. Aufw®. Anrechnung von Sach⸗ 
ee ee a EEE 30580 
Geſetz über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter. 

8 13 SchwBcihb.; 8323 BGB. Auch bei dauernder völliger 
Arbeitsunfähigkeit des Schwerkriegsbeſchädigten, ſofern dieſe eine 
Folge der Kriegsverletzung iſt, kann der Arbeitgeber nicht ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle kundigen. RArbc .. . . 3067 

2. verfahrensrecht. 


r r e Diak aeg 


8 109 ZPO. 95 nicht anwendbar auf Sicherheitsleiſtung durch 
OLG. Jena 8 


m ee Beikahr ae 


ländiſchen Scheidungsurteiles. NÖ. » » , , "ne . 304414 
$ 403 ZPD. Zum ordnungsmäßigen Antritt des Blutproben⸗ 
beweiſes in Aimenkenprozeſſen. LG. III Berlin . . 30651 


2 


Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. 

8 57 Nr. 3 576.; $ 1909 BB. Die Beſchwerde gegen Anord⸗ 
nung oder Aufhebung einer Pflegſchaft ſteht einem Ehegatten nur 
während der Dauer der Ehe zu. Tatſächliches Intereſſe gibt kein Be⸗ 
ſchwerderecht. RG... - .. 30531 

Gerichtskoſtengeſetz. 

8 10 Abſ. 4 GG. iſt auch auf die Regelung der Unterhaltspflicht 
des einen Ehegatten den Kindern gegenüber anwendbar. LG. 
Königsberg 30635 

8 90 Abſ. 3 GK G.; VO. v. 24. Dez. 1883. Siedlungsgeſellſchaften 
genießen keine Gebührenfreiheit. Polt 


3080 


Nechtsanwaltsgebühren. 


Im Altenteilsaufwertungsverfahren ſind die Rechtsanwaltskoſten 
nach der deutſchen Gebührenordnung für Rechtsanwälte, nicht nach 
der Landesgebührenordnung zu erſtatten. LG. Flensburg . 30652 


B. 
Strafrecht. 
Strafgeſetzbuch. 
§ 65 Abf. 2 StGB. Der geſetzliche Vertreter hat kein eigenes 
Antzaßstecht ß; A. Bee er 3,4920 
§ 157 Abſ. 1 Ziff. 1 StGB. Das Eingeſtändnis ehewidriger Be⸗ 
ziehungen kann je nach den Umſtänden ſehr wohl Veranlaſſung geben, 
das gleichzeitige ausdrückliche Abſtreiten des Geſchlechtsverkehrs als 
der Wahrheit zuwiderlaufend anzuſehen und damit die Gefahr der 
Strafverfolgung wegen Ehebruchs als gegeben erſcheinen Ay 40 5 
04 
8 157 Abſ. 2 StGB. Doppeldeutigkeit des Wortes „Verlobung“. 
r EN Tee. 304718 
§ 181 Abſ. 1 Nr. 2 StB. Unter dem Verhältnis „von Eltern 
zu Kindern“ iſt nicht ohne weiteres auch das Verhältnis von Stief⸗ 
eltern zu Stiefkindern zu verſtehen. Entſcheidend iſt, ob im Einzelfall 
eine gegenſeitige Verbundenheit und Familienzugehörigkeit beſteht, 
wie ſie zwiſchen den Eltern und ihren leiblichen Kindern eine natürliche 
Folge der Blutsverwandtſchaft zu bilden pflegt. Mit Auflöſung der 
Ehe hat ein ſtiefelterliches Verhältnis i. S. des 5 181 Abſ. 1 Nr. 2 
Sic für beendet züge 304719 
$ 235 StGB. kann als Objekt des Vergehens auch Perſonen haben, 
die der Großjährigkeit naheſtehen. Zum Begriffe der Entziehung und 
der Liſt. Bay ob... 5 3054! 
8 267 StGB. Eine ftrafbare Urkundenfälſchung liegt nicht vor, 
wenn eine geſchiedene Frau eine Quittung mit ihrem Mädchennamen 
unterzeichnet, um über ihre Verwandtſchaft mit einem anderen zu 
tauſchen. OLG. Dresden e 30631? 
$ 361 Abf. 10 StGB. Vorausſetzungen des § 361 Abſ. 10 StGB. 
Delle, f TE 306311 
§ 361 Ziff. 10 StGB. Unter welchen Vorausſetzungen darf ein 
Unterhaltspflichtiger ſich einer Operation zur Erlangung ſeiner Arbeits⸗ 
fähigkeit nicht entziehen. OLG. Königsberg.. . . . 306415 


Opiumgeſetz. 

Opium. v. 21. März 1924. Die Abgabe von Kokain und Mor⸗ 
phium ohne ärztliches Rezept durch einen Apotheker iſt nicht als Über⸗ 
tretung des 9 367 Ziff. 5 SIGB., ſondern als Vergehen gegen das 
OpiumG. v. 21. März 1924 ſtrafbar. OLG. Königsberg . 306414 


Strafprozeßordnung. 

88 57, 58, 61 SPD. Die ohne geſetzlichen Grund unterbliebene 
Beeidigung eines Zeugen ſtellt dann keinen beachtlichen Reviſionsgrund 
dar, wenn das Gericht ſchon der nichteidlichen Ausſage des Zeugen 
geglaubt hat. OLG. Dresden e 

88 395, 374, 403 StPD; 8 65 Abſ. 2 StGB. 1. Nach dem Tode 
des verletzten Kindes kann deſſen geſetzlicher Vertreter ſich nicht als 
Nobenkläger anfchließen. 2. Der geſetzliche Vertreter hat kein eigenes 
Aitrags tech ü 301920 


O. 

Steuerrecht. 
Einkommenſteuergeſetz. 

8s 7 Abſ. 2 u. 3, 52 Abſ. 1 Nr. 1 u. 2, 53 Abſ. 1 u. 2, 54, 70 
Abf. 1 u. 2, 89, 90, 92, 93, 102 Abſ. 3 Eink StG. a) Unter dem nach 
$54 abgerundeten Einkommen i. S. 8589, 90, 92 iſt das um den 
ſteuerfreien Einkommensteil und die Familienermäßigungen ver⸗ 
minderte Einkommen zu verſtehen. x d) Die nach 88 52 Abſ. 1 Nr. 2, 
53 Abſ. 2 zu gewährenden Familienermäßigungen dürſen auch bei 
Anwendung der feſten Sätze den Betrag von insgeſamt 8000 RM. 
nicht überſteigen. — c) Die Gewährung der Familienermäßigungen 
nach § 53 Abſ. 2 i. Verb. m. § 70 Abf. 2 hängt davon ab, daß das Ein⸗ 
kommen, nicht die Einnahmen, aus nicht ſelbſtändiger Arbeit das Ein⸗ 


kommen aus anderen Einkommensarten überſteigt. — b) Familien⸗ 
ermäßigungen bei Veranlagung nur des ſonſtigen Einkommens nach 
e ee e e en e 300682 


Kapitalverkehrſteuergeſetz. 

835 KapVerkstch. Ein Anſchaffungsgeſchäft liegt nicht vor, 
wenn ein Miterbe auf Grund einer teſtamentariſchen Teilungsordnung 
des Erblaſſers aus dem Nachlaß Wertpapiere der im 9 35 bezeichneten 
Art in Anrechnung auf feinen Erbteil übernimmt. Rö. . . 30712 

Erbſchaftſteuergeſetz. 

8 40 Erbſch sts. von 19195 54 RAbgO.; 85518, 607 BG. 

Die Umwandlung einer Forderung aus einem Schenkungsverſprechen 


Rechtſprechung 


in eine Darlehnsforderung iſt als Vollziehung des Schenkungen 
ſprechens jedenfalls dann anzuſehen, wenn das Schenkungsberſpg 725 
gerichtlich oder notariell beurkundet war. RF. 


Grunderwerbſteuergeſetz. 


8.8, Nr. 1 Grerwetch. Schenkt ein Ehemann ſein Grundfild 
ſeiner Ehefrau und wird über Übernahme der perſönlichen Oypothe + 
ſchulden nichts ausdrücklich vereinbart, fo ſpricht die tatſächliche gr 
mutung dafür, daß der Ehemann von den perſönlichen Schulden gu 
freit fein ſoll. Wird dieſe Vermutung nicht widerlegt, jo iſt au e 
nehmen, daß das Grundſtück unter der Auflage, daß die Chefre 
Schulden übernimmt, geſchenkt iſt. RF õ hh. e 

§ 12 Abf. 2 GrErwstch. Übernimmt der Käufer eines oz 
ſtücks gegenüber dem Verkäufer die Verpflichtung, ihn von einer S 
aus 9 951 Abſ. 1 BGB. zu befreien, jo bildet dieſe Verpflichtung ei 5 


Teil des für den Steueranſatz maßgebenden Veräußerungsbrr 
N b re „ e 2 
D. 

Sonſtiges öffentliches Recht. 

1. Reich. 

Reichs verfaſſung. 


Art. 23, 118 Ab}. 2 Verf.; 9 6 KinderſchutzG.; $ 33a Red. 
Verwaltungsbehörden der einzelnen Länder können die Mitwirkung 


O . 
3064 


gelten zu laſſen; 8278 BGB. iſt nicht entſprechend antocT 


Unfallfürſorgegeſetz. 


§1 Abſ. 3 unfallFürſch. v. 18. Juni 1901. Begriff der 910 
loſigkeit. g. Be. © 


Verordnung über die Fürſorgepflicht. 


8 7 Abſ. 1 u. 2 Fürs. Durch die probeweiſe Aufnahme ei 
Perſon in ein Kloſter wird für dieſe, wenn die endgültige Aufnah 
in dasſelbe nicht erfolgt, der gewöhnliche Aufenthalt in der Gemen 
des Sitzes der Kloſterniederlaſſung nicht begründet. Bay VGH. 3075 

Die Art. 14 und 16 der Württemb. AusfVO. zur Reichs Ve. 
über die Fürſorgepflicht v. 31. März 1924 (Württgeg Bl. 247) und die 
Art. 1 und 3 der Bayr. Vorl. Ausf VO. zur Reichs O. über 1 
Fürſorgepflicht“ v. 27. März 1924 (Bay BBl. 126) find mit 11 
Reichsrecht vereinbar. R. 304 


G —Iᷣlß— 2 


Reichs verſicherungdordnung. 

88 368 a —T MED.; Berliner Abkommen v. 23. Dez. 1913. gu 
Streite der Krankenkaſſen und Arzte. Wirkſame Kündigung? Une 
licher Druck des Arztevereins auf feine Mitglieder? Anſpruch des 
Krankenkaſſe auf Unterlaſſung? Die Anrufung des Bertragsausfhufl, 
durch den Kündigungsgegner (die Krankenkaſſe) hat unter Mitteil. 
der für den neuen Antrag angebotenen Bedingungen vor Ablau des 
Vertrags zu geſchehen, andernfalls auch nach den Beſtimmungen d 
Reichsarbeitsminiſters v. 14. Nov. 1924 keine Pflicht der Arzte hr 
ſteht, „einftweilen ihre Tätigkeit zu den bisherigen Bedingungen 105 
ee eee ee an 

Im übrigen ſiehe ſoziale Verſicherungsgeſetze S. 30721" 
Verſorgungsgeſ. S. 3073 u. 3075. 


2. Preußen. 
Zwangsauflöſungs verordnung. 5 
8 19UDf, SZWNRD. Die nach $ 19 Abf. 8 Za O. Verſorgungg 
berechtigten können Verſorgungsanſprüche auch auf Grund des Fer 
Abſ. 6 Zw VO. geltend machen, wenn die Vorausſetzungen die 
Beſtimmung erfüllt find. PrSA Fam). 307 


E. 
Juternationales Recht. 

Art. 13, 15, 17 diſch.⸗ruſſ. Nachtaßabt. 9 2369 BOB.; 
EGBGB. 1. Die Erbfolge nach einem im Ausland verſtor 
Sowjetruſſen in Anſehung eines in Deutſchland belegenen ie 
flücks richtet ſich, abweichend von Art. 25 EG., nach deutſchem Re 
2. Das deulſche Recht iſt auch für die formellen Vorausſetzungen . 
Erteilung eines gegenſtändlich beſchräukten Erbſcheins maßge 


cal ya 
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